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Vorwort. 



Die vorliegende Schrift beendigt die Aufgabe, 
welche ich mir während eines zwanzigjährigen Auf- 
enthalts in den Vereinigten Staaten gestellt hatte. 

Diese Aufgabe bestand darin, nach den Quellen 
den Einfluss nachzuweisen, welchen Deutsche auf die 
Entwicklung der amerikanischen Bepublik ausgeübt, 
und den Antheil zu erzählen, welchen sie an der 
Geschichte des Landes gehabt haben. Nachdem in 
meinen bisherigen Arbeiten Volk, Generale und Sol- 
daten in ihrer Stellung zu den Ereignissen beschrieben 
waren, blieb mir nur noch übrig, meine Forschungen 
mit der Darlegung des Verhältnisses Friedrichs des 
Grossen zu den Vereinigten Staaten zu beschliessen. 

Was ich in amerikanischen Quellen darüber ge- 
funden hatte, habe ich Ende 1864 in der Monats- 
schrift „Deutsche Jahrbücher" von H. B. Oppen- 
heim veröffentlicht. In ihrer gegenwärtigen Umar- 
beitung ist meine Darstellung aus den handschriftlichen 
Schätzen des hiesigen Geheimen Staatsarchivs bereichert 
imd ergänzt worden. Die hier behandelte Frage hat 
durch ihre theilweisen Beziehungen zur Gegenwart 
ein erhöhtes Interesse gewonnen. Ich glaube deshalb 
ftir den Anhang, welcher dem streng geschichtlichen 
Theile folgt, keiner besondem Rechtfertigung zu 
bedürfen* 

Von meinen gedruckten Quellen nenne ich als die 
wichtigsten die Diplomatie Correspondence of the 
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Unüed States of America front 1776 — 1783, 12 Vol., 
Washington 1833, und die Diplomatie Correspondence 
from 1783—1789, 3 Vol., Washington 1837, femer 
die Lebensbeschreibungen und Gesammelten Schriften 
von Franklin, John Adams, Jefferson, Washington und 
Arthur Lee. 

Ob die Washingtoner Staats- Archive über die von 
mir geschilderte Zeit werthvolle, bisher noch nicht ver- 
öffentlichte Papiere besitzen, weiss ich nicht, glaube 
es aber kaum. Nach meinen, bei früheren Gelegenheiten 
dort gemachten Erfahrungen habe ich mich nicht ver- 
anlasst gefunden, mich noch einmal vqn unwissenden 
Beamten unter falschen Vorwänden abweisen zu lassen. 

Dagegen kann ich die Liberalität, mit welcher mir 
die Benutzung des hiesigen Geheimen Staats* Archivs 
gestattet wurde und die freundliche Unterstützung, die 
ich dort gefunden, nicht genug anerkennen. Vor Allen 
sage ich den Herren Geh. Archiv -Räthen Friedländer 
und V. Moemer meinen verbindlichsten Dank für die 
Förderung, die sie mir in so reichem Masse haben zu 
Theil werden lassen. 

Herrn George Bancroft bin ich für zahlreiche, mir 
schon früher freundlichst mitgetheilte Abschriften aus 
den englischen Archiven besonders verpflichtet. Die- 
selben sind, wenn angeführt, als St. P. O. (State Paper 
Office) bezeichnet. 

Die Schreibweise des Königs und der nicht über- 
setzten Dokumente ist unverändert beibehalten, 

Berlin, 22. Februar 1871. 

Friedrich Kapp. 



S. 64 Z. 3. T. n. Ua9 aucun statt ^nue^ne. 

S. »8 E, 7. ▼. o. Um NmOroHm itaU Ntionaliiät. 



Friedrich der Grosse 



und die 



Yereinigten Staaten yon Amerika. 



JLiie Stellung Friedrichs des Grossen zum amerika- 
nischen Unabhängigkeitskriege und sein späteres Verhält- 
niss zu den Vereinigten Staaten ist in der bereits zu einer 
Bibliothek herangewachsenen Literatur über den König nur 
beiläufig oder gar nicht erörtert. Allerdings nehmen diese 
Beziehungen einen blos untergeordneten Rang in seiner 
auswärtigen Politik ein. Die Gründe dafür liegen auf offe- 
ner Hand, Einmal berührten sich die Interessen Preussens 
und des fernen Welttheils zu wenig, dann aber war der 
zu jener Zeit bereits alternde Friedrich zu sehr mit näher 
liegenden Plänen beschäftigt, als dass ihm ein Eingreifen 
in den amerikanischen Krieg oder eine vorschnelle An- 
näherung an die junge transatlantische Republik und über- 
haupt ein Erfassen neuer, weit aussehender politischer 
Aufgaben rathsam erschienen wäre. Kurz vor dem Aus- 
bruch der amerikanischen Revolution war es die Sicherung 
des bei der ersten polnischen Theilung erworbenen Be- 
sitzes — die russisch-orientalische Politik — , während des 
Kampfes aber der bairische Erbfolgekrieg — die deutsche 
Politik — , welche alle verfügbaren Kräfte und die unge- 
theilte Aufmerksamkeit des Königs in Anspruch nahmen. 

Oleichwohl ofieubart sich in seinen spärlichen Beziehungen 
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sich bei dem Ausbruch des österreichischen Erbfolgekricges 
aus Furcht vor dem Verluste Hannovers mit Maria Theresia 
und widerricth ihr dringend, sich mit Friedrich zu ver- 
gleichen, so dass er diesen auf die Seite Frankreichs 
drängte. Die Besitznahme und Behauptung Ostfrieslands 
durch den König von Preussen vergrösserte nur noch die 
zwischen beiden Fürsten herrschende Gereiztheit, und wenn 
England auch während des zweiten österreichischen Erb- 
folgekrieges im Sommer 1745 von dem Bunde gegen Frie- 
drich zurücktrat, ja sogar später den Frieden mit der 
Kaiserin vermittelte, so wurde dadurch das persönliche 
Misstrauen der beiden Könige gegen einander nicht ge- 
mildert. Auch nach dem Frieden von Aachen glaubte 
Georg den bereits zu europäischer Bedeutung gelangten 
preussischen Herrscher durch Subsidien ködern, im Uebrigen 
aber ihm seinen Platz neben dem König von Sardinien an- 
weisen zu können. Um Preussens Ehrgeiz in Schach zu 
halten, wollte das englische Kabinet den Erzherzog Joseph 
schon 1749 zum römischen König wählen lassen. Zwischen 
1748 und 1756 erweiterte sich durch das rücksichtslose 
Vorgehen Englands zur See die Spannung der beiden ver- 
wandten Höfe, und während dieser ganzen Zeit hielten sie 
nur ausnahmsweise Vertreter bei sich beglaubigt. Erst 
' nach eingetretener Erkaltung der Beziehungen zwischen 
England und dem Wiener Hofe und beim Herannahen des 
siebenjährigen Krieges näherte sich Georg nothgedrungen 
wieder seinem Neffen und, hoffend durch ihn Hannover 
gegen die grosse europäische Koalition zu schützen, schloss 
er 1756 zu Westminster den Neutralitätsvertrag mit Frie- 
drich, nachdem er ihm noch unmittelbar vorher Russland 
hatte auf den Leib hetzen helfen» Zu gleicher Zeit spielte 
Georg sein doppeltes Spiel mit der Kaiserin und suchte 
diese zum Frieden zu bestimmen, während er Friedrich 
seiner unwandelbaren Bundestreue und Freundschaft ver- 
sicherte. 
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Erat mit Pitt's zweitem EiDtvitt in'e MiniBteiium zeigte 
sich die englische Politik wieder von höheren nationalen 
Gesichtspunkten beherrscht. Pitt versuchte Englands anie- 
rikanischc Kolonien gegen die Franzosen durch Friedrich 
in Deutschland zu vertheidigen. Wie er 1758 den his- 
lierigcn Neutralitätsyertrag zum Londoner Suhsidienverlrag 
erweiterte, so hielt er, wahrlich nicht zu seines Vaterlandes 
ticbaden, während der letzten Regierungsjahre Georg'a treu 
an dem tapfern Bundesgenossen fest, Georg's III. Thron- 
besteigung und die Ernennung Bute's zum Minister des 
Auswärtigen (October 1761) änderte dieses für beide Theile 
so günstige Yerhältniss mit einem Schlage. Selten ist wohl 
ein Bundesgenosse schmählicher im Stich gelassen, ja ver- 
rathcu worden, als Friedrich vom Ministerium Bute. Es 
verweigerte ihm, als er sich gerade in der äusaersten Noth 
befand, die Subsidieu flii- 1763, ja e» vergase sieb soweit, 
Maria Theresia, um ihre Freundschaft gegen Frankreich 
zu gewinnen, die seinem zeitigen Verbündeten gehörige 
Provinz Schlesien, den ursprllnglieben Streitgegenstand des 
Krieges in Deutschland, als Entschädigung auzubieten. 
Nicht zufrieden damit, suchte es Peter III. von seiner Be- 
wunderung Friedriclis abzubringen und zur Erreichung 
dieses Zweckes des Kaisers Umgebungen mit 100,000 Pfund 
zu bestechen, Peter selbst aber mit der preussisehen Pro- 
vinzPreussen zu gewinnen, W'clehes schnüde Angebot dieser 
natürlich sofort dem von ihm bewunderten Freunde mit- 
theilte. Das engherzig aristokratische euglisebe Kabinct 
glaubte, den König wie einen Fürsten dritten Ranges nn- 
gostraft auf die Seite schieben oder wie einen armseligen 
Stipendiarius misshandeln zu können; allein es lernte bald 
erkennen, das» es sieh in Friedrich verrechnet hatte. Der- 
selbe stolze und auf sich vertrauende Mann, der in der 
allerschwierigsten Zeit des Krieges, wo die Aussiebten auf 
seinen Untergang die llotfnung eines endlieUen Erfolges 
zehnfach überwogen, jenen bcrühnilen Brief an Pitt schrieb. 
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dass er sich nur durch zwei Grundsätze leiten lasse, durch 
die Ehre, welche ihm einen Zoll breit Landes zu opfern 
verbiete, und durch das Interesse seines Staates, welches 
ihn den letzten Blutstropfen für den Ruhm und das Wohl 
seines Volkes zu vergiessen zwinge, — dieser eherne Cha- 
rakter Hess sich von seinen Bundesgenossen keine Gesetze 
vorschreiben. Als Bute die Gewährung fernerer Subsidien 
von beschränkenden, ja lächerliehen Bedingungen abhängig 
machen wollte, rief Friedrich voller Entrüstung: „Dieser 
Engländer bildet sich ein, dass Geld Alles vermag, und 
dass es nur in England Geld giebt," und er führte den 
Krieg ohne Bute's Hülfe siegreich zu Ende. 

Auch nach dem Pariser Frieden, dessen Bestimmungen 
theilweise absichtlich verletzend für Preussen abgefasst 
waren und deshalb neues Oel in die Flammen gössen, be- 
harrte England bei seinem Hass gegen Friedrich; ja es 
versäumte bis zum Ausbruch der amerikanischen Revolution 
keine Gelegenheit, ihm denselben zu zeigen. Unter Pitt 
hatte es verstanden, dass die freiheitliche Entwicklung 
Europa's auf dem Spiele stand, wenn Russland, Frankreich 
und Oesterreich vereinigt waren, und sich deshalb im 
eigenen Interesse an Preussen angelehnt. Bute und seine 
Nachfolger stellten sich aber die an sich unmögliche Auf- 
gabe, Russland und Oesterreich zu gewinnen, Frankreich 
zu vereinzeln und Preussen von dem europäischen Konzert 
ganz auszuschliessen. Es war nach dem siebenjährigen 
Kriege eine Abgeschmacktheit, so zu thun, als ob Friedrich 
der Grosse gar nicht in der Welt wäre. Dadurch aber, 
dass England denselben in andere Verbindungen hinein- 
drängte und namentlich Russland in die Arme trieb, hat 
es der europäischen Politik für fast ein volles Jahrhundert 
eine unnatürliche Richtung angewiesen und , ohne die eng- 
lische Bedeutung nur zu erhöhen, Russlands Einfluss und 
Uebergewicht erst geschaffen. England feierte während 
des ganzen, dem siebenjährigen Kriege folgenden Jahr- 
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zehnts nur einen einzigen unbedeutenden Triumph über 
Friedrich. War es ihm nicht möglich gewesen, sein Btind- 
niss mit Katharina IL zu untergraben, so gelang es ihm 
endlich doch, die russische Kaiserin dahin zu bewegen, 
dass sie bei der Theilung Polens den preussischen An- 
sprüchen auf den Besitz von Danzig entgegentrat und da- 
durch einen der Lieblingswünsche des Königs vereitelte. 
Russische und englische Eifersucht trafen hier in ihrer 
Feindschaft gegen die Machtvergrösserung und den Handel 
Preussens zusammen, denn sonst wäre England, das da- 
mals kein Gewicht und keinen Einflnss auf die Angelegen- 
heiten des Kontinents ausübte, auch in diesem Falle schwer- 
lich durchgedrungen. 

Diese seit Jahrzehnten bestehende Erbitterung erklärt 
Friedrichs Stellung zu England beim Ausbruch des ame- 
rikanischen Kevolutionskrieges. 

Neben ihrem Hass hatten die englischen Diplomaten 
eine heimliche Angst vor des Königs geistiger Ueberlegen- 
heit und diplomatischer Verschmitztheit. Für fast jeden 
Fehlschlag, der ihre Politik traf, wurde er verantwortlich 
gemacht. So schrieb ihm Sir J. Harris, der spätere Lord 
Malmesbury, am 9. Dezember 1775 ganz mit Unrecht die 
Schuld davon zu, dass die englischen Versuche zur Er- 
langung eines russischen Hülfskorps gescheitert seien und 
in einem andern Briefe meinte er, die Art und Weise, wie 
Se. preussische Majestät die Geschäfte besorge, sei eine 
so geheimnissvolle, dass, wenn er seine politischen Pläne 
zu verbergen wünsche, er stets die Wachsamkeit und Nach- 
forschungen der erfahrensten Personen getäuscht habe. 
Suflfolk fürchtete von Anfang an, da«s Friedrich sich durch 
Ueberlassung preussiseher Offiziere an die Amerikaner am 
empfindlichsten für die ihm zugefügten Beleidigungen rächen 
würde ; kurz, alle englischen Minister und Diplomaten hat- 
ten beim Ausbruch des Krieges ein böses Gewissen und 
deshalb grosse Furcht vor Friedrichs Rache. Dieser schickte 
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nun zwar keine Offiziere nach Amerika, um die in der 
Kriegskunst unerfahrenen Republikaner einexerziren zu 
lassen, denn er wurde von Niemandem darum angegangen ; 
allein er nahm von Anfang an einen, absichtlich zur Schau 
getragenen, freundschaftliehen Antheil an ihren Erfolgen. 

Lediglich auf Grund seiner engherzigen und unge- 
schickten Politik hatte jetzt England den Amerikanern 
gegenüber keinen einzigen Freund und Bundesgenossen, 
sondern nur offene und geheime Feinde. „Ganz Europa" 
— konnte Franklin am 9. April 1777 mit Recht nach Hause 
schreiben — „wünscht England gedemüthigt, denn es hat 
alle Nationen durch seine zu Zeiten des Glücks bei jeder 
Gelegenheit an den Tag gelegten Anmassungen gekränkt." 

Wessen sich übrigens selbst die damalige englische 
Opposition zu Friedrich versah, ist ganz allerliebst durch 
Benjamin Franklin's „Edikt des Königs von Preussen" 
charakterisirt, in welchem der berühmte Quäker, die will- 
kürliche Besteuerung der Kolonien durch das Mutterland 
verspottend, den preussischen König auf den Rechtstitel 
hin, dass das gegen wäi'tige England von Hengist und Uorsa 
und anderen deutschen Häuptlingen gegründet worden, 
Zölle in England zu erheben, Ausfuhrartikel zu verbieten 
und seine Verbrecher dahin zu deportiren befiehlt. Datiii; 
war dies sogenannte Edikt voYn 25. August 1773 aus Pots- 
dam und gegengezeichnet vom Sekretär Rechtmässig. „Ich 
war bei Lord de Spencer, " schrieb Franklin am 6. October 
1773 an seinen Sohn William (Works VHI, 89—91), „als 
der Chronicle das angebliche Edikt brachte. Herr Paul 
Whitehead stürzte mit der Zeitung in der Hand, athemlos 
in's Zimmer und rief, sich an mich wendend: ,Hier sind 
Neuigkeiten für Sie, der König von Preussen macht An- 
sprüche auf unser Land«^ Alle starrten ihn sprachlos an. 
Als Whitehead zwei oder drei Sätze gelesen hatte, rief 
einer der Anwesenden : ,Verdammt sei seine Unverschämt- 
heit, mit nächster Post werden wir hören, dass er mit 
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100,000 Mann auf dem Marsche ist, seine angeblichen An- 
sprüche zu unterstützen/ Whitehead merkte aber weiter- 
lesend bald den Spass und meinte, das sei einer meiner 
Yankee -Witze gegen England." 

So verhasst Friedrich den englischen Tories, so ver- 
dächtig er der Opposition und so populär er beim Volke 
des Mutterlandes war, so gab es zu gleicher Zeit in den 
Kolonien Amerika's keinen beliebtem Fürsten, als den 
König von Preussen. Er galt ihnen, seit Pitt ihn im In- 
teresse der europäischen Kriegsführung seinen Engländeni 
als Helden des Protestantismus (!) ausgerufen hatte, als 
der Vorkämpfer ihres Glaubens gegen den Papismus, gegen 
die finsteren Mächte des Mittelalters, und im Einklang 
mit den Bürgern Alt-Englands beteten die Puritaner Neu- 
Englands für den Erfolg seiner Waffen und feierten die 
Siege des atheistischen Königs als nationale Erfolge, — 
„denn seine Siege," sagte Mayhew von Boston, „sind un- 
sere eigenen." In den mittleren Staaten, namentlich New- 
York und Pennsylvanien , war die Bewunderung für den 
König nicht minder allgemein. Selbst die Nachkommen 
der eingewanderten Deutschen fühlten sich durch ihn ge- 
hoben und jubelten über seine Siege, besonders den bei 
Kossbach; war er doch eine Demüthigung jener über- 
müthigen Franzosen, von welchen ihre Eltern und Vor- 
eltern am Rhein und in Schwaben aus Haus und Hof ver- 
trieben worden waren. Noch heute giebt es im Innern 
Pennsylvaniens und selbst in Philadelphia Wirthshäuser 
„Zum König von Preussen", und auf den oft verwitterten, 
oft neu angestrichenen Schildern über dem Eingang, so- 
wie an den bestaubten und vergilbten alten Bildern im 
Zimmer findet sich Friedrich in derselben historischen 
Tracht mit dem dreieckigen Hut und dem Krückstock 
wieder, in welcher er auch in den Dörfern der Heimath 
bewundert wird. 

Allein auch die leitenden Geister der amerikanischen 
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Revolution betrachteten den König als einen der Ihrigen, 
hatten sie ihn doch von ihrer ersten Jugend an als Bundes- 
genossen und vorzugsweise protestantischen Glauhenshelden 
verehren gelernt. Er galt in ihren Augen als der Schieds- 
richter und weiseste Mann Europa's, als der Fürst, der 
schon vermöge seiner geistigen Ueberlegenheit und der 
vermeintlichen Gleichheit seiner Ziele auf ihrer Seite 
stehen müsse. Zeitgenössische Reden und Pamphlete ver- 
gleichen sogar hie und da die Bedrängniss der jungen 
Republik mit den Verlegenheiten des Königs im sieben- 
jährigen Kriege, und ermahnen die Hörer und Leser, aus 
seiner Standhaftigkeit und Tapferkeit den Muth zum Aus- 
harren und zur Durchführung des Kampfes zu schöpfen. 
Mit besonderer Vorliebe wurde während des Krieges jede 
Aeusserung des Königs gegen England, jede Massregel 
gegen die seelenverkaufenden deutschen Fürsten geschäf- 
tig verbreitet und übertrieben. Washington nennt es in 
einem Briefe an Lafayette die höchste denkbare Ehre, 
von einem so grossen Staatsmann und Feldherrn, wie 
Friedrich, ehrenvoll empfangen zu werden. Franklin er- 
findet sogar Anekdoten, wie die oben erwähnte, um die Eng- 
länder zu ärgern oder um des Königs Theilnahme für die 
kämpfenden Kolonien zu beweisen, wie dessen angebliche 
Aeusserung, dass eigentlich von den durch Minden ziehen- 
den Hessen der Viehzoll erhoben werden sollte. Greene, 
nach Washingto'n der bedeutendste Revolutionsgeneral, 
rühmt sich einmal in einem Briefe an Steuben, dass er 
durch ein geschickt angelegtes und ebenso geschickt aus- 
geführtes Manöver sogar des Beifalls Friedrichs sicher zu 
sein glaube. Steuben fand deshalb von Anfang an ein 
so geneigtes Ohr für seine Reformen, weil er Adjutant 
und Schüler des Königs gewesen war, also seine Sache 
gründlicher denn jeder Andere verstehen musste. JeflFer- 
son spricht in seinen, Mitte der achtziger Jahre in die 
Heimath geschriebenen Briefen von Friedrichs damals be- 
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Yorstebendein Tode wie von einem weltgeschichtlichen 
Ereigniss, von einem europäischen Unglück. Noch heute 
glaubt man in Amerika allgemein — so schnell bemäch- 
tigt sich der Mythus populärer Gestalten — , dass Friedrich 
seiner Anerkennung Washington's durch Uebersendung 
eines Ehrendegens Ausdruck verliehen habe; ja selbst 
wissenschaftliche Zeitschriften wiederholen gläubig diese 
Fabel, die sich, wie es scheint, auf die Thatsache stützt, 
dass der preussische Waffenschmied Theophilus Alte in 
Solingen Washington einen selbstgearbeiteten schönen 
Säbel mit einer bewundernden Inschrift schenkte. 

Uebrigens hat sich bis auf den heutigen Tag, im 
bewussten Gegensatz zu England, in der amerikanischen 
Geschichtsschreibung die ehrende und gerechte Würdigung 
des Königs erhalten. Man vergleiche zum Beweise Ban- 
croft's meisterhafte, in einigen kühnen Strichen hingewor- 
fene Charakteristik Friedrich's, die in jedem Worte vom 
Verständniss des Königs und seiner Zeit zeugt, mit der 
oberflächlichen Karrikatur Macaulay's, die nichts als ein 
Pasquill des Verfassers auf sich selbst ist, da sich in ihr 
die Geschichtsschreibung zum Skandal und Klatsch er- 
niedrigt. 

Doch sei dem wie ihm wolle, Friedrich suchte selbst- 
redend den Krieg Englands mit seinen Kolonien möglichst 
im eigenen Interesse auszubeuten. Er erwartete nament- 
lich für den Handel von Ostfriesland grosse Vortheile aus 
demselben zu ziehen. Diese Provinz, etwa 54 Quadrat- 
meilen gross, mit nahezu 100,000 Einwohnern, war erst 
1744 an Preussen gefallen; ihr Handel hatte seitdem den 
besondern Gegenstand der Fürsorge des Königs gebildet. 
Durch ihre Lage an der Nordsee und einige nicht un- 
bedeutende Häfen war sie geeignet, Preussen einen wenn 
auch bescheidenen Antheil am Weltverkehr zu sichern. 
Zugleich zielten Friedrich's Bemühungen unausgesetzt da- 
hin, durch die Hebung Ostfrieslauds den Handel der 
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Übrigen Provinzen, namentlich den Absatz schlesischer 
Leinwand, zu erweitern, für sich selbst aber wohlfeilem 
Taback aus Amerika zu beziehen. Bereits 1751 hatte er 
Emden zum Freihafen erhoben und dort 1750 eine asia- 
tische, 1753 eine bengalische Handelsgesellschaft für den 
deutschen Ausfuhr- und Einfuhrhandel gestiftet, maritime 
Eintagsfliegen, die natürlich bei dem ersten politischen 
Sturm im siebenjährigen Kriege spurlos von der See ge- 
fegt wurden, allein immerhin beachtenswerthe Versuche, 
welche freilich mehr von dem guten Willen als von der 
Einsicht des Königs in die unerlässlichen Grundbedingun- 
gen des Seehandels zeugen. Nach dem Scheitern dieser 
hochfliegenden Pläne versuchten die Kaufleute von Emden, 
Leer und Norden, in der einmal eingeschlagenen Bahn 
sich weiter zu bethätigen. Sie expedirten sogar Schilfe 
nach China, Ostindien und Amerika und erreichten die 
Höhe ihres Scheinglanzes beim Ausbruch des amerikani- 
schen Krieges, wo sich die Holländer und theilweise auch 
die Bremer der neutralen preussischen Flagge für ihre 
Frachten bedienten. Wenn Friedrich, durch die Er- 
fahrungen des siebenjährigen Krieges gewitzigt, sich seit- 
dem überzeugt hatte, dass mit Wiedereintritt des Friedens 
das natürliche Verhältniss wieder eintreten würde, so war 
ihm doch dieser unerwartete Aufschwung des ostfriesischen 
Handels sehr willkommen. Er hatte ihn noch jüngst auf 
den Rath seines Handelsministers Schulenburg, der hier 
eine bisher vernachlässigte Quelle unerschöpflicher Reich- 
thümer zu finden glaubte, durch Ermunterung des Härings- 
fangs zu heben gesucht und bot seitdem Alles auf, den 
Handel Amsterdams wenigstens zum Theil nach Emden 
zu ziehen und diesen Hafen zu einem grossen Weltmarkt 
zu erheben. Dieser Plan schien aus dem Grunde nicht 
unausführbar, weil mit der Losreissung der Kolonien vom 
Mutterlande, welches bisher den Handel nach Amerika 
niouopolisirt hatte, derselbe erst der Konkurrenz der 
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übrigen eurupäiscbeii Völker geüffoet wurde, uud weil 
Preussen bisher schon verschiedene Artikel, wie Leinwand 
undEiseuwaaren, UbcrEngland nachÄuienka exportirt hatte. 

Silas Deane, bekanntlich der erste Agent, den der 
Kongress zur Anknüpfung diplomatischer und kommei-- 
zieller Verbindungen nach Paris sandte, war im Sommer 
1776 kaum dort augekommen, als er sich mit dem preus- 
aischcn Haudelsageuten Monttcssuy in Verbindung setzte 
und bei ihm anfragte, ob er für die Vereinigten Btaaten 
Waffen und Munition aua Preussen beziehen könne. Mont- 
tessuy, ein der französischen Kolonie angehörender Ber- 
liner, diente dem Künig seit 1771 in genannter Eigen- 
schaft in Paris. Er war thätig und rührig, aber etwas 
zu eifrig und hitzig, so dass der preussische Handels- 
minister Sehulenburg von ihm sagte, er sei ein sehr 
brauchbarer Mauu, den mau aber kurz halten müsse, da- 
mit er seine Aufträge nicht überschreite. Ohne sich nur 
nach den Mitteln der möglichen Ausführung eines der- 
artigen Auftrages zu erkundigen, hatte er nichts Eiligeres 
zu thun, als unterm 29. Juli 177(i die ihm gemachten 
Anträge dem König zu melden und ihm einen amerikanisch- 
preussischen Handelsvertrag vorzuschlagen. 

„Was den Handel mit Amerika anlangt — schreibt 
dieser am 9. August 1770 an Schulenburg — so ist da- 
bei ein biachen viel zu hazardiren, denn wenn die SchÜTTe 
genommen werden, so ist das ein grosser Schaden. W^enu 
er (Monttessuy nämlich) aber virginische Tobacksb latter 
zum Behuf meiner Tobacksadministration auf eine sehr 
Tortheilhafte Weise und dass solche nicht zu theuer wie 
bisher zu stehen kommen, vou drther verschaffen will, so 
ist deshalb eher etwas zu machen. Ich habe Euch hier- 
durch auftragen wollen , wenn Ihr zuvor mit meinem 
Geheimen Finanzralh Magusch wegen des Preises <les 
virginischenTobacksEuch näher coneertiret,denMonltes»iiy 
darnach zu bescheiden. " 
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Die königliche Tabacksadministration verbrauchte da- 
mals jährlich 2000 Fässer oder Oxhoft amerikanischen 
Tabacks, der in Folge der in den Kolonien ausgebrochenen 
Unruhen natürlich mit jedem Tage theurer wurde, und 
1776 schon kaum mehr in englischen und franz()sischen 
Häfen zu haben war. Im Jahre 1773 hatte man in London 
bezahlt per Pfund braun langblättrigen Virginia 2^/^ d., 
gelben Marylander 27/g d., mittlem Swiccut 2^/,^ d., beste 
Swiccut 29/i6 d., feinen Lux 2'^jg d., feinen gelben Maryland 
3 d. und York River Swiccut ebenfalls 3 d. Sterling. 

Schulenburg legte unterm 12. September 1776 Mont- 
tessuy die folgenden, von dem Geheimen Finanzrath Ma- 
gusch gestellten und von dem amerikanischen Agenten 
zu beantwortenden Fragen mit dem Bemerken vor, dass 
man sich auf einen Verkauf von Waffen und Munition 
nach Amerika nicht einlassen könne, dass man dagegen 
auf einen Austausch anderer Produkte gern eingehen werde : 

1.0b die Tobacksplantationen fortgesetzt werden, selbst 
diejenigen, an welchen englischen Häusern das Eigen- 
thumsrecht zusteht? Ob noch grosse Vorräthe in den 
Kolonien sind und ob viel bereits nach anderen europäi- 
schen Seeplätzen exportirt worden und nach welchen? 

2. Ob amerikanische Häuser oder Seefahrer Lieferun- 

* 

gen von Tobacken übernehmen wollen, zu welchen Preisen 
und nach welchen Seeplätzen, ob nach Cadix oder nach 
einem holländischen oder dänischen Platz in Westindien, 
z. B. St. Eustasia? An Emden ist wohl nicht zu denken? 

3. Ob die Kolonien darauf bestehen, dass sie Kriegs- 
munition dagegen barattiren wollen, oder ob sie nicht 
andere hiesige Produkte, als Leinwand, allerlei Eisen- 
waaren, wollene Waaren suchen, oder ob baare Bezahlung 
am Orte der Ablieferung verlangt wird? 

Deane beantwortete diese Fragen im Allgemeinen 
dahin, dass die genannten Tabackssorten aus Virginiep 
und Maryland direkt bezogen werden könnten und dass 
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man Zahlung dafür gern in Leinwand, Wollenstoflfen, 
Kupfer, Blei und Stahl annehmen werde. Zugleich be- 
merkte er speciell: 

ad 1. Die Kolonien bauten nach wie vor Taback. 
Augenblicklich sei eine Quantität vorräthig, die verschifft 
werden könne, während sich eine kleinere Partie in 
Europa, und zwar in schottischen Händen befinde; 

ad 2 verpflichte sich eine zur Zeit in Paris lebende 
Person, Taback unter einer der folgenden Bedingungen zu 
liefern: Zum amerikanischen Kostenpreise von vier Sous 
Toumois (V4 weniger als Pariser Währung) das Pfund, 
5^lo Kommission, Fracht und Versicherung, oder wenn 
man selbst das Risiko übernehmen wolle, zum holländi- 
schen oder französischen Marktpreise zur Zeit der An- 
kunft in Europa. Die Ablieferungshäfen seien St. Eustasia, 
St. Croix und St. Thomas in Amerika, oder Amsterdam 
und Emden in Europa; 

ad 3. Als Zahlung könnten Wa^en und Munition 
' oder die angeführten Artikel dienen; die bezeichnete 
Person verpflichte sich, 2000 Fass oder selbst mehr zu 
liefern. Der Marktpreis in Amerika sei nur zwei Deniers 
Sterling per Pfund; allein das Risiko sei wegen des 
Krieges sehr bedeutend. 

„Vergessen Sie ja Preussen nicht" — schreibt Deane 
am 1. Oktober 1776 an den Ausschuss des Kongresses 
für geheime Korrespondenz — , „es ist von der grössten 
Wichtigkeit, dass irgend Jemand angestellt wird, der 
mit dem König unterhandelt. Ich bin mit seinem hiesigen 
Agenten bekannt und bereite gerade eine Antwort auf 
verschiedene Fragen und Vorschläge vor, die er mir über 
den amerikanischen Handel vorgelegt hat. Frankreich 
und Spanien sind unsere natürlichen Verbündeten; die 
italienischen Staaten brauchen unser Getreide und einige 
andere Artikel; Preussen, stets darauf bedacht, seine 
eigenen Interessen zu fördem, bedarf nur Auskunft über 

Kapp. 2 
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einige Thatsachen ," welche den sich täglich hebenden 
amerikanischen Handel betreffen, um uns auch zu be- 
günstigen." (Dipl. Corr. I. 45.) 

Um dieselbe Zeit sah sich Monttessuy veranlasst, auf 
seine eigene Verantwortlichkeit hin Deane zu erklären, 
dass der König es gern sehen werde, wenn ein Ameri- 
kaner nach Berlin kommen und dort mündlich ausführ- 
lichen Aufschluss über die in Amerika mit Vortheil anzu- 
bringenden Artikel geben wolle. (Dipl. Corr. IX. 346.) 
Deane hielt dafür, dass man diese günstige Gelegenheit 
nicht versäumen solle, um einen Fürsten für die amerika- 
nische Unabhängigkeit zu interessiren , der seit Jahren 
Kniden zu einem zweiten Amsterdam zu machen gesucht 
habe, und veranlasste William Carmichael, einen jungen 
Marylander, der sich ihm freiwillig als Sekretär ange- 
sclilossen hatte, nach Berlin zu reisen. Schulenburg war 
von der eigenmächtigen Handlungsweise seines Agenten 
nichts weniger als erbaut. Indem er ihn deshalb ernst 
zur Rede stellte, bat er am 21. Oktober 1776 den König ' 
um Verhaltungsmassregeln, ob er bei der Ankunft Car- 
micliacrs in Berlin näher auf die Sache mit ihm eingehen 
und in welcher Eigenschaft er ihn empfangen solle? Der 
König echrieb eigenhändig an den Rand dieses Berichtes : 
„(Uit, aber das wird nicht lange dauern, weil die Eng- 
länder die Kolonien geschlagen haben."* 

„Dieser Insurgent" — so nannte Monttessuy den 
jungen (^armichael in seinem Einführungsschreiben — war 
glücklich, für die „glorreiche Sache, welche die Politik 
und Humanität in derselben Weise interessirt und uns 
deshalb in den Augen Europa's so viel Bedeutung giebt", 
seinen P^ifer an den Tag legen zu können, und begab sich 
im Herbst 1 776 über Amsterdam nach Berlin. Er kam hier am 



' Bene, mais eel.a ne durerä pas, parceqne les Angiais ont battu 
les Colhmies. Federic. 
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21. November an und meldete sich am 22. bei Schulen- 
burg zur Audienz, der ihn höflich, aber zurückhaltend 
aufnahm. In den nun folgenden Besprechungen zeigte 
sich Carmichael als ein über die Angelegenheiten seines 
Vaterlandes wohlunterrichteter Mann und gewann sich 
das persönliche Wohlwollen des Ministers eben so sehr 
durch" seine werthvollen Mittheilungen über amerikanische 
Produkte und das Lob der preussischen Fabrikate, als 
durch sein bescheidenes und doch bestimmtes Auftreten. 
Der Eröffnung von Handelsverbindungen stellte sich nur 
die grosse Schwierigkeit entgegen, dass bei der Unmög- 
lichkeit, ihre Ladungen zu versichern, die Amerikaner 
keine Schiffe nach holländischen oder deutschen Häfen 
schicken konnten (sie hatten, nebenbei gesagt, auch keine), 
dass Preussen seinerseits das grosse Risiko auch nicht 
laufen wollte, und dass der zuletzt ins Auge gefasste 
Plan, die Tabacke in der Bretagne zu landen und von dort 
nach Deutschland wieder auszuführen, an dem Monopole 
der französischen Generalpächter scheiterte. 

Der König antwortete unterm 2. Dezember 1776 auf 
Schulenburg's desfallsigen Bericht: „Wie günstig auch die 
Vorschläge und Handelspläne des Herrn Carmichael er- 
scheinen mögen, wir dürfen nichts mit ihm überstürzen. 
Sie durch einen förmlichen Handelsvertrag zu verwirk- 
lichen, ist ein Ding der Unmöglichkeit, und ebenso ist 
ein mit seinem Vaterlande direkt zu eröffnender Handel 
eine Sache, die tausend Schwierigkeiten bietet. Wenn 
seine Landsleute auf ihre eigene Gefahr den virginischen 
Taback in einem bretagnischen Hafen landen wollen, so 
bin ich damit einverstanden, und ich werde den Baron 
Goltz in Paris beauftragen, unter der Hand alle Schritte 
zu unterstützen, welche dieser Agent thun wird, um die 
Erlaubniss zur ßeexportation dieses Tabacks in meine 
Staaten zu erwirken." 

Da eine solche Erlaubniss nicht zu erlangen war, 
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anderseits auch der König um künftiger möglicher Vortheile 
willen in der Gegenwart keine Gefahr laufen wollte, so 
zerschlugen sich die Verhandlungen. Carmichael blieb 
indessen auch später noch im Briefwechsel mit Schulen- 
burg und schrieb ihm sogar 1780 noch von Madrid aus, 
wohin er als Gesandtschaftssekretär gegangen war. Der 
preussische Minister behandelte ihn nach wie vor mit 
grosser Rücksicht und freundlichem Wohlwollen. Der 
amerikanische Unterhändler verliess Berlin am 6. Dezem- 
ber 1776, nachdem er noch zu guterletzt die Aufmerksam- 
keit der englischen Gesandtschaft erregt hatte. „Vor un- 
gefähr drei Wochen" — schreibt der englische Gesandt- 
schaftssekretär Barnier am 14. Dezember 1776 aus Berlin 
nach Hause — „ist hier von Paris über Hamburg ein 
junger Mann von sehr feinem Aeussern, Namens Car- 
michael, angekommen, der, wie ich Grund zu vermuthen 
habe, ein Rebellen-Emissär ist. Während der acht oder 
zehn Tage seines hiesigen Aufenthalts hatte er häufige 
Besprechungen mit dem preussischen Minister, dem er, 
wie es mir scheint, Vorschläge zur Anknüpfung von 
Handelsverbindungen mit den aufständischen Provinzen 
machte. So hörte ich wenigstens von Personen, bei denen 
er sich höchst angelegentlich nach den Preisen und Qua- 
litäten des hier fabrizirten groben Tuches erkundigte. 
Möglicherweise mag er auch vorgeschlagen haben, einige 
preussische Offiziere nach Amerika zu schicken, um durch 
sie die Rebellen-Armee einexerziren zu lassen. Er ver- 
liess Berlin am letzten Donnerstag vor acht Tagen, und 
ging über Leipzig und Dresden nach Paris zurück, soll 
indessen bald hierher zurückzukehren beabsichtigen." 

Dagegen erklärte Graf Finckenstein, einer der preus- 
sischen Minister des Auswärtigen, dem englischen Ge- 
sandten auf seine höfliche Anfrage offiziell, dass an den 
Gerüchten von dem Empfange eines Rebellenagenten kein 
wahres Wort sei — Carmichael war als Privatmann nach 
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Berlin gekommen und nur vom Handelsminister empfangen 
worden — und dass der König eine zu grosse Freund- 
schaft für England hege, als dass er in irgend welche 
Art von Verbindung mit rebellischen Unterthanen zu treten 
beabsichtige. 

Raum war übrigens Carmichael wieder nach Paris 
zurückgekehrt, als von den am 26. September 1776 für 
Europa ernannten drei offiziellen Kommissären B. Franklin, 
S. Deane und Arthur Lee, die beiden zuerst genannten 
die Verhandlungen mit Schulenburg wieder aufnahmen 
und demselben am 14. Februar 1777 von Paris aus wie 
folgt schrieben; 

„Wir nehmen uns die Freiheit", sageii sie wörtlich, 
„Ew. Excellenz einliegend die Unabhängigkeitserkläruug 
der Vereinigten Staaten nebst den Konföderationsartikelu 
zu überreichen und Sie zu bitten, dieselben Sr. Majestät 
dem König von Preussen sobald als möglich vorzulegen. 
Geben Sie ihm zugleich die Versicherung, dass die Ver- 
einigten Staaten von dem innigsten Wunsche beseelt sind, 
seine Freundschaft zu gewinnen und zwischen beiden 
Ländern einen gegenseitig wohlthätigen Verkehr zu be- 
gründen. Wir sind, wenn Se. Majestät es wünscht, gern 
bereit, die Lage unsres Handels und die daraus für Sie 
hervorgehenden Vortheile auseinanderzusetzen. 

„In der Zwischenzeit haben wir die Ehre, Ew. Ex- 
cellenz zu versichern, dass die Berichte von Vortheilen, 
welche die englischen Truppen über die unsrigen gewon- 
nen haben sollen, theils bedeutend übertrieben, theils 
ganz unbegründet sind, namentlich aber diejenigen, welche 
von einer Ausgleichung reden. Die jüngsten von Amerika 
erhaltenen Berichte schliessen selbst die Möglichkeit eines 
solchen Ereignisses aus.*" 

Die Zeit für derartige Vorschläge hätte gar nicht un- 
günstiger gewählt werden können. Alle Welt war noch 
unter dem Eindruck der Niederlagen, welche die amerika- 
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niöcheu Truppeu von Eude August bis Ende November 
1776 in New- York und New-Jersey erlitten hatten, wo- 
gegen die von Washington bei Trenton und Princeton 
erkämpften Erfolge bei den damaligen mangelhaften Ver- 
bindungen noch nicht nach Europa gelangt waren. Fried- 
rich zog nichtsdestoweniger die ihm gemachten Eröffnun- 
gen in reifliche Erwägung und erliess darauf unter dem 
12. März 1777 an Schulenburg auf dessen Bericht vom 
11. ej. folgende Kabinetsordre, die schon deshalb unver- 
kürzt hier folgen mag, weil sie ganz unumwunden die 
Gründe für seine gegenwärtige und künftige Politik den 
kämpfenden Kolonien gegenüber ausspricht. 

„Ich fühle so gut wie Sie", sagt der König, „alle 
die Hindernisse, die sich einem direkten Handel mit den 
englischen Besitzungen in Amerika, und namentlich zur 
Stunde in den Weg stellen. Da ich ohne Marine bin 
und weder eine Flotte noch bewaffnete Schiffe zu ihrem 
Schutze habe, so müssten wir diesen Handel unter einer 
fremden Flagge führen. Als solche hätten wir nur die 
holländische, welche übrigens von England jetzt ebenso- 
wenig respectirt wird als die anderen. Indessen möchte 
ich trotz dieser Erwägungen die Kolonien durch eine 
unbedingte Ablehnung der Vorschläge ihrer Pariser Be- 
vollmächtigten weder beleidigen, noch verletzen. Es 
scheint mir deshalb am geeignetsten, dass Sie versuchen, 
dieselben in der mir günstigen Stimmung zu erhalten. 
Von diesem Gesichtspunkte aus können Sie dieselben Fol- 
gendes wissen lassen: So gern ich auch diese Handels- 
beziehungen anknüpfen möchte, so erlauben mir die oben 
angeführten Hindernisse doch nicht, den Amerikanern 
Waaren in meinen eigenen Schiffen zu senden, und selbst 
wenn ich mich einer fremden Flagge bediente, so liefe 
diese doch stets vor dem englischen Beobachtungs- 
geschwader Gefahr. Sodann sei mir kein amerikanischer 
Hafen bekannt, wo diese Schiffe ausladen könnten, und 
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selbst St. Eustasia böte keinen sichern Zufluchtsort, weil 
es in dessen Nähe wenigstens englische Schiffe gebe, 
welche diese Waarensendungen niemals durchlassen wür- 
den. Aus diesem Grunde erwartete ich von den Agenten 
nähere Aufklärung über die Mittel und Wege, mit denen 
ein derartiger Handel zur Zeit in Gang gebracht werden 
kann. Auf diese Weise können die genannten Kolonien 
sich nicht beleidigt fühlen, und wir werden immer im 
Stande sein, mit ihnen in Unterhandlung zu treten, sobald 
vielleicht die Konjunkturen günstiger werden. Dann 
können unsre schlesische Leinwand, unsere Tuche und 
sonstigen Manufakturen dort einen neuen Markt finden. 
Da der Bankier Schütz von einem solchen Handel mehr 
versteht als ich und Sie, so werden Sie wohl thun, seine 
Ansichten darüber zu hören, damit wir Nutzen davon 
ziehen und in der den amerikanischen Agenten zu er- 
theilenden Antwort Gebrauch davon machen können. 
Was nun die als Rückfracht auszuführenden Waaren be- 
trifft, so scheint mir der virginische Taback ein Haupt- 
artikel, der sich leicht auf 200,000 Thlr. bringen Hesse. 
Alles, was ich Ihnen empfehle, ist also, in Ihre Antwort 
an die Agenten nichts einfliesseü zu lassen, was ihre 
Auftraggeber verletzen oder beleidigen könnte, sondern 
sich über ihr Anerbieten so günstig wie möglich zu äus- 
sern, damit wir dieses beim Eintreten günstiger Aus- 
sichten sofort zu unserm Vortheil ausbeuten können.*' 

Auf Grund dieser Anweisungen antwortete Scliulen- 
burg den amerikanischen Agenten^ am 15. März 1777 
und erreichte damit die Fortsetzung der angeknüpften 
Verhandlungen, worauf es dem König zunächst ankam. 
Die Amerikaner gingen jetzt schon einen Schritt weiter. 
Zunächst baten sie den König, die weitere Vermiethung 
deutscher, gegen ihr Land bestimmter Truppen zu ver- 
hindern, dann aber erboten sie sich, durch Einen aus 
ihrer Mitte, den inzwischen in Paris eingetroffenen Arthur 
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Lee, mlindlichen Bericht über den Handel und die HUifs- 
quellen Amerika's zu erstatten. Diese Mission erschien 
ilinen schon deshalb besonders eilig und wichtig, weil 
sie vor Allem zum Einlaufen und zur Ausrüstung ihrer 
Kaper, sowie zum Verkauf ihrer Prisen einen Hafen in 
der Nordsee haben mussten. War es auch nicht schwer, 
unter allen möglichen Vorwänden eine derartige Aus- 
rüstung zu verheimlichen und schlimmstenfalls einer Ent- 
deckung durch einen rechtzeitigen Wink vorzubeugen, so 
ergab sich doch eine um so grössere Schwierigkeit bei 
dem Prisen verkauf, da dieser natürlich öffentlich war. 
Frankreich selbst, so zuvorkommend es sich sonst auch 
den Amerikanern zeigte und so namhafte Geldunterstützuug 
es ilinen damals schon gewährte, Hess doch, als der 
amerikanische Kapitän Cunningham um diese Zeit das 
englische Schiff „Prince of Orange" als Prise nach Dün- 
kircheu brachte, diese nicht allein ohne jeden Prozess 
der britischen Regierung wieder ausliefern, sondern ver- 
haftete den Kapitän und schickte sofort die Helfershelfer 
Cunningham's in die Bastille. (Dipl. Corr. I. 292-293.) 
Wollte man also den nordischen Handel der Engländer 
ernstlich stören und gefährden, so musste man einen 
Nordseehafen haben. Preussen als Besitzer von Friesland 
war die einzige Macht, die einen solchen zur Benutzung 
gewähren konnte, denn die Holländer wagten nicht, Eng- 
lands Missfallen zu erregen. Es lag also den Kommis- 
sären vor Allem daran, dieses Zugeständniss vom König 
zu erlangen. Die Erwartung war allerdings etwas ge- 
wagt, dass dieser blos in der Absicht, Emden zu heben, 
die Amerikaner anerkennen und es zu einem Kriege mit 
England kommen lassen würde; allein die Sache schien 
ihnen jedenfalls des Versuches werth, und wenn der 
ganze Zweck nicht erreicht wurde, so Hessen sich doch 
vielleicht sonstige Vortheile sichern. 

„Wir haben Auftrag vom Kongress der Vereinigten 
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Staaten " — schrieben Franklin, Deane und Lee d. d. Paris 
am 19. April 1777 an Schulenburg — , „Sr. preussischen 
Majestät Gesandten hier anzuzeigen, dass unsre Regierung 
sobald als möglich einen Minister nach Berlin zu schicken 
beabsichtigt, der gehörig bevollmächtigt ist, über ver- 
schiedene wichtige Angelegenheiten zu verhandeln. Wir 
sind zugleich vom Kongress beauftragt, um die Freund- 
schaft Ihres Hofes zu bitten und diesen zu ersuchen, dass 
er unseren Feinden keine Hülfe leiste, sondern die Lan- 
dung der zu unserer Vernichtung gemietheten Truppen 
wo möglich verhindern helfe; sowie endlich den preussi- 
schen Staatsangehörigen den freien Handel mit den Ver- 
einigten Staaten anzubieten. Diesem Befehl sind wir so- 
foi*t nachgekommen. Einer von uns wird sich beeilen, 
Ew. Exzellenz aufzuwarten, um Ihnen mündlich die Lage 
und Hülfsquellen Amerika's, die Bedeutung seines Handels 
und die Wege, auf denen er zu beiderseitigem Vortheil 
betrieben werden kann, auseinanderzusetzen. Bei der 
grossen Wichtigkeit, welche ein freier Handel für beide 
Länder hat, hoffen wir, dass die in Ew. Exzellenz Briefe 
vom 15. März c. erwähnten Schwierigkeiten überwunden 
werden, und sind überzeugt, dass ein grosser Theil des 
amerikanischen Handels ohne Gefahr und grosse Un- 
kosten nach Preussen gelenkt werden kann." 

Schulenburg erbat sich am 5. Mai 1777 auf diese 
neuen, in üebersetzung beigelegten Vorschläge der ame- 
rikanischen Agenten die Befehle des Königs, der unterm 
6. Mai wie folgt antwortete: 

;Jch war bereits von Baron Goltz in Paris von der 
Absicht der englischen Kolonien in Amerika unterrichtet, 
dass sie an meinem Hofe einen bevollmächtigten Minister 
haben wollten, und ebenso von dem Briefe, den ihre 
Agenten an Sie richten würden. Ich danke Ihnen für 
die Üebersetzung, die Sie mir am Ende Ihres Berichts 
vom 5. d. M. eingereicht haben; aber es will mir scheinen, 
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als ob die Koloiiieu sich ein wenig zu sehr in ihren 
Vorschlägen überstürzten, indem sie dieselben bereits 
zum Gegenstande einer formellen Unterhandlung machen. 
Ihre Angelegenheiten befinden sich noch in einer grossen 
Krise, und es fehlt noch sehr viel daran, dass ihre Un- 
abhängigkeit auf festen Grundlagen errichtet sei. Der 
Erfolg ihrer Waffen kann allein darüber entscheiden, und 
dieser wechselt mit jedem Augenblick. In der That er- 
scheint unter den gegenwärtigen Konjunkturen ein sofort 
mit ihnen zu eröffnender Handel unendlichen Gefahren 
ausgesetzt, denn achtzig bis neunzig engliscbe Schiffe, 
die auf den verschiedenen Meeren umherschwärmen, wür- 
den uns Alles nehmen. So wahr ist es, dass eine Macht, 
welche keine Kriegsflotte hat, nicht darauf rechnen darf, 
ihre Kauffahrteiflagge in Kriegszeiten respektirt zu sehen. 
Daher kommt es auch, dass bisher unsere Kauffahrtei- 
schiffe nicht weiter als bis nach Russland und Cadix 
fahren, und dass sie noch nicht in entfernteren Gewässern 
erschienen sind, wo ihr Handel grössere Gefahren laufen 
würde. So lange also die Unabhängigkeit der Kolonien 
nicht stärker befestigt ist als zur Zeit, erscheint mir jeder 
unmittelbare und unter meiner Flagge geführte Handel 
zu gefährlich und zu vielen Unbequemlichkeiten unter- 
worfen, als dass ich ihn wagen sollte. Sobald sich aber 
das Glück der Waffen von Neuem zu Gunsten Englands 
erklärt, wird ein solcher Schritt mir und dem Handel 
meiner Staaten sicher den unversöhnlichen Hass Englands 
zuziehen. Die einzige Möglichkeit, vermittelst derer man 
von den Gesinnungen der Kolonien Nutzen ziehen könnte, 
bestände darin, unsere Waaren auf holländischen Schiffen 
zu versenden. Wir werden den Amerikanern unsere Lein- 
wand, Tuche und andere WoUenstoflFe liefeni, dagegen 
ihren Taback nehmen, Artikel, über welche Sie sich mit 
meinem Geheimen Finanzrath Magusch zu verständigen 
haben werden, damit Sie bestimmen, welche davon un- 
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seren Fabrikanten am besten passen würden. Dadurch 
würde immerhin eine Art von direktem Handel mit den 
Kolonien geschaffen werden. Wir würden sie nicht durch 
eine unbedingte und förmliche Weigerung erzürnen, und 
wenn sie eines Tages ihre Unabhängigkeit erringen, so 
kann dieser Handel eine immer grössere Ausdehnung ge- 
winnen und meinen Staaten tausend Vortheile zuführen." 

Gegen den Aufenthalt Lee's in Berlin hatte der König 
unter der Bedingung nichts einzuwenden, dass er in- 
cognito komme und seinen eigentlichen Charakter nicht 
enthülle. * 

Schulenburg handelte ganz diesen königlichen Vor- 
schriften entsprechend. Er schrieb deshalb am 11. und 
20. Mai in Beantwortung des obigen Briefes und einer 
Note Lee's vom 8. Mai, dass seine Andeutungen über 
Eröffnung eines Handelsverkehrs zwischen Amerika und 
Preussen sich weniger auf die Gegenwart als viel mehr 
auf die Zukunft bezogen hätten, dass sich für den Augen- 
blick seinem Wunsche nach Verwirklichung dieses Planes 
noch bedeutende Schwierigkeiten in den Weg stellten 
und dass Lee deshalb seine R'eise nach Berlin um so 
weniger beeilen möge, als er gewiss dringendere und 
wichtigere Geschäfte zu besorgen habe, dass ihm aber als 
Privatmann der königliche Schutz zu Theil werden solle. 
Lee that aber, als ob er diese höfliche Ablehnung nicht 
verstände, reiste, von Sayres, einem ehemaligen Londoner 
Sheriff, als Sekretär begleitet, Mitte Mai über München, 
Wien und Dresden nach Berlin ab und kam in dieser 
Stadt am 4. Juni an. 

Arthur Lee, ein geborener Virginier (1740-1792) 
und einer aristokratischen Pflanzerfamilie angehörend, war 



* S'il vient inconito, bon, mais pas en deployant son caractere, 
heisst es in der eigenhändigen Randbemerkung des Königs zu Schulen- 
burg's Bericht vom 9. Mai. 
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in London erzogen worden und hatte sich dort als Advokat 
niedergelassen. Er stand mit den bedeutendsten politi- 
schen Charakteren in Verbindung und leistete beim Aus- 
bruch der Revolution ^ seinem Vaterlande einige wichtige 
Dienste. Im Jahre 1775 von der Kolonie Massachusetts 
als Nachfolger Franklin's zum Agenten in London er- 
nannt, wählte ihn der Kongress im Dezember desselben 
Jahres zu seinem geheimen Agenten daselbst und schickte 
ihn im Oktober 1776, an des ablehnenden JeflFerson Stelle, 
mit Franklin nnd Deane als einen seiner geheimen Kom- 
missäre nach Paris. Lee war ein Mann von massigem 
Verstände, geringen Kenntnissen und noch geringerm 
Takt und Scharfblick, aber von desto grössrer Selbst- 
überschätzung und Eitelkeit, womit er jeden Andern ver- 
kleinerte, überall sich selbst in den Vordergrund drängte 
und überall die erste Rolle spielen wollte. Er mischte 
sich in Alles und verdarb durch seine Eile und krank- 
hafte Gier nach Auszeichnung sehr häufig den Erfolg, 
den er mit mehr Mässigung und Berechnung hätte er- 
reichen können. So rühmte er sich in seinen Briefen 
an den Kongress, dass er die französische Waffen- und 
Geldsendung fertig gebracht habe, als wenn es keinen 
Vergennes und Beaumarchais gegeben hätte ; so verzögerte 
er durch eine vorschnelle Reise nach Spanien die An- 
näherung dieses Königreichs an die Vereinigten Staaten, 
und so eilte er, durch die jüngst in Bilboa erlittene De- 
müthigung nicht gewitzigt, jetzt nach Berlin, um in aller 
Geschwindigkeit ein Bündniss mit Preussen abzuschliessen 
und seine in Paris zurückbleibenden Kollegen durch seine 
Erfolge zu beschämen. Diese dagegen mochten ihn nicht 
und suchten ihn auf gute Art los zu werden, weshalb sie 
auch seine Abreise beschleunigten. Lee selbst schien sei- 
nes Erfolges so sicher zu sein, dass er schon unterwegs 
am 27. Mai von Wien aus an Franklin und Deane schrieb, 
sie möchten nur dafür sorgen, dass die beiden Höfe 
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(Paris und Madrid) Preussen in der Anerkennung der 
amerikanischen Unabhängigkeit beiträten. In Wien sei 
gar nichts zu machen, es sei unmöglich, diese deutsche 
Gleichgültigkeit anzufeuern. 

Als ob alle diese Dinge von dem guten Willen der 
Kommissäre abgehangen hätten! Von diesen bedeutete 
allerdings auch Deane nicht viel, der weder Takt noch 
Kenntniss hatte, sich von Abenteureni dupiren Hess und 
später selbst von der Sache seines Vaterlandes abfiel. 
Franklin dagegen war ein bedeutender Diplomat, der bis 
auf den heutigen Tag der grösste Vertreter der Vereinig- 
ten Staaten im Auslande geblieben ist. „Ein jung- 
fräulicher Staat, wie der unsrige" — hatte er im März 
1777 an Lee warnend nach Spanien geschrieben — „sollte 
auch stets seinen jungfräulichen Charakter bewahren und 
nicht umherlaufen, um nach Bündnissen zu suchen, son- 
dern mit Würde und Anstand die Bewerbung Anderer 
abwarten". Die Warnung hatte indessen, wie wir gesehen 
haben, wenig gefruchtet. Dank den Verbindungen, welche 
der Pjiriser Gesandte Lord Stormont und der Minister 
Suffolk durch den Spion Bancroft mit dessen Freund Silas 
Deane hatten, war das englische Ministerium über das 
Thun und die Absichten der amerikanischen Agenten in 
Paris ebenso gut unterrichtet als diese selbst. So konnte 
SuflFolk bereits am 9. Mai 1777 seinen neu ernannten 
Gesandten Hugh Elliot in Berlin von der Abreise und den 
Plänen Lee's in Kenntniss setzen. Elliot erhielt von 
Hertzberg und Finckenstein zwar die Versicherung, dass 
die Feinde Englands in Berlin weder Schutz noch ein 
Asyl finden würden, war aber trotz aller äusserlichen 
Freundschaftsbezeugungen doppelt auf seiner Hut, als er 
ermittelte, dass Einer von den Vertrauten des Königs, 
Major V. Zegelin (früher Gesandter in Konstantinopel), zu 
Lee ins Hotel gezogen war und dort geheime Unterredun- 
gen mit ihm pflog. 
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Scliulenburg nahm bereits am 5. Juni Lee's erste Mit- 
theilungen entgegen (Dipl. Corr. IL 66). Diese bezogen 
sich natürlich auf die Vortheile des Handels mit Amerika 
und die Art seiner Betreibung, welcher letztern nament- 
lich die in Folge des Krieges auf 40 bis 50 Prozent ge- 
stiegene Versicherungsprämie hindernd in den Weg trat. 
Zugleich legte Lee eine Liste von besonders vorth eilhaften 
Artikeln bei. Ein Gewehr, führte er aus, das in Berlin 
22 Franken koste, werde in Amerika zu 50 Franken ver- 
kauft, und mit diesem Gelde könne man dort 200 Pfund 
Täback kaufen, die in Europa wieder 200 Franken bräch- 
ten. Der beste Weg für die auszurüstenden Schiffe sei 
über die Insel St. Eustasia, denn durch die Fahrt dahin 
werde ein geschickter Kapitän in Stand gesetzt, direkt 
auf die amerikanische Küste zuzusteuern und unter dem 
Vorwand, dass er durch Stürme von seinem Kurs abge- 
trieben sei und kein Wasser mehr habe, in den nächsten 
amerikanischen Hafen einzulaufen. Die Gefahr sei also 
bei der Hinreise nicht gross, bei der Rückkehr aber könne 
man immer leicht wissen, ob die Küste sicher sei. In 
Emden oder Hamburg werde es nicht schwer sein, gute, 
der englischen Sprache mächtige Kapitäne zu finden. An- 
fangs werde man besser thun, die SchilBFe an den Handels- 
agenten der Vereinigten Staaten zu senden, der in jedem 
grössern Hafen angestellt sei, so in Newburyport, Salem 
und Boston in Massachusetts, New-London in Connecticut 
(Rhode-Island, New- York und Philadelphia waren damals 
in den Händen der Engländer), Baltimore in Maryland, 
York, Hampton und Alexandria in Virginien, Charleston 
in Süd -Karolina und Savannah in Georgien. Er werde 
den dortigen Agenten schreiben, dass sie dem preussischen 
Handel in jenen Häfen alle nur denkbaren Erleichterungen 
gewährten. 

Schulenburg war es in üebereinstimmung mit dem 
Wunsche des Königs vor Allem um den amerikanischen 
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Taback zu thun. In Preussen fand sich der Bau dieser 
Pflanze durch ihre Verpachtung als Regal bedeutend ge- 
hemmt und der dort gezogene Artikel durchaus nicht zum 
Verkauf geeignet, wenn er nicht mit Virginischem oder 
Marylandel- Taback vermischt wurde. Es kam also dem 
preussischen Minister darauf an, den amerikanischen Ta- 
back möglichst billig zu beziehen und auf diese Weise 
den übrigen Staaten, in welchen derselbe Artikel gezogen 
wurde, den Vorsprung abzugewinnen. Zunächst b{it er 
sich als Ergänzung zur ertheilten Auskunft noch ein Me- 
morandum über die Plätze aus, wohin und zu welcher 
Prämie man die nach Amerika bestimmten Schiffe ver- 
sichern könne. Er wolle dann Lee's Vorschläge in Er- 
wägung ziehen und ihm mittheilen, ob er es für möglich 
halte, einen Versuch mit irgend welcher Aussicht auf Erfolg 
zu wagen. 

Der König antwortete Schulenburg am 10. Juiii aus 
Mockrau: „Ich ersehe aus Ihrem Bericht vom 6. d. M., 
dass Herr Lee, einer der gegenwärtig in Frankreich sieh 
befindenden Bevollmächtigten der englischen Kolonien in 
Amerika, in Berlin angekommen ist. Ich bin mit Ihrer 
Haltung ihm gegenüber völlig einverstanden; Sie haben 
sehr wohl gethan, ihm nicht zu sehr entgegen zu kommen. 
Es ist viel passender, dass er erst seine Vorschläge ül)er 
den mit seiner Heimath zu eröfl*nenden Handel macht, 
obwohl ich Ihnen im Voraus offen sagen will, dass ich 
niemals eine Versicherung von fünfzig Prozent zahlen 
werde, was Ihnen als Richtschnur für Ihre Verhandlungen 
dienen mag." 

Lee Hess mit seiner Antwort nicht zu lange auf sich 
warten. Bereits am 10. Juni 1777 antwortete er Schulen- 
burg, das« unmittelbar vor seiner Abreise aus Paris die 
Versicherungsprämie für die nach Amerika bestimmten 
Schiffe in Cadix 12^/2 Prozent und in Bordeaux 40 Prozent 
für die Hin- und Herreise gewesen sei. Man habe damals 
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gerade beabsichtigt, in Rouen und Nantes bedeutende und 
verantwortliche Versicherungsgesellschaften zu bilden, doch 
fürchte er, daas man nur französisches Eigenthum in ihnen 
versichern könne. Es werde deshalb wohl am besten sein, 
die Versicherung in Amsterdam zu versuchen, wo 40 Pro- 
zent für die Hin- und Herreise einen unwiderstehlichen Reiz 
ausüben würden. Wenn die Versicherung nach Amerika 
in Berlin gemacht werde, so könne der Kongress die Rück- . 
Versicherung nehmen. Dieser Massregel stelle sich aller- 
dings der Uebelstand entgegen, dass der letztere hier 
keine haaren Gelder habe, um die etwaigen Verluste zu 
decken. Der Handel Amerikas mit Europa sei nämlich 
durch das Verbot der Ausfuhr von Waffen und Munition, 
die zur Vertheidigung der Unabhängigkeit unentbehrlich 
seien, sehr entmuthigt und dem Feinde preisgegeben, da 
die europäischen Häfen den amerikanischen Kriegsschiffen 
verschlossen seien, und diese folglich die Kauffahrer nicht 
begleiten könnten. Bei diesen und tausend anderen Schwie- 
rigkeiten und Verzögerungen, welchen das gegenwärtige 
vorsichtige System Europas die Vereinigten Staaten unter- 
werfe, finde England alle mögliche Gelegenheit, den ganzen 
Handel wieder an sich zu ziehen, welchen, durch dessen 
ungerechte und unkluge Politik gezwungen, Amerika auf- 
gegeben und dem übrigen Europa angeboten habe. Eine 
offene Annahme dieses Angebots würde die Frage sofort 
entschieden haben. „Ich wage nicht," schliesst Lee seinen 
Brief, „die Weisheit jener Politik zu bezweifeln, welche 
die Möglichkeit einer Nachlese unserer Felder, nachdem 
sie von einem gemietheten und wüthenden Feinde ver- 
wüstet sind, der Gewissheit der vollen Ernte von einem 
unberührten Lande vorzieht. Offenbar giebt es bessere 
Gründe dagegen, als die mir bekannten. Das aber scheint 
mir klar zu sein, dass, wenn der Handel Amerikas den 
europäischen Völkern je nach Umständen nichts nützte oder 
schadete, sie England keine bessere Gelegenheit geben 
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könnten, sie für immer davon auszuschliessen, indem sie 
sein Monopol wiederherstellen oder mit Söldnerwafifen die 
amerikanischen Hülfsquellen durch Zerstörung der Städte 
und Verwüstung des Landes verringern lassen. Wir gleichen 
dem Herkules in der Wiege, man lässt uns allein mit der 
Schlange ringen, welche ganz Europa plagt." 

Schulenburg gab am 18. Juni zu, dass trotz der hohen 
Versicherungsprämie der Handel Preussens nach Amerika 
bei den hohen Preisen deutscher Waaren und den geringen 
Kosten amerikanischer Stapelartikel für beide Theile ein 
äusserst vortheilhafter sein müsse, fand aber eine fast un- 
überwindliche Schwierigkeit darin, dass es Preussen an 
Schiffen, Kapitänen und Matrosen selbst zum Versuche der 
Eröffnung einer solchen Handelsverbindung fehle. Die 
preussischen Kauffahrer, meinte er, reichten höchstens zum 
Küstenverkehr hin; man müsse sehen, ob man nicht in 
Holland oder in Hamburg Schiffe finden könne, welche 
preussische Waaren nach Amerika nähmen, und ob sich 
nicht eine Versicherung der also verladenen Kargos be- 
werkstelligen lasse. Ueber diese beiden Punkte wolle er 
sich zuerst vergewissern und dann, sobald sie zu seiner 
Zufriedenheit erledigt seien, von den Lee'schen Anwei- 
sungen Gebrauch machen. 

Lee entgegnete am 20. Juni, dass die Schwierigkeiten 
nicht so gross seien, als sie Schulenburg sich vorstelle. 
Der einfachste und beste Weg, die gewünschte Verbindung 
anzubahnen, bestehe darin, dass man die amerikanischen 
Kaper in die preussischen Häfen zulasse, damit sie sich 
dort mit allem Nothwendigen versehen, ihre Prisen ver- 
kaufen und preussische Artikel einkaufen könnten. Es 
handle sich also nur darum, dass der König den amerika- 
nischen Kapern diese Erlaubniss gebe, denn sonst müssten 
sie ihre im Norden gemachten Prisen entweder in Amerika 
oder in solchen südlichen Häfen verkaufen, in welche ein- 
zulaufen ihnen gestattet sei. In zehn Tagen werde er 

Kapp. 3 
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Berlin verlassen, und bis dahin hofife er vom Minister Be- 
scheid über diesen wichtigen Gegenstand zu erhalten. 

Schulenburg antwortete umgehend, aber ausweichend; 
höflich, aber unbestimmt; Hoffnungen erweckend, aber sich 
zu nichts verpflichtend. Dagegen erstattete er am 21. Juni 
dem König ausführlichen Bericht über Lee's letzte For- 
derung, welche das ungehinderte Einlaufen amerikanischer 
Schiffe und Kaper in preussische Häfen betraf, und schlug 
vor, sich durch den Gesandten in Paris über die Grund-' 
Sätze zu unterrichten, welche von den französischen und 
spanischen Regierungen bei Zulassung amerikanischer 
Schiffe in ihre Häfen befolgt würden. Der König war 
damit einverstanden, zumal er gerade das, was Lee ver- 
langte, nicht wollte. „Ich kann die Klugheit und Um- 
sicht nicht genug anerkennen," schrieb er am 23. Juni 
1777 aus Potsdam an Schulenburg, „welche Sie laut Be- 
richt vom 21. d. M. in Ihrer Antwort an den amerika- 
nischen Agenten Lee bewiesen haben. Wir müssen mit 
dem Manne in demselben Tone fortfahren und ihm sagen, 
dass trotz meiner Vorliebe für seine Auftraggeber er selbst 
und diese recht gut fühlen müssten, dass ich, um sie zu 
begünstigen, mich nicht mit England überwerfen könne." 

„Nachdem ich Ihnen," erwiderte also Schulenburg am 
2G.'Juni 1777 dem ihn drängenden Lee, „in meinem Briefe 
vom 18. d. M. unsern Wunsch für die Anknüpfung so- 
fortiger Handelsbeziehungen mit den amerikanischen Ko- 
lonien zu erkennen gegeben hatte, wobei ich natürlich 
von der Voraussetzung ausging, dass wir die uns in den 
Weg tretenden Schwierigkeiten überwänden, bleibt mir 
nur noch übrig, Ihren Brief vom 20. d. M. zu beantworten, 
welcher die freie Zulassung Ihrer Kaper in unsere Häfen 
bespricht. Ich kann Sie versichern, mein Herr, dass der 
König sehr gern Ihre Auftraggeber verpflichten möchte, 
andrerseits aber werden Sie einseben, dass er bei der 
gegenwärtigen Lage der Dinge den Hof von London nicht 
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beleidigen kann. Ausserdem haben unsere Häfen bisher 
nur Kauffahrer aufgenommen, während sie nie von Kriegs- 
schiffen besucht sind, so dass unsere Hafenbeamten bei 
der ünbekanntschaft mit dem zu beobachtenden Verfahren 
sich in Verlegenheit befinden würden. Sie wollen uns 
deshalb von den Formalitäten in Kenntniss setzen, die 
Frankreich und Spanien gegen Ihre Kreuzer beobachten, 
und wie sie deren freie Zulassung in ihre Häfen mit ihrer 
Freundschaft für England vereinigen. Das Ergebniss Ihrer 
Information wird entscheiden, auf welche Bedingungen hin 
wir die gewünschte Erlaubniss geben werden." Schulen- 
burg schrieb am 30. Juni 1777 zugleich an den preussischen 
Gesandten Goltz in Paris und bat um Belehrung über den 
letztern Punkt, erhielt von diesem aber den Bescheid, dass 
die genannten Mächte wohl hie und da ein Auge zudrückten, 
dass sie aber auf Grund des Utrechter Friedens keinen 
Kaper der Kriegführenden in ihren Häfen zulassen dürften ; 
eine eigentliche Erlaubniss sei deshalb auch nicht von 
ihnen gegeben worden. 

Der König hatte, lediglich um Zeit für die Verhand- 
lungen zu gewinnen, gegen diese Schritte nichts einzu- 
wenden gehabt. Jeder Zweifel, der über diese Absieht 
hätte bestehen können, wird durch ihn selbst am schla- 
gendsten widerlegt. „Wir haben jetzt die amerikanischen 
Abgesandten hier," — schreibt er am 17. Juni 1777 an 
seinen Bruder, den Prinzen Heinrich (Oeuvres XXVI. 374 
und 393), — „die uns einen Handelsvertrag vorschlagen. 
Ich nehme mir vor, diese Verhandlungen in die Länge zu 
ziehen 9 um mich auf die Seite dessen zu schlagen, für 
welchen das Glück sich erklären wird. Ich halte das, 
und nicht mehr oder weniger, in unserm Interesse für das 
Beste. Die Franzosen nehmen uns für 200,000 Thlr. Waa- 
ren ab, um sie in Pennsylvanien abzusetzen." 

„Was die Herren Amerikaner betrifft, " — fährt Frie- 
drich am 25. Juni 1777 fort, — „so habe ich vergessen 
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ZU bemerken, dass sie sich des Hafens von Emden für 
ihre Kaper bedienen wollen, und dass ich ihnen denselben 
unter keiner Bedingung einräumen konnte, ohne mich offen 
mit England zu entzweien. Den Handel mit Amerika kön- 
nen wir aber nur mit Verlust betreiben, weil die Ver- 
sicherungsprämien dahin auf 50 Prozent gestiegen sind; 
dadurch wird also der ganze Profit, den man an diesen 
Kolonisten machen könnte, aufgezehrt. Aber diese Leute 
können uns nicht entbehren ; es giebt viele Waaren, welche 
wir ihnen billiger als das ganze übrige Europa zu ver- 
kaufen im Stande sind, wie wollene und leinene Stofife, 
dagegen tauschen wir ihren Taback, Indigo und Zucker 
ein. Augenblicklich beschränken wir uns darauf, jene 
Artikel der französischen Handelsmarine zu verkaufen, 
welche sie nach dem neuen Kontinent transportirt, so dass 
wir Niemanden beleidigen und ohne Lärm von der sich 
uns bietenden Gelegenheit Vortheil ziehen." 

Je weniger der König that und für die Amerikaner 
zu thun gesonnen war, desto mehr trug er während des 
ganzen Jahres 1777 den freundschaftlichsten Antheil an 
ihren Erfolgen zur Schau. Nur um die Engländer zu 
ärgern, nannte er die Amerikaner nie Rebellen, was sie 
in seinen Augen doch sein mussten, und sprach selbst an 
offener Tafel stets höchst ehrend und anerkennend von 
ihnen, während er sich über die „goddam Insulaner", die 
englischen Generäle und Minister immer sehr geringschätzig 
äusserte. Ja der König verfiel in dieser Geringschätzung 
sogar dem schlechten Geschmack, denn es ist jedenfalls 
kein guter Witz, wenn er am 17. Juni 1777 an Voltaire 
schreibt, jeder bellende Hund spreche den Namen Howe 
(sprich Hau) aus. In einem Rezept, welches er am 5. Ok- 
tober 1777 seinem Freunde d'Alembert gegen den Biss 
toller Hunde mittheilte, meint der König, man solle es 
auch gegen das englische Parlament anwenden, denn die- 
ses betrage sich gerade so unvernünftig, als sei es von 
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einem tollen Hunde gebissen worden. „Sie werden," fährt 
er fort, „Krieg mit diesen Goddams bekommen, die Ko- 
lonien werden unabhängig werden und Frankreich wird 
Canada, da« man ihm entrissen hat, wieder erlangen. "" 

Noch bestimmter und jedenfalls sachlicher drückt sich 
der König in einem Briefe an d'Alembert vom 13. August 
•1777 aus: „Sie wollen wissen," schreibt er, „was ich von 
der Haltung der Engländer denke? Was alle Welt davon 
denkt. Sie haben gegen den guten Glauben gehandelt, 
indem sie den Kolonien ihre Verträge nicht hielten und 
indem sie zur unrechten Zeit und gegen die Regeln der 
Klugheit den Krieg erklärten, der nur Unglück für sie im 
Gefolge haben kann, weil sie stupider Weise die Macht 
dieser Kolonien verkannt und sich eingebildet haben, Ge- 
neral Gage könne sie mit seinen 5000 oder 6000 Mann 
unterwerfen. Sie haben ferner Truppen in ihren Dienst 
genommen, ohne an die Schiffe zu denken, die sie nach 
Amerika schaffen sollten (der König spielt hier auf die 
Thatsache an, dass die ersten hessischen und braunschwei- 
gischen Korps bei ihrer Ankunft im Hafen keine Trans- 
portschiffe vorfanden, und dass die Engländer auf diese 
Weise vier kostbare Wochen verloren). Sie haben auf 
dem Londoner Markte die Lebensmittel und Vorräthe für 
eine Armee gekauft, die in Pennsylvanien kämpfen niusste. 
Kurz und gut, es giebt kaum einen Fehler, den man die- 
sen Insulanern nicht vorwerfen müsste. Warum haben sie 
die Korps von Carleton und Burgoyne durch einen Zwi- 
schenraum von 300 Meilen getrennt? Wie können diese 
Korps sich bei einer solchen Entfernung gegenseitigen Bei- 
stand leisten? Mussten sie sich in einer derartigen Lage 
noch mit Herzensfreudigkeit mit den Russen überwerfen, 
sich die Holländer durch Anmassung und Unverschämtheit 
entfremden und die Zahl ihrer Feinde durch ihre schlechte 
Aufführung vermehren? Uebrigens muss ich Ihnen erklä- 
ren, dass die dichten Schleier, welche die Zukunft ver- 
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hüllen, diese meinen Augen gerade so gut als Anderen 
verbergen. Wenn ich aber nach dem Beispiele Cicero's 
voraussehen wollte, was gewisse Kombinationen anzukün- 
digen scheinen, so würde ich vielleicht zu sagen wagen, 
dass die Kolonien unabhängig werden müssen, weil der 
gegenwärtige Feldzug sie gewiss nicht niederwirft, weil 
die Goddam-ßegierung Mühe haben wird, aus den Taschen- 
der Privatleute die Mittel für den nächsten Feldzug her- 
beizuschaffen, und weil bis zum nächsten Frühjahr der 
Krieg zwischen Frankreich und England erklärt sein und 
man sich gegenseitig in den Kolonien schlagen wird." 

In einem Briefe vom 3. November 1777 an seinen 
Bruder, den Prinzen Heinrich, erwähnt der König zuerst 
das von Paris gekommene Gerücht von der Niederlage 
Bourgoyne's, welches die englische Regierung unterdrücke, 
und fährt dann fort: „Wir befinden uns, wie mir scheint, 
in der Lage der deutschen Schauspieler, die während 
ihrer Ferien ins französische Theater gehen, um ihre 
französischen Kollegen spielen zu sehen und sich nach 
ihrem Vorbild zu modeln. Wir beobachten die Washing- 
ton, Howe, Bourgoyne und Carleton, um von ihnen diese 
grosse Kunst des Krieges zu lernen, worin man nie genug 
lernen kann, um über ihre Dummheiten zu lachen und 
um zu billigen, was sie im Einklang mit den Gesetzen 
der Kunst ausführen. Se. britische Majestät und ihr Mi- 
nister sitzen im ersten Rang, wir aber sind im Paradiese, 
und unser Zischen selbst gilt hier nichts. Lord Bute, der 
Verfasser des Stücks, sollte aber, umr die Darstellung 
rührender zu machen, im letzten Akte gehängt werden. 
Drei sind schon gespielt; dieser grosse Mann könnte also 
gegen Ende 1779 einem englischen Galgen als Schmuck 
dienen. Aber ich denke, es ist Ihnen gleichgültig, mein 
Bruder, ob Bute gehängt wird oder nicht. Ich weiss 
wahrlich auch nicht, warum ich Sie mit diesen Lappalien 
unterhalten habe, und nur der Zufall hat mich auf diese 
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Goddams gebracht." n^en Engländern", äussert sich der 
König an einer andern Stelle, „hat es bei ihren Ver- 
handlungen mit anderen Völkern stets an Kunst und 
Schmiegsamkeit (souplesse) gefehlt. Mit Gier ihren eige- 
nen Interessen hingegeben, verstehen sie nicht, Anderen 
zu schmeicheln, und wähnen, dass sie durch Geldanerbie- 
tungen Alles erreichen können." 

Diese Belege für die gereizte Stimmung des Königs 
gegen die „Insulaner" li essen sich leicht vervielfachen, 
zumal seine Erbitterung gegen England sich in Folge 
des Ausbruchs der englischen Feindseligkeiten mit Holland 
wo möglich noch steigerte. 

Um jedoch den Faden der Erzählung hier wieder 
aufzunehmen, so ereignete sich am 26. Juni 1777 in Berlin 
ein Aufsehen erregender Zwischenfall, welchen der ame- 
rikanische Agent möglichst in seinem Interesse auszubeuten 
suchte. Lee sass nämlich gerade in seinem Gasthaus 
„Hotel Corsika" (Brüderstrasse 2) bei Tisch, als der eng- 
lische Gesandte durch einen Diener dessen Zimmer mit- 
telst eines Nachschlüssels öffnen, das darin befindliche 
Pult erbrechen und ein Portefeuille aus demselben stell len 
Hess. Lee stand zufällig früher als gewöhnlich von der 
Tafel auf und begegnete auf dem Wege zu seinem Zim- 
mer Elliot auf der Treppe. Dieser war jedenfalls ein 
höchst ungeschickter Dieb, denn als er hörte, dass der 
Bestohlene mit seiner Klage auf die Polizei geeilt sei, 
ergriff ihn Furcht und Bestürzung. Statt seinen Raub in 
Sicherheit zu bringen und gründlich zu studiren, ent- 
ledigte er sich desselben sofort wieder, und nach kaum 
einer halben Stunde fanden sich die Papiere wieder vor 
Lee's Thür. „Bei dem polizeilichen Verhör" — schreibt 
dieser am 29. Juni und 6. Juli an Franklin und Deane — 
„stellte sich heraus, dass der Diener des englischen Ge- 
sandten wiederholt 2000 Dukaten für die Lee'schen Pa- 
piere geboten hatte. Der gleichfalls befragte Gesandte 
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erklärte, er wolle sofort seinen Bedienten schicken, damit 
dieser sich selbst verantworten könne; allein der letztere 
erschien nicht. Ob die also genommenen Papiere gelesen 
wurden, konnte ich nicht ermitteln; ich glaube kaum, 
denn ich würde sie gewiss nicht wieder erlangt haben, 
wenn man ihren Inhalt gekannt hätte. Mein Journal be- 
fand sich auch darunter; es enthält alle unsere Verhand- 
lungen mit Spanien und Frankreich." 

Bereits am 28. Juni 1777 erstattete Hertzberg dem 
König Bericht über den Vorfall. Friedrich schrieb eigen- 
händig unter das Dokument die Worte: „Das nennt man 
einen öffentlichen Diebstahl. Man würde gut thun, diesem 
Menschen den Hof zu verbieten ,•• aber ich will die Dinge 
nicht aufs Aeusserste treiben. Mau muss ihm rathen, be- 
ruhigende Mittel zu nehmen und sich wenigstens viermal 
im Jahre zur Ader zu lassen." Eben so bestimmt spricht 
sich der König in einem Briefe an seinen Bruder, den 
Prinzen Heinrich, über diese Angelegenheit aus. „Da 
hat sich in Berlin eine sonderbare Geschichte zugetragen", 
schreibt er am 29. Juni 1777 (Oeuvres T. 26. p. 394. 395). 
„Der englische Gesandte ist in Abwesenheit des amerika- 
nischen Agenten Lee in dessen Hotel gegangen und hat 
ihm sein Portefeuille genommen. Er bekam aber Furcht 
und, ohne es nur zu öffnen, warf er es auf die Treppe 
des Hauses. Ganz Berlin spricht von dem Vorfall. Ich 
thue, als ob ich nichts davon wUsste. Wenn man streng 
handeln wollte, so müsste man diesem Menschen (Elliot) 
den Hof verbieten, da er einen öffentlichen Diebstahl be- 
gangen hat; um jedoch keinen Lärm zu machen, unter- 
drücke ich die Sache. Indessen werde ich nicht unter- 
lassen, darüber nach England zu schreiben, damit diese 
Menschen wenigstens erfahren, dass man weniger nach- 
sichtig handeln konnte als ich, denn sie sind wirklich 
unverschämt. " 

Weniger erbittert äussert sich Friedrich offiziell in 
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einer am 1. Juli an neincn Londoner Gesandten tirufen 
Maltzan erlassenen Instruktion. „Ich habe dem Herrn 
Klliot", sagt er, nachdem er dessen dem Minister ilcrtz- 
berg gegebene Krzählnng und Entschuldigung angeführt 
hat, „geantwortet, dass ich alle Ursache habe, Über einen 
Vorfall dieser Art und seine dabei gezeigte Haltung un- 
gehalten zu sein, und dass ich mich im Kechte befinde, 
wenn ich eine im Yerhältniss zum begangenen Fehler 
stehen<Ie Strafe fordere, dass ich ihm diese aber in der 
Erwartung erlassen wolle, dass er in Zukunft mehr Mäs- 
Higung und Umsicht in seinen Schritten zeige und keine 
Veranlassung mehr zu irgend einer Unregelmässigkeit 
gebe. EUiot Hess mir für diese ihm ertheilte grossmilthige 
Antwort danken, aber er erklärte zu derselben Zeit mei- 
nem Minister, dass er befürchte, durch seine Unvorsichtig- 
keit mein und seines Hofes Vertrauen verloren zu haben, 
dass er dem letztern deshalb einen ausfuhrlichen und 
aufrichtigen Bericht erstatten werde, damit man sich in 
London entscheiden könne, ob man ihn zurückberufen 
oder hier lassen solle. In der Schule Bute's bildet man 
solche Zöglinge!" Privatim fügte dagegen der König 
seiner Instruktion eigenhändig noch die Worte hinzu: „O 
dieser würdige Schüler Bute's, dieser unvergleichliche 
Mensch, Ihr goddam P^Uiot! Wahrlich, die Engländer 
sollten vor Schande erröthen, dass sie solche (iesandte 
an fremde Höfe schicken!" 

Dem englischen Ministerium gegenüber entschuldigte 
sich Elliot damit, dass er bei Tische im Laufe des Ge- 
spräches die Aeusserung habe fallen lassen, dass er gern 
demjenigen, welcher ihm die Papiere des Itebellenagenten 
bringen werde, eine bedeutende Summe zahlen wolle. 
Den preussischen Ministern erzählte Elliot dieselbe Lesart, 
und Hertzberg sowohl als Fiuckenstein waren auf Grund 
der königlichen Behandlung der Sache höflich genug, den 
englischen Gesandten nicht weiter nach dem merkwürdi- 
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gen Zusammentreffen seiner Anwesenheit im Hotel mit 
dem dort verübten Diebstahl, noch nach dem beschuldig- 
ten Bedienten zu befragen. Elliot's Anerbieten, sofort 
selbst um seine Abberufung einzukommen, falls der König 
ihm einen Theil der Schuld am ganzen Skandal zu- 
schreibe, wurde für unnöthig erklärt. Lord Suffolk, der 
Minister des Auswärtigen, gab Elliot am 1. August einen 
deutlichen Verweis. „Die Aeusserung, welche Sie an Ihrer 
Tafel gemacht zu haben erklären", schrieb er u. A. 
(St. P. 0. Prussia, Vol. 407), „war, so erklärlich sie 
auch in der Hitze des Gespräches sein mag, doch durch- 
aus ungeeignet im Munde des Gesandten eines Hofes, der 
es stets unter seiner Würde gehalten hat und halten wird, 
die krummen Pfade der Doppelzüngigkeit und Verrätherei 
zu wandeln. Selbst der blosse Wunsch, der jene an sich 
schon zu missbilligende Sprache veranlasste, ist doppelt 
tadelnswerth an einem Hofe, der bei dieser Gelegenheit 
mit der äussersten Offenheit und Freundschaft gegen 
Se. Majestät sowohl als in gerechter Würdigung seines 
eigenen königlichen Charakters handelte." Dieser Tadel 
scheint übrigens nicht so ernst gemeint gewesen zu sein, 
denn bereits am 7. Oktober schickte Suffolk zum Beweise 
dafür, dass die tadelnswerthen Umstände jenes Geschäftes 
wegen des bei ihm bewiesenen loyalen Eifers ganz über- 
sehen werden, Elliot die Summe von 1000 Pfund Sterling 
zur Bestreitung der ausserordentlichen Unkosten für ein 
Unternehmen, das, „weil es nicht ohne ungeeignete Er- 
öffnungen seinerseits ausgeführt werden konnte, selbst bei 
dem vollständigsten Erfolge nicht gerechtfertigt gewesen 
wäre. " 

War Lee bisher mit seinen Verhandlungen bei Schulen- 
burg nicht vom Fleck gekommen, so hoffte er jetzt, wo 
durch Elliot's Tölpelei ein gewisses Interesse für ihn er- 
weckt worden war, Kapital aus dem Vorfall zu gewinnen, 
und versuchte sein Glück direkt beim König. Er reichte 
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ihm also am 29. Juni eine Denkschrift ein, die alle seine 
Wünsche zusammenfasst und mit der kaum glaublichen 
Naivetät eines von sich eingenommenen Neulings dem 
erfahrenen königlichen Staatsmann seine eigentlichen 
Interessen, sowie Staats- und Völkerrecht klar zu machen 
sucht. Der Brief ist zu charakteristisch für den Schreiber, 
als dass er hier nicht seinem wesentlichen Inhalt nach 
mitgetheilt zu werden verdiente. Man vergegenwärtige 
sich den 64jährigen sieggekrönten König, der Geschichte 
und Völkerrecht machen half, und den 36jährigen, un- 
erfahrenen amerikanischen Advokaten, der eben erst den 
Smith, Grotius oder Vattel aus der Hand gelegt hatte, 
um sich ein paar Citate abzuschreiben und daraus National- 
ökonomie, Politik und Geschichte zu lehren! 

„So blühend Ihr Reich durch Ihre ausserordentliche 
Weisheit auch geworden ist", schreibt Lee an den König, 
„so lässt sich die Zahl und der Wohlstand Ihrer Unter- 
thanen immer noch vergrössern. Kein Satz ist wahrei*, 
als dass der Reichthum der Könige von der Zahl ihrer 
Unterthanen abhängt. Die alte und neue Geschichte lehrt, 
dass der Handel der Vater der Bevölkerung ist. Dem 
gelehrtesten Könige, der je gelebt hat, brauche ich dafür 
keine Beweise anzugeben. Das ist Thatsache, und die 
Gründe für diese Thatsache liegen auf offener Hand. 
Der König, welcher die Zahl seiner Unterthanen möglichst 
zu vermehren wünscht, sollte also den Handel in seinem 
Lande erweitern und ermuthigen. Ihr Königreich eignet 
sich ganz vortrefflich dazu. Die drei grossen Flüsse, 
welche es durchströmen, bieten die grössten Erleichterun- 
gen für den Handel. Es bedarf nur eines hinreichend 
entfernten Zieles, um Seeleute zu erziehen, und eines 
ausgedehnten reichen Landes, um kaufmännische Be- 
ziehungen anzuknüpfen und aufrecht zu erhalten. Ein 
solches Land ist Amerika. Die jüngsten Ereignisse haben 
England das Monopol für den Handel dahin entrissen. 
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Diejenigen Völker, welche jetzt einer jungen und dank- 
baren Nation gegen ihre Unterdrücker helfen und sie sich 
dadurch verpflichten, können wieder aus dem amerikani- 
schen Handel Nutzen ziehen, während diejenigen, die erst 
auf den Ausgang des Krieges warten, den Verkehr nicht 
aus seinen alten Bahnen lenken. Es ist also auch für 
Sie der günstige Augenblick zur Betheiligung am ameri- 
kanischen Handel gekommen. Es ist wahr, Sie haben 
keine Kriegsschiffe, welche die Ehre Ihrer Flagge schützen, 
aber dagegen besitzen Sie, Sire, die besten Regimenter 
der Welt, und England wird nicht so verblendet sein, 
Ew. Majestät zu zwingen, diese furchtbaren Regimenter 
mit der Macht seiner Feinde zu vereinigen. Ausserdem 
aber ist England durch den amerikanischen Krieg im 
Augenblick so schwach und erschöpft, dass es seine Augen 
vor viel schlimmeren Massregeln verschliessen muss. 
Zweitens, heisst es, sei es nicht praktisch, zur selben Zeit 
eine so zahlreiche Armee wie Ew. Majestät und eine 
Achtung gebietende Flotte zu haben, da die letztere zu 
viel Mannschaft in Anspruch nehmen und das Land sei- 
nem Untergang entgegenführen werde. Dieses Raisonne- 
ment würde richtig sein, wenn die Bevölkerung durch 
den Handel verringert würde; sie wird im Gegentheil 
durch ihn vermehrt. Er setzt Sie in den Stand, eine 
grosse Armee zu unterhalten, denn die Erfahrung lehrt, 
dass Handel treibende Völker stets die zahlreichste Be- 
völkerung haben, weil diese im Verhältniss zu den Mitteln 
der Existenz wächst. Der Handel hebt also Ihr Land. 
Drittens brauchen Sie Matrosen für ein solches Unter- 
nehmen. Der Seehandel selbst erzeugt sie. Wenn Ew. 
Majestät Häfen unseren bewaffneten Schiffen geöffnet 
wären, so dass diese ungestört einlaufen, ihre Ladungen 
abliefern, sich ausbessern lassen und heimlich ihre Prisen 
verkaufen könnten, so würde Ihren Seeleuten Anweisung 
und Ermuthigung zu Theil werden, und wenn ihnen vor 
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Allem Erlaubniss gegeben würde, in unseren Scbiflfen 
eine Reise zu machen, so wUrden in kurzer Zeit aus 
Ihren Unterthanen Seeleute hervorgehen und aus anderen 
Ländern Matrosen mit der Absicht in Ihre Häfen strömen, 
in den amerikanischen Gewässern zu kreuzen. Vielleicht 
wird man sagen, dass eine derartige Betheiligung die 
Frage der amerikanischen Unabhängigkeit entscheiden 
heisse. Aber dem ist nicht so." 

Lee sucht dann zu beweisen, dass die Vereinigten 
Staaten unabhängig seien, und dass nach dem Völkerrecht 
neutrale Nationen sich nur an die Thatsache, nicht an 
das Recht zu halten hätten. So sei es auch nach eng- 
lischem Rechte. England habe den Herzog von Braganza 
1641 als König von Portugal anerkannt auf den Grund 
hin, dass er durch den einstimmigen Wunsch des Volkes 
zur Krone berufen sei. Der amerikanische Kongress leite 
seine Macht ganz aus derselben Quelle her. Frankreich 
sei 1608 mit dem Herzog Karl von SUdermanland als 
König von Schweden in Verhandlungen getreten, weil es 
Heinrichs IV. Interesse gewesen und seinem Reiche zu 
Gute gekommen sei. „Das Beispiel des grossen Heinrich 
ist eines Fürsten würdig, der keinen geringern Anspruch 
auf den Namen des Grossen hat". Schliesslich wird Vattel 
zitirt. „Die Vortheile, welche Ew. Majestät Staaten aus 
dem Handel mit Amerika erblühen werden, müssen sehr 
gross sein. Er wird ihnen einen neuen Anstoss geben 
und mit der Bevölkerung Amerika's wachsen; für ihre 
Tuche, Leinen, Porzellan und Eisenwaaren werden wir 
ihnen Taback, Indigo, Baumwolle und Pelze schicken. 
Diese Vortheile werden allerdings durch die Verwüstungen 
der Engländer und ihrer Söldner sehr vermindert werden, 
wenn wir bei unserm Mangel an Waffen und Munition 
gegen alle ihre Macht allein den Krieg durchführen 
müssen. Es liegt an Ew. Majestät, in Gemeinschaft mit 
einigen anderen europäischen Mächten, diesen Verheerun- 
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geil durch ein kommerzielles Btindniss mit unseren Ver- 
einigten Staaten Einhalt zu thun. Es giebt unter uns 
keinen verehrtem Namen als den Ew. Majestät, und es 
giebt selbstredend keinen König, dessen erklärte Freund- 
schaft unserm Volke so viel Muth und unsrer Sache so 
viel Stärke verleihen würde." 

Noch ehe auf diesen Brief eine Antwort erfolgen 
konnte, bat Lee am 1. Juli den König um eine Privat- 
audienz, damit er seine Klage gegen Elliot anbringen 
und Eröffnungen machen könne, die er unmöglich dem 
Papier anzuvertraunen wage. Friedrich aber Hess ihn in 
einer Note vom 2. Juli bedeuten, dass Schulenburg alle 
seine Mittheilungen in Empfang nehmen werde und dass 
denselben gegenüber ein unverbrüchliches Stillschweigen 
beobachtet werden solle. Das wai? es natürlich nicht, 
was Lee gewollt hatte. Da aber aus der persönlichen 
Audienz beim König nichts wurde, so stellte er sich am 
3. Juli bei dem Minister ein. Nachdem er zunächst ein 
rosiges Bild von den Hülfsquellen Amerika's entworfen 
und ein Klagelied über dessen Preisgebung durch die 
europäischen Grossmächte angestimmt hatte, bat er in 
erster Linie um eine Lieferung von Geschützen, Feuer- 
und blanken Gewehren, Kugeln und Pulver, welche unter 
preussischer Flagge über St. Eustasia oder St. Croix nach 
Amerika befördert und in Taback, Reis oder Indigo bezahlt 
werden sollten. Falls der König dieser Bitte nicht will- 
fahren sollte, verlangte Lee ein sechsprozentiges Anleihen 
von zwei Millionen Pfund Sterling oder dreizehn Millionen 
preussischen Thalern, »oder so viel weniger als man für 
gut befinden sollte. Eine andre Sicherheit als die mit- 
telst dieses Darlehens zu bewirkende Unabhängigkeit der 
Vereinigten Staaten könne er nicht bieten ; dagegen werde 
es mit dem Eintreten dieses letztem Ereignisses eine 
heilige Staatsschuld, die man übrigens auch in den Pro- 
dukten des Landes zu vortheilhaften Preisen abzutragen 
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willens sei. Der König schrieb an den Rand des Be- 
richtes seines Ministers die Worte: „Solche Vorschläge 
sind unannehmbar; sie würden unsere Angelegenheiten 
dem Zufall preisgeben, ohne dass wir jemals einen soliden 
Vortheil davon erwarten könnten."* 

Schulenburg beschied dem entsprechend Lee, der 
übrigens eine abschlägige Antwort erwartet zu haben 
schien und sich nur seinen Auftraggebern zu Liebe, wie 
er, sich entschuldigend, bemerkte, zu einem derartigen 
Antrage habe bestimmen lassen. Dagegen gab er ihm 
auf seinen Wunsch eine Abschrift der gerichtlichen Ver- 
handlungen über den Diebstahl des englischen Gesandten 
und bewilligte ihm gern die nachgesuchte Erlaubnis», 
über den Verlauf des amerikanischen Krieges zu berich- 
ten, da der König auf des Ministers desfallsige Anfrage 
erklärt hatte, dass er um so lieber Nachrichten empfangen 
werde, je günstiger sie für die Sache der Amerikaner 
seien. 2 Ebenso gestattete man ihm, Gewehre und Tuch 
zu Uniformen in Preussen zu kaufen und über Stettin 
oder Hamburg zu verschiflFen; indessen beeilten sich die 
Minister des Aeussern, den englischen Gesandten zu ver- 
sichern, dass diese Artikel für den Meistbietenden im 
Markte seien, weshalb auch ihr Verkauf nicht als eine 
besondere Gunst betrachtet werden dürfe. 

Arthur Lee reiste, als er endlich die Erfolglosigkeit 
seiner Bemühungen erkannt hatte, am 10. Juli wieder 
nach Paris ab und kam dort gegen Ende des Monats an. 
Um jene Zeit hatte England Einsprache gegen das Ein- 
laufen amerikanischer Kaper in französische Häfen erhoben 



* II n'y a pas moycn d*accepter de pareiiles propossitions, qni mete 
roit nos affaires en hazard saus qu'on en peut jamais espdrer nn solide 
avantage. F. 

* J'aprendrai volontiers de leur nouvelles sartont si eile lenrs sont 
favorables. F. 
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und vom Versailler Kabinet ein strenges Verbot dagegen 
erwirkt. Unter dem Vorwande, dass bei dem hohen Ge- 
winn, den die Kaperei abwerfe, es unmöglich sei, in 
Amerika Matrosen für Kauffahrer zu gewinnen (welche 
letzteren hauptsächlich in der Einbildung des Agenten, 
existirten), bat Lee am 13. August 1777 nochmals darum, 
den amerikanischen Kapern Zuflucht in Emden zu ge- 
währen. Der König schrieb am 6. September kurzer Hand 
auf diesen von Schulenburg ihm in Uebersetzung vor- 
gelegten Brief: „Das gehet nicht an, er will in unsere 
Havens einlaufen. Das ist ihm schon abgeschlagen." 
Noch ehe Schulenburg dem entsprechend kurz ablehnend 
antworten konnte, traf ein zweiter Brief von Lee ein. Er 
schrieb unterm 21. September, dass er mit grosser Span- 
nung auf des Ministers Antwort warte, und legte zu gleicher 
Zeit Franklins Gründe vor, wonach es für die europäi- 
schen Staaten und Kapitalisten äusserst vortheilhaft sein 
sollte, den Vereinigten Staaten Geld zu leihen, jedenfalls 
viel vortheilhafter als wenn sie es England gäben. „Der 
König" — antwortete Schulenburg am 8. Oktober 1777 — 
„hat es trotz seiner guten Wünsche für Sie nicht für 
passend erachtet, Ihren Kapern freien Zutritt, zu seinen 
Häfen zu gestatten, zu einer Zeit, wo selbst Frankreich 
trotz der bedeutenden Voi-theile, . welche es aus dem Handel 
mit Amerika herleitet, den Vorstellungen des englischen 
Ministeriums nachgegeben hat. Wir müssen günstigere 
Verhältnisse abwarten, um zwischen beiden Völkern eine 
Handelsverbindung anzuknüpfen, deren Wachsthum Sr. Ma- 
jestät grosses Vergnügen machen wird, sobald es Sie 
nicht zu Massregeln zwingt, die mit Ihren Grundsätzen 
im Widerspruch stehen. Ihre Denkschrift finde ich sehr 
gut geschrieben ; sie wird gewiss ihren Eindruck auf die- 
jenigen Länder nicht verfehlen, die in Anlehen mit frem- 
den Völkern spekuliren. Es soll mich freuen, von Ihnen 
über die Lage der Dinge in Amerika mehr zu hören." 
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Lee's Antwort auf diesen, allerdings äusserst kühlen, 
aber höflichen Brief, dem des Königs Kabinetsordre : 
„Mit Komplimenten abweisen" zu Grunde lag, war so 
ungeschickt als nur möglich, und würde sicherlich dem 
Briefwechsel mit dem preussischen Minister für immer 
ein Ende gemacht haben, wenn es diesem nicht darum 
zu thun gewesen wäre, zuverlässige, eventuell gegen Eng- 
land zu benutzende Nachrichten aus Amerika zu erhalten. 
„Es würde mich gefreut haben" — schrieb Lee unter 
Anderm am 23. Oktober — , „wenn Se. Majestät dem 
übrigen Europa ein Beispiel gegeben hätte, statt es von 
ihm zu empfangen. Es ist nicht gut, dass der Furcht- 
same den Tapfern führt, oder dass der Schwache den 
Weisen lenkt. Von Sr. Majestät freundlicher Gesinnung 
gegen die Vereinigten Staaten überzeugt, hoffe ich, dass 
die Beweggründe, welche sich deren offener Erklärung 
entgegenstellen, nicht die Gewissheit überdauern werden, 
dass unsere Feinde uns trotz aller Anstrengungen das 
Schwert nicht entreissen können, dessen Handhabung der 
stärkste Beweis für unsre Unabhängigkeit ist." Zugleich 
fragte Lee bei Schulenburg an, ob die Vereinigten Staaten 
neue Rekrutensendungen aus Russland, Deutschland und 
Dänemark zu befürchten hätten, und bat den Minister, 
das Seinige zur Hintertreibung derartiger Pläne beizu- 
tragen. Schulenburg beruhigte ihn über den letztern 
Punkt am 6. November, da ausser einigen hundert deut- 
schen Rekruten keine fremden Truppen nach Amerika 
geschickt werden würden. Zugleich bat er um ausführ- 
liche und sofortige Nachricht über die aus Amerika nach 
Europa gedrungenen Gerüchte von der Einfahrt Howe's 
in die Chesapeake-Bai und der Niederlage Burgoyne's. 
„Der König freut sich über jedes Ihrer Sache günstige 
Ereigniss und wird mit besonderm Vergnügen die Be- 
stätigung des letzten Gerüchtes hören. Geben Sie mir 
also zuverlässige Details, da es sehr schwer ist, der 

Kapp. 4 
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Wahrheit von Berichten zu trauen, deren grosster Theil 
im Parteiinteresse zurecht gemacht und veröflPentlicht wird." 
Dagegen lehnte Schulenburg am 28. November den Em- 
pfang des inzwischen vom Kongress mit einer Mission an 
den König betrauten William Lee (des Bruders von Arthur) 
ab, da die Lage der Dinge sich seit dem Besuch des 
Letztern in Berlin nicht im mindesten verändert habe; 
hatte indessen nichts dagegen, dass derselbe als Privat- 
mann nach Berlin komme, und versprach am 23» Dezem- 
ber, den neuen Agenten davon zu benachrichtigen, sobald 
der König die Anknüpfung von Verhandlungen für thun- 
lich erachten sollte. William Lee kam unter diesen Um- 
ständen nie nach Berlin und korrespondirte von Frank- 
furt a. M., Paris oder Brüssel aus mit Schulenburg. Er 
war überhaupt taktvoller und nicht so eitel als sein Bruder 
Arthur, und dabei nicht ohne diplomatisches Geschick. 
Seine Briefe zeichnen sich durch Sachlichkeit und warmen 
Patriotismus aus. Ueberall erspähte er selbst die kleinsten 
Vortheile zu Gunsten seiner Landsleute und benutzte sie 
glücklich für seine Zwecke, so das Finckenstein ihn als 
gewandten Diplomaten lobte und Schulenburg ihm persön- 
liches Vertrauen und eine aufrichtige Achtung schenkte. 

Die amerikanischen Agenten erblickten in der Auf- 
forderung des preussischen Ministers zu häulSgerer Be- 
richterstattung eine indirekte Ermuthigung ihrer Sache 
und beeilten sich jetzt noch mehr, ihn mit Vorstellungen, 
Rathschlägen und Bitten zu bestürmen. Carmichael brachte 
wieder die Tabackslieferung zur Sprache, die man, wie 
er meinte, in einem preussischen oder schwedischen Hafen 
landen könne. Er erklärte die preussischen Manufakturen 
für 25 Vo billiger als die französischen und bemerkte, 
dass er von ersteren für 47,000 Pfund Sterling bezogen 
habe. Nur etwas Ermuthigung, schloss er seinen Brief vom 
6. Dezember 1777, die Gewährung des heimlichen Ein- 
laufens unserer Kaper in Emden, und es wird sich ein 
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glänzendes Geschäft entwickeln! Als aber Schulenburg 
antwortete, dass er gern bereit sei, 200,000 Pfund Taback 
in Emden zu nehmen, ergab sich, dass man in Amerika 
keine Schiffe hatte. Arthur Lee theilte gleichfalls An- 
fangs Dezember Schulenburg einen Brief eines dritten 
Bruderfi, des Kongressmitgliedes Richard Henry Lee mit, 
welcher meinte, dass ein Hafen für die amerikanischen 
Kaper im Norden Europa's beiden Mächten viel nützen 
werde, dass es aber unmöglich sei, die amerikanischen 
Produkte in Kauffahrteischiffen von Amerika nach Euro])a 
zu senden. Am 11. Dezember schickte darauf Arthur Lee 
einen ausfuhrlichen Bericht über Howe und Burgoyne ein, 
worin er die übertriebenen englischen Darstellungen über 
die .Erfolge des Erstem auf ihr rechtes Mass zurück- 
führte und die Niederlage des Letztern nach amerikani- 
schen Quellen schilderte. 

Schulenburg legte am 15. Dezember diese Briefe und 
Berichte, soweit sie von allgemeinem Interesse waren, 
dem Könige in Uebersetzung vor, worauf derselbe eigen- 
händig zurückschrieb^: „Das ist Alles recht schön; aber 
Sie müssen ihm sagen, dass ich die Unabhängigkeit der 
Vereinigten Staaten dann anzuerkennen gedenke, wenn 
Frankreich dasselbe gethan haben wird." Dem ent- 
sprechend erwiderte Schulenburg am 18. Dezember: „Ich 
freue mich sehr über diese günstigen Nachrichten. Da 
nach Ihrer Schilderung der Situation zu urtheilen, noch 
vor dem Ende des Feldzugs oder selbst während des 
Winters bedeutende Ereignisse erwartet werden können, 
so werden Sie, hoffe ich, mir ohne Verzug alle bei Ihnen 
einlaufenden authentischen Berichte einsenden. Der Kr>nig, 
der Ihre Neuigkeiten sehr gnädig aufnimmt und seine 



* Cola est fort bcan, mais i\ fant Iny dire qne j'attcns u re* 
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Befriedigung darüber ausdrückt, sobald sie zu Ihren Gun- 
sten sind, wird nicht die letzte Macht sein, welche Ihre 
Unabhängigkeit anerkennt; indessen werden Sie selbst 
einsehen, dass es nicht natürlich sein würde, wenn er der 
Erste wäre, sondern dass Frankreich, dessen politische 
und Handels-Interessen mit den Ihrigen enger verbunden 
sind, das Beispiel geben sollte." 

Arthur Lee suchte sofort von dieser, seiner Sache gün- 
stigen Stimmung praktischen Vortheil zu ziehen und 
fragte unter dem 28. Dezember bei Schulenburg an, ob 
er in Preussen Gewehre kaufen dürfe, da er so sehr 
wünsche, die Preussischen WaflFen in die Ver. - Staaten- 
Armee einzuführen. . Der König hatte nichts dagegen ein- 
zuwenden. „Da die Kriegsereignisse mit jedem Tage in- 
teressanter werden, so muss ich Sie wiederholt ersuchen" 
— schreibt der Minister am 16. Januar 1778 an Lee — , 
„ mir regelmässig die bei Ihnen eingehenden Berichte mit- 
zutheilen. Der König selbst nimmt lebhaftes Interesse 
daran und wünscht, dass Ihre edlen Bemühungen mit 
Erfolg gekrönt werden mögen. Er wird, wie ich Ihnen 
bereits in einem Briefe vom 18. Dezember meldete, nicht 
zögern, Ihre Unabhängigkeit anzuerkennen, sobald Frank- 
reich, das bei dem Ausgang dieses Krieges in viel höherm 
Grade betheiligt ist, mit gutem Beispiel vorangegegangen 
sein wird. Se. Majestät würde zudem dem Einlaufen 
Ihrer Schiffe in preussische Häfen nicht die mindeste 
Schwierigkeit in den Weg legen, wenn Sie eine Flotte 
hätte , welche eine Ihren Schiffen dort widerfahrene Be- 
leidigung zu rächen vermöchte. Der Hafen von Emden, 
so gut und sicher er auch ist, hat nicht einmal ein Fort 
zu seiner Vertheidigung. Aus diesen Gründen will der 
König sich keinen unangenehmen Folgen aussetzen. Sie 
können soviel Waffen und Gewehre kaufen, als Sie wol- 
len. Die Banquiers Splittgerber (Pächter der Gewehr- 
fabriken) haben Befehl erhalten, Ihnen zu verabfolgen, 
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was Sie verlangen. Ich lege Preisliete bei." Lee bestellte 
im Laufe des Summers 800 Gewehre zu 6 Thlr. 15 Sgr. 
per Stück und liess sie durch das Haus Chapeaurouge in 
Hamburg nach Bordeaux schiffen, behauptete aber, von 
Splittgerber betrogen zu sein, wae sich bei näherer Unter- 
suchung als unwahr erwies, und wandte sich im Oktober 
wegen Schadensersatz au Scbulenburg, — eine unverschämte 
Zumuthung, die der Minister kurzer Hand abwies. 

Der um jene Zeit drohende und bald darauf zum 
Ausbruch kommende bairiscbe Erbfolgekrieg (3. Januar 
1778 bis 13. März 1779) bezeicbuet einen Wendepunkt 
in der bisher England und Amerika gegenüber befolgten 
Politik des Königs, welcher jetzt die bisher mit den Agen- 
ten des Kongresses angeknöpften Verbindungen fallen Hess. 
Er war im Norden Deutschlands wieder auf dieselben Bun- 
genoBsen angewiesen, welche ihm im siebenjährigen 
Kriege zur Seite gestanden hatten, jedenfalls durften sie 
ihm nicht feindlich gegenüber treten oder gar im Rücken 
drohen. Nur aus diesem Grunde zog er gegen den Kfinig 
von England höflichere Saiten auf und zeigte sich gegen 
die Amerikaner kühl und ablehnend. Gleichwohl Hessen 
die Agenten, besonders William Lee, nicht nach, auf An- 
erkennung zu dringen, und wenn die Verhandlungen 
deutscherseits auch täglich aussichtsloser wurden, so zogen 
sie sich bei der amerikanischen Ausdauer und Zähigkeit 
doch noch durch die nächsten drei Jahre hin. Der Inhalt 
der Forderungen und die Form der Ablehnung blieben stets 
dieselben, so dass die nunmehr folgende Darstellung sich 
fllglicb auf die Mittheilung der wesentlichen Punkte des 
Briefwechsels beschränken kann. Wm. Lee hatte zunächst 
am 16. Januar 177» bei Scbulenburg angefragt, ob er 
jetzt nach Berlin kommen und in förmliche Unterhand- 
lungen treten dürfe. Der Minister sandte diesen Brief am 
31. Januar an den König, welcher jedoch in seiner Kabi- 
netsordre vom 1. Februar 1778 erwiderte, dass ea bei der 
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gegenwärtigen Lage der Dinge ablehnen müsse, in förm- 
liche Unterhandlungen einzutreten, so gut die Vorschläge 
Wm. Lee's an sich auch sein möchten '. Am 20. März 
1778 berichtete dieser über die Anerkennung der Ver- 
einigten Staaten durch Frankreich und knüpfte daran die 
Hoffnung, dass der König von Preussen jetzt wohl den 
Augenblick für gekommen erachten werde, dass er (Lee) 
nach Berlin reise. Auch auf diese Vorstellung antwortete 
Friedrich am 30. März dahin, dass er im Augenblick zu 
sehr mit Deutschland beschäftigt sei, als dass er an Ame- 
rika denken könne, dass er es gern als unabhängig an- 
erkennen werde, dass es ihm aber keinen Vortheil brin- 
gen, während es Preussen nur schaden könne ^. Lee Hess 
sich indessen nicht abschrecken, trotzdem Schulenburg 
bei Mittheilung dieses Bescheides ihm bemerkt hatte, dass 
der König sehr bald auf den Kriegsschauplatz abreisen, 
also nicht zu sprechen sein werde. Unterm 18. April 
fragte Lee an, ob er auf seinem Wege nach Wien, wohin 
er als Bevollmächtigter des Kongresses sich zu begeben im 
Begriff stehe, nach Berlin kommen dürfe, um dort endlich 
den vorgeschlagenen Vertrag abzuschliessen. Der König, 



^ Les propositions de TAmericain Guillaume Lee que selon votre 
rapport d'hier, ii vient de vous faire, sont tres bonnes en elles mdmes, et 
je suis rien moins qu'eloign^ d'entrer dans les plans Me commerce, qoMl 
pourroit avoir k me presenter, de la part de ses commettants : Mais 11 
sentira lui meme que les conjonctions actuelles ne sont pas favorables 
encore d'entamer une negotiation formelle et ouverte avec les colonies, 
de Sorte que vous ne sauriez mieux faire que de lui donner k connaitre 
L*un ou L'autre en reponse ä la lettre quMl vous a adress6e. 

Federic. 

^ II faut luy repondre que nous ötions si occup^ de rAllemagne 
dans ce momcnt que nous ne pouvions point penss^r a l'amerique que 
nous La reconoitrions voUontier independant mais que dans ce moment 
ci cela ne leur pouvoit procurör anueune avantage et nous estre for pre- 
judiciable. Federic (eigenhändige Verfügung am Rande von Scfaulen- 
burg's Bericht vom 30. März 1778). 
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dem Schulenburg diesen Brief vorgelegt hatte, verfügte am 
27. April aus dem Hauptquai-tier Schoenwalde bei Fran- 
kenstein in Schlesien : „ Sie können dem Amerikaner Wil- 
helm Lee auf seine Anfrage antworten, dass die Kolonien, 
selbst wenn ich sie von jetzt an anerkennte, keinen Vor- 
theil davon haben würden, da ich keine Flotte besitze, 
um ihren Handel zu schützen, dass ein solcher Schritt 
also meiner Seits nicht zu behaupten sei und mir des- 
halb nicht passe, und dass er denselben Schwierigkeiten 
bei dem Wiener Hofe begegnen würde. Nicht Landmäch- 
ten wie Oesterreich und mir, die nicht im Stande seien, 
ihnen in irgend einer Weise zu helfen, sondern den See- 
mächten liege es ob, sich in die Seeangelegenheiten zu 
mischen ; dass es mir in ihrem Interesse zu liegen scheine, 
besonders Holland, Spanien und Dänemark auf ihre Seite 
zu ziehen, nicht aber Mächte, von denen sie keine Hülfe 
erwarten könnten^ Das ist Alles, was ich Euch über die- 
sen Punkt zu sagen habe." Ein paar Tage später erhielt 
der König durch Schulenburg Lee's ausführliche Nachrich- 
ten über die Lage der Dinge in Amerika und antwortete 
darauf am 4. Mai: „Ich ersehe aus Ihrem Bericht vom 
30. April, dass sie dem Amerikaner Lee in Uebereinstim- 
mung mit meinen Befehlen geantwortet haben. Ich habe 
auch darin den Brief vom 24. v. M. gefunden, welcher 
die der amerikanischen Sache günstigen Nachrichten 
bestätigt. Man muss gestehen, dass das schön ist und 
ich danke Ihnen für diese Mittheilung, allein die hie- 
sigen Angelegenheiten beschäftigen mich unendlich mehr 
als jene^** 

Lee fuhr gleichwohl mit seinen Berichten fort. Am 



^ La Lettre du 24 pass^ confirnie des nouvelles bieu favorables 
ä la cause Americainc. U faut avouer que cela est beau et je vous 
sais gr^ de cette üomraunication. Mais les affaires quo j'ai ici, 
m'occupent mflnimeDt plus que Celles la. Federic. A Schoeuwalde. 
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17. Juli erneuerte er sogar seine Anfrage, ob der König 
es nicht für passend erachte, dass er jetzt nach Berlin 
komme, um seinen Auftrag zu erfüllen, jeden Falls aber 
wünsche er darüber benachrichtigt zu werden, ob man 
den amerikanischen Kauffahrteischiffen freien Handel in 
den Häfen Sr. Majestät bewillige und ob man den ameri- 
kanischen Kapern in diese Häfen einzulaufen gestatte, 
lediglich zu dem Zwecke, die nöthigen Lebensmittel zu 
kaufen? In Erwiderung hierauf fasste der König am 30. 
Juli 1778 in einer aus dem Lager von Jaromirs ausnahms- 
weise in deutscher Sprache geschriebenen Kabinetsordre 
nochmals seine Ansicht von der Sache also zusammen: 
„Was die Amerikaner betrifft,' habt Ihr (Schulenburg) sel- 
bige nur das wieder zu schreiben, was ich schon 10 Mahl 
gesagt, nämlich. Ich hätte keine Flotte, und so könnte 
mich darauf nicht einlassen, und auch meine Hafens nicht 
decken und also nicht erlauben, dass fremde Schiffe in 
meine Hafens einliefen, denn die würden gleich enleviret 
werden von ihren Feinden, ohne dass es verhindert wer- 
den könnte. Das wäre also gar keine Sache für Mich. 
Ueberhaupt müsset Ihr nur sehen, auf eine höfliche Arth 
sie abzuweisen." 

Von jetzt an beschränkte sich Lee in seinen Briefen 
vom 28. August und 31. October 1778 wieder auf politische 
Berichterstattung. Am 1. Dezember aber suchte er Schu- 
lenburg dadurch für sich zu gewinnen, dass er den König 
von Preussen als Schiedsrichter für die Beendigung des 
amerikanischen Krieges vorschlug. Zugleich bat er, dass 
die amerikanischen Kauffahrer, wie die Schiffe anderer 
Nationen, in Emden einlaufen und dort ihre Produkte 
gegen preussische Waaren austauschen dürften, verlangte 
auch zugleich im Fall der Gewährung seiner Bitte, dass 
der König die amerikanischen Fahrzeuge beschützen und 
wenn sie von einer andern Macht genommen würden, re- 
klamiren sollte. Schulenburg wagte anfangs gar nicht, 
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dieses schon bo oft vorgebrachte Gesuch dem König vor- 
zulegeo, der sich ohnehin über die ewigen Anträge schon 
sehr ungehalten gezeigt hatte. Finckensteio, an welchen 
sich der Handelsminister in seiner Verlegenheit um Ratb 
gewandt hatte, rieth ihm, trotzdem Friedrich Bericht zu 
erstatten, da dieser eine Verheimlichung der Eingabe Übel 
deuten ktinne und da ohnehin seine Aufmerksamkeit auf 
die Sache gelenkt sei, indem Oberst Arendt, ein geborener 
Stendaler, der in der amerikamschen Armee diente, mit 
ähnlichen Vurschlägen direkt nach Breslau in's Haupt- 
quartier gereist sei. Schulenburg berichtete also dem 
Künige ; dieser aber beschied am 19. Dezember aus Breslau 
seinen Minister dahin, dem Herrn William Lee zu wieder- 
holen, „dass wir weder Schiffe noch Fregatten noch Ga- 
leeren haben, um die Einfahrt in unsere Häfen zu be- 
schützen, dass aus diesem Grunde der Handel mit nicht 
verbotenen Waaren allen Nationen in meinen See- 
häfen erlaubt sei, dass ich mich jedoch, eben weil es mir 
an einer Flotte fehle, nicht dazu verstehen könne, die 
gemachten Prisen dort zu beschützen." 

Schulenburg antwortete am 2. Januar 1779 dem Agenten 
in diesem Sinne und hob namentlich hervor, dass es für 
die Amerikaner so wenig wie für irgend eine andere Na- 
tion einer ausdrücklichen Erlaubniss bedUrfe, nach Emden 
zu kommen. Hinter diesen Punkt griff Lee jetzt mit 
grossem Geschick. „Da wir von Sr. Majestät bis jetzt 
noch nicht als Nation anerkannt sind," sagte er in seiner 
Entgegnung vom 30. Januar 1779, „so scheint es mir nO- 
thig, dass der König entweder ausdrücklich einen Vertrag 
mit uns schliesst oder dass er eine positive Erklärung 
darüber ahgiebt, dass er die Vereinigten Staaten als Na- 
tion anerkennt," Jetzt sah Schulenburg, dass seine Ant- 
wort doch nicht allgemein genug gehalten war, und obwohl 
er Lce's Forderung als gerecht anerkannte, so wagte er 
doch nicht, den König mit dieser ihm lästigen Angelegen- 
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heit schon wieder zu behelligen. In seiner Verlegenheit 
wandte er sich am 9. Februar wieder an Finckenstein. 
„Lee," erwiderte dieser am 14. Februar, „ist kein unge- 
schickter Unterhändler, er hat durch List erreichen wollen, 
was er direkt nicht erlangen konnte. Die Gewährung 
seiner Forderung würde gleichbedeutend mit einer An- 
erkennung der Vereinigten Staaten sein. Diese würden 
damit paradiren und uns beim Londoner Hofe kompromit- 
tiren. Der König wird das nie thun; Sie brauchen ihm 
deshalb auch nicht von Neuem zu schreiben.*' Diesem 
Rathe entsprechend schrieb denn S'chulenburg am 17. Fe- 
bruar 1779 an Lee, dass eine neue Erklärung überflüssig 
sein würde, da der König seinen Brief vom 1. Dezember 
1778 dahin beantwortet habe, dass 'die nordamerika- 
nischen Geschäftsleute (die Kabinetsordre vom 19. 
Dezember und Schulenburgs Brief vom 2. Januar sprachen, 
wie oben erzählt, von Nationen), welche mit ihren 
Schiffen in preussische Häfen einliefen , um dort mit nicht 
verbotenen Waaren zu handeln, dort ebenso empfangen 
und behandelt werden sollten, wie die Kaufleute anderer 
Nationen. Lee musste sich bei diesem Bescheid beruhigen 
und ging sogar so weit, das Missverständniss mit seiner 
mangelhaften Kenntniss der französischen Sprache zu ent- 
schuldigen. Uebrigens bemerkte er zum Schluss, dass er 
die Erlaubniss, dass amerikanische Kaufleute nach Preussen 
kommen dürften, sofort nach Hause berichtet habe. Von 
jetzt an ruhte die Korrespondenz bis nach der Beendigung 
des bairischen Erbfolgekriegcs. 

Von günstigeren Folgen als für Amerika war da- 
gegen dieser Krieg für England, welches Friedrich überall 
absichtlich verletzt und gerade gegen Ende des Jahres 
1777 in seinem Soldatenhandel mit den deutschen Fürsten 
gar unsanft gestört, ja durch Verweigerung des freien 
Durchzuges der vermietheten Truppen aufs Empfindlichste 
geschädigt hatte. Selbst bis zum Jahre 1778 gab es kaum 
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eine kleine, oder selbst kleinliche Chikane, die der König 
sich nicht gegen England erlaubt hätte. Ende November 
1777 erliesB er noch ein Zircular an die preussischen 
Kaufleute, worin er sie zur besonderen Vorsicht ermahnt, 
da die Unterbrechung des Handels mit den amerikanischen 
Kolonien grosse Bankerotte in England zur Folge haben 
werde und da diese zugleich den Sturz holländischer und 
hamburgischer Häuser nach sich ziehen müssten. Suffolk 
war ausser sich und tobte förmlich ; jetzt vergriff sich der 
gefahrliche Gegner sogar am englischen Handel! Der 
englische Minister bediente sich einzelner Ausdrücke gegen 
den frühern „erhabenen Bundesgenossen", die eher in 
eine Kneipe als in eine ministerielle Korrespondenz ge- 
hören; aber er musste seinen Grimm verschlucken. Am 
27. December 1777 meldete EUiot sogar, Lee solle in 
Berlin ganz in derselben Weise empfangen werden, wie 
Franklin und Deane in Paris. Es war das allerdings nur 
diplomatischer Klatsch, allein Suffolk glaubte ihn. „Der 
König", fährt Elliot fort, entgegnete einem Minister, der 
ihm die Unschicklichkeit eines derartigen Empfanges aus- 
einander zu setzen suchte, Amerika sei ein aufsteigender 
Stern, ein unabhängiger und mächtiger Staat, seine Freund- 
schaft sei unter leichten Bedingungen zu erlangen , und 
er erwarte keine Unannehmlichkeiten, sondern im Gegen- 
theil grosse Vortheile von einer Verbindung, die seinen 
Unterthanen einen äusserst gewinnreichen Handel ver- 
spreche. Der König hat überhaupt in der letzten Zeit 
vielfach die schlechte Behandlung erwähnt, die ihm im 
letzten Kriege Seitens Englands zu Theil geworden ; seine 
ganze Haltung zeigt den sehnlichen Wunsch an, Bache 
an uns zu nehmen." 

Ja selbst zu Anfang 1778, wo bereits alle Pläne zur 
Anknüpfung mit den Vereinigten Staaten aufgegeben 
waren, glaubte Elliot nojch an deren baldige Ausführung. 
„Auf Veranlassung seines Handelsministers" — schreibt 
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er am 10. Januar — „und der zahlreichen im Handels- 
ministerium angestellten Franzosen, denkt der König 
einen direkten Verkehr zwischen seinem Reiche und Nord- 
amerika anzuknüpfen. Er ist überzeugt, dass die Kolonien 
unabhängig werden und erwartet für seine Unterthanen 
ausserordentliche Vortheile von einem so grossen Markte. 
Zwischen Preussen und . Frankreich herrscht hinsichtlich 
der amerikanischen Kolonien ein gutes Einvernehmen. 
Der verweigerte freie Durchzug sollte die Rebellen er- 
muthigen; diese haben sich auch dafür bedankt. Es wür- 
den die schlimmsten Folgen von des Königs Stimmung 
gegen England zu erwarten sein, wenn nicht der uner- 
wartete Tod des Kurfürsten von Baiern ihm ein neues 
Feld für seinen rastlosen Ehrgeiz eröffnete und seine na- 
türliche Eifersucht gegen Oesterreich wieder erweckte." 

Dieses Ereigniss nun änderte wie mit einem Schlage 
die Lage der Dinge. Die Verwicklungen mit dem Kaiser 
nahmen für's Erste die ganze Aufmerksamkeit des Königs 
in Anspruch. England wurde jetzt äusserst rücksichtsvoll 
von ihm behandelt. Die erste unbedeutendste Folge dieses 
Umschlags in dem Auftreten Friedrichs aber war, dass 
die armen Teufel, welche England durch seine deutschen 
Lieferanten zusammenstehlen Hess, fortan wieder ohne 
jeden Einspruch auf die Schlachtbank nach Amerika ge- 
schleppt werden konnten. 

Das Verhältniss des Königs zum Soldatenhandel ist 
vielfach tendentiös entstellt wordenj und doch ist es nicht 
schwer, die ihn leitenden Interessen auf den ersten Blick 
zu erkennen, zumal er sie selbst wiederholt ausgesprochen 
hat. Nicht aus idealer Humanität, sondern aus sehr nüchter- 
ner Berechnung widersetzte er sich der Werbung für England. 
Seine Politik hiess ihn dessen Begehren durchkreuzen. 
Gerade desshalb, weil er eine eigene Politik hat, steht 
der grosse König von Preussen diesem kleinen deutschen 
Fürsten so stolz nnd Ehrfurcht gebietend gegenüber. Er 
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ist der einzige deutsche Regent jener Zeit, der, weil er 
seine persönliche Verantwortlichkeit vor der Welt fühlt, 
auch persönliche Würde hat, der einzige Regent, der mit 
klarem Auge grosse politische Ziele verfolgt und mit 
wahrhaft erhabener Vorurtheilslosigkeit sich nicht scheut, 
die Dinge beim rechten Namen zu nennen. „Wäre der 
Landgraf von Hessen aus meiner Schule hervorgegangen 
— schreibt Friedrich am 18. Juni 1776 berichtigend an 
Voltaire — so würde er den Engländern seine Unter- 
thanen nicht verkauft haben, wie man Vieh verkauft, um 
es auf die Schlachtbank zu schleppen." Schon bei einer 
frühem Gelegenheit im Anfang seiner Regierung hatte 
der König, als die Holländer Truppen von Braunschweig 
mietheten, die Käufer mit den Metzgern verglichen, welche 
nach Podolien wandern, um dort schwere Ochsen einzu- 
handeln. Dagegen ist es, wie bereits oben bemerkt, eine von 
Franklin erfundene, von Kortüm zuerst als Thatsache ihm 
nacherzählte, von Schlosser und unzähligen Andern endlich 
kritiklos weiter verbreitete Anekdote, dass die hessischen 
Soldaten auf Befehl Friedrichs bei Minden den Viehzoll 
hätten entrichten müssen, weil sie ja wie Vieh verkauft 
seien. Schlosser druckt in der Freude seines Herzens 
diesen Passus sogar mit gesperrter Schrift. 

Der souveraine Hohn und die Verachtung, welche der 
König England und seine Lieferanten überall fühlen lässt, 
ist doppelt wohlthuend, weil man ausser bei Preussen und 
dem Kaiser keine selbständige Politik mehr in Deutsch- 
land kannte und weil die übrigen deutschen Staaten ihre 
klägliche Existenz nur durch geschmeidiges Anklammern 
an fremde Interessen fristeten. In des Königs Worten 
und Massregeln liegt eine solche geistige Ueberlegenheit 
über die kleinen Reichsfürsten ausgedrückt, dass man sich 
den Jubel der Unterdrückten und die Freude der bei 
dem schmachvollen Handel Unbetheiligten sehr wohl er- 
klären kann. Das Volk liebt es^ seinem Helden seine 
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besten Gedanken unterzuschieben , es macht sie zu Trä«' 
gern seiner liebsten Wünsche und Hoffnungen. So wurde 
denn auch allmälig auf Grund von ein paar scharfen, in 
Privatbriefen oder an der Tafel gemachten Aeusserungen, 
welche die geizigen und gierigen Fürsten brandmarkten, 
in Friedrich der Hass aller denkenden Zeitgenossen gegen 
die Seelenverkäuferei verkörpert, trotzdem dass er in der 
That zur Erlangung von Soldaten nie anders handelte. 
Die nüchterne Geschichtschreibung kann sein Verhält- 
niss zu diesem Handel nur vom Standpunkt des persönlichen 
Interesses auffassen. Der König hatte zunächst ein sehr 
konkretes Bedürfniss, nämlich nach einer möglichst starken 
Armee, und dieser thaten die Press- und Werbeanstalten 
der kleinern Landesherren beträchtlichen Abbruch. So 
lange die ersten Verhandlungen schwebten, erwartete man 
höchstens einige tausend, aber nicht etwa 20,000 Mann 
als deren Ergebniss. Gleichwohl wurden der Verschiffung 
des Uauptkorps keine Hindernisse in den Weg gelegt. 
Erst im Herbst 1777 wurde Friedrich besorgt, dass wenn 
die Truppenlieferungen nach Amerika in der bisherigen 
Weise fortgingen, er in seinem eigenen Bedarf verkürzt 
werden würde. Er selbst bezeichnet seinen Standpunkt 
also: „Der König von England unterhandelte mit allen 
Höfen Deutschlands, um die wenigen Leute daraus zu 
ziehen, die es noch zu liefern vermochte. Deutschland 
spürte schon die Nachwehen der zahlreichen Menschen- 
lieferungen, die in fremde Welttheile geschickt waren, 
und der König von Preussen sah mit Sorge, dass im Falle 
eines neuen Krieges das Reich seiner Vertheidiger beraubt 
sein würde, denn im Jahre 1756 hatten Niedersachsen 
und Westfalen allein eine Armee auf die Beine gebracht, 
mit welcher man die Fortschritte des französischen Heeres 
aufhalten und vereiteln konnte. Aus diesem Grunde chika- 
nirte er die Truppen der mit England verbündeten 
deutschen Fürsten, sobald sie durch Magdeburg, Minden 



Friedrichs Verhalten zur Revolution. 63 

und das Gebiet am Niederrliein passiren mussten. Es war 
das eine schwache Rache für das schlechte Verhalten, 
welches der Hof von London ihm gegenüber rücksichtlich 
der Stadt und des Hafens von Danzig beobachtet hatte. 
Der König woflte übrigens die Dinge nicht auf die Spitze 
treiben, denn eine lange Erfahrung hatte ihn gelehrt, 
dass man immer eine Menge Feinde findet, ohne dass 
man sie sich aus Uebermuth auf den Hals zu laden 
braucht. " 

Von diesem Gesichtspunkt aus handelte jetzt Friedrich. 
Am 21. October 1777 hatte nämlich Suifolk seinen Ge- 
sandten EUiot angewiesen, für die hessen - hanau'schen 
und anspachischen Rekruten um ungehinderten Durchzug 
durch des Königs Gebiet einzukommen, nicht zweifelnd, 
dass er mit einem derartigen Gesuche nur eine Förm- 
lichkeit erfülle, da der König bisher sich gerade in diesem 
Punkte stets so gefällig und zuvorkommend gezeigt habe. 
Wie gross war daher Elliot's Erstaunen, als er Anfangs 
November auf seine Eingabe vom Grafen Finckenstein 
die Antwort erhielt, „dass ungeachtet des Wunsches Sr. 
preussischen Majestät, Sr. britischen Majestät bei jeder 
Gelegenheit Ihre Freundschaft zu beweisen, Sie sich in 
die Nothwendigkeit versetzt sehe, das Gesuch um den 
Durchzug der nach Amerika bestimmten Truppen durch 
Ihre Staaten abzuschlagen, und dass die im vergangenen 
Jahre von ähnlichen Transporten verursachten Unord- 
nungen und Unannehmlichkeiten Se. Majestät zwängen, 
eine derartige Erlaubniss in Zukunft nicht mehr zu er- 
theilen.^ Wie zum Hohn fügte Finckenstein dieser schrift- 
lich ertheilten Antwort in mündlicher Besprechung mit 
dem englischen Gesandten den Vorschlag hinzu, dass die 
Truppen ja mittelst eines kleinen Umweges ebensogut zu 
den Einschiffungshäfen gelangen könnten, und versicherte 
EUiot im Uebrigen der herzlichen und unwandelbaren 
Freundschaft des Königs für Georg III. Der englische 
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Minister machte einen zweiten Versuch beim König 
direkt, dieser aber antwortete, es thue ihm leid, dass es 
aus den angegebenen Gründen bei seinem ersten Bescheid 
sein Bewenden behalten mllsse. Als EUiot's Vorgänger, 
James Harris , dem König in Potsdam seine Aufwartung 
machte, behielt dieser seinen Kanzler Cocceji im Zimmer 
und führte, absichtlich alle politischen Fragen vermeidend, 
ein gleichgültiges Gespräch mit ihm, so dass Harris nicht 
einmal Gelegenheit fand, den Zweck seines Besuches aus- 
einander zu setzen, geschweige denn die Unterhaltung 
auf Amerika zu bringen. Elliot war in der grössten .Ver- 
legenheit; er wusste nicht, wie er sich die abschlägige 
Antwort des Königs erklären sollte ; er rieth hin und her 
und verlieh seiner Besorgniss in einem Briefe an SuflFolk 
Ausdruck, der manche plausible Gründe enthält und doch 
die Sache nicht erschöpft. „Diejenigen, welche die Ge- 
heimnisse von Potsdam zu wissen vorgeben", — schreibt 
Elliot am 16. November 1777 — „behaupten, dass, als 
die gewöhnlichen Gesuche um freien Durchzug von Hanau 
und Anspach eingereicht wurden, der König gerade die 
Berichte seiner Werbeoffiziere gelesen habe, die sich über 
die Schwierigkeit der Erlangung ihrer jährlichen Quote 
beklagten und den Grund davon den nach Amerika ver- 
schifften Truppen zuschrieben. Gestern wurde mir im 
Vertrauen mitgetheilt, dass der König die Aushebung 
neuer Korps nicht erwartet habe, und dass er durch die 
so nahe bei seiner Grenze, in Zerbst stattfindenden Un- 
terhandlungen wegen Truppen veranlasst worden sei, 
einen Beweis seiner Missbilligung zu geben. Obgleich 
diese Umstände einiges Gewicht gehabt haben mögen, 
so lässt sich meines Erachtens nicht ihnen allein die 
Haltung des Königs zuschreiben. Es müssen vielmehr, die 
gegenwärtige allgemeine Lage der Dinge und die weiter- 
reichenden Blicke und Pläne dieses unternehmenden Mo- 
narchen ebenfalls mit in die Wagschale geworfen werden. 
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Als Se. britische Majestät beim Ausbruch der gegenwär- 
tigeu Unruhen mit verschiedenen deutschen Fürsten Sub- 
sidien-Verträge einging, wagte keiner derselben, sie ab- 
zuschliessen, ohne vorher die Billigung des Berliner Hofes 
erlangt zu haben. Diese wurde um so bereitwilliger er- 
theilt, als England dadurch in einen gewissen Grad von 
Abhängigkeit von den Anschlägen des unheimlichen und 
Ränke schmiedenden Potsdamer Kabinets gerieth und als 
Se. preussische Majestät die uns so nothwendigen Ver- 
stärkungen ganz nach Belieben anhalten oder abgehen 
lassen kann. Sie kennen die Verbindungen des Königs 
von Preussen mit den rebellischen Agenten in Paris, 
deren falsche Darstellungen über den Stand unserer An- 
gelegenheiten zu Hause und in Amerika soviel dazu bei- 
getragen haben, das Urtheil des Königs irre zu führen. 
Dieser drückt sehr häufig seine Zweifel über den Erfolg 
unserer Waffen aus und erklärte einmal sogar, dass wir 
nach seiner Ansicht unsere Kolonien verloren hätten. 
Sir William Howe's Rückzug aus New-Jersey veranlasste 
die Auffassung, dass während des gegenwärtigen Krieges 
kein entscheidender Schlag geführt werden könne; sein 
langes Stillschweigen bestätigte diese Ansicht, und der 
Durchzug der Rekruten wurde preussischerseits verweigert, 
ehe die letzten guten Nachrichten nach Berlin gelangten. 
Ein intimer Briefwechsel mit den Rebellen und falsche 
Berichte haben, davon bin ich überzeugt, diese Wirkung 
gehabt und einen so augenscheinlichen Wechsel in der 
Haltung des Berliner Hofes hervorgebracht. Ich sage 
augenscheinlichen, weil ich sicher bin , dass die Anfangs 
gezeigte Bereitwilligkeit blos die wirklichen Absichten 
Si:. preussischen Majestät verdecken sollte, die stets 
darauf hinausliefen, alle mögliche Voi*theile aus Englands 
eingebildeten Verlegenheiten zu ziehen. Wenn die Nach- 
richten von Howe's und Burgoyne's entscheidenden Siegen 
authentisch sind, so wird der Berliner Hof zweifelsohne 
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ZU seinem früheren System zurückkehren. Wenn aber 
andrerseits für den Dienst im nächsten Jahre bedeutende 
Verstärkungen erforderlich sein sollten, so werden wir 
uns, fürchte ich, zu grossen Opfern verstehen müssen. 
Erlauben Sie mir noch die Bemerkung, dass der König 
von Preussen gewiss nicht bedauern würde, England in 
diesem kritischen Augenblicke in einen Krieg mit dem 
Hause Bourbon verwickelt zu sehen, ßussland steht im 
Begriff, mit der Pforte zu brechen, so dass sich einem 
Bündniss zwischen Berlin und Wien auf derselben Grund- 
lage der für beide Mächte bereits bewährten Theilung 
kein Hinderniss in den Weg stellen würde. Die uner- 
hörte Massregel, welche den Gegenstand dieser Depesche 
bildet, wird unsere Feinde glauben machen, dass unsere 
Hülfsquellen für den Bezug deutscher Miethstruppen sehr 
ungewiss sind, und ebenso wird sie das Kabinet von 
Versailles sehr ermuthigen." 

Suffolk war nicht minder erbittert. Zu jener Zeit, 
namentlich vom Fürsten Kaunitz aufgestachelt, der ihm 
Friedrich als den Störenfried Europa's und insbesondere 
als den Hetzer Frankreichs gegen England in den 
krassesten Farben malte (Kaunitz — man denke, Kaunitz ! 

— spielt sogar den Engländern gegenüber mit Erfolg die 
Rolle des in seinen heiligsten Gefühlen gekränkten Bie- 
dermannes, und schreibt des Königs Haltung gegen Eng- 
land „seiner steten Verachtung sittlicher Pflichten zu"!), 

— zu jener Zeit ergoss sich der englische Minister des 
Auswärtigen seinem Wiener. Gesandten gegenüber in den 
weitgehendsten und, wie hier gleich bemerkt werden mag, 
ungerechtfertigtsten Klagen gegen Friedrich. „Wenn noch 
irgend ein Beweis für die undankbare, heimtückische und 
grausame Politik dieses Fürsten gefehlt hätte", — schreibt 
SuflFolk am 14. November 1777 an Sir 11. M. Keith — 
„so würde diese uns jetzt durch den Fürsten Kaunitz 
mitgetheilte Thatsache hinreichend sein, uns mit aller 
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möglichen Vorsicht gegen ihn zu erfüllen. Ich halte es 
für meine Pflicht, Ihnen zu sagen , dass ähnliche an uns 
gelangte Berichte mit jener Thatsache im Einklang stehen, 
denn wir wissen, dass dieser Mensch sich in der That 
dazu herabgelassen hat, mit den Rebellen - Agenten in 
Paris in unmittelbaren Briefwechsel zu treten, und dass 
er in demselben Augenblick in freundlichen Beziehungen 
zu ihnen steht, wo er indirekt Truppen gegen sie liefert, 
indem er die Subsidienverträge eines nahen Zweiges 
seines Hauses ermuthigt." 

SufFolk spielt hier auf den Markgrafen von Anspach, 
den Neffen des Königs an, der diesen übrigens gründ- 
lich verachtete und bekanntlich auf demselben Fusse mit 
den hessischen und zerbster Fürsten behandelte. Zur 
Zeit, als der englische Minister diesen Brief schrieb, 
wusste er recht gut, dass auch den anspachischen Truppen 
der freie Durchzug durch preussisches Gebiet versagt 
worden, seine ohnmächtige Wuth lässt ihn aber selbst 
die bekanntesten Thatsachen entstellen. — EUiot goss in- 
dessen durch seine Berichte immer neues Oel ins Feuer. 
In einem seiner letzten Gespräche mit Finckenstein, meldet 
er am 16. November 1777, habe er bemerkt, wie wün- 
sclienswerth die Fortdauer eines guten Einverständnisses 
zwischen den Königen von Preussen und England sei. 
„Finckenstein erwiderte, sein Herr habe nur eine einzige 
Allianz, die er aufrecht zu erhalten strebe. Er meinte 
das Bündniss mit Russland, um welches sich das ganze 
gegenwärtige politische System Preussens dreht. Soll also 
auf den König eingewirkt werden, so muss es mittelst 
Russlands geschehen. Der König von Preussen versäumt 
keine Gelegenheit, seine Abneigung gegen den König 
von England an den Tag zu legen, ja seine Erbitterung 
bricht bei jedem Anlass hervor. Wenn wir ihn also zur 
Ausführung unserer Pläne nöthig haben, so bedarf es ent- 
weder ungeheurer Opfer oder wir müssen Russlands Hülfe 
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in Anspruch nehmen. Schulenburg sprach sich jüngst 
ganz offen dahin aus, dass die Unabhängigkeit Amerika's 
ein grosser Gewinn für Preussen, ja für ganz Europa 
sein würde." 

Nicht lange nachher traf über Paris die erste Nach- 
richt von der Gefangennehmung Burgoyne's ein, die in 
Berlin um so schmerzlicheres Aufsehen erregte, als das 
braunschweigische Korps unter Riedesel, dem Schwieger- 
sohn des preussischen Ministers Massow, von dem trau- 
rigen Schicksal mitbetroffen wurde. Die meisten gefan- 
genen braun seh weigischen Offiziere waren in Berlin be- 
kannt und standen seit dem siebenjährigen Kriege mit 
ihren preussischen Kameraden in einem freundschaft- 
lichen Verhältnisse. Man fühlte deshalb diesen Schlag 
in Berlin tiefer und schmerzlicher als ein andres Unglück, 
und klagte allgemein die Unfähigkeit Burgoyne's für den 
schweren Verlust an. „Die Erlaubniss zum Durchzug der 
Hülfstruppen war schon ausgefertigt," — schreibt Elliot 
am 29. November 1777 — „da kam die Nachricht von 
Burgoyne's Niederlage, und das Verbot erfolgte. Jetzt ist 
jede Aussicht auf eine uns günstige Wendung der preussi- 
schen Politik geschwunden." 

Dieses Verbot fiel wie eine Bombe unter die von ihm 
betroffenen englischen Agenten und die deutschen Fürsten 
sammt ihren Ministem. Mit Recht schreibt Sir Joseph 
Yorke, der damalige englische Gesandte im Haag, als er 
von den angeblichen Unordnungen hörte, auf welche das 
Verbot sich stützte, am 15. November 1777 an den eng- 
lischen Agenten Rainsford: „Jedermann hat eine zu heilige 
Scheu vor Sr. Preussischen Majestät und schwebt vor ihr 
in zu grosser Furcht, Leute auf der Reise durch ihr Ge- 
biet zu verlieren, als dass er es wagen sollte, dort irgend 
eine dem König missfällige Handlung zu begehen." Ex- 
presse und Kouriere wurden schleunigst von einem Hofe 
zum andern geschickt , Noten gewechselt und Versuche 
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bei dem preussischen Gesandten in Köln und dem Kom- 
mandanten von Wesel gemacht, damit sie ein Auge zu- 
drückten; aber Alles war vergebens. „Bisher — ruft 
Faucitt, der englische Unterhändler, aus, war der Rhein 
der ganzen Welt offen, jetzt wird er unerwartet und 
schnell geschlossen* Es ist zu spät, unsere Route zu 
ändern. In Minden droht dieselbe Unterbrechung. Ich 
habe sofort nach Berlin, Hanau, Anspach und Cassel ge- 
schrieben und Schlieflfen (dem Minister des Landgrafen) 
gerathen, die Hessen an der Weser das preussische Ge- 
biet umgehen zu lassen. In demselben Tone jammert 
Cressener, der englische Gesandte bei Kur-Köln. „Zu 
Lande können die Truppen nicht marschireu, zudem ist 
es den Rhein entlang unmöglich, das preussische Gebiet 
nicht zu berühren, und dann werden die Boote mit den 
Uniformen doch in Wesel angehalten werden." Wenn Ihr 
Hof, wehklagt der anspachische Oberst Schiammersdorf 
in einem Briefe aus Bendorf am 18. November 1777, 
keine Mittel findet, den Entschluss des Königs von 
Preussen zu ändern, so ist Alles verloren, so sind wir 
ruinirt, denn es ist absolut unmöglich zu Lande zu mar- 
schiren." Rainsford selbst, der bereits in Nymwegen auf 
die neuen Zufuhren wartete, fand den Verzug um so un- 
angenehmer, als die Transportschiffe schon in Holland 
eingetroffen waren, das Wetter nichts zu wünschen übrig 
Hess, und ein paar Tage hingereicht hätten, die Truppen 
einzuschiffen. 

Hier war also guter Rath theuer. Man half sich end- 
lich damit, dass die Anspacher und Hanauer für den 
Winter in Hanau einquartirt wurden und Ende Februar 
1778 ihren Marsch nach der Wesermündung antraten. 
Die 534 Mann gelangten erst in der zweiten Hälfte des 
März, da sie das preussische Gebiet umgehen mussten, 
nach Bremerhafen. Auch die Zerbster mussten das Früh- 
jahr abwarten, ehe sie durch Sachsen, Braunschweig und 
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Hannover nach Stade zogen; sie verloren aber auf ihrem 
vierwüchentlichen Marsche derartig durch Desertionen, 
dass von den 841 Mann, die am 21. Februar bei der 
Fahne standen, am 21. März 1778 nur noch 494 übrig 
geblieben waren. 

Man muss sich die damalige Lage der Dinge auf 
dem amerikanischen Kriegsschauplatze vergegenwärtigen, 
um die bedeutenden, wenn nicht entscheidenden Folgen 
der Politik Friedrich's des Grossen für die englische 
Kriegsführung richtig zu würdigen. Washington lag nach 
dem für ihn unglücklichen Feldzuge des Herbstes 1777 
von Mitte Dezember bis Mitte Juni 1778 in seinen Win- 
terquartieren zu Valley Forge, allen Entbehrungen der 
Jahreszeit preisgegeben, unter allen Missbräuchen und 
Mängeln einer desorganisirten Verwaltung leidend. Nie 
bis jetzt, selbst nicht nach den Niederlagen des Sommers 
und Herbstes 1776, hatte die Sache der jungen Republik 
so schlecht gestanden, denn nie zuvor waren der Geist 
und die Widerstandskraft des Volkes so sehr gebeugt 
und eutmuthigt -gewesen. Die zerlumpten, hungernden 
und frierenden armen Teufel, die kaum mehr als 5000 
Mann stark, zu Anfang 1778 das amerikanische Heer vor- 
stellten und damals unter Steuben erst die Anfangs- 
gründe der Disziplin lernten, wären keines ernsten Wider- 
standes fähig gewesen, wenn Howe sie mit einer über- 
legenen Streitmacht angegriffen hätte. Aber der englische 
General Hess die ihm günstigste Zeit zum Angriff unge- 
nützt verstreichen, denn gerade in diesem entscheidenden 
Augenblick erlangte er die Kenntniss von Friedrichs 
Verbot, welches ihm vorläufig jede Aussicht auf weitere 
Verstärkungen abschnitt. Es sind darum nicht sowohl die 
paar hundert Mann, deren verzögerte Ankunft oder gänz- 
licher Ausfall England so empfindlich schadete, als viel- 
mehr die Ungewissheit für die Zukunft, welche jede sichere 
Berechnung ausschloss und England die Bezugsquellen für 
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seine deutschen Verstärkungen ganz abzuschneiden drohte. 
Eben darin liegt die Bedeutung der Politik Friedrichs für 
den amerikanischen Krieg. Sie war in ihren Folgen für 
Washington so viel als ein neuer Bundesgenosse werth, 
sie gönnte ihm Zeit und half das Kriegsgllick wenden. 
Ohne es zu wollen, erwies also der König dem republi- 
kanischen Feldherrn und dem jungen Freistaate einen 
wesentlichen Dienst*. 

Um jedoch nach Europa zurückzukehren, so Hess 
Friedrich von dem Augenblick an, dass der bairische Erb- 
folgekrieg gewiss wurde, jede Art Verhandlung mit den 
Amerikanern fallen und näherte sich mit einer vielleicht 
etwas zu schnellen Hast England wieder. Der Mitte Fe- 
bruar in Potsdam zum Besuch anwesende Erbprinz von 
Braunschweig musste den Mittelsmann spielen und Elliot 
im Namen des Königs versichern, dass, wenn es in Folge 
4er vom kaiserlichen Hofe in Baiern gethanen Schritte zu 
einem Bündniss zwischen Preussen und Frankreich kom- 
men sollte, für die deutschen Besitzungen des Königs von 
England die strikteste Neutralität festgesetzt werden würde. 
Alles, was von Friedrichs Intriguen in Hannover und von 
seiner sonstigen Missstimmung gegen England in Frank- 
reich einzahlt werde, rühre von einer Klasse Menschen wie 
Beaumarchais her, deren Interesse es sei, solche Lügen 
zu verbreiten. Der König wünsche im Gegentheil die alte 
Verbindung Englands mit seinen Kolonien wieder her- 
gestellt. Als ihm die letzten Vorschläge wegen Emdens 
gemacht worden, habe er sie mit dem Bemerken abge- 
wiesen, dass er sich wegen solcher Lappalien keine ernst- 
lichen Verwickelungen auf den Hals laden wolle (qu'il ne 
vouloit point s'attirer des affaires s6rieuses pour ces mi- 



* Der Soldatenhandel deutscher Fürsten nach Amerika, von Frie- 
drich Kapp. Berlin, Franz Duncker 1864, welchem Buche obige Dar- 
steUmig zum Theil entlehnt ist. S. besonders S. 149—170. 
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s^res lä). In den ersten Tagen des März gestattete denn 
auch der König auf Bevorwortung des Ministers v. d. Hor^ 
den freien Durchzug der Hülfstruppen durch preussisches 
Gebiet» Natürlich schrieb Elliot seinen energischen Vor- 
stellungen diesen plötzlichen Wechsel der preussischen 
Politik zu und berichtete lächerlicher Weise darüber als 
über einen persönlichen Triumph nach Hause. „Jetzt, wo 
der König den politischen Horizont umwölkt sah und sich 
nicht wohl fühlte," meldet der Gesandte am 22-. Februar 
1778 prahlerisch nach Hause, „bemühte ich mich, den 
Verhandlungen mit den amerikanischen Agenten ein Ziel 
zu setzen. Ich gab zu verstehen, dass ich Berlin verlassen 
müsste, wenn einer von ihnen empfangen würde* Die 
Folge war, dass Lee's beabsichtigter Besuch in Berlin ab- 
gelehnt wurde (er war schon sechs Monate vorher abge- 
lehnt worden). Der König schien jetzt auf einmal die 
Unschicklichkeit seines Betragens und die Gefahr zu füh- 
len, in welcher er schwebte, einen Bundesgenossen zu 
verlieren, der früher der Haupthebel seines Erfolges ge- 
wesen war." 

Je ernster sich die Verwickelungen wegen Baiern zu 
gestalten drohten, desto mehr lenkte Friedrich ein. Elliot 
glaubte nun plötzlich mehr an ihn, als er ihm früher 
misstraut hatte. Er berichtete nach Hause, dass Se. preussi- 
sche Majestät den Rebellen gegenüber niemals im Wider- 
spruch mit der eines so grossen Charakters würdigen 
Haltung handeln werde. Schulenburg versicherte wieder- 
holt, dass man alle Rebellenangebote unbedingt zurück- 
gewiesen habe. Elliot belehrt Suflfolk, dass die Werk- 
zeuge einer gewissen Partei in Frankreich sich des Namens 
des Königs von Preussen nur bedient hätten, um ihre 
eigenen Zwecke zu erreichen; Friedrich sei derartigen 
Plänen stets fremd gewesen. 

Es kam diesem jetzt vor Allem darauf an, England 
zu sondiren und ilun wegen des Kurfürsten thums Hanno- 
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ver die Nothwendigkeit genjeinschaftlichen Handelns mit 
Preussen zu beweisen. Friedrich gab unter der Hand zu 
verstehen, dass seine Politik gegen die Kolonien von dem 
Entschluss abhängen w^erde, den England in der bairischen 
Erbfolgefrage fassen werde. Um es noch mehr einzu- 
schüchtern und auf seine Seite zu ziehen, Hess er am 
28. März 1778 durch seinen Minister Finckenstein dem 
englischen Gesandten die „wichtige vertrauliche" Mitthei- 
lung machen, dass der kaiserliche Hof in Wien den König 
von Frankreich hetze, die Unabhängigkeit der Kolonien 
anzuerkennen (war bereits geschehen, ohne dass Maria 
Theresia eine Hand im Spiel gehabt hätte) und Englands 
deutsche Besitzungen anzugreifen. Der König, bemerkte 
Finckenstein, werde Alles thun, um den Sturm von Eng- 
land abzuwenden. Da jedoch seine Bemühungen fttr einen 
so edlen und heilsamen Zweck sich leicht als unwirksam 
herausstellen könnten, so veranhisse ihn seine Freundschaft 
ftlr den König von England, ihn von der seinen kurftlrst- 
lichen Besitzungen drohenden Gefahr zu unterrichten, und 
hoflfe er, dass die geeigneten Massregeln zu ihrer Abwehr 
vereinbart werden würden. — Es gehörte die ganze Ein- 
falt eines eitlen Diplomaten dazu, diese Eröffnungen als 
etwas anders denn eine Antwort auf Kaunitz' frühere Ver- 
dächtigungen und einen Anlauf zu einem neuen BUndniss 
mit England zu nehmen. Elliot berichtete sie aber, iiöchst 
geschmeichelt ob des ihm gezeigten Vertrauens, als baare 
MUnze an Suffolk, der indessen weiter blickte und des 
Königs Angabe ftlr eine ungerechte und unwahre Behaup- 
tung ei'klärte. Da Hannover aber bei dem damaligen Stand 
der Dinge einem preussischen Angriff wehrlos preisgegeben 
war, so hütete er sich wohl, mit Friedrich zu brechen, 
und ohne sich zu irgend welchen Diensten zu verpflichten, 
blieb England während des bairischen Erbfolgekrieges 
neutral. Der englische Minister liess sogar in Potsdam 
erklären, dass er mit Freuden die alte Verbindung mit 
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Preussen in selbst ausgedehuterer Weise erneuern würde, 
und den König zugleich von den Verhandlungen in Kennt- 
niss setzen, welche der Gesandte Harris damals in Peters- 
burg zur Herbeiführung eines freilich später nicht zu Stande 
gekommenen , englisch - russisch - preussischen Bündnisses 
angeknüpft hätte (Preussen sollte übrigens nur auf den 
Wunsch der Kaiserin Katharina gegen Englands ursprüng- 
lichen Plan zugezogen werden). 

Während dieser Zeit hatte William Lee von Frank- 
furt a. M. aus den Gang der Begebenheiten verfolgt. Ein 
Versuch des französischen Gesandten Breteuil, in den Te- 
schener Friedensvertrag die Anerkennung der amerika- 
nischen Unabhängigkeit durch Preussen und Russland auf- 
zunehmen, scheiterte nach den ersten, von den betreffenden 
Ministern mit äusserster Kälte aufgenommenen Privateröfl- 
nungen. Nach abgeschlossenem Frieden und nach dem 
Fehlschlagen des von Spanien übernommenen Vermitt- 
lungsversuches zwischen England und den Vereinigten 
Staaten hielt Lee unterm 24. August 1779 den Zeitpunkt 
für gekommen, den König an sein Versprechen zu erin- 
nern, dass er die Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten 
anerkennen wolle, sobald es Frankreich gethan haben 
werde. Schulenburg wiederholte in seiner Antwort vom 
20. September 1779, Preussen habe ganz andere Interessen 
als die sogenannten Seemächte, es habe kein Recht, irgend 
einen direkten Einfluss in seerechtlichen Fragen zu be- 
anspruchen, und es sei keine weise Politik, irgend welche 
Massregeln in derartigen Angelegenheiten zu ergreifen, da 
sie nicht von einer Kriegsflotte unterstützt werden könn- 
ten, also immer fruchtlos bleiben- müssten. Gegen diese 
offene und von einer gesunden Politik diktirte Erklärung 
liess sich wenig einwenden. Lee sah das auch ein und 
antwortete am 1. October, dass er sich in Geduld fassen 
wolle. 

Diese Zähigkeit in einer von Anfang an fast hoff- 
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nungslosen Sache würde namentlich bei so ruhig verstän- 
digen und überlegenden Männern wie W. Lee und seinen 
Freunden kaum begreiflich erscheinen, wenn in Preussen 
nicht so viel für sie auf dem Spiele gestanden, wenn sie 
nicht zugleich gehofft hätten , durch ihre Anerkennung 
Seitens des Königs zugleich festen Boden unter den übrigen 
Kontinentalmächten, besonders in Holland, zu gewinnen. 
John Adams giebt dieser Auffassung am 4. August 1779 
in einem Briefe an den Präsidenten den unverhülltesten 
Ausdruck. „Einer der Lieblingspläne Friedrichs," sagt er, 
^besteht darin, Emden zum Mittelpunkt eines blühenden 
Handels zu machen. Aus diesem Grunde hat er ein grosses 
Interesse an unsrer Unabhängigkeit, und es ist zu erwar- 
ten, dass er Einer der Ersten sein wird, welche sie an- 
erkennen, um so mehr als der in Folge dessen mit uns 
zu eröffnende Handel zugleich Schlesien zu Gute kommt. 
Der vom König in den Vereinigten Provinzen ausgeübte 
Einfluss ist in der That grösser als derjenige irgend einer 
andern Macht. Seine nahe Verwandtschaft mit dem Statt- 
halter und dem Prinzen von Braunschweig ist ein fernerer 
Beweggrund für uns, seine Freundschaft zu suchen." 

Nur von diesem Gesichtspunkt aus lässt sich trotz 
der wiederholten abschlägigen Antworten W. Lee's Fort- 
setzung des Briefwechsels mit Schulenburg erklären. Zu- 
nächst schrieb er ihm am 25. Mai 1780 wieder von Brüssel 
aus und theilte ihm politische Nachrichten mit. Wie wenig 
er selbst übrigens noch auf Entgegenkommen rechnete, 
beweist sein Stillschweigen über ein Ereigniss, welches 
für sämmtliche kleinere Seemächte von der grössten Trag- 
weite war. Die Dänen hatten nämlich Ende 1779 auf 
englisches Verlangen zwei Prisen, welche von amerika- 
nischen Kapern nach Bergen gebracht worden waren, ohne 
Weiteres an England ausgeliefert, dadurch also die Ame- 
rikaner noch wehrloser gemacht. 

Auch Carmicbael hatte von Madrid aus mit seinen 
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Berichten fortgefahren und die Bitte um endliche Aner- 
kennung gelegentlich mit einfliessen lassen. Der Minister 
antwortete stets in höflichen, aber nichtssagenden Worten. 
Dagegen wies er andere Versuche mit der kurzen Bemer- 
kung ab, dass der König „ nicht in dergleichen Vorschläge 
entrircn werde", so u. A. des Obersten Arendt neue 
Anfrage und einen Plan des Geheimen Rath van der Hey, 
welcher mit holländischem Kapital einen Handel unter 
preussischer Flagge nach Amerika betreiben wollte. Schu- 
lenburg war der ewigen und doch ergebnisslosen Verhand- 
lungen endlich müde geworden. Der letzte Vortrag, den 
er dem König in dieser Frage hielt, fällt in den Anfang 
des Jahres 1781. William Lee hatte sich nämlich am 
28. Dezember 1780 von Brüssel aus beschwerend an den 
Minister gewandt, dass der in Cleve erscheinende Courier 
du Bas Rhin, eine einflussreiche preussische Zeitung, in 
letzter Zeit äusserst feindlich gehaltene Artikel gegen den 
Kongress gebracht habe, und dabei bemerkt, dass ein an- 
derer Ton die Harmonie und das gute Verhältniss zwischen 
beiden Nationen besser zu fördern geeignet sei. Zugleich 
hatte er gemeldet, dass einzelne Amerikaner einen Handel 
nach Emden eröffnen wollten und sich nach den preussi- 
schen Zollbestimmungen erkundigt. Schulenburg schickte 
diesen Brief dem König am 8. Januar 1781 mit dem Be- 
merken ein, dass die angebliche Absicht des Handels mit 
Emden ihm nur der Vorwand zu sein scheine, um wieder 
anzuknüpfen. Friedrich antwortete am 9. Januar: „An- 
langend Euren zweyten Bericht, so muss Euch darauf zu 
erkennen geben, dass wir mit die Amerikaner uns jetzt 
weniger wie sonsten abgeben können, wir müssen viel- 
mehr eine perfecte Neutralität halten in den Sachen, und 
möget Ihr nur sehen, was die Holländer deshalben für 
Lerm haben; also schickt sich das nicht, dass wir uns 
jetzt mit den Amerikanern was zu thun machen. Können 
gie nach Emden kommen, so ist das wohl gut; aber pro- 
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tegiren kann ich sie darum doch nicht, weil ich keine 
Marine habe." 

Hiermit enden die amerikanischer Seits während des 
Revolutionskrieges gemachten offiziellen Versuche zur An- 
knüpfung von Handelsbeziehungen mit Preussen. Zu An- 
fang Dezember 1781 erbot sich der schon früher genannte 
Sayres von Neuem zur Gründung einer Handelsgesellschaft 
in Emden, welche den direkten Handel Preussens mit Ost- 
und West-Indien vermitteln sollte ; indessen ging der König 
auf diesen und ähnliche Vorschläge des erfindungsreichen 
Engländers nicht ein. Im Dezember 1782 meldete sich 
der Oberst Arendt noch einmal in Berlin, um Aufklärun- 
gen über den amerikanischen Handel zu geben, ward aber 
kurzer Hand abgewiesen. Ende Mai 1783 machte der in 
Cöthen sich aufhaltende „Jude und berühmte Künstler" 
Jacob Philadelphia Vorschläge zur Eröffnung von Handels- 
beziehungen mit den Amerikanern, die er von Jugend auf 
kenne, wurde aber auch ablehnend beschieden. 

Kaum war übrigens der Teschener Frieden geschlos- 
sen, so fing Friedrich auch wieder an, die Engländer 
seinen alten Unmuth fühlen zu lassen. Am 8. Februar 
1780 gab er sogar die Erlaubniss zum freien Durchzug 
der Rekruten durch sein Gebiet nur unter der Bedingung, 
dass er das letzte Mal darum angegangen werde, weil 
Deutschland sich täglich mehr entvölkere. Bei dem näch- 
sten Gesuche um dieselbe Gunst hatte er diesen Einwand 
bereits wieder vergessen, ja er gewährte sie ohne jeden 
Anstand. Bald war das Verhältniss wieder ein ebenso 
gespanntes und feindseliges, wie kurz vor dem Ausbruch 
des bairischen Erbfolgekrieges: England sah in Friedrich 
seinen leidenschaftlichsten und boshaftesten Feind, der an 
allen Ecken und Enden Europas dem englischen Einfluss 
entgegeuarbeite. Namentlich stand er 1779 und 1780 der 
englischen Politik in Petersburg im Wege, wo die ge- 
schickten Verhandlungen des preussischen Gesandten, Grafen 
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Görtz, die Absichten des englischen Gesandten, Harns, 
vielfach durchkreuzten und theilweise vereitelten. Suflfolk 
sah mit Schrecken auf den Einfluss, den der König um 
diese Zeit in Kopenhagen und im Haag gewann und selbst 
in Paris zu gewinnen schien. Zuletzt witterte der eng- 
lische Minister überall preussische Intriguen undVerrath; 
ja selbst die kleinen Nadelstiche, die Friedrich Elliot gab, 
erlangten zuletzt in seinen Augen eine viel grössere Be- 
deutung, als sie in der That hatten und haben sollten. 
„Des Königs von Preussen Hass," schreibt SuflFolk z. B. 
am 9. Mai 1780 an Elliot, „ist so unversöhnlich, so wenig 
durch uns hervorgerufen und zeigt sich tiberall mit solcher 
Unermlidlichkeit und in so zahllosen Formen, dass wir 
kaum erwarten können, die Haltung unsres Hofes werde 
irgend eine wesentliche Aenderung in seiner Politik her- 
vorbringen. Ohne dass er eine einzige gegründete Be- 
schwerde hätte, handelt er überall als der erbittertste 
Feind Englands, begünstigt die Wünsche Frankreichs und 
richtet alle seine Bemühungen, sowie ein ganzes Arsenal 
von Spott und Witz gegen das Land, dessen Bemühungen 
zu seinen Gunsten sich wohl in seiner Erinnerung hätten 
lebendig erhalten dürfen. Seine Majestät tritt in Russland, 
Holland und überall so feindselig gegen uns auf, dass ich 
mich zu dem Glauben hinneige, seine Politik entspringe 
nicht allein der Leidenschaft, sondern gewissen geheimen 
Verpflichtungen, die er dem Versailler Kabinet gegenüber 
übernommen hat. Leider bildet Unterwürfigkeit gegen den 
König von i^reussen und unbedingtes Vertrauen in seine 
Grundsätze, zum Unglück für England und Russland, einen 
stehenden Artikel in Graf Panin's politischem Glaubens- 
bekenntniss. " 

Elliot gegenüber gefiel sich der König jetzt wieder 
mehr als je darin, die blosse Möglichkeit der Niederwer- 
fung der amerikanischen Revolution zu bezweifeln. Wenn 
eine schlechte Nachricht kam, so pflegte er ihn zu ft-agen, 
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was er von Englands Aussichten auf glückliche Beendigung 
des Krieges halte, oder er liebte es, die amerikanischen 
Erfolge masslos zu übertreiben. Nach Ausbruch der eng- 
lischen Feindseligkeiten gegen Holland steigerte sich wo- 
möglich noch seine Erbitterung gegen die „Insulaner". 
„Wir finden den König von Preussen," klagt Lord Stor- 
mont, SuflFolk's Nachfolger, am 27. Februar 1781 in einem 
Briefe an EUiot, „in jedem Viertel Europas als den bos- 
haftesten Feind Englands und den thätigen treuen Freund 
Frankreichs. Ich wünsche ganz besonders Von Ihnen über 
die Ausdehnung der gegenwärtigen Verbindung zwischen 
den Kabineten von Potsdam und Versailles, sowie über 
die Schritte unterrichtet zu werden, welche Friedrich er- 
greift, um sich des Hofes von Kopenhagen zu versichern 
und dessen Politik nach seinen und seiner Minister An- 
sichten zu leiten." 

Der König hatte damals gerade Dänemark bestimmt, 
dass es durch seine KriegsschiflFe die preussischen Kauf- 
fahrer gegen die Wiederholung jüngst vorgekommener 
englischer Gewaltthätigkeiten schütze, nachdem sich die 
diplomatischen Verhandlungen um Genugthuung lange hin- 
geschleppt und schliesslich doch zerschlagen hatten. Eng- 
land machte geltend, dass es nur holländische, unter 
preussischer Flagge segelnde Schifife aufgebracht und in 
den englischen Häfen als Prisen kondemnirt habe. Der 
König wollte auf Grund der, so eben unter russischer 
Aegide gegen England abgeschlossenen, bewaffneten Neu- 
tralität den Grundsatz, dass die Flagge das Schiff decke, 
anerkannt wissen; Stormont weigerte sich dessen aber 
ganz entschieden und erklärte, dass England, da es nichts 
mit dem Abschluss jenes Vertrags zu thun gehabt und 
auch mit dem König von Preussen keinen besondern 
Schifffahrts- und Handelsvertrag habe, sich lediglich auf 
die Grundsätze des (damaligen) Völkerrechts beschränke, 
und wies deshalb die preussischen Forderungen ab. Gegen 
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diese nach englischem Standpunkte durchaus gerechtfertigte 
Politik suchte sich Friedrich durch eine engere Verbindung 
mit Dänemark zu helfen. 

Inzwischen bereiteten sich in der englischen Politik 
grosse Aenderungen vor. Die Gefangennahme des Lord 
Cornwallis bei Yorktown am 19. October 1781 entschied 
die Unabhängigkeit Amerika's. In England gewann die 
Friedenspartei die Oberhand. Das Ministerium North ward 
im März 1782 gestürzt und räumte dem Koalitions- 
ministerium Rockingham den Platz, welches sich zwar 
nur bis zum 1. Juli 1782, dem Todestage seines Führers, 
im Amte behauptete, indessen aber Amerika und Holland 
Friedens-Anerbietungen machte und den Friedcnsabschluss 
vorbereitete. Sein Nachfolger, das Ministerium Shelbourne, 
wandte sich ausserdem auch an Frankreich und schloss 
mit diesem sowohl als den übrigen am Kriege betheiligten 
Mächten am 20. Januar 1783 den Versailler Frieden ab. 
Die beiden neuen Ministerien setzten sich sofort in ein 
freundschaftlicheres -Verhältniss zu Friedrich und dieser, 
voller Lobeserhebungen fUr die neue Verwaltung, erwi- 
derte ihre Zuvorkommenheit besonders deshalb, weil sein 
langjähriges freundschaftliches Verhältniss zu Russland 
gerade damals zu erkalten drohte. An die Stelle der bis- 
herigen Gehässigkeit und Gereiztheit trat darum auf bei- 
den Seiten der Wunsch, zu dem System des Bündnisses 
zurückzukehren, welches früher zwischen beiden Mächten 
bestanden hatte. Auch der bisherige Gesandte Elliot 
machte im Sommer 1782 Sir John Stepney Platz. Der 
König ermunterte die Friedensunterhandlungen und er- 
hielt über ihren Fortgang von den englischen Ministem 
regelmässige Mittheilung. Diese, statt die von ihren Vor- 
gängern gemachten Versuche zu seiner Isolirung fortzu- 
setzen, boten Alles auf, ihn zu gewinnen und in Gemein- 
schaft mit Russland und den übrigen nordischen Mächten 
für ein Bündniss zu stimmen, — ein Plan, den Friedrich 
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lebhaft aufgriff und seitdem mit um so grössrer Voriiebe 
verfolgte, als sein Gesandter in Petersburg ihn billigte 
und praktisch ausführbar fand. 

Von allen Seiten berichteten jetzt die bei den aus- 
wärtigen Höfen beglaubigten englischen Gesandten das 
veränderte Benehmen des preussischen Kabinets und die 
fast freundschaftliche Haltung seiner Politik. „Was Sie," 
schrieb der Staatssekretär am 29. Juni 1782 an Sir J. Harris 
nach Petersburg, „von dem Benehmen der österreichischen 
und preussischen Botschafter melden, stimmt genau mit 
dem überein, was wir aus anderen Theilen Europas hören. 
Ich verlasse mich darauf, dass Sie keine Mühe sparen, 
den Letztern so freundschaftlich zu behandeln als möglich 
und ihm zu zeigen, wie sehr der König von England und 
die jetzige Verwaltung sich über das Wohlwollen freuen, 
welches Se. preussische Majestät für dieses Land zeigt." 
— Eine als strikt vertraulich und geheim bezeichnete Note 
desselben Ministers vom 20. September 1782 an den neu 
ernannten Berliner Gesandten spricht sich noch viel ein- 
gehender über die damaligen Pläne aus. „Das Ueber- 
gewicht Russlands, " heisst es dort, „ist so gross, dass ein 
enges Bündniss mit ihm und den übrigen nordischen 
Mächten immer das Ziel derer bilden sollte, welche wie wir 
ein Gegengewicht gegen das Haus Bourbon wünschen. 
Nur zu diesem heilsamen Zwecke sind die gegenwärtigen 
zuvorkommenden Schritte erfolgt. Der Lieblingswunsch 
der Kaiserin, ihr See-Kodex, soll gern gegen eine geeig- 
nete Erwiderung unsres Vertrauens und unsrer Unter- 
stützung angenommen werden, und zu diesem Zwecke 
wurde ihr der, wenn bis jetzt auch wirkungslose Vorschlag 
einer Allianz gemacht. Gleichwohl ist aber unser König 
dadurch nicht entmuthigt und behält alle Vortheile einer 
soliden und beständigen Verbindung mit dem Norden im 
Auge. Das Bekenntniss dieser Ansichten hat eine grosse 
Wirkung auf den König von Preussen ausgeübt; ich kann 

Kapp. 6 
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die günstige Wendung in seiner Sprache gegen unser Land 
von dem Zeitpunkt datiren, wo sie ihm zuerst eröffnet 
worden sind. Er ist seitdem mit dem grössten Vertrauen 
behandelt und stets um seinen Rath gefragt worden, den 
er immer offen und ehrlich ertheilt hat. Se. preussische 
Majestät nimmt jetzt einen bis in's Kleinste gehenden 
Antheil an allen Ereignissen der äussern und innem 
Politik Englands. Ich glaube, dass ein Hauptzug in sei- 
nem Charakter eine persönliche Feindschaft und Eifersucht 
gegen den Kaiser ist. Er neigt sich sehr zu einer even- 
tuellen Allianz mit uns, Russland und Dänemark, doch 
ist er offenbar dagegen, dass sie während des gegenwär- 
tigen Krieges stattfinde, da sie ihn leicht noch in diesen 
verwickeln könnte. Diese seine Ansichten hat er, wie 
ich Ihnen im tiefsten Vertrauen mittheilen kann, zu ver- 
schiedenen Malen seit dem letzten März (dem Sturze des 
North'schen Ministeriums) seinem hiesigen Gesandten aus- 
einander gesetzt, und dieser hat sie uns mitgetheilt. Sie 
mögen Ihnen als Beweis für das gegenseitige Vei-trauen 
dienen, welches zwischen uns jetzt herrscht. Was schliess- 
lich den Rath des Königs von Preussen anbetrifft, so muss 
ich bemerken, dass er die direkte Unterhandlung der (von 
Katharina zuerst gegen Abtretung von Minorca angebotenen 
und sehnlichst gewünschten) Vermittelung vorzieht, und 
dass er sehr gern seine Hand in der Sache haben möchte. 
Russland musste darüber sondirt werden. Die Lage der 
Dinge in Petersburg ist jetzt eine derartige, dass der Ver- 
such eines Vorschlags fruchtlos sein würde. Obgleich zu 
diesem Zwecke Instruktionen gegeben werden, so ist es 
doch wesentlich, dass der König von Preussen versichert 
werde, dass der Mangel an Erfolg unserm Hofe nicht zu- 
geschrieben werden kann. Graf Görtz, sein dortiger Ge- 
sandter, wird ihm das in den stärksten Ausdrücken be- 
stätigen. " 

Sir John Stepney berichtet am 22. Oktober 1782 von 
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seiner ersten Audienz. beim König, worin dieser sich aus- 
führlich über die politische Lage und vor Allem über die 
amerikanischen Angelegenheiten äusserte. „Darauf," so 
heisst es in dem schon von Baumer mitgetheilten Berichte 
(III. 537), „verbreitete sich der König mit grossem Frei- 
muth und in klaren, bestimmten Ausdrücken über den 
amerikanischen Krieg. Er sprach sich ganz entschieden 
dagegen aus, dass man jetzt die Truppen zurückziehe, 
und fragte mich nach Anführung anderer Gründe gegen 
diese Massregel, wo sie denn überhaupt besser gebraucht 
werden könnten? Was die Unabhängigkeit der Kolonien 
angeht, so war Se. Majestät der Ansicht, dass, da kein 
direkter Vortheil a^is ihrer unmittelbaren Anerkennung 
hervorgehe, mit dieser gezögert werden solle, bis sie sich 
beim Abschluss des allgemeinen Friedens als nothwendige 
Bedingung herausstellen werde. Der König bemerkte 
ferner, dass seiner Ueberzeugung nach die amerikanische 
Union in ihrer gegenwärtigen Form nicht lange bestehen 
könne. Die grosse Ausdehnung des Landes allein sei 
ein genügendes Hinderniss, da eine republikanische Re- 
gierungsform bekanntlich nie auf die Dauer existirt habe, 
wo das Gebiet nicht beschränkt und eng verbunden — 
concentri* war sein Ausdruck — gewesen sei. Es würde 
ebenso abgeschmackt sein, als wenn man für die ganze 
Länderstrecke zwischen Brest und Eiga eine Demokratie 
gründen wollte. Venedig, Holland und die Schweiz Hessen 
keine Schlussfolgerungen zu, da ihre Lage und Verhält- 
nisse durchaus von denen unserer Kolonien verschieden 
seien. England solle deshalb ihre dereinstige Entzweiung 
im Auge behalten und die mildesten Mittel anwenden, um 
sich so viel als möglich die freundliche Gesinnung aller 
Parteien zu sichern. Er ging sogar so weit, zu sagen, 
dass die Zeit gewiss kommen werde, wo einige amerika- 
nische Provinzen wünschen würden, an den Vortheilen 
der englischen Regierung wieder Theil zu nehmen und 
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Abgeordnete in's Parlament zu schicken. Hinsichtlich der 
noch in unsenn Besitz befindlichen nördlichen Ansiede- 
lungen meinte er, man solle sie mit Sorgfalt erhalten, und 
müsse der dortige Oberbefehlshaber ein wachsames Auge 
darauf richten. Sollten sie verloren gehen, so würden 
Frankreich und Spanien gewiss ihre Forderungen erhöhen 
und einen Frieden für uns unmöglich machen. Er schloss 
seine Bemerkungen über Amerika mit dem Rathe, dass 
General Carleton mit Umsicht und Milde verfahren solle, 
wobei er häufig das Wort douceur wiederholte." 

Bald nach diesen Mittheilungen kam der Friede zu 
Stande. England, durch den amerikanischen Krieg ge- 
schwächt, hielt sich der Kontinental - Politik für's Erste 
fern und nahm auch an den wegen Katharina's und Jo- 
seph's Vorgehen gegen die Türkei drohenden Verwick- 
lungen keinen Theil. Die Vereinigten Staaten traten selbst- 
redend zunächst ganz in den Hintergrund. 

Das Resultat oder vielmehr die Resultatlosigkeit der 
während des Revolutionskrieges geführten Verhandlungen 
lässt sich in ein paar Sätzen zusammenfassen. Beide Theile 
wollen einander benutzen und ausbeuten, ohne eine greif- 
bare Gegenleistung zu bieten. Der König sucht Handels- 
vortheile zu gewinnen, weigert sich aber, irgend etwas 
zu riskiren. Die Amerikaner erstreben einen gegenwär- 
tigen politischen Nutzen, vertrösten aber wegen des Gegen- 
werths auf die Zukunft. Vom rein kommerziellen Stand- 
punkt aus sind sie dem König so bedeutend überlegen, 
dass dieser sie nicht einmal völlig versteht. Sein ängst- 
liches Anklammem an die Irrlehren des Merkantilsystems, 
seine stete Furcht, mehr zu geben als zu gewinnen, seine 
krämerhafte Erwartung, dass sich gleich bei den er- 
sten Versuchen ein doppelt und dreifacher Vortheil ergeben 
müsse, seine kleinliche Anschauung von überseeischen 
Unternehmungen, alle diese Schwächen und Bedenken 
wären kaum glaublich, wenn sie nicht in seinen eigenen 
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Worten dargelegt wären. Zuletzt schrumpft die ganze Ver- 
handlung auf ein kleines Geschäft, auf ein paar Schüfs- 
ladungen im IntereKse der preussischen Tabacksregie zu- 
sammen. 200,000 Thaler gelten in dem damaligen armen 
PreuHsen als ein grosses und riskantes Geschäft! Aller- 
dings waren die Vortheile, welche die Amerikaner boten, 
sehr zweifelhafter Natur; aber ihre innern Gebrechen 
waren dem schlecht unterrichteten König und seinen Mini- 
stern nicht bekannt, und so mussten sie in deren Augen 
als wirkliche gelten. Politisch dagegen hatte Friedrich 
ganz recht, wenn er auf die amerikanischen Anträge nicht 
einging. Er war England gegenüber zu schwach, als dass 
er es auf einen Itruch mit ihm oder nur auf eine Demü- 
thigung durch die englische Flotte hätte ankommen lassen 
dürfen. Die Amerikaner irrten sich in allen ihren politi- 
schen Voraussetzungen und wurden deshalb hart enttäuscht. 
Der König hatte ihre Anerbietungen und Mittheilungen 
nur als eine Karte angenommen, die er möglicher Weise 
gut im eigenen Interesse ausspielen konnte. Die Gelegen- 
heit dazu kam aber nicht; so blieb die Karte in seiner 
Hand. 



n. 

Der preussisch-amerlkanische Freund- 
schafts- und Handels -Vertrag. 

Der Pariser Frieden war endlich nach länger als 
achtjährigem Kriege am 3. September 1783 geschlossen 
worden. Die Vereinigten Staaten sahen fortan ihre Un- 
abhängigkeit von ganz Europa anerkannt. Sie hatten 
aber kaum mehr als das nackte Leben und die Freiheit 
aus dem grossen Kampfe um ihre Existenz gerettet und 
erst noch den Beweis ihrer Lebensfähigkeit und politischen 
Berechtigung zu fuhren. Arm und fast htilflos, ohne innern 
Halt und Zusammenhang, als höchstens gemeinschaftliche 
Schulden, eine lose Konföderation, die jeden Augenblick 
wieder auseinander zu fallen drohte, von den grossen 
Seemächten geringschätzig, ja nicht einmal misstrauisch 
angesehen, und selbst zweifelnd, ob es ihm gelingen 
werde, die äussere Unabhängigkeit Angesichts der täglich 
sich häufenden inneren Schwierigkeiten zu behaupten, 
sah sich der neue Freistaat, um seinen Handel und seine 
Hülfsquellep zu heben, nach auswärtigen Freunden und 
Bundesgenossen um. Es war also nicht Europa, welches 
dem Kongress seine Freundschaft aufdrängte, sondern es 
war, wie es ganz in der Natur der Sache lag, die junge, 
eben erst ins Leben getretene Republik, die sich um 
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freundschaftliche und kommerzielle Beziehungen zu den 
älteren politischen Gemeinwesen bewarb. 

In diesem durchaus natürlichen Verhältniss liegt um 
so weniger etwas Demüthigendes, als die Vereinigten 
Staaten stolz und selbstbewusst die ihnen in der Völker- 
familie zukommende Stellung beanspruchten. Die Männer, 
welche in jener kritischen Periode die Geschicke ihres 
Landes leiteten, die Franklin, Adams, Jeflferson, Jay, 
Duane, Morris und viele Andere fühlten ihre persönliche 
Verantwortlichkeit vor der Welt und ihrem Volke, und 
schlössen folgerichtig aus dem Siege der Ideen, für die 
sie ihr Leben eingesetzt hatten, auf die Berechtigung und 
den Bestand ihrer nationalen Unabhängigkeit* Statt sich 
schmeichelnd und bückend in den Kreis der tonangeben- 
den Mächte einzuschmuggeln, hielten sie sich vielmehr 
von dem ersten Augenblick ihres politischen Auftretens 
an zur Ebenbürtigkeit mit den grossen Nationen Europa's 
für berufen und handelten dem entsprechend. Als wäre 
es im Vorgefühl ihrer glänzenden Zukunft gewesen, so 
verlangten sie, kaum selbstständig geworden, als Preis 
für ihre Freundschaft die Anerkennung gewisser völker- 
rechtlicher Grundsätze, welche die Freiheit des 
Meeres ins Auge fassten und schliesslich eine Epoche 
machende Reform des Seerechts anbahnen halfen. 

Diese kühne und reformirende Stellung wurde ihnen 
Anfangs allerdings dadurch erleichtert, dass man damals 
in Europa die übertriebensten Vorstellungen von den Vor- 
theilen des amerikanischen Handels hatte. Jede noch so 
kleine See- und Handclsmacht glaubte einen Theil dessel- 
ben an sich ziehen zu können, und lieh deshalb den 
amerikanischen Freundschaftsversicherungen und Handels- 
anerbietungen ein aufmerksames Ohr. Es war die Zeit, 
in welcher Franklin und Adams nach Hause schreiben 
konnten, dass ganz Europa Handelsbeziehungen anzu- 
knüpfen und Verträge mit ihnen abzuschliessen wünsche. 
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Diese günstige Stimmung dauerte aber nicht lange, denn 
bald nach Abschluss des Friedens stellten sich die alten 
kommerziellen Beziehungen zu England gerade so wieder 
her, als sie in den Kolonialzeiten gewesen waren. Das 
amerikanische Volk hatte nicht aufgehört, englisch zu 
denken, zu sprechen und zu leben; seine Gewohnheiten, 
Bedürfnisse und Genüsse waren fast ausschliesslisch 
englisch. Der Handelsverkehr zwischen beiden Ländern 
erweiterte sich darum auch täglich um so mehr, als eines- 
theils die Handelsbeschränkungen des mächtigsten Kon- 
kurrenten, Frankreichs, einen freien und für beide Theile 
vortheilhaften Austausch nicht aufkommen Hessen, andern- 
theils die nur englischen Häusern möglichien und von 
ihnen bereitwillig gewährten grossen Kredite thatsächlich 
ein englisches Monopol schufen. 

Noch ehe sich diese Erkenntniss in weiteren Kreisen 
Bahn gebrochen hatte, beschloss der Kongress am 7. Mai 
1784, von der ihm günstigen Stimmung des Auslandes 
Nutzen zu ziehen und beauftragte seine drei, zu diesem 
Zweck besonders ernannten Kommissäre, die Gesandten 
Adams, Franklin und Jefferson, nicht allein mit den von 
ihnen namhaft gemachten Staaten, dem deutschen Eeich, 
Preussen, Dänemark, Portugal, Spanien, dem Papste und 
Toskana Freundschafts- und Handelsverträge abzuschlies- 
sen, sondern diese wo möglich auch auf Eussland, England, 
Sardinien, Sachsen, Hamburg, Genua, Venedig, die Pforte 
und die nordafrikanischen Raubstaaten auszudehnen und 
die mit Frankreich, Holland und Schweden bereits abge- 
schlossenen Verträge auf Grund der neuen, ihnen ein für 
alle Mal ertheilten Instruktionen zu ergänzen. Diese In- 
struktionen enthielten in neun verschiedenen Paragraphen 
dieselben liberalen Grundsätze, welche später in dem 
mit Preussen abgeschlossenen Vertrage ihren Ausdruck 
fanden. Von der Voraussetzung und Bedingung ausge- 
hend, dass die Vereinigten Staaten, den Bestimmungen 
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der Bundesverfassung entsprechend, ein einiges und ein- 
ziges Volk seien — was sie bekanntlich erst ftlnf Jahre 
später wurden — , verlangen sie in ihrem ersten Para- 
graphen für jeden der kontrahirenden Theile das Recht, 
seine Produkte, Waaren und Fabrikate in seinen eigenen 
Schiflfen in den Hafen des andern einzuführen, von dort 
aber die Produkte des andern zu holen und in beiden 
Fällen nur die von den höchstbegtinstigten Nationen ent- 
richteten Zölle zu zahlen; sie fordern femer im zweiten 
Paragraphen fUr die Vereinigten Staaten von denjenigen 
Völkern, welche Kolonien in Amerika haben, einen direkten 
Handel dahin, oder, wenn das nicht erlangt werden kann, 
einen direkten Verkehr mit gewissen Häfen innerhalb des 
Gebietes der Kolonie, und wenn auch diese Bedingung 
nicht angenommen werden sollte, so beanspruchen sie 
das Zugeständniss, dass die Vereinigten Staaten und solche 
Kolonien in ihren eigenen Schiffen ihre beiderseitigen 
Waaren direkt bei sich ein- und ausführen dürfen. Der 
vierte Paragraph schlägt vor, obgleich er es nicht als 
unerlässliche Bedingung fordert, dass im Falle eines 
Krieges die Kaufleute des einen Theils neun Monate im 
Lande des andern bleiben dürfen, um ihre Verhältnisse 
zu ordnen, und dass alle friedlichen Bürger, namentlich 
Bauern, Handwerker und Künstler, die auf dem flachen 
Lande oder in unbefestigten Städten wohnen und für das 
Beste der Menschheit arbeiten, sowie Kaufleute, welche 
den Austausch der Produkte vermitteln, vom Feinde nicht 
gestört und belästigt werden sollen. Was ihnen genommen 
wird, muss baar bezahlt werden. Keiner der kontrahiren- 
den Theile darf Kaperbriefe ausstellen, um den Handel 
des Feindes zu unterbrechen oder seine Schiffe zu zer- 
stören. Im Falle eines Krieges sollen die Artikel, welche, 
wie Waflfen, Munition u. a., als Kontrebande bezeichnet 
werden, und welche sich in den Schiflfen des einen Krieg- 
führenden auf dem Wege zu dem Feinde des andern be- 
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finden, insofern ni^ht als Kontrebande gelten, als sie niclit 
konfiszirt werden und für den Privatmann verloren gehen 
können. Indessen soll es gesetzlich sein, solche Schiffe 
so lange anzuhalten, als der sie Aufbringende fUr gut 
hält, um Unbequemlichkeiten oder Schaden fUr sich zu 
verhüten, jedoch den dadurch verursachten Verlust ver- 
güten und die von ihm benutzten Artikel bezahlen. Will 
aber der mit den Vereinigten Staaten kontrahirende Staat 
die Konfiskation der Kontrebande nicht aufgeben, so soll 
sich das betreflfende Schiff durch deren Ueberlassung frei 
machen können, so dass es nicht in einen Hafen gebracht 
zu werden braucht, sondern seine Reise ruhig fortsetzen 
kann. Der sechste Paragraph bestimmt in fast wörtlichem 
Anschluss an die von der bewaffneten Neutralität aufge- 
stellten Grundsätze, dass alle Waaren, die nicht Kontre- 
bande sind und sich auf neutralen Schiffen finden , frei 
sein sollen, und erklärt die Blokade eines Hafens alsdann 
für vorhanden, wenn die angreifende Macht eine derartige 
Stellung eingenommen hat, dass sich das Schiff, welches 
in den also bedrohten Hafen einlaufen will, durch den 
blossen Versuch einer augenscheinlichen Gefahr aussetzen 
würde* Der siebente und letzte Paragraph gestattet den 
Erben eines in den Vereinigten Staaten verstorbenen 
Fremden, innerhalb der erforderlichen Zeit den Nachlass 
des Erblassers zu realisiren. 

Es ist leicht, aus diesen Instruktionen die Schwächen 
herauszufinden; aber gleichwohl lässt sich ihre hohe Be- 
deutung nicht wegleugnen. Gesunde staatsrechtliche Grund- 
sätze und eine nüchterne Auffassung der realen Lebens- 
bedingungen stehen da neben sentimentalen Phrasen und 
verschwommenen Zukunftsplänen ; eine weltbürgerliche 
Friedenssehnsucht, der jedes Substrat der Macht fehlt, 
appellirt da an das Monopol, das sich bei den bisherigen 
Zuständen äusserst wohl befunden hat, und sucht, als ob 
die Politik kein Kampf feindlicher Interessen und Prin- 
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zipien wäre, ihm dadurch die Macht zu entreissen, dass 
sie einen Zwitterzustand, einen friedlichen Krieg begrün- 
den will. Eine solche Mischung von unklaren Phantasien 
und berechtigten Forderungen bildet eins der charak- 
teristischen Merkmale jener Zeit, welche, blind gegen das 
geschichtlich Gewordene und Werdende anrennend, nur 
für die beste der neu zu schaflfenden Welten schwärmt 
und mit radikalen Utopien die Höhe des menschlichen 
Fortschritts erklommen zu haben wähnt. Bios in einem 
Punkte ist diese Zeit klar, in ihrer Würdigung der 
schlechten Vergangenheit; der Zukunft aber musste es 
überlassen bleiben, aus dem Chaos ihrer Forderungen und 
Axiome allmälig den gesunden Kern herauszuschälen. 

Da steht nun, um die Instruktionen in ihre einzelnen 
Bestandtheile zu zergliedern, zuerst die Forderung der 
Aufhebung des Handelsmonopols. Sie steht im direkten 
Gegensatz zur bisherigen Handelspolitik Englands, Frank- 
reichs und Spaniens, also der Mächte, welche damals das 
Meer beherrschten und diese Herrschaft natürlich behaup- 
ten wollten, mithin nicht den mindesten Grund hatten, 
ihren Vortbeil und ihre Stellung einem abstrakten Rechts- 
grundsatze zu opfern. Denn die Vereinigten Staaten waren 
bei ihrer maritimen Unbedeutendheit selbst im besten 
Falle zu jener Zeit gar nicht im Stande, für die ihnen 
zu gewährenden Privilegien andere einzuräumen. Ohne 
Zweifel wäre mit Annahme ihrer Forderung eine ausser- 
ordentlich heilsame Reform im damaligen Handelssystem 
erzielt worden; allein die Seemächte behandelten das 
Ansinnen der transatlantischen Republik eben wegen 
ihrer Armuth und Machtlosigkeit mit derselben mitleidigen 
Geringschätzung, mit wefcher ein reicher Herr auf einen 
armen Teufel herabblickt, der ihm im Namen der Mensch- 
lichkeit eine Theilung seines Vermögens vorschlägt. 
Etwas absolut Unmögliches verlangt aber der vierte Pa- 
ragraph, der die Bauern, Handwerker und Kaufleute von 



92 ^6r preussisch-amerikanische Freundschafts- u. Handels- Vertrag^. 

den Ereignissen des Krieges ausgenommen wissen will. 
Als wenn dadurch dessen Schrecken gemildert würden, 
als wenn sie nicht im Fall der Annahme dieses Satzes 
mit doppelter Wucht auf die übrigen Angehörigen der 
Nation fielen! Und namentlich in einer Republik, wo 
jeder Bürger der geborene Vertheidiger seines Vaterlandes 
sein sollte, sollen gewisse Klassen von den Sorgen des 
Krieges ausgenommen werden und ihren Beschäftigungen 
nachgehen, ja sich im allgemeinen Ruin bereichern, 
damit einzelne Lebensbedürfnisse sich nicht vertheuern 
und damit die übrigen Bürger doppelt bluten. Statt den 
feindlichen Zusammenstoss abzukürzen und zu vermindern, 
würde eine solche Politik ihn nur verlängern und ver- 
mehren. Das ist eine rein kaufmännische Auflfassung des 
Krieges, das ist der heute in den Vereinigten Staaten 
noch nicht überwundene Standpunkt des elenden Werbe- 
systems, das wohl gemiethete Söldner, aber keine Vater- 
landsvertheidiger kennt, welches die gemeinschaftlichen 
nationalen Interessen, die Ehre als einen unberechtigten 
Faktor aus dem Spiele lässt und ein nationales Glück — 
oft ist der Krieg für eine Nation ein Glück — oder Un- 
glück nach Dollars und Cents berechnet. 

War es Sentimentalität oder kaufmännischer Kalkül, 
welche diese Vorschläge diktirten? Offenbar von beiden 
etwas ; aber im Grunde der Seele des instruirenden Kon- 
gresses überwog doch der kommerzielle Eigennutz, und 
die Sentimentalität diente ihm nur als Feigenblatt; we- 
nigstens spricht der ein halbes Jahr früher gefasste Be- 
schluss dafür. Die Vereinigten Staaten waren nämlich 
gleich beim Abschluss des Waflfenstillstandes zum Beitritt 
zur bewaffneten, Neutralität aufgefordert worden. Sie 
hatten sich beeilt, ihre Agenten in Europa in bejahendem 
Sinne zu instruiren, fanden aber, wie namentlich das 
Beispiel Hollands bewies, bei näherer Ueberlegung, dass 
sie durch einen derartigen Beitritt leicht in europäische 
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Streitigkeiten und Seekriege verwickelt werden könnten, 
ohne auf die Hülfe der übrigen Neutralen rechnen zu 
dürfen. Sie nahmen deshalb auch am 19. October 1783 
ihre Zusage in folgenden Worten zurück: „Da die Erlan- 
gung von Hülfe für unsre Unabhängigkeit den Hauptge- 
genstand der Instruktionen unserer Minister für die be- 
waffnete Nationalität bilden, so werden Sie finden, dass 
wir diese Hülfe in Folge der kürzlich zur Wiederher- 
stellung des Friedens eingegangenen Verträge nicht mehr 
nöthig haben. Obgleich der Kongress die Prinzipien 
jener Uebereinkunft billigt, da sie auf der freisinnigen 
Grundlage der Behauptung der Rechte der Neutralen ge- 
schlossen wurde, so ist er unter den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen doch nicht Willens, Mitglied eines Bundes zu 
werden, der in nicht zu langer Zeit die Interessen der 
Vereinigten Staaten zu sehr mit der Politik Europa's ver- 
wickeln könnte. Es ist deshalb, wenn die Verhandlungen 
nicht schon soweit vorgeschritten sind, um unsern Rück- 
tritt unehrenvoll zu machen, der Wunsch des Kongresses, 
und geht seine Weisung an alle seine Gesandten in Europa, 
dass Sie keine weiteren Massregeln behufs Beitritts der 
Vereinigten Staaten zur bewaffneten Neutralität ergreifen. " 
Diese wollten also nichts als eine kaufmännische Na- 
tion sein und ihre Bündnisse lediglich auf Grund der 
sich ihnen bietenden Handelsvortheile abschliessen. Sic 
wähnten damals noch, dass sie jeder politischen Verwick- 
lung durch ihre Neutralität ausweichen könnten, und muss- 
ten nicht ganz dreissig Jahre später durch einen ihnen 
aufgedrungenen Krieg zu ihrem Schaden lernen, dass der 
eigene Wille allein in solchen Fragen nicht massgebend 
ist, sondern dass die Nachbarn auch ein entscheidendes 
Wort mitzusprechen haben. — Doch sei dem, wie ihm 
wolle, diese Instruktionen enthalten trotz aller gerügten 
Schwächen und Mängel ein paar Bestimmungen, welche 
wie die Leuchtthürrae einer bessern Zukunft dastehen und 
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den Vereinigten Staaten gleich in den ersten Anfängen 
ihrer Geschichte eine stolze Stellung unter den Seemächten 
anweisen. Es sind dies die grossen Grundsätze, welche 
die Freiheit des Meeres proklamireu und von ihnen 
bis auf die Gegenwart zu Zeiten tapfer und energisch ver- 
fochten wurden. Es ist die seit dem Pariser Frieden von 
1856 zum Gemeingut fast aller Nationen gewordene Lehre 
von den Rechten der Neutralen, von der Freiheit des 
Eigenthums auf neutralen Schiffen, von dem Wesen der 
Kontrebande und von den Erfordernissen der Gültigkeit 
der Blokade, welche sie zuerst entschieden aufgestellt, und 
die endlich trotz alles anfänglichen Widerspruchs theil- 
weise schon ihren Platz im modernen Völkerrecht gefunden 
haben. Wie die Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten 
die Geschichte der neuern Zeit einleitet und einläutet, so 
geben die Instruktionen vom 7. Mai 1784 dem mittelalter- 
lichen Faustrecht auf der See, dem Unfug des Piraten- 
wesens den ersten empfindlichen Stoss, und so bezeichnen 
sie den Anfang einer neuen Zeit im friedlichen Völker- 
verkehr zur See. Allerdings hatten schon frühere Verträge 
und besonders die bewaffnete Neutralität sich in ähnlichem 
Sinne ausgesprochen ; allein während jene die von den 
Vereinigten Staaten bewusst aufgestellten Forderungen nur 
theilweise als Nebenbestimmungen, als zufälliges Beiwerk 
enthielten, verdankt auch der Bund vom 28. Februar 1780 
seine Entstehung mehr einer diplomatischen Intrigue, der 
Gewandtheit Panin's, kurz dem Zufall, und löste sich 
bald, nachdem er seine bekannten Grundsätze formulirt 
hatte, wieder auf. Den Vereinigten Staaten aber gebührt 
das unsterbliche Verdienst, dass sie diese Grundsätze mit 
klarem Bewusstsein zu ihrem Programm in ihrer auswär- 
tigen Politik erhoben und dadurch das Völkerrecht auf 
der See ein wenig humanisirt haben, wenn es auch fast 
noch zwei Menschenalter dauerte, bis sich diese Prinzipien 
die allgemeine Anerkennung der zivilisirten Welt sicherten. 
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So stark ist ihre Macht und ihr Einfluss, dass sie selbst 
die Etickschritte im Innern überdauert haben, und dass 
noch 1856 ein Minister wie Marcy, dessen Amtszeit den 
Höhepunkt der Erniedrigung und Schwäche im Innern be- 
zeichnet, sich durch seine in den seerechtlichen Fragen 
eingenommene, die damaligen Anfänge theoretisch aus- 
führende Stellung in den Augen Europa's, wenn auch mit 
Unrecht, den Ruf eines liberalen Staatsmannes erwarb. 

Uebrigens gelang es zu jener Zeit den amerikanischen 
Kommissären trotz aller eifrigen Bemühungen nicht, von 
allen ihnen namhaft gemachten Staaten, mit alleiniger 
Ausnahme Preussens, einen einzigen für einen Handels- 
vertrag und die neuen völkerrechtlichen Doktrinen zu ge- 
winnen. Diese gingen ihnen offenbar zu weit. Bei den 
grossen Seemächten begreift sich das leicht. Sie wollten 
eben ihre Herrschaft über das Meer nicht ohne jede Ge- 
genleistung aus den Händen geben. Die kleineren aber 
wagten ohne das Beispiel der grösseren nicht, mit dem 
alten Herkommen zu brechen, oder mochten sich in der 
Zwischenzeit auch wohl überzeugt haben, dass der Han- 
delsverkehr mit den Vereinigten Staaten die Anfangs er- 
warteten Vortheilc nicht abwarf. 

Für die vorliegende Arbeit kommt natürlich nur 
Prenssen in Betracht. Der preussische Vertrag ist in der 
Reihenfolge der von den Vereinigten Staaten mit europäi- 
schen Mächten eingegangenen Verträge überhaupt der vierte, 
und von den nach dem Frieden eingegangenen der erste. 
Während des Krieges hatten nur zwei Staaten Freund- 
schafts- und Handelsverträge mit dem Kongress abgeschlos- 
sen. Frankreich ging in Ergänzung zu dem Bündniss 
vom G. Februar 1778 den ersten ein, und dann Holland, 
welches sich damals im Kriege mit England befand, mit- 
hin nichts zu riskiren hatte, den zweiten am 8. Oktober 
1782. Schweden folgte ihnen zunächst am 3. April 1783, 
also in dem zwischen dem Waffenstillstand und endgül- 
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tigen Frieden liegenden Zeitraum. Der schwedische Ver- 
trag zeichnet sich dadurch vor seinen Vorgängern aus, 
dass er sich zu den Grundsätzen der bewaffneten Neutra- 
lität bekennt, zu deren eifrigsten Freunden bekanntlich 
Gustav III. gehört hatte. Auch Hamburg suchte als 
guter Kaufmann aus den nach dem Frieden sich günstig 
anlassenden Konjunkturen Nutzen zu ziehen, und pries 
am 29. März 1783 ausser seiner Freundschaft und Bewun- 
derung für den transatlantischen Freistaat die von ihm am 
vortheilhaftesten zu beziehenden Waaren, wie deutsche 
Tuche, westfälische und schlesische Leinwand, Papier, Glas, 
Wein und alle ostindischen und chinesischen Artikel. Der 
Kongress Hess dem Ueberbringer dieses freundschaftlichen 
Schreibens, de Boor, am 1. November 1783 eine höfliche 
Antwort zustellen, fand sich jedoch nicht veranlasst, ein 
besonderes Bündniss mit Hamburg einzugehen. 

Als die oben besprochenen Instruktionen erlassen 
wurden, schwebten bereits die ersten Unterhandlungen 
zwischen Preussen und den Vereinigten Staaten. Auch 
in den letzten Jahren des amerikanischen Krieges hatte 
der König die Anknüpfung von Handelsbeziehungen mit 
der jungen Republik nie ganz aus dem Auge verloren und 
selbst während der Friedensverhandlungen seinen Pariser 
Gesandten, Baron v. d. Goltz, mit den erforderlichen An- 
weisungen versehen. Am 22. Juli 1783 schrieb Franklin 
nach Hause (Works IX. 539 u. 540), dass auch Preussen 
sich am Handel mit Amerika zu betheiligen wünsche und 
dass sein Gesandter, wenn er auch direkt keinen Vertrag 
vorgeschlagen, ihm doch eine Liste von Artikeln mit der 
Bitte übergeben habe, sie amerikanischen Kaufleuten zur 
Kenntnissnahme einzusenden. Einen formellen Vorschlag 
machte Goltz erst gegen Ende 1783. Der König hatte 
ihm unterm 17. November wiederholt befohlen, endlich 
direkt mit dem amerikanischen Agenten oder Gesandten 
in Paris anzuknüpfen, namentlich aber zu ermitteln, was 
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sich für preussische Wollen- und leinene Waaren in Ame- 
rika thun lasse, und ob man dafür Taback und Reis von 
dort beziehen könne. „Wenn sich das machen lässt/ 
schloss der König, „so werden Sie mir einen grossen 
Dienst erweisen, weil ein direkter Handel mehr werth ist 
als einer durch die zweite Hand." Goltz entschuldigte 
am 2. Dezember seine anscheinende Unthätigkeit damit, 
dass Franklin immer noch keine Antwort auf die ihm im 
Sommer überreichte und nach Amerika eingesandte Liste 
preussischer Handelsartikel erhalten habe, sich indessen 
über die ihm eröffneten Aussichten einer direkten Handels- 
verbindung mit Preussen sehr erfreut zeige. Erst am 15. 
Februar 1784 erfolgte die nächste Rückäusserung des Ge- 
sandten, der indessen immer noch nicht im Stande war, 
dem ungeduldig drängenden König befriedigende Auskunft 
zu geben. 

„Herr Franklin,** so lauten seine Worte, „ist immer 
noch auf dem Lande und hat mir durch seinen Enkel 
sagen lassen, dass er bedaure, mir noch nicht ausführlich 
über den zwischen den Staaten Ew. Majestät und den 
Amerikanern in's Leben zu rufenden Handel antworten zu 
können, dass aber die von mir gelieferten Listen, wie er 
wisse, den Handelsstädten mitgetheilt seien und dass er 
überzeugt sei, dass die letzteren zum gemeinschaftlichen 
Nutzen für verschiedene Spekulationen Gebrauch davon 
machen würden. Auf meine Frage, warum die Regierung 
keinen grössern Antheil an dem Plane nähme, erwiderte 
der junge Franklin, der einzige Grund liege darin, dass 
in allen auswärtigen Angelegenheiten ein vollständiger 
Stillstand eingetreten und dass dieser durch die vom Mi- 
nister des Auswärtigen eingereichte Entlassung eben so 
sehr veranlasst sei, als durch die Bewegungen im Innern, 
welche die ganze Aufmerksamkeit des Kongresses in An- 
spruch nähmen. Sein Grossvater, der vor drei Monaten 
um seine Rückberufung eingekommen sei, habe noch nicht 

Kapp. 7 
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einmal eine Antwort vom Kongress erhalten können" (was 
übrigens auch nicht möglich war). 

Noch ehe dieser Bri^f geschrieben war, hatte sich der 
ungeduldige König an seinen Gesandten im Haag, Herrn 
von Thulemeier, gewandt und ihm in einer eigenhändigen 
Nachschrift zu einem Immediatbrief vom 9. Februar auf- 
getragen: „Suchen Sie mit einem gewissen Adams zu 
sprechen, welcher Seitens der Amerikaner nach Holland 
geschickt ist, und befühlen Sie ihn, ob es keine Mittel 
und Wege giebt, uns mit jenen Leuten für den Absatz 
unsrer Leinwand und den Ankauf ihres Virginischen Ta- 
backs in's Einvernehmen zu setzen." Thulemeier hatte 
dem König stets in kurzen Notizen über die amerikanischen 
Beziehungen zu Holland berichtet und noch am 30. Januar 
gemeldet, dass John Adams nach Amsterdam gekommen 
sei, uiu die letzten Förmlichkeiten des amerikanisch-hollän- 
dischen Vertrages vom 8. Oktober 1782 zu erledigen. Auch 
jetzt antwortete er umgehend am 17. Februar: „Ich werde 
mich den Befehlen Ew. Majestät entsprechend mit Hen*n 
Adams in Verbindung setzen und ihn über die Mittel aus- 
forschen, wie sich ein gegenseitiger Handel für den Vir- 
ginischeu Taback und die schlesische Leinwand zwischen 
den früheren englischen Kolonien und den Staaten der 
preussischen Monarchie anbahnen lässt. Ich habe mich 
schon früher der Vermittlung eines amerikanischen Ge- 
schäftsträgers (Dumas) bedient, um durch ihn die Vor- 
schläge eines schlesischen Fabrikanten nach Phila- 
delphia gelangen zu lassen. Es scheint, dass sich 
der Mangel haaren Geldes in Amerika jetzt sehr fühl- 
bar macht." 

Bereits am 20. Februar sandte Thulemeier dem König 
einen ausführlichen Bericht ein, dessen Inhalt mit Adams' 
unten folgende Schreiben vom 9. März 1784 an den 
Kongress fast wörtlich übereinstimmt. Durch diesen Be- 
richt wurde Friedrich veranlasst, Thulemeier mit den wei- 
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teren Verhandlimgen und dem eventuellen Abschluss eines 
Vertrages zu beauftragen. • 

Thulemeier gehörte einer bewährten und alten west- 
fälischen Beamtenfamilie an. Der Vater, Heinrich Wilhelm, 
stammte aus Minden, war im Jahre 1728 von Friedrich 
Wilhelm I. geadelt und zum Staats- und Kabinetsminister 
ernannt worden. Der Sohn, Friedrich Wilhelm, war 1735 
in Berlin geboren und, in der „P^piniäre des Departements 
fUr auswärtige Angelegenheiten" vorgebildet, schon 1763 
zum Gesandten im Haag ernannt, in welcher Stellung er 
volle vierundzwaDzig Jahre blieb. 1793 zum Staats- und 
Justizminister befordert, bekleidete er diese Stelle bis zur 
Katastrophe des Jahres 1806, nach deren Eintritt er sich 
von den Geschäften zurückzog. Thulemeier starb schon 
im Jahre 1807 und hinterliess den Ruf eines ebenso tüch- 
tigen und erfahrenen Beamten, als eines patriotischen und 
hochgebildeten Mannes. 

Von John Adams genügt es zu bemerken, dass er der 
Nachfolger Washington's als Präsident der Vereinigten 
Staaten wurde. Er war eine oüchteme, kernige Natur, 
ein ruhiger Beobachter, guter Diplomat und einer der 
würdigsten Vertreter seiner lleimath im Auslande. In 
seinen politischen Ansichten neigte sich Adams im Gegen- 
satz zu seinen späteren Kollegen Franklin und Jefferson, 
mehr auf die realen Anschauungen des englischen Hechts, 
welches er gründlich studirt und praktizirt hatte; die eng- 
lische Verfassung stand ihm höher als alles Das, was die 
Franzosen jener Zeit Philosophie nannten. Während diese 
Theorien aufstellten und raisonnirten, ging Adams auf die 
Erfahrung, die Geschichte zurück und suchte von ihr zu 
lernen. Er verhehlte sich keinen Augenblick die damalige 
Bedeutungslosigk^t der Vereinigten Staaten, würdigte 
deshalb auch seine eigene delikate Stellung richtig 
und benahm sich in England wie in Holland mit grossem 
Takt und Geschick. 

7* 
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Beide Männer standen übrigens schon vor Eröffnung 
der Unterhandlungen auf gutem Fusse mit einander, und 
Thulemeier hatte sich Adams sogar bei dessen erstem 
Auftreten in den diplomatischen Zirkeln der holländischen 
Residenz besonders nützlich erwiesen. Der amerikanische 
Gesandte war nämlich von Holland als solcher schon zu 
einer Zeit empfangen worden, als die amerikanische Un- 
abhängigkeit von den übrigen europäischen Mächten noch 
nicht anerkannt war; er galt also in den Augen seiner 
neuen Kollegen nur als Rebellen-Agent. Als Adams ihnen 
seinen Antrittsbesuch abgestattet hatte, erhoben sich grosse 
Bedenken unter den Diplomaten, ob sie denselben er- 
wiedern dürften. Ja man war nahe daran, ihn ganz zu 
ignoriren und ihm, wie der englische Ausdruck lautet, die 
kalte Schulter zu zeigen, bis endlich Thulemeier einen 
Ausweg aus der lächerlichen Verlegenheit fand und vor- 
schlug, Adams solle einen zweiten Besuch machen, aber 
nur seine Karte mit dem Namen, ohne den Zusatz irgend 
einer Würde und offiziellen Stellung, abgeben. Dieser 
Vorschlag wurde annehmbar befunden, die Diplomaten 
erwiederten den Besuch gleichfalls mit Hinterlassung einer 
einfachen Visitenkarte, und Adams ward als Gentleman, 
wenn auch nicht als Gesandter unter die Diplomaten auf- 
genommen. (St. P. 0. Prussia. Vol. 124. No. 8.) Diese 
Verhandlungen hatten im Frühjahr 1782 stattgefunden. 
Die Beziehungen beider Gesandten, des amerikanischen 
und des preussischen, waren seitdem immer freundschaft- 
liche gewesen. ^Ber preussische Gesandte, Herr v. Thule- 
meier," schrieb Adams um jene Zeit, am 4. September 
1782, an den Staatssekretär Livingston, „ist sehr höflich 
gegen mich und greift mich, wie er sich ausdrückt, mit 
der englischen Sprache an. Da wir Beide grosse Reiter 
sind, so wünscht er gemeinschaftlich mit mir auszureiten. 
Er spricht rückhaltslos mit mir über Astronomie und natur- 
wissenschaftliche Fragen, doch ist diese Klasse Menschen 
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sehr zurtlekhaltend in politischen Dingen. Sie müssen 
stets ihre Instruktionen abwarten." 

Etwa anderthalb Jahr später traten nun Thulemeier 
und Adams in geschäftliche Beziehungen zu einander. Jener 
eröffnete die Verhandlungen, wie aus dem oben mitge- 
theilten Befehle des Königs hervorgeht „Am 18. Februar" 
— schreibt Adams unterm 9. März 1784 an den Kongress — 
„beehrte mich Herr von Thulemeier mit einem Besuch. 
Da er jedoch Gesellschaft bei mir vorfand, so verabschie- 
dete er sich gleich wieder und sagte mir nur noch an 
der Treppe, er habe mir Seitens des Königs einen Vor- 
schlag zu machen und wünsche zu dem Ende eine be- 
sondere Besprechung mit mir. Am andern Tage um 11 Uhr 
kam er, statt mich seinen Besuch erwidern zu lassen, 
wieder und sagte: ,Der König, der ihn mit einem persön- 
lichen Briefwechsel beehre, sei mit meinem Charakter be- 
kannt und habe ihn angewiesen, mich zu besuchen, um 
mir zu sagen, dass, da seine Unterthanen unsern Taback 
und « andere Artikel brauchten , während wir schlesische 
Leinwand sammt einigen anderen preussischen Fabrikaten 
nöthig hätten, so glaube Seine Majestät, dass eine lieber- 
einkunft zwischen Preussen und den Vereinigten Staaten 
für beide Theile vortheilhaft sein werde.* Auf Thule- 
meier's Frage nach meiner Ansicht von der Sache ent- 
gegnete ich, dass ich mich durch die mir von Sr. Majestät 
erwiesene Ehre sehr geschmeichelt fühle, indessen keinen 
Auftrag habe, offiziell die Sache zu verhandeln, oder gar 
in Besprechungen darüber einzugehen, dass indessen der 
Kongress seine Minister bei den jüngsten Friedensverhand- 
lungen autorisirt habe, derartige Verhandlungen anzu- 
knüpfen, dass ich nur in Gemeinschaft mit den in Paris 
befindlichen Herren Franklin und Jay handeln könne, dass 
ich für die Geneigtheit dieser Herren sowohl als meine 
eigene zur Herbeiführung eines, beiden Mächten vortheil- 
haften Uebereinkommens mick verbürgen zu können glaube, 
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und dass icL ihm einen Bericht Über die mir gewordenen 
Eröffnungen erstatten wolle. Thulemeier bat mich, das 
zu thun, und fügte hinzu, er werde mit der ersten Post 
an den König schreiben, ihm meine Antwort mittbeilen 
und zugleich anfragen , ob er noch besondere Vorschläge 
zu machen habe. Am andern Tage schrieb ich nach Paris 
und empfing am letzten Samstag von Dr. Franklin und 
Herrn Jay einen Brief, worin sie Beide ihre Ueberzeugung 
aussprechen, dass die freundliche Gesinnung Sr. preussi- 
schen Majestät dem Kongress grosses Vergnügen machen 
werde. Die Hochachtung, mit welcher der Ruhm dieses 
grossen Fürsten die Vereinigten Staaten erfüllt hat, Hess 
ihnen schon früher die Gewinnung seiner Freundschaft als 
ein höchst wünschenswerthes Ziel erscheinen, und wir 
schätzen uns glücklich, Sr. Majestät die Versicherung 
geben zu können, dass unser Land freudig einen Handels- 
vertrag mit ihr eingehen wird, der, auf dem Grundsatz 
der Gegenseitigkeit fussend, für beide Theile gleich vor- 
theilhaft sein dürfte. Obgleich wir keinen Auftrag haben, 
einen solchen Vertrag abzuschliessen , so setzen uns unsere 
Instruktionen doch in den Stand, mit dem preussischen 
Gesandten in Verbindung zu treten und den Entwurf eines 
solchen Vertrages vorzubereiten, nach dessen Einsendung 
uns der Kongress formelle Vollmachten und seine beson- 
deren Instruktionen ertheilen kann. Wenn Sie derselben 
Ansicht sind und Se. Majestät eine solche Massregel bil- 
ligen sollte, so können die einzelnen Artikel zuerst zwi- 
schen Ihnen und Herrn von Thulemeier auf Grund der 
Prinzipien verhandelt werden, welche in den von Ihnen 
erwähnten und bereits genehmigten Verträgen mit Holland 
und Schweden massgebend sind. Darauf würden wir mit 
einander berathen und einen gemeinschaftlichen Bericht 
an den Kongress erstatten. Gestern theilte mir der Baron 
(Thulemeier) bei Hofe mit, dass er einen Brief vom Könige 
erhalten habe und Abends bei mir vorsprechen wolle. Er 
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tbat das und sagte, der König lasse alle nöthigen Papiere 
sammeln und werde sie ihm mit seinen weiteren Vor- 
schlägen für mich einsenden. Ich zeigte ihm meinen Brief 
aus Paris, mit dem er höchlich zufrieden war. Tbule- 
meier bemerkte noch, dass der König ihn angewiesen 
habe, zu erwähnen, dass Reis und Indigo in Emden und 
Stettin äusserst begehrte Artikel und dass dort in diesem 
Jahre bedeutende Quantitäten Virginischen Tabacks für die 
Märkte in der Ostsee angekauft seien, während das aus- 
gezeichnete sächsische Porzellan einen wünschenswerthen 
Ausfuhrartikel bilden werde. Ich erlaube mir, dem Kon- 
gress den Vorschlag zu unterbreiten, ob nicht der mit 
Holland oder Schweden abgeschlossene Vertrag am besten 
als Muster für den mit Preussen abzuschliessenden dient, 
und ob es nicht rathsam ist, Ihren, oder einem von Ihren 
bei dem jüngsten Friedensabschluss beglaubigten Ministern 
Vollmacht zur Erledigung dieses Geschäftes zu geben. ^ 

Auch Thulemeier berichtete am 20. Februar 1784 dem 
Könige über den befriedigenden Eindruck seiner ersten 
Besprechung mit Adams und sah um so weniger Schwie- 
rigkeiten für einen .Vertrag voraus, als die von dem ame- 
rikanischen Gesandten betonten Prinzipien seiner Ilegie- 
rung so einfach und gerecht seien, dass sie unbedingt die 
königliche Billigung finden würden. Er schlug den von 
den Vereinigten Staaten mit Schweden geschlossenen Ver- 
trag als Muster für den mit Preussen abzuschliessenden 
vor. Anfangs meinte Friedrich zwar (Kabinetsordre an 
Schulenburg vom 7. März 1784): „Es passt der Traktat, 
den die Schweden mit den Amerikanern errichtet haben, 
nicht ganz auf unsere Umstände, besonders wegen unserer 
Leinewand und Tücher, die wir nach Amerika verkehren 
und welche die Schweden nicht haben. Ueberhaupt sind 
in dem Schwedischen Traktat viele Sachen befindlich,* wozu 
Flotten gehören. Das geht für Schweden wohl an, weil 
sie die Flotte haben, aber für uns nicht, denn wir haben 
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dergleichen nicht. Ich habe Euch daher hierdurch auf- 
tragen wollen, wenn Ihr den Schwedischen Vertrag durch- 
gesehen, alsdann einen ungefähren Entwurf zu einem 
Traktat für uns zu machen." Finckenstein dagegen be- 
merkte, dass „wenn auch nicht alle Artikel von dem Schwe- 
dischen Commerzien-Traktat auf die unsrigen passen, weil 
wir keine Flotte haben, wir doch dafür halten, dass die 
meisten dennoch applikabel sein werden und dass, wenn 
auch )ür die zukünftigen Zeiteh, wir uns nicht die Hände 
binden müssen." Ebenso entschieden beseitigte Schulen- 
burg den anfanglichen Plan des Königs, dass Amsterdam 
den Zwischenplatz für den preussischen und amerikanischen 
Handel bilden sollte. 

„Ich glaube," schrieb er am 3. April 1784 an den 
Minister des Auswärtigen, „dass der Missverstand, dass 
Amsterdam das Entrepot dieses Handels werden solle, zum 
Theil darin liegt, dass des Königs Majestät eben nicht 
dafür portirt sind, dass unsere Schiffe nach Nord- Amerika 
fahren, hauptsächlich aber darum, dass Se. Majestät be- 
sorgen, die Amerikaner werden nicht mit baarem Gelde 
Saldiren können, da die Waaren, die sie von. uns nehmen, 
weit mehr betragen werden, als wir von ihnen erhalten, 
weshalb Se. Majestät auch schon in einer Ordre an mich 
geäussert haben, dass die Holländer in's Mittel treten und 
den Amerikanern ihre übrigen Waaren, die wir nicht 
brauchen, abkaufen möchten, damit wir auf solche Art 
unsern haaren Saldo erhielten. Dieses findet sich aber 
von selbst, wenn auch die Amerikaner in unsere Häfen 
kommen, und ich glaube, es wird am Besten sein, wenn 
der Herr v. Thulemeier diese Idee wegen Amsterdam ganz 
fallen lässt und sich blos an das von Sr. Majestät appro- 
birte Projekt zum Commerzien-Traktat hält, worinnen den 
Amerikanern die Handeisvortheile ausdrücklich auf den 
Fall, dass sie in unsere Häfen kommen, versichert werden« " 

Wie in dem erstem schon früher, so gab dBr König 
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auch in diesem letztem Punkte später nach. So konnte 
sich Thulemeier bereits am 14. März 1784 damit einver- 
standen erklären, den mit Schweden abgeschlossenen Ver- 
trag als Grundlage für den preussischen zu benutzen und 
bat sich ein Exemplar des erstem aus. Am 25. desselben 
Monats gab er Adams ein Verzeichniss der seiner Ansicht 
nach mit Vortheil nach Preussen einzuführenden und von 
dort auszuführeiyien Artikel. Unter jenen erwähnte er 
Virginischen Taback, Reis, Indigo und Thran; unter diesen 
beschränkte er sich auf schlesische Leinwand, deren ver- 
schiedene Sorten er nach Angabe des Fabrikanten Johann 
Gottfried Link in Hirschberg aufzählt, russischen Hanf, 
Berliner Porzellan, welches er als wohlfeiler und feiner 
denn das sächsische bezeichnet, Eisenwaaren aus der Graf- 
schaft Mark, die bisher über England nach Amerika ge- 
gangen waren, und Tuche und Wollen waaren aller Art. 
Am . 9. April übermittelte Thulemeier den inzwischen von 
Schulenburg verfassten und ihm vom König übersandten 
Entwurf eines Vertrages an Adams, der ihn sofort in Ab- 
schrift nach Paris an Franklin und am 10. April an den 
Kongress beförderte. 

Dieser preussische Entwurf bestand aus siebenund- 
zwanzig Artikeln und hat in seiner endgültigen Redaktion 
kaum etwas mehr als deren Zahl behalten, während bei- 
nahe jeder einzelne Paragraph wesentlich und oft sogar 
in einem dem Originale geradezu entgegengesetzten Sinne 
abgeändert wurde. Des Königs eigentliche Absicht bei 
der Abschliessung dieses Vertrages wii*d gleich aus dessen 
dritten Artikel klar. Er wollte nichts, als neue Märkte 
für den Absatz der bedeutendsten preussischen Stapel- 
produkte gewinnen und dagegen vor Allem amerikanischen 
Tabacky Reis und Indigo eintauschen. Er hoffte auf diese 
Weise den englischen Zwischenhandel zu umgehen und 
meinte, die neue Verbindung wie jede sonstige Kegierungs- 
massregel von Oben herab bestimmen und durchsetzen zu 
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können, übersah aber, dass der Handel seine eigenen Ge- 
setze und Bahnen hat und dass vor Allem die Anlegung 
und Verwendung von Kapitalien sich nicht mit Kabinets- 
befehlen erreichen lässt. Aus diesem Grunde war auch 
der später abgeschlossene Vertrag so gut wie ein todter 
Buchstabe. England behauptete wegen seines grossem 
und flüssigem Kapitals und der dadurch bedingten besseren 
Verbindungen nach wie vor seine vermittelnde Stellung 
zwischen Amerika und Europa. Das damalige Preussen 
und die damaligen Vereinigten Staaten waren noch zu 
arm, um England umgehen oder entbehren zu können. 

„Da es — so lautet der dritte Artikel des preus- 
sischen Entwurfes, nachdem der erste die feste und un- 
verbrüchliche Freundschaft zwischen beiden Mächten fest- 
gesetzt und der zweite Artikel jeder von ihnen die gleiche 
Vergünstigung mit anderen Nationen bewilligt hat, — da 
es die Hauptabsicht dieses Vertrages ist, einen gegensei- 
tigen Handelsverkehr zwischen den Angehörigen beider 
Staaten zu begründen und ihnen auf diese Weise einen 
sichern und leichten Weg für den Austausch ihrer Pro- 
dukte zu eröffnen, so kommen die beiden kontrahirenden 
Theile überein, dass die preussiscben Waaren, besonders 
schlesische und westfälische Leinwaud, Tuche und Wollen- 
stoffe in den Vereinigten Staaten von Amerika keine an- 
deren und höheren, als die von den höchstbegtLnstigten 
Nationen entrichteten Zölle bezahlen sollen. In derselben 
Weise sind die amerikanischen Stapelprodukte, wie vir- 
ginischer Taback, Reis, Indigo, Pelze etc. bei ihrer Ein- 
fuhr in preussische Häfen nur den von den höchstbe- 
günstigten Nationen bezahlten Zöllen unterworfen.^ Der 
vierte Artikel behält den kontrahirenden Theilen das 
Recht vor, die Ein- oder Ausfuhr von Waaren aus Grün- 
den des Staatswohles zu verbieten; der fünfte dagegen 
beschränkt das Besuchs- und Durchsuchungsrecht auf die 
Zeit vor der Einnahme der Ladung und bestimmt die 
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Art und Weise der Beschlagnahme der verbotenen Waa- 
ren am Ufer. Der sechste Artikel räumt den Staats-An- 
gehörigen beider Kontrahenten die Rechte, Privilegien 
und Freiheiten der höchstbegiinstigten Nationen ein; der 
siebente Artikel bewilligt unbedingte Religions- und Ge- 
wissensfreiheit, der achte bestimmt die testamentarische 
und Intestat-Erbfolge der Angehörigen beider Länder in 
den Mobiliar-Nachlass eines dort verstorbenen Erblassers 
während nach dem Vorbild des schwedischen Vertrages 
das Immobiliar-Vermögen mit Stillschweigen übergan- 
gen wird, und verbietet jede Auflage einer Staatssteuer 
auf das auszuantwortende Vermögen, behält dem Könige 
von Preussen aber das Recht vor, Gesetze gegen die Aus- 
wanderung zu erlassen und die bereits dagegen erlassenen 
auszuführen. Der neunte Artikel erkenut den Grundsatz 
„Frei Schiff, frei Gut" an, und der zehnte bis 
zwölfte Artikel definirt den Begriff der Kontrebande. Als 
solche sollen gelten alle Geschütze, Musketen, Säbel, 
Schwerter, Mörser, Munition, Schwefel, Kugeln, Pferde und 
Sättel, überhaupt alle WaflFen und Kriegswerkzeuge, welche 
zum Gebrauch der Truppen dienen, dagegen sollen nicht 
als Kontrebande gelten Tuch, Leinwand, wollene Waaren, 
Baumwolle, Kleider, Seide, Silber, Kupfer, Zinn, Blei, 
Eisen, Schmiedekohlen, Getreide, Lebensmittel aller Art, 
Flachs, Segeltuch, kurz Alles, was zum Bau und zur 
Reparatur von Schiflfen gehört. Der dreizehnte Artikel 
verfügt, dass, wenn der eine der beiden Kontrahenten in 
einen Krieg verwickelt ist, die Schiffe des andern mit 
den erforderlichen Schiflfspapieren und Pässen, sowie 
mit Zeugnissen versehen sein sollen, welche letztere ihren 
Kargo beschreiben, damit der sofortige Nachweis geführt 
werden kann, dass sie keine Kontrebande oder verbotene 
Waaren führen. Diese ihre Papiere müssen sie auf Ver- 
langen nach Artikel vierzehn vorzeigen. Haben sie Kon- 
trebande an Bord, die nach einem feindlichem Hafen be- 
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stimmt ist, so schreibt Artikel fünfzehn vor, dass weder 
die Luken noch die Kisten eher erbrochen werden dürfen, 
als bis der Kargo in Gegenwart eines zu diesem Zweck 
ernannten Beamten gelandet und die OefiPnung durch 
diesen vorgenommen ist. Aber auch dann muss erst ein 
prozessualisches Verfahren stattfinden und die betreflfende 
Waare durch Urtheilsspruch konfiszirt werden, während 
die übrige Ladung frei bleibt und das Schiff nicht als 
gesetzliche Prise confiszirt werden darf. Wird aber die 
Kontrebande dem sie aufbringenden Schiffe überliefert, 
so kann das Schiff, welches sie geführt hatte, unbelästigt 
seinen Kurs an den Ort seiner Bestimmung verfolgen. 
Ist dagegen ein Schiff unter dem Vorwand, dass es Kon- 
trebande an Bord hat, genommen worden, so kann sein 
Eigen thümer, wenn dieser Vorwand nicht erwiesen wird, 
Entschädigung für allen Aufenthalt und Verzögerung be- 
anspruchen. Der sechszehnte Artikel stellt den Grund- 
satz: „Unfrei Schiff, unfrei Gut" auf, doch soll dieses, 
wenn es selbst neun Monate nach der Kriegserklärung 
verladen worden, dem Eigenthümer herausgegeben werden. 
Der siebenzehnte Artikel bestimmt, dass die Befehlshaber 
von Schiffen dem Staate und den Unterthanen des andern 
Kontrahenten keinen Schaden zufügen und für etwa an- 
gerichteten Schaden, wenn schuldig befunden, persönlich 
und sachlich haftbar sein sollen. Der achtzehnte Artikel 
verfügt, dass Kaper, ehe sie von einem der Kontra- 
henten ihre Bestallung erhalten, Bürgschaft dafür leisten 
sollen, dass sie die Unterthanen des andern nicht schä- 
digen, und dass, wenn sie es dennoch thun, ihre Be- 
stallung verwirkt sein soll. Wenn nach Artikel neunzehn 
einer der Kontrahenten Krieg führt, der andre aber 
neutral bleibt, und wenn das Kauffahrteischiff des Neu- 
tralen vom Feinde des Kriegführenden genommen und 
später von einem Kaper des letztern wieder genommen 
wird, so soll dieses Schiff in den Hafen der einen der 
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beiden Vertrag scbliessenden Mächte gebracht und dem 
betreffenden Eigenthümer, sobald er seinen Titel bewiesen 
hat, zurückerstattet werden. Femer soll kein Embargo 
auf die Waaren oder Schiffe der andern Macht zulässig 
sein, noch dtlrfen sie unter irgend welchem Vorwand zu- 
rückgehalten werden, wenn die eine Macht den Embargo 
erklärt. Noch weniger dürfen die Unterthanen des einen 
Kontrahenten ohne Genehmigung des Eigenthümers irgend 
etwas mit Gewalt nehmen, was den Unterthanen des 
andern gehört. Ausgenommen von letztrer Bestimmung 
sind selbstredend die Arrestbefehle und Beschlagnahmen, 
welche von den betreffenden Gerichtshöfen verfügt werden. 
Der zwanzigste Artikel regulirt das für den Fall eines 
Kri'eges gegen einen gemeinschaftlichen Feind zu beobach- 
tende Verfahren bei Prisen und Reprisen und ist mit 
Einschluss eines kleinen spätem Zusatzes wörtlich als 
Artikel 21 in den definitiven Vertrag aufgenommen worden. 
Der einundzwanzigste Artikel des Entwurfes bestimmt, dass 
die Schiffe der einen Macht ihre dem Feinde abgenom- 
menen Prisen in die Häfen der andern Macht bringen 
dürfen, welche in Kriegszeiten den befreundeten Nationen 
ofien stehen, und dass diese Prisen weder angehalten 
noch konfiszirt, noch dem Ausspruch des betreffenden 
Hafenbeamten über ihre Legalität unterworfen sein sollen, 
sondern dass sie von da unbelästigt in die Häfen fahren 
dürfen, in welche die sie aufbringenden Kapitaine sie 
kraft ihrer auf Verlangen vorzuzeigenden Bestallung zu 
bringen hatten. Artikel zweiundzwanzig und dreiund- 
zwanzig verpflichten die Angehörigen des einen Staats 
bei dem Schiffbruch eines dem andern angehörigen Fahr- 
zeuges zur Hülfeleistung, sagen den Schutzsuchenden 
Beistand und Freundschaft zu und schaffen dem Wesen 
nach das barbarische Strandrecht ab. Artikel vierund- 
zwanzig und fünfundzwanzig betreffen die seepolizeilichen 
Erleichterungen und Einrichtungen. Artikel sechsund- 
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zwanzig räumt jedem der Kontrahenten das Recht ein, 
Konsuln und Handelsagenten im Hafen des andern an- 
zustellen, Artikel siebenundzwanzig setzt die Ratifikations- 
frist auf acht Monate vom Tage der Unterzeichnung an 
fest, und ein Separatartikel beschränkt die Dauer des 
Vetrages auf fünfzehn Jahre. 

John Adams schlug nur drei wesentliche Abände- 
rungen, resp. Zusätze zu diesem Vertragsentwurfe vor. 
Der erste betraf eine genauer spezifizirte Abfassung des 
siebenten Artikels, welcher von der Religions- und Ge- 
wissensfreiheit handelt und ihm die Glaubens- und Ge- 
wissensfreiheit nicht unbedingt genug zu garantiren schien. 
Die nächste Abänderung bezog sich auf den fünfzehnten 
Artikel, wo er statt der Oeflfnung des Schiffes (Behufs 
Feststellung der Kontrebande) die Anfertigung eines In- 
ventars verlangte. Der Kongress erklärte sich in beiden 
Punkten mit ihm einverstanden. Der letzte Vorschlag 
Adams' ging auf eine veränderte Abfassung des einund- 
zwanzigsten Artikels, weil der mit dem König von Frank- 
reich bereits 1778 abgeschlossene Vertrag (in Artikel 17) 
bestimmte, dass den Kriegsschiffen oder Kapern, welche 
Franzosen oder Amerikanern Prisen abgenommen hatten, 
in den beiderseitigen Häfen nur so lange Zuflucht ge- 
währt werden solle, als Sturm oder Seegefahr sie zum 
Einlaufen zwinge. Der Kongress beschränkte deshalb 
auch den eiuundzwanzigsten Artikel auf Adams' Vorschlag 
in diesem Sinne (Dipl; Korresp. I, 459—463), da es ihm 
vor Allem darauf ankam, dem König von Frankreich 
keinen Anlass zur Klage zu geben und den altern Ver- 
trag in Einklang mit dem neuen zu setzen. 

Auch der König erklärte sich am 22. Mai 1784 bis 
auf die letzte, mit allen amerikanischen Abänderungen 
einverstanden. Die Einwendungen, welche er gegen die 
Fassung des einundzwanzigsten Artikels machte, blieben 
zwischen den beiden kontrahirenden Mächten bis zuletzt 
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eine offene Frage. Am liebsten hätte Friedrich gesehen, 
wenn der ganze Ai*tikel ausgelassen worden wäre, „da 
wir, wie er sieh ausdrückte, nicht in Piraterie machen." 

Ueber diesen Verhandlungen verging der Honimer 
des Jahres 1784. Inzwischen gelangten die Instruktionen 
vom 7. Mai in die Hände der drei Bevollmächtigten Adams, 
Franklin und Jefferson, welche, zu Ende August in Paris 
zusammentreffend, in einer gemeinschaftlich unterzeich- 
neten Note, d. d. Passy bei Paris am 9. September 1784, 
Herrn v. Thulemeier von ihrer Anstellung in Kenntniss 
setzten und ihm zugleich ihre Bereitwilligkeit erklärten, 
den von Adams mit ihm bereits begonnenen Handels- 
und Freundschaftsvertrag, sobald er eine Vollmacht zu 
diesem Zwecke erhalten haben werde, zu vervollkommnen 
und abzuschliessen. Thulemeier antwortete am 8. Oktober 
und legte die ihm vom König am 30. September 1784 
ertheilte Vollmacht zu seiner Beglaubigung bei. 

Die Bevollmächtigten sandten ihm in Erwiderung 
auf diesen Brief unterm 10, November 1784 einen neuen 
Gegenentwurf des Vertrages ein und motivirten diesen 
Schritt in folgender Weise: „Auf Grund neuer Instruk- 
tionen, die wir kürzlich von unserm Souverain, dem Kou- 
gress, erhielten und die für alle unsere mit europäischen 
Mächten abzuschliessenden Verträge massgebend sind, 
haben wir Ihnen einige neue Artikel vorzuschlagen, deren 
Annahme mehrere alte unnöthig macht. Da wir es nun 
ausserdem für gut erachten, dass, was zusammengehört, 
nebeneinander stehen und das Ganze klarer machen soll, 
so haben wir einen neuen Vertragsentwurf angefertigt, 
welchen wir Ihnen hiermit zur Prüfung übersenden. Diese 
neuen Artikel sind der dreizehnte und dreiundzwanzigste. 
Der erste von ihnen spricht für sich allein, da es unbe- 
dingt nöthig ist, den Schwierigkeiten und Missverstäud- 
nissen vorzubeugen, die sich in Kriegszeiten über die 
Kontrebande erheben. Zur Unterstützung des andern Ar- 
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tikels führen wir unsere Gründe in einer besondern 
Erläuterung an. Wir bemerken hier also nur, dass die 
Annahme dieses Artikels, weil er das Beste der Mensch- 
heit im Auge hat und das Unglück des Krieges mildert, 
für die ersten ihm zustimmenden Mächte und ganz be- 
sonders Se. Majestät von-Preussen äusserst ehrenvoll sein 
wird, zumal wenn der König, dessen Unterthanen durch 
seine Macht und seinen Geist bekanntlich so gut verthei- 
digt sind, dass eine derartige Vereinbarung für sie, selbst 
in Kriegszeiten, ganz überflüssig ist, zuerst das Beispiel 
des Beitritts zu diesen Artikeln gäbe. Sodann wird, wie 
wir glauben, derjenige Theil derselben, welcher uns ver- 
pflichtet, keine Kaperbriefe zu ertheilen, noch Kauffahrer 
zu Prisen zu machen, für die Uneigennützigkeit der Ver- 
einigten Staaten sprechen, da ihre Lage sie leicht in den 
Stand setzt, den vor ihrer Thür passirenden reichen 
Handel Europa's mit Westindien zu berauben, während 
ihre eigene, in Schiffsbauholz und Lebensmitteln bestehende 
Ausfuhr von so geringem Werthe ist, dass ihre Verluste 
in keinem Verhältniss zu ihrem Gewinn stehen. Den 
Beweis dafür hat ihr letzter Krieg mit England geliefert, 
dessen mächtige Flotten nicht hinreichten, den englischen 
Handel vor der Kaperei eines Volkes zu schützen, das 
eben so tüchtige und erfahrene Seeleute als das Mutter- 
land hatte." 

Die besondere Denkschrift über den neuen Artikel 
(§ 4 der Instruktion vom 4* Mai 1784) ist interessant und 
der unverkürzten Mittheilung werth, nicht sowohl, weil sie 
im Widerspruch zu allen späteren offiziellen Kundgebungen 
der herrschenden Kreise steht, als weil sie von Franklin 
herrührt, dessen an die französischen Encyklopädisten sich 
anlehnende Beweisführung und Styl sich unverkennbar 
darin ausspricht. Die hier verlangte Reform war eine 
der Lieblingsideen Franklin's, die er 1783 vergeblich dem 
Friedensvertrag mit England einzuverleiben gesucht hatte. 
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FAach Jared Sparks, der Biograph B. Franklin'a und Her- 
I ausgeber seiner Werke, erklärt diese Denkschrift ausdrUck- 
I lieh für einen Aufsatz des grossen Quäkers uud druckt 
I sie als solchen ab. 

„Nach dem ursprünglichen Völkerrecht — heisst es 

' dort — waren Krieg und Ausrottung die Strafe für ein 

Unrecht. Ea wurde aber altmälig immer menschlicher 

und setzte die Sklaverei an die Stelle des Todes, ea 

machte einen Schritt weiter und tauschte die Gefangenen 

_ aus, statt sie zu Sklaven zu machen ; es ging noch weiter 

L und erkannte in den eroberten Ländern das Privateigen- 

1 an, iudeui es sich mit der politischen Herrschaft 

I begnügte. Warum sollte nun dieses Vcilkerreeht nicht 

t fernerer Veibesseruugen fähig sein? Ganze Jahrhunderte 

V hat es für jeden seiner Fortschritte gebraucht; da aber in 

I neuerer Zeit die Erkenntnis» mächtig wächst, warum sollen 

Cdiese Fortschritte nicht beschleunigt, warum soll nicht das 

I Völkerrecht künftiger Zeitalter dahin bestimmt werden, 

läass in irgend einem später ausbrechenden Kriege die 

rfolgende Klasse von Menschen unbehelligt bleiben, ja den 

8chut» beider Theile geniessen und ihren Beruf in Ruhe 

uud Sicherheit ausüben soll? uämlieh: 1. Bebauer des 

Bodens, weil sie für den Unterhalt der Menschheit arbeiten; 

l2. Fischer, aus demselben Grunde; 3. Kauf- und Handela- 

I leute in unbewalTnetcn Schiffen, da sie den verschiedenen 

Nationen durch die Vermittlung uud den Austausch der 

Bedürfnisse und Annehmlichkeiten des Lebens dienen ; 

4. Künstler und Handwerker, die in offenen Städten wohnen 

und arbeiten. — Es ist kaum nüthig, hinzuzufügen, daas 

r die Hospitäler des Feindes unbelästigt bleiben, daas sie 

I im Gegcntheil beschützt werden sollten. Das Interesse 

I der Menschheit gebietet überhaupt, dass die Gelegenheiten 

täe» Krieges und die Veranlassung dazu möglichst yer- 

I mindert werden. Wenn Raub aufhört, so ist auch ein 

[Hauptreiz zum Kriege aufgehoben, und der Friede wird 
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dann länger, ja vielleicht immer dauern. Die Praxis, 
welche Kaufleute auf hoher SeeC beraubt, ist ein Ueber- 
bleibsel des alten Seeraubes, und obgleich sie hie und 
da für einzelne Personen einträglich sein mag, so ist sie 
doch weit entfernt, für die dabei Betheiligten oder das 
Volk, welches sie gestattet, vortheilhaft zu sein. Im An- 
fang eines Krieges werden ein Paar reich beladene und 
unvorsichtige Schiffe überrascht und genommen. Das ver- 
anlasst die ersten Abenteurer, mehr bewaffnete Schiffe 
auszurüsten, Andere thun dasselbe; indessen wird der 
Feind zu gleicher Zeit vorsichtiger und bewaffnet seine 
Kauffahrer besser, so dass sie nicht so leicht genommen 
werden können, oder er lässt sie unter dem Schutze von 
Kriegsschiffen fahren. Während sich auf diese Weise die 
Anzahl der Kaper vermehrt, vermindern sich die Schiffe, 
welche genommen werden können, folglich auch die Aus- 
sichten auf Gewinn, so dass, wie es überhaupt bei jeder 
Lotterie der Fall ist, viele Fahrten gemacht werden, bei 
denen die Kosten den Gewinn übersteigen. Wenn auch 
immerhin Einzelne die eine oder andre Prise machen, so 
verliert doch die grosse Masse der Abenteurer, und so 
sind die Kosten der Ausrüstung während eines Krieges 
grösser als der Gesammtbetrag der zusammengestohlenen 
Waaren. Dann aber verliert eine Nation die ganze Arbeit 
so vieler auf Raubzügen begriffenen Menschen, die ausser- 
dem, was sie einnehmen, in Ausschweifungen, Trunk und 
Lastern wieder vergeuden, die nüchternen Gewohnheiten 
ihres frühem Lebens verlernen und nach dem Frieden 
selten noch für ein Geschäft taugen, sondern nur die Zahl 
der Räuber und Diebe vermehren. Selbst die Unternehmer, 
welche so glücklich gewesen sind, ein plötzliches Ver- 
mögen zu erwerben, verschwenden dieses meistens wieder 
in sinnlosem Luxus, dessen Gewohnheiten selbst noch 
andauern, wenn die Mittel dazu erschöpft sind, und end- 
lich zum Ruin führen : eine gerechte Strafe für den Unter- 
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gang, den sie ruchlos und fUhllos genug so vielen un- 
schuldigen und ehrbaren Handelsleuten und ihren Familien 
bereitet haben, deren Thätigkeit darauf gerichtet war, den 
gemeinschaftlichen Interessen der Menschheit zu dienen.^ 

Thulemeicr zeigte am 10. Dezember 1784 den Em- 
pfang des neuen Entwurfes an und erklärte sich persönlich 
vollständig damit einverstanden. „Der dreiundzwanzigste 
Artikel," sagte er, „ist von dem reinsten Eifßr für das 
Beste der Menschheit eingegeben. Nichts kann gerechter 
sein als Ihre Bemerkungen Über die edle Uneigennützigkeit 
der Vereinigten Staaten von Amerika. Es ist zu wünschen, 
dass diese erhabene Gesinnung von allen Seemächten ohne 
Ausnahme angenommen werde. Die Uebel des Krieges 
werden dadurch bedeutend gemildert und Feindseligkeiten, 
so häufig durch Gier oder schmutzige Gewinnsucht her- 
vorgerufen, immer seltener werden." 

An demselben Tage schrieb der preussische Gesandte 
an den König und bemerkte unter Beifügung der Ueber- 
setzung des ihm von Adams eingehändigten Vertrags- 
entwurfes: „Die neu hinzugefügten Artikel sind der drei- 
zehnte und dreiundzwanzigste. Durch den erstem hat man 
alle Schwierigkeiten zu heben sich bemüht, welche so 
häufig über den Begriff und das Wesen der Kontrebande 
entstehen. Ueber den Inhalt und Zweck des dreiundzwan- 
zigsten Artikels spricht sich ein besonderes Blatt — siehe 
die oben mitgetheilte Denkschrift S. 113 — ausführlicher 
aus. Die amerikanischen Gesandten, welche dadurch das 
Unglück des Krieges zu vermindern streben, meinen, dass 
diejenigen europäischen Mächte, welche sich beeilten, ihn 
im Interesse der Humanität anzunehmen, sich einen un- 
endlich glorreichen Titel auf den Dank der Menschheit 
erwerben würden." 

Der König sandte den amerikanischen Vertragsentwurf 
zur Begutachtung an Schulenburg, der sich zunächst an 
die Minister des Auswärtigen um ihren Rath wandte. 

8* 
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Hertzberg und Finckenstein antworteten am 17. Dezember 
1784: „Die Hauptyeränderungen, welche gedachte Staaten 
von Amerika im dreizehnten und dreiundzwanzigsten 
Artikel dieses Eommerzien-Traktates vorgeschlagen, stim- 
men mit den Grundsätzen völlig überein, welche wir 
jeder Zeit behauptet haben, nämlich, dass der Krieg 
nicht zum Ruin des Partikuliers, sondern zu dem grossen 
Endzweck, einen anständigen imd dauerhaften Frieden zu 
erhalten, geführt werden müsse, und dass daher die See- 
kaperey vollständig abzuschaffen oder doch möglichst ein- 
zuschränken wäre, und dass femer, wenn zwei Mächte 
Krieg führen, die dritte nicht darunter leiden müsse, noch 
ihr sonst gewöhnliches Commerzium aufzugeben schuldig 
scy, dass folglich keiner der Krieg führenden Theile ein 
Recht habe, die Waaren solcher neutralen Unterthanen, 
wenn sie nur nicht direkte zum Kriegsgebrauche dienen, 
oder in einen belagei*ten Hafen gebracht werden sollen, 
so wenig aus einem feindlichen als einem freundlichen 
oder einem neutralen Schiffe zu nehmen. Die Vorschläge 
der Vereinigten Staaten gehen zwar noch weiter, nämlich 
die Seekapereyen und den Krieg gegen unbewaffnete Leute 
gänzlich aufzuheben und auch die Contrebande -Waaren 
nicht zu konfisziren, sondern sie den Eigenthümern abzu- 
kaufen, oder nur zu verhindern, dass sie dem Feinde zu- 
geführt werden können. Wir halten aber dafür, dass Se. 
Majestät unbedenklich diese Vorschläge annehmen können, 
da solches eines Theils Ihrer Mässigung Ehre machen 
würde, andern Theils auch nicht abzusehen ist, dass Sie 
jemals mit den Staaten von Amerika oder mit einer an- 
dern Seemacht in Krieg gerathen werde." 

Auch Schulenburg sprach sich in seinem Bericht an 
den König unter dem 24. Dezember 1784 in ähnlichen 
Worten aus. Dieser Bericht zerfällt in drei Theile, deren 
erster die Erledigung einiger allgemeinen Bedenken ver- 
langt, ehe der Abschluss des Vertrages erfolgen könne. 
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während der zweite die einzelnen Bestimmungen des Ge- 
genentwurfes beleuchtet und der dritte die neuen Artikel 
13 und 23 einer nähern Besprechung unterwirft und 
schliesslich deren Annahme empfiehlt. Nachdem der Mi- 
nister im Eingang seiner Ausführungen den leitenden 
Grundsatz aufgestellt, dass er alle Artikel, welche den 
früher ihm ertheilten Instruktionen entsprechen und in dem 
preussischen Entwürfe stehen, nicht weiter berührt, sondern 
nur diejenigen erwähnt, welche verändert oder neu hinzu- 
gefügt sind, fährt er fort: „Laut Instruktionen Ew. Majestät 
bestand der Hauptzweck eines Handelsvertrages mit den 
Vereinigten Staaten darin, für unsre Leinwand, unsere Wol- 
lenstoffe etc. einen sichern und leichten Absatz zu ge- 
winnen und dafür als einen Theil des Werthes dieser 
Fabrikate den uns nöthigen virginischen Taback, Reis und 
Indigo zu beziehen. Von diesem Gesichtspunkte aus war 
man übereingekommen, dass die Schiffe und Waaren aus 
den Staaten Ew. Majestät in Amerika keine höheren Ab- 
gaben als die den höchstbegünstigten Nationen angehö- 
renden Fahrzeuge zahlen sollten, und dass wenn die 
Amerikaner in Zukunft irgend einer andern Nation eine 
besondere Bevorzugung zu Theil werden lassen sollten, 
dieselbe auch sofort auf die Unterthanen Ew. Majestät 
ausgedehnt werden müsste. Diese letztere Bestimmung 
hatte zum Zweck, den Vortheilen das Gleichgewicht zu 
halten, welche in der Folge der wiedererwachende natio- 
nale Geist den Engländern oder amerikanische Erkennt- 
lichkeit und Freundschaft den Franzosen bewilligen könnte; 
sie würde uns stets in die Lage versetzen, die Konkurrenz 
mit mittleren englischen Tuchen und wollenen Stoffen, 
sowie mit der irischen oder bretonischen Leinwand aus- 
zuhalten. " 

„Der Gegenentwurf des amerikanischen Bevollmäch- 
tigten nimmt im Allgemeinen alle früheren Artikel auf, 
aber er hat ihnen eine Wendung gegeben und neue Klau- 
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sein hinzugefügt, welche fast alle Hauptvortheile aufheben 
würden, welche Ew. Majestät von dem Vertrag erwartet. 
Ausserdem aber will man eine Handelsfreiheit gründen, 
welche zu allgemein ist, als dass sie mit den in Ew. Ma- 
jestät Staaten geltenden Vorschriften und Gebräuchen in 
Einklang gebracht werden könnte. In diesem Sinne ver- 
langen die Artikel 2, 3, 4, 5, 8 und 10 des Gegenent- 
wurfes dem Wesen nach, dass 

1. die Bürger der Vereinigten Staaten von Amerika 
in ganz Preussen mit allen Arten Waaren frei handeln 
können ; 

2. die Erzeugnisse der Staaten Ew. Majestät nur dann 
in Amerika die ihnen bewilligten Vortheile des Eingangs 
gemessen sollen, wenn sie in unseren eigenen Schiffen ein- 
geführt sind; 

3. die Schiffe ,. welche in einen Hafen eingelaufen 
sind oder einen solchen zu verlassen für gut halten, ohne 
ihre Ladung zu löschen, nicht die geringste Abgabe ent- 
richten." 

„Ich glaube, dass man im Einklang mit den Absich- 
ten Ew. Majestät dem ersten Punkte eine doppelte Be- 
schränkung hinzufügen muss: die eine, dass die Ameri- 
kaner, welche mit Preussen Handel treiben wollen, sich 
den an den betreffenden Orten geltenden Gesetzen und 
Gewohnheiten unterwerfen müssen; die andre, dass Ew. 
Majestät, wie es sich bereits in dem vierten, von den 
Amerikanern in ihrem Gegenentwurf ganz ausgelassenen 
Artikel unsres Entwurfes findet, sich das Eecht vorbehält, 
die Einfuhr oder Ausfuhr irgend eines Artikels aus Grün- 
den des Staatswohles zu verbieten; zugleich aber, dürfte 
sich zur Zufriedenstellung der Amerikaner die Bestimmung 
empfehlen, dass sie dieselben Vortheile geniessen sollen, 
wenn der einen oder andern Nation die Einführung eines 
Artikels erlaubt wird." 

„Was den zweiten Punkt anbetrifft, so hat Ew. Ma- 
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jestät mir häufig zu erkennen gegeben, dass es weniger 
Ihre Absicht ist, die Schiflffahrt Ihrer ünterthanen auf 
entfernte Häfen auszudehnen, als den nationalen Produkten 
einen Markt zu sichern. Ich darf deshalb voraussetzen, 
dass Ew. Majestät niemals die im Geist der englischen 
Navigationsakte gehaltene Klausel billigen werden, wonach 
unsere Waaren die ihnen bewilligten Vortheile nur dann 
geniessen sollen, wenn sie in unseren eigenen Schiffen im- 
portirt sind, und dass wir deshalb unbedingt darauf be- 
stehen müssen, dass unseren Artikeln dieselben Vorzüge 
einzuräumen sind, einerlei ob sie in unseren eigenen oder 
in fremden Schiffen eingeführt werden." 

„Hinsichtlich des dritten Punktes scheint es mir billig, 
dass die in unseren Häfen eingelaufenen oder ohne Löschung 
ihrer Ladung wieder ausgelaufenen amerikanischen Schiffe 
dieselben Hafengelder oder Gebühren zahlen, welche auch 
andere Schiffe für ihre bessere Sicherheit und Bequem- 
lichkeit entrichten." 

„Nach meiner schwachen Einsicht ist es so wesent- 
lich, auf den oben ausgeführten Beschränkungen zu be- 
stehen, dass falls die Amerikaner sie nicht annehmen 
sollten, es besser wäre, gar nicht abzuschliessen, als einen 
Vertrag zu zeichnen, der uns in der Wirklichkeit keinen 
Vortheil verschafft. Falls aber die Vereinigten Staaten 
mit den obigen Abänderungen einverstanden sind, wage 
ich Ew. Majestät zu versichern, dass die Vortheile nicht 
allein wechselseitig sind, sondern dass Ihre Staaten durch 
diesen Vertrag auch gewinnen werden." 

Nachdem er sodann die einzelnen Bestimmungen des 
Gegenentwurfs kritisch beleuchtet und die Artikel 2, 3, 4, 
5, 8, 9, 10, 12, 19, 21 und 25 mit seinen Vorschlägen 
versehen hatte, welche bei der unten folgenden Darstel- 
lung der Verhandlungen ausführliche Berücksichtigung 
finden werden, fuhr Schulenburg fort: 

„Die Vereinigten Staaten nehmen im ausgedehntesten 
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Sinne das Prinzip der bewaffneten Neutralität an, wonach 
das neutrale Schiff die Waare frei macht, ja sogar die 
Kriegsmunition, die sich auf einem neutralen Schiffe findet 
und für den Feind bestimmt ist, nicht konfiszirt, sondern 
nur mit Beschlag belegt werden kann. Ew. Majestät sind 
öffentlich der bewaffneten Neutralität beigetreten, so dass 
diese Artikel auch keine Schwierigkeit verursachen wer- 
den. Im Uebrigen ist der Vertrag von jenem philosophi- 
schen Geiste diktirt, welcher sich bemüht, so viel als 
möglich das Unglück des Krieges zu vermindern. In der 
Voraussetzung, dass im Laufe der Zeiten ein Krieg zwi- 
schen Ew. Majestät und den Vereinigten Staaten ausbrechen 
könnte, wird man zur Beunruhigung des Handels keiner 
Seits Kaperbriefe ausgeben, vielmehr können die Kauf- 
fahrteifahrer selbst in Kriegszeiten frei in einen feindlichen 
Hafen einlaufen; Gelehrte, Ackerbauer, Handwerker, Fa- 
brikanten und Schiffer etc. etc. werden in der Ausübung 
ihres Berufes nicht belästigt, ihr Eigenthum wird respek- 
tirt werden, ja man wird selbst das Loos der Gefangenen 
durch billige und menschliche Vorkehrungen versüssen. 
Ich gestehe, dass angesichts der Lage der Staaten Ew. 
Majestät und derjenigen der Vereinigten Staaten mir die 
grösste Zahl dieser Artikel überflüssig erscheint. Da in- 
dessen die neue amerikanische Republik die Annahme 
derselben durch Ew. Majestät eifrig wünscht, um dadurch 
den Buhm ihrer Menschlichkeit und ihrer Uneigennützig- 
keit zu gründen, so wird sich Ew. Majestät vielleicht um 
so leichter dazu verstehen, als in dem Falle, wo diese 
Fragen wirklich in's Leben treten sollten, die Unterthanen 
Ew. Majestät fast ausschliesslich den Vortbeil dieser Ar- 
tikel für sich haben würden. Denn es ist sehr leicht 
möglich, dass die amerikanischen Kaper in der Nordsee 
kreuzen, was ja auch schon im letzten Kriege vorgekommen 
ist, während nicht die geringste Wahrscheinlichkeit dafür 
spricht, dass Ew. Majestät Ihren Unterthanen erlauben 
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wunU), iHswiifrnote Hc'Jnfle in diu Aniorika hoHpUleiuloii 
(iew/lHHin* %u Hcliickon.^ 

Der K<(ni^ vorHpracJi Hcliuhiiihur^ tun 2!). Dc/i^tiihcr 
17H'l, wo Ol* iliin fllr Hoinun Horiclit daiikto, von don (hirin 
(uitliiilüinen M(!ni(irkunK()n in Hoinen Inntruktioncn HnTliuh».- 
nu)i(ir <Jehniu<'Ji /n niiielion luid HcJiic/kü*. dicHo Milio Ju- 
iiuiu* 1785 an liut/iern ab. Am 24. .lanuar tliniltt*' d(^r 
prouHHiHrlu; (JoHandtn drn aninrikaniHclien KonuniHHilnui dir. 
AniondcnnenlH nnd Mnnirrkiingon Hoinur Itef^imm^ xu drni 
ihr nniorbrüiütlon Knlwnrf mit. Sit; Imzioluin nirli dor 
^roHHtni M(dir/.ahl nach auf nur uni(^rK<'(n'dn(!i(i Punkio nnd 
brrlllinMi vor AUoni nirlit jono HoHtimmun^cm, wcdcdio dem 
preuHHiHcli-anu'.rikaniHcJuin Vortrag einen Namen in der 
(leHebiebte deH VölkerreelitH ^ennudit haben. IhI eH (hin 
VerdienHi der Vereinigten Staaten, Hie anp)re^t nnd zuernl 
einem StaatHdokumente einverleil)t zn hal)cn, ho wird da- 
dnreh der Kuhm FriedrieirH nicht |<erinKor, daHH er nie 
ohne je.den Kinwand annahm, ja in einzelnen Neben- 
beHtimmunpm noeli verbennerte, nnd (hiH zu einer Zeit, 
wo der ruHninehe OeHandte in PariH <lie amerikaniHeh(ui 
Kröflnunp^n nieht einnnil einer Hehriftliehen Antwort wllr- 
di^ti*. und wo l^ord Dornet die ilim KeitenH dcH KouKn^HHeH 
^enuu'hten Anerbietun^^en hrdiniHeh ablehnte, weil dernelbe 
zu Vertrugen Überhaupt nicht icKitimirt Hol und die Voll- 
machten der KinzeiHtaaten erst beizubringen habe. Ihdjer- 
haupt zeichnc'ten Hieb die VerbandlunKon durch f^e^enneiti^e 
Zuvorkommenheit und Mereitwilli^keit im KallenlaHHen von 
Nebenpunkton auH. Im (ianzen int der amerikanimdie Knt- 
wurf ndt nur K^rin^un ZuHlUzen un<l Abkürzungen zum 
endf;:ülti^en Vertraf; erhoben. 

Die Verhandlungen Heilmt nahmen kaum drei Mtnnite 
in AuHpruch, indem der KihUK Keinen bin zuletzt Ixdiaup* 
teten Widernpruch K^'f^^^^^ den neunzehnten Artik(d am 
20. April ITHf) fallen lieHS, ho (Iuhh im Laufe dcrt SommerH 
nur n<Nd) einzelne Förmliehkeiten zu erledigen blieben. 
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Die Hauptpunkte des endgültig angenommenen Vertrages 
nebst den ihm einverleibten preussischen Amendements 
sind nunmehr folgende: 

Nachdem sich der erste Artikel für unverbrüchliche, 
feste und aufrichtige Freundschaft und Frieden zwischen 
beiden Mächten ausgesprochen hat, bestimmen der zweite 
und dritte Artikel, dass die Unterthanen oder Bürger der 
kontrahirenden beiden Staaten die Küsten und das Gebiet 
des andern besuchen, dort wohnen und mit allen Arten 
von Waaren, Produkten und Manufakturen Handel treiben 
dürfen, dass dagegen die von ihnen zu zahlenden Zölle 
und Abgaben nicht höher als die von den höchstbegün- 
stigten Nationen entrichteten sein sollen, deren Rechte und 
Privilegien sie überhaupt in allen Stücken geniessen. Der 
König von Preussen machte dazu den von den Vereinigten 
Staaten genehmigten Zusatz, dass die Handeltreibenden 
sich den Gesetzen und Gebräuchen des betreflfenden Lan- 
des unterwerfen müssen, denen auch die höchstbegünstigten 
Nationen unterworfen sind. 

Der vierte Artikel des amerikanischen Entwurfs setzte 
fest, dass beide Theile das Recht haben sollten, in ihren 
eigenen Schiffen ihre eigenen Produkte, Waaren und 
Manufakturen nach irgend einem Theil des Gebietes des 
Andern zu schaffen, wo sie daiin die Unterthanen oder 
Bürger des Andern ungehindert kaufen konnten, und dass 
sie ferner im Gebiete des andern Theils dessen Produkte, 
Waaren und Manufakturen frei einkaufen durften, für 
welche sie nur die von den höchstbegünstigten Nationen 
entrichteten Abgaben oder Zölle zu bezahlen hatten. Gegen 
diesen Artikel wurden preussischer Seits drei verschiedene 
Einwände geltend gemacht, nämlich 1. dass er Erlaubniss 
gebe, alle Waaren des einen Landes ohne Ausnahme aus- 
zuführen, 2. dass er allen Personen das Recht einräume, 
Käufer oder Verkäufer zu sein, 3. dass er das Recht des 
Transportes nur den Schiffen der kontrahirenden beiden 
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Theile einräume und nicht auf andere Schiffe aus- 
dehne. 

Zur Beseitigung des ersten Ein^vandes erklärten sich 
die Amerikaner zu dem später angenommenen Zusatz be- 
reit : dass beide Theile aus Gründen des Staatswohls ihren 
Unterthanen oder Bürgern die Einfuhr oder Ausfuhr ge- 
wisser Artikel verbieten können, und dass nur dann, wenn 
eine der beiden Mächte einer dritten Nation gestatte, die 
so verbotene Waare ein- oder auszuführen, ihre Unterthanen 
oder Bürger dieselbe Freiheit geniessen sollen. Gegen 
den zweiten Einwand bemerkten die Kommissäre, dass 
allerdings laut einer alten Praxis in gewissen europäischen 
Ländern das Eecht des Ein- und Verkaufs einzelner Waaren 
das Privilegium bevorzugter Personen bilde, dass indessen 
der Ursprung dieser Praxis einer finsteren Vergangenheit 
angehöre. Der allgemeine Fortschritt der Zeit erfordere 
indessen auch einen Fortschritt auf diesem Gebiete. Der 
Handel habe die wichtige Aufgabe, den Ueberfluss anzu- 
bringen, den Mangel zu befriedigen und die Preise nach 
einem vernünftigen Massstab zu regeln. Er erfülle diesen 
seinen Beruf da am besten, wo er am freiesten sei. Die- 
jenigen Länder Europa's seien die reichsten und bevöl- 
kertsten, deren Handel am wenigsten beschränkt werde. 
Eine freie Konkurrenz zwischen Käufer und Verkäufer 
erscheine als das sicherste Mittel, den wahren Werth einer 
Waare zu bestimmen, während andrer Seits das Monopol 
das mächtigste Mittel zur Erstickung des Handels sei. 
Beide Theile seien deshalb in hohem Grade dabei inter- 
essirt, dass sie sich bei ihrem Vertrage vor einem solchen 
Irrthum hüten. Das angeführte, in Königsberg geltende 
Eecht, welches einem Fremden verbiete, seine Waare Je- 
manden anders als Eingeborenen zu verkaufen, sei in 
gewissem Grade ein Monopol. Den Amerikanern erscheine 
es dagegen viel Wünschenswerther, dass recht viele Fremde 
in ihre Häfen kämen und dort ihre Tauschgeschäfte be- 
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trieben. Se. preussisehe Majestät, die durch Entfemang 
henirneiider Schranken schon so viel für die Vermehrung 
des Glücks ihrer Unterthanen gethan habe, möge selbst 
entscheiden, ob nicht das Königsberger Gesetz unter den 
gegenwärtigen Umständen einer Beform bedürftig sei. Das 
Prinzip der Freiheit des Handels müsse unter allen Um- 
ständen gewahrt werden ; indessen seien sie Willens, einen 
Zusatz des Inhalts anzunehmen, dass dieser Artikel den 
Spezialgesetzen der. Stadt Königsberg nicht derogiren solle, 
welche den Handel zwischen Fremden innerhalb des Ge- 
biets der Stadt verbieten. Der König Hess sich durch die 
Amerikaner eines Bessern belehren und gab in diesem 
Punkte so sehr nach, dass er sich sogar den Königsberg 
betreffenden Zusatz verbat. 

Was nun den dritten Einwand betreffe, so habe man 
amerikanischer Seits geglaubt, dass man einen werthvollen 
Fortschritt in der Freiheit des Verkehrs mache, wenn man 
sich das Becht des Transports auf den eigenen Schiffen 
sichere. Beiden Theilen bleibe immerhin das Becht, dieses 
Privilegium fremden Schiffen zu verweigern, ein Becht, 
welches voraussichtlich nur als Wiedervergeltung gegen 
eine engherzige Nation ausgeübt werden würde. „Wir 
geben übrigens" — heisst es weiter — „den Vorbehalt 
der eigenen Schiffe gern auf, da unser Streben dahin geht, 
den Handel ganz zu emanzipiren und allen Völkern durch 
einen freien Verkehr ein möglichst grosses Mass von Glück 
zu verschaffen ; indessen willigen wir ein, hinter die Worte 
„in ihren eigenen" (Schiffen) den Zusatz „oder 
irgend anderen" einzurücken. Gleichwohl geben wir 
zu bedenken, ob es klug ist, sich des Bechtes der Wieder- 
vergeltung einer Nation gegenüber ganz zu begeben, welche 
die Ladung von Schiffen auf Artikel ihrer Heimath be- 
schränkt, und schlagen deshalb ein Amendement des In- 
halts vor: Die kontrahirenden Theile behalten sich jedoch, 
wenn irgend ein Volk den Transport von Waaren auf die 
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Schiffe des Landes beschränkt, welches sie erzeugt, das 
Recht vor, gegen ein solches Volk Wiedervergeltung zu 
üben. " 

Der König nahm auch dieses Amendement und den 
Zusatz „oder irgend anderen"" an, so dass der Artikel 
schliesslich den Handelsverkehr zwischen beiden Nationen 
im Interesse der grüsstmöglichen Handelsfreiheit regulirte, 
ihnen gestattete, in eigenen oder fremden Schiffen ihre 
Produkte, Waaren und Fabrikate bei einander ein- und 
auszufuhren, ohne mehr als die den höchstbegünstigten 
Nationen belasteten Abgaben und Steuern zu zahlen, wäh- 
rend er sich vorbehielt, das Recht der Wiedervergeltung 
gegen ein Volk auszuüben, welches den Transport seiner 
Waaren auf seine eigenen Schiffe beschränkt, und schliess- 
lich das Verbot der Einfuhr oder Ausfuhr im Interesse des 
Staatswohles verfügte, in welchem Falle auch die Bürger 
des andern kontrahirenden Theils die von dem einen ver- 
botene Einfuhr oder Ausfuhr nicht besorgen durften. Zu 
den Artikeln fünf bis acht, welche die hafenpolizeilichen 
Vorschriften betreffen, hatte Preusscn einige Abänderungen 
und Abkürzungen vorgeschlagen, mit welchen sich die 
Vereinigten Staaten einverstanden erklärten. Ebenso gingen 
sie unbedingt auf den preussischen Zusatz zu Artikel neun 
ein, welcher den Einwohnern des einen Landes den ge- 
strandeten Schiffen des andern gegenüber Hülfe und Bei- 
stand anbefiehlt und blos die Zahlung solcher Dienst- 
leistungen bestimmt, welche bei Ausladung des beschä- 
digten Kargos erfolgt sind. Dieser Zusatz, der somit den 
Schluss des Artikels bildete, lautet: „Das alte und bar- 
barische Strandrecht soll für die Unterthanen oder Bürger 
beider Theile gänzlich abgeschafft sein " und war von den 
preussischen Ministern dadurch motivirt worden, dass 
„dieses Strandrecht an den meisten Küsten von England 
noch auf eine barbarische Art gegen die gestrandeten 
Schiffe ausgeübt werde, ob es gleich durch die englischen 
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GcKCtzc verboten »ei, und das» es vielleicht auch an den 
nordarnerikanischen Küsten no^h nicht ganz abgeschafft 
Hein könne." Auch dem Verlangen des Königs vonPreussen, 
dasH ihm Verbote gegen die Auswanderung seiner Unter- 
thanen unbenommen bleiben sollten, setzten die amerika- 
nischen Bevollmächtigten keinen Widerspruch entgegen 
und räumten ihm einen Platz am En^e des zehnten Ar- 
tikels ein, der den Inhalt des achten im preussischen 
Kntwurf wiedergiebt. 

Dieser zehnte Artikel, welcher auch als Artikel XIV 
in den letzten mit Preussen abgeschlossenen, noch heute 
in Kraft stehenden Vertrag vom 1. Mai 1828 wieder auf- 
genommen worden ist, beansprucht unter den heutigen 
Verhältnissen ein ganz besonderes und praktisches Inter- 
esHe. Kr enthält nämlich die näheren Bestimmungen über 
die Intcstat- und testamentarische Erbfolge der Angehö- 
rigen beider Länder. Während er dieselbe unbedingt für 
das bewegliche Vermögen anerkennt, gestattet er auf Grund 
des auch in Amerika herrschenden gemeinen englischen 
Rechts (Dipl. Com II, 272), welches den Fremden unfähig 
macht, unbewegliches Vermögen unter irgend welchem Titel 
zu erwerben, so dass es dem Staate anheimfällt, nur inner- 
halb einer bestimmten Frist den ungeschmälerten Verkauf 
von Immobilien und verbietet blos die sogenannte Detrak- 
tion. Damals hatte diese Bestimmung, welche doppelt 
ungerecht war, weil das preussische Recht keinen der- 
artigen Unterschied kennt, wenig praktische Bedeutung. 
Heute dagegen, wo Millionen von Deutschen in den Ver- 
einigten Staaten wohnen und der letztgenannte Vertrag 
am l. Mai 1828 sogar für den ganzen deutschen Bund 
Oesetzeskraft erlangt hat, heute ist diese Beschränkung 
ein deutsche Erben pekuniär schwer treffender, mittelalter- 
licher Tnfug, dessen Beseitigung nicht schnell genug er- 
folgen kann. 

Der elfte, die vollständigste Gewissensfreiheit und freie 
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Religionsübung sichernde Artikel ist eine fast wörtliche 
Wiederholung des siebenten Artikels des ersten preussi- 
schen Entwurfes. Der zwölfte Artikel, welcher noch im 
Vertrage vom 1. Mai 1828 als für beide Theile in Kraft 
bestehend anerkannt, aber erst als § 2 der Pariser Dekla- 
ration vom 16. April 1856 zu einem allgemein anerkannten 
^Ikerrechtlichen Grundsatze wurde, dieser Artikel gestattet 
den freien Verkehr der neutralen Macht mit den Krieg- 
führenden und erkennt den Grundsatz „Frei Schiflf, frei 
Gut" an. Das freie Schiflf beschützt alle an Bord befind- 
lichen Sachen und Personen, selbst die Feinde, und nimmt 
nur die Soldaten aus, welche im aktiven Dienste des Fein- 
des stehen. Der Schluss dieses Artikels, welcher den 
Grundsatz „Unfrei Schiflf, unfrei Gut" anerkannte, wurde 
auf den Wunsch des Königs von Preussen gestrichen. Diese 
Stelle lautet: „Feindliche Schiflfe sollen auch die darauf 
befindlichen Waaren zu feindlichen machen, so dass, was 
an Bord eines feindlichen Schiflfes gefunden wird, ohne 
Unterschied konfiszirt werden soll. Ausgenommen, also 
frei sind nur solche Waaren, welche vor der Erklärung 
des Krieges oder innerhalb sechs Monaten nach derselben 
an Bord eines solchen Schiflfes verladen sind." 

Bewirkt wurde diese Streichung durch die Bemer- 
kungen der preussischen Minister in ihrem dem König 
unterbreiteten Gutachten: „Diese Stipulation steht weder 
dergestalt noch das Gegentheil davon in der Königlichen 
See-Neutralitäts-Convention, und so viel wir wissen, auch 
in keiner der von den anderen Mächten darüber geschlos- 
senen Conventionen. Wir haben aber jeder Zeit sowohl 
in unseren öflfentlichen Schriften des letzten als des vorigen 
Seekriegs und besonders auch in unsrer Circular-Dekla- 
ration vom 30. August 1781 behauptet, dass die Nicht- 
Kontrebande und zu Kriegsbedürfnissen nicht gehörende 
Waaren auch selbst auf feindlichen Schiflfen nicht als feind- 
lich und confiskabel anzusehen wären, weil eine neutrale 
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Nation dadurch dem einen Krieg führenden Theil so wenig 
hilft als dem andern schadet, in Ansehung des Krieges. 
Noch jetzt befinden wir uns auch in dem Falle, dass wir 
für den Breslauischen Kaufmann Gottschalk unverbotene 
Waaren in Amsterdam zu reclamiren haben, welche ein 
holländischer Armatear von einem englischen Schiffe ge- 
nommen hatte. Wir halten also nöthig, dass das von den 
Amerikanischen Staaten zu Ende des Artikels 12 vorge- 
schlagene Prinzipium in unserm öffentlichen Commerz- 
Tractat nicht angenommen und agnoszirt und wenigstens 
übergangen und unentschieden gelassen werde, wenn man 
nicht die ausdrückliche Stipulation erhalten kann: 

dass die Effekten und Waaren des einen der beiden 
kontrahirenden Theile, die sich an Bord eines feind- 
lichen Schiffes finden würden, nur dann der Wegnahme 
und Konfiskation unterworfen sein sollen, wenn sie 
Kontrebande oder für den Krieg bestimmt sind, dass 
sie aber dem Eigenthümer wieder zurückzuerstatten oder 
zu einem vernünftigen festen Preise abzunehmen sind, 
wenn derselbe Unterthan einer neutralen Macht ist.^ 
„ Wir finden dieses Prinzipium der Billigkeit und der 
Humanität, welche die Amerikanischen Staaten zum Grunde 
des ganzen Commerz - Traktats legen wollen, dergestalt 
angemessen, dass wir glauben sollten, sie würden selbiges 
nicht verwerfen, wenn es ihnen gehörig vorgestellt und 
der Herr v. Thulemeier darüber instruirt würde." 

Der Kongress lehnte diese Verbesserung ab, dagegen 
erweiterte er in Uebereinstimmung mit der preussischen For- 
derung den dreizehnten Artikel, welcher die Konfiskation 
und Kondemnirung der Waaren, die bisher als Kontrebande 
galten, aufhebt und nur die Anhaltung der mit ihr beladenen 
Schiffe gestattet, dahin, dass ein wegen sogenannter Kontre- 
bande aufgebrachtes Schiff, wenn es diese Kontrebande 
herausgiebt, seine Fahrt ruhig fortsetzen und nicht länger 
angehalten werden darf. Da dieser Artikel und der drei- 
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undzwanzigste die wichtigsten des ganzen Vertrages sind, 
so möge jener zunächst in wortgetreuer Uebersetzung hier 
folgen : 

„Um alle Schwierigkeiten und Missverständnisse zu 
vermeiden, die gewöhnlich über den Begriff der Kontre- 
bande entstehen, sollen in demselben Falle, wenn einer 
der kontrahirenden Theile mit einer andern Macht Krieg 
fahrt, alle solche Waaren, wie Waffen, Munition und mili- 
tärische Vorräthe jeder Art, welche in Schiffen oder von 
den Unterthanen oder den Bürgern des einen Theils dem 
Feinde des andern zugeführt werden, nicht als Kontre- 
bande gelten und weder Konfiskation, noch Kondemnirung 
noch Verlust des Eigenthums nach sich ziehen. Indessen 
soll es gesetzlich gestattet sein, solche Schiffe und Waaren 
anzuhalten und sie so lange zu detiniren, als diejenigen, 
welche sie aufbringen, für nothwendig erachten, um die 
Unbequemlichkeit oder den Schaden zu verhindern, der 
ihnen aus der Fortsetzung ihrer Heise erwachsen möchte; 
jedoch sollen sie verbunden sein, eine verhältnissmässige 
Zahlung für den Verlust zu leisten, welchen ein derartiger 
Arrest den Eigenthümern verursacht. Und es soll ferner 
demjenigen, weleher sie nimmt, gestattet sein, die also 
angehaltenen militärischen Vorräthe ganz oder theilweise 
für sich zu benutzen; dagegen muss er dem Eigenthümer 
den vollen Werth dafür zahlen, welcher Werth durch den 
Marktpreis am Bestimmungsorte des Schiffes ermittelt wird. 
Für den Fall aber, dass der Befehlshaber eines angehal- 
tenen Schiffes, welches Artikel führt, welche bisher als 
Kontrebande galten, diese Artikel abzugeben Willens ist, 
so soll er das thun dürfen und sein Schiff nicht in irgend 
einen Hafen gebracht, noch länger zurückgehalten, sondern 
zur Fortsetzung seiner Reise verstattet werden." 

Die Artikel vierzehn bis achtzehn beziehen sich auf 
die Hafen- und See-Polizei in Kriegs- und Friedenszeiten ; 
ihre Bestimmungen erregten von keiner Seite einen Wider- 
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Spruch. So sollen nach Artikel vierzehn im Falle eines 
Krieges die Schiffe der neutralen Macht behufs näherer 
Bezeichnung ihrer Nationalität, ihres T.onnengehalts und 
Eigenthums See-Briefe oder Pässe erhalten, welche so oft 
zu erneuern sind, als sie in den Hafen zurückkehren. 
Artikel fünfzehn schreibt die Förmlichkeiten vor, unter 
denen Kriegsschiffe oder Kaper der Krieg führenden Macht 
die Kauffahrer der neutralen Macht anfahren und besuchen 
sollen ; Artikel sechszehn verbietet den Embargo oder die 
gewaltsame Zurückhaltung der Schiffe des einen Theils, 
falls der andre es im Interesse einer militärischen Expe- 
dition oder anderer öffentlicher und privater Zwecke für 
thunlich erachten sollte; Artikel siebenzehn befiehlt die 
Wiederherausgabe der Schiffe der neutralen Macht, wenn 
sie von einem Kriegsschiffe der andern oder von einem 
Kaper des Feindes genommen und in den Hafen des einen 
kontrahirenden Theils gebracht sein sollten, und Artikel 
achtzehn endlich gestattet unter dem Versprechen humaner 
und gütiger Behandlung den durch Sturm, Piraten oder 
einen sonstigen Zufall in die Häfen des einen Theils ge- 
triebenen Schiffen der andern Macht sich dort aufzuhalten, 
wieder auszurüsten und zu verproviantiren. Die Verhand- 
lungen über den neunzehnten Artikel bildeten unter den 
beiden Kontrahenten am längsten den Gegenstand des 
Streites. Derselbe bewilligt ihnen die wechselseitige 
Freiheit, mit den zu Kriegszeiten durch die bewaffiueten 
Schiffe oder die Kaper einer der kontrahirenden Mächte 
gemachten Prisen in den Hafen der andern Macht frei ein- 
und auszulaufen, ohne dass sie gezwungen werden können, 
irgend welche Zölle, Kosten oder Lasten an die betreffen- 
den Hafenbeamten zu entrichten. Dieser Punkt war auch 
im ersten preussischen Entwurf (Artikel 21) auf Grund 
des schwedischen Vertrages zugestanden worden. Im Mai 
1784 verlangten die Amerikaner aber, dass französische 
Prisen von dieser Bestimmung ausgeschlossen sein sollten. 
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weil der mit Frankreich abgcsclilosscnc illterc Vertrag die 
Vereinigten Stjiaten zu diesem ZugCHtUndnisa zwinge. Darauf 
entgegnete der König unterm 24. Mai 178 4, und in Uebcr- 
einstimmung mit den in der Scliulenburg'schen DenkHclirift 
entwickelten Ansichten, dass es besser sei, wenn über- 
haupt keine Prisen in die Häfen der kontrahirenden Mächte 
einlaufen dürften, es sei denn, dass sie durch Stunn oder 
schlechtes Wetter dazu gezwungen würden; zudem sei diese 
Krlaubniss nur den Amerikanern vortheiihaft, weil Treussen 
l'risen weder gemacht liabe noch mache. Die Vereinigten 
Staaten führten gegen diese Ansicht des Königs an, dass, 
wollte man ihnen das Kinlaufen mit Prisen in neutrale 
Häfen nicht gestatten, ihre Lage bei einem Kriege mit 
einer europäischen Macht sehr traurig sein würde, da sie 
dann mit jeder Prise über den Ozean nach Hause zurück- 
kehren müssten, und beschränkten ihre Forderung darauf, 
dass nur im Falle eines Sturmes oder einer augenschein- 
lichen Gefahr französische Prisen in einen amerikanischen 
Hafen gebracht werden sollten. Friedrich Hess endlich 
am 20. Ai)ril 1785 seinen Widerspruch gegen diese für 
ihn gänzlich unpraktische Klausel fallen, weil die Ver- 
einigten Staaten versprachen, diese durch den Vertrag 
von 1778 geschartene Ausnahme nach Ablauf desselben 
nicht wieder zu gestatten, und nahm unter dieser Hcdiu- 
gung den Artikel in der vorgeschlagenen Form an. Artikel 
zwanzig untersagt den Unterthanen der kontrahirenden 
Mächte, Kaperbriefe von einem andern Staate, mit welchem 
sich eine von ihnen im Kriege befindet, anzunehmen oder 
ihm Heistand zu Wasser oder zu Lande zu leisten, widrigen 
Falls sie als Piraten angesehen werden sollen. Artikel 
einundzwanzig setzt die in einem Kriege gegen einen ge- 
meinschaftlichen Feind zu beobachtenden Vorschriften, 
namentlich für den Prisenverkauf fest. Im Unterabschnitt 
vier genehmigen die Vereinigten Staaten die von Preussen 
gestellte Bedingung, dass die Gerichte des Platzes, in 
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welchen die Prise gebracht wurde, über deren Legalität 
vor ihrem Verkaufe entschieden haben müssten. Artikel 
zweiundzwanzig bestimmt, dass wenn die kontrahirenden 
Mächte einen gemeinschaftlichen Feind haben oder beide 
neutral sind, die Kriegsschiffe der einen die denselben 
Kurs fahrenden Kauffahrer der andern ebenso begleiten 
und beschützen sollen, als ob sie ihre eigenen wären. 

Der dreiundzwanzigste Artikel giebt theilweise wört- 
lich den Vorschlag der oben angeführten Denkschrift Frank- 
lin's wieder. Er lautet in seiner endgültigen Fassung: 
„Wenn ein Krieg zwischen den beiden kontrahirenden 
Theilen entstehen sollte, so sollen die Kaufleute des einen 
der beiden Staaten, die in dem andern sich aufhalten, die 
Erlaubniss haben, noch neun Monate darin zu bleiben, 
um ihre Aktivschulden einzutreiben und ihre Geschäfte in 
Ordnung zu bringen, nach welcher Zeit sie ungehindert 
abreisen und alle ihre Güter ohne jede Beeinträchtigung 
mit sich nehmen können. Die Weiber und Kinder, die 
Gelehrten aller Fakultäten, die Ackersleute, Handwerker, 
Manufakturisten und Fischer, die nicht bewaffnet sind und 
in Städten, Dörfern und unbefestigten Plätzen wohnen, 
und überhaupt alle diejenigen, deren Beschäftigung den 
Unterhalt und den allgemeinen Vortheil des menschlichen 
Geschlechts bezweckt, sollen die Freiheit haben, ihre re- 
spektiven Gewerbe fernerhin zu treiben* Sie sollen für 
ihre Person auf keine Art gefährdet, ihre Häuser oder Güter 
sollen nicht in Brand gesteckt , noch auf andre Art ver- 
nichtet, ihre Felder sollen nicht von feindlichen Armeen, 
in deren Hände sie durch die Kriegsereignisse fallen könn- 
ten, verheert werden ; sondern wenn man sich in der Noth- 
wendigkeit befinden sollte, Etwas von ihrem Eigenthume 
zum Gebrauch der feindlichen Armee zu nehmen, so soll 
ihnen der Werth dafür nach einer annehmbaren Schätzung 
gezahlt werden. Alle Kauffahrtei- und Handelsschiffe, die 
zum Austausch der Produkte verschiedener Gegenden ge- 
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braucht werden und folglich bestimmt sind, die zu den 
unentbehrlichsten Bedürfnissen, sowie zur Bequemlichkeit 
und Annehmlichkeit des Lebens dienenden Sachen leichter 
zu verbreiten, sollen frei und ungehindert passiren können ; 
und beide kontrahirende Theile machen sich verbindlich, 
weder KaperschiflFe auszurüsten noch ihnen zu erlauben, 
diese Art von HandelsschiflFen wegzunehmen oder zu ver- 
nichten, noch auf andre Art den Handel zu stören. " Der 
vierund zwanzigste Artikel fährt dann fort: „Um das Schick- 
sal der Kriegsgefangenen zu erleichtern und sie nicht der 
Gefahr auszusetzen, in entlegene und rauhe Himmels- 
gegenden verschickt, oder in enge und ungesunde Woh- 
nungen, zusammengedrängt zu werden, machen sich beide 
kontrahirende Theile feierlich und vor den Augen der 
ganzen Welt gegenseitig verbindlich, dass sie keinen jener 
Gebräuche befolgen wollen; dass die Kriegsgefangenen, 
die sie gegenseitig machen könnten, weder nach Ostindien 
noch nach einer andern Gegend Asiens oder nach Afrika 
transportirt werden sollen; sondern dass man ihnen in 
Europa oder in Amerika in den respektiven Gebieten der 
koutrahirenden Theile einen in einer gesunden Gegend 
gelegenen Aufenthalt anweisen, sie aber nicht in finstere 
Löcher, in Kerker- oder Gefängnissschiflfe einsperren, dass 
man sie weder in Fesseln schmieden, noch knebeln, noch 
auf eine andre Art des Gebrauchs ihrer Glieder berauben 
wolle ; dass man ferner die Offiziere auf ihr Ehrenwort in 
Bezirken gewisser ihnen zu bestimmenden Distrikte frei 
herumgehen und ihnen bequeme Wohnungen anweisen 
lassen, die gemeinen Soldaten aber in offene und geräu- 
mige Kantonirungsquartiere vertheilen wolle, wo sie hin- 
reichend frische Luft schöpfen und körperliche Uebungen 
anstellen können, und dass man sie in eben so geräumige 
und bequeme Kasernen einquartieren wolle, als die Sol- 
daten der Macht selbst haben, in deren Gewalt sie sich 
befinden ; und dass endlich den Offizieren sowohl als den 
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gemeinen Soldaten täglieh eben solche Bationen gereicht 
werden sollen, als die eigenen Truppen dieser Macht nach 
Verschiedenheit des ßanges erhalten. Den Betrag der 
Kosten ersetzt die andre Macht nach der darüber gemachten 
Liquidation. Dabei soll es den beiden Mächten freistehen, 
einen Kommissar in den Kantonirungsorten der Gefan- 
genen anzustellen, welcher dieselben besuchen, ihnen 
Douceurgelder von ihren Freunden und Verwandten ein- 
händigen und über den Zustand derselben von Zeit zu 
Zeit ihren Kommittenten Berichte in offenen Briefen er- 
statten kann. Wenn aber ein Offizier sein Wort bricht 
oder ein Gefangener der ihm angewiesenen Kantonirung 
entweicht, so soll dieser Offizier oder sonstige Gefangene 
alle ihm in diesem Artikel bewilligten Vortheile verwirken. 
Und es wird hiermit ausdrücklich erklärt, dass weder der 
Vorwand, dass der Krieg alle Verträge aufhebe, noch sonst 
ein Vorwand diesen und den vorhergehenden Artikel sus- 
pendirt oder vernichtet, sondern dass sie im Gegentheil. 
für den Fall eines Krieges vorgesehen sind, und dass sie 
während eines solchen so heilig als die anerkanntesten 
Sätze des Völkerrechts beobachtet werden sollen." 

Der fünfundzwanzigste Artikel gestattet die Anstellung 
von Konsuln, Vizekousuln, Agenten und Kommissären in 
den betreflfcnden Häfen der kontrahirenden Mächte, unter- 
wirft aber auf preussischen Vorschlag die handeltreibenden 
Konsuln den Gesetzen der Macht, welche ihnen das Exe- 
quatur ertheilt hat. 

Nach Artikel sechsundzwanzig sollen alle Begünsti- 
gungen, welche von einer der kontrahirenden Mächte einem 
dritten Volke eingeräumt werden, selbstredend auch auf 
die andre übergehen, während der siebenundzwanzigste 
und letzte Artikel endlich die Dauer des Vertrages auf 
zehn Jahre vom Tage der Ratifikation an festsetzt, letztre 
Frist aber ein Jahr vom Tage der Unterschrift laufen 
Itest. 
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Die Kontrahenten waren einander im Laufe der Ver- 
handlungen aufs Freundlichste entgegengekommen, bo 
dasB diene in einer verhältnissmässig sehr kurzen Zeit 
beendigt werden konnten. Dieser der gemeinschaftlichen 
Sache gewidmete Ernst und Eifer stach in den Augen der 
Amerikaner doppelt vortheilhaft gegen die Lauheit und 
sogar Gleichgültigkeit ab, mit der die übrigen europäischen 
Mächte die ihnen angebotenen Verträge entweder ablehnten 
oder die wirklich in Angriff genommenen behandelten. 
„Ich bin," schrieb John Adams an Thulemeier am 13. Fe- 
bruar 1785 (Adams Works VIII, 224), „der langsamen 
Bewegungen der übrigen Höfe und Staaten ebenso über- 
drüssig, als ich die Pünktlichkeit, Einsicht und Entschie- 
denheit des Berliner Hofes bewundere. Nicht minder freue 
ich mich der Thatsache, dass der König uns die Ehre 
anthut, mit der platonischen Philosophie einiger unserer 
Artikel übereinzustimmen, die wenigstens eine gute Lehre 
für die Menschheit enthalten und durcti einen vom König 
von PreuKsen genehmigten Vertrag mehr Einfluss gewinnen 
werden als durch die Schriften Plato's oder Sir Thomas 
Morc's. Sic können sich darauf verlassen, dass ich Alles, 
was in meiner Gewalt steht, thun werde, um diesen Ver- 
trag zu einem glücklichen Abschluss zu bringen und, so 
weit es meine Instruktionen erlauben, mich mit den Be- 
merkungen Sr. Majestät in Einklang zu setzen." Adams 
hielt Wort und auch Thulemeier handelte in derselben 
entgegenkommenden Weise. 

Als er am 3. Mai 1785 den amerikanischen Kommis- 
sären die letzten Zugeständnisse des Königs meldete, 
wünschte er ihnen und sich Glück dazu, dass die Ver- 
handlungen so rasch zu einem glücklichen Ende gediehen 
wären. „Die Vereinigten Staaten," schloss er, „werden 
gewiss die Bereitwilligkeit, mit welcher der König in den 
verschiedenen Abänderungen des Handelsvertrags nach- 
gegeben hat, als einen neuen Beweis dafür zu würdigen 
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wissen, das» er den Handel und die Bande schützen und 
enger knüpfen will, welche die preussischen Unterthanen 
mit den Bürgern der Republik verbinden. Ich antizipire 
für Ihr und mein Land viele dauernde Vortheile von die- 
sen neuen kommerziellen Beziehungen, welche auf der 
Grundlage gegenseitiger Pflichten und vollständiger Gleich- 
heit errichtet sind/' 

Am 26. Mai 1785 sprachen die amerikanischen Kom- 
missäre, in Erwiderung seiner Zuschrift, Herrn von Thule- 
meier ihre Freude darüber aus, dass durch die Güte und 
Nachgiebigkeit des Königs nunmehr alle wesentlichen 
Punkte erledigt seien, und baten nur noch, dass die Dauer 
des Vertrages auf zehn statt auf fünfzehn Jahre festgesetzt 
werden solle, welchem Wunsche preussischer Seits am 

8. Juli 1785 entsprochen wurde. Die Unterzeichnung ge- 
schah durch die amerikanischen Bevollmächtigten an ihrem 
betreffenden Wohnorte. Franklin unterschrieb zuerst am 

9. Juli 1785, nur zwei Tage vor seiner Abreise von Paris 
nach Amerika. Diese Vollziehung war der letzte Akt seiner 
diplomatischen Thätigkeit in Europa. Jefferson unterzeich- 
nete gleichfalls in Paris, am 28. Juli, und Adams am 
5. August in London, wohin ein zu diesem Zwecke be- 
sonders ernannter Agent, Wm. Short von Virginien, die 
Ausfertigung gebracht hatte. Derselbe begab sich dann 
nach dem Haag und überreichte den amerikanischer Seits 
vollzogenen Vertrag dem damaligen Vereinigten Staaten- 
Geschäftsträger C. F. W. Dumas, der ihn am 10. September 
1785 daselbst mit Thulemeier auswechselte. Der König 
selbst ratifizirte den Vertrag zwei Wochen später, am 24. 
September 1785. Adams und Jeflferson schickten darauf 
das Dokument in einem gemeinschaftlichen Schreiben, aus 
London vom 2. und Paris vom 11. Oktober 1785 datirt, 
dem Kongress zur Ratifikation ein. „Wir sehen," sagen 
sie, „mit innigem Vergnügen diese Verbindung unsres 
Landes mit einem Fürsten, dessen Charakter jeder Ver- 
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handlang, au der er Theil nimmt, einen besondern Glanz 
verleiiit. Da der nunmehr abgeschlossene Vertrag für die 
Vereinigten Staaten von grosser Bedeutung werden kann 
und »icher ihr Ansehen und ihren Ruf erhöhen wird, so 
ist es sehr wünschenswcrth, dass seine Genehmigung und 
Veröflfentlichung sobald als möglich erfolge. Es ist eine 
merkwürdige Thatsache, dass dieser Vertrag unsere Kaper 
in die preussischen Häfen in einem Augenblick zulässt, 
wo über ein Btindniss verhandelt wird (deutscher Fürsten- 
bund), bei welchem Brandenburg und Hannover (englisch) 
betheiligt sind. Er verdient jedenfalls die Beachtung des 
Kongresses und der Staaten." John Jay, der damalige 
Minister des Auswärtigen, unterbreitete ihn am 1). März 
1786 dem Kongress zur Ratifikation, welche dieser denn 
auch beschloss. 

Wie übertrieben die Erwartungen waren, welche sich 
beide Thcile von den Wirkungen dieses Vertrages machten, 
und welche unklare Vorstellungen sonst nüchterne, durch 
langjährige Erfahrung gereifte Staatsmänner von den trei- 
benden Kräften im internationalen Verkehr hatten, mögen 
die Worte zweier Männer beweisen, welche durch ihre 
Thaten und ihren Geist die in ihren Kreisen herrschenden 
politischen Anschauungen am reinsten und unverfälschtesten 
widerspiegeln. So schreibt Washington am 31. Juli 
1786 an Rochambeau und am 15. August 1786 anLafayette: 
••Obgleich ich nicht besonders in kaufmännischen Ange- 
legenheiten bewandert bin, noch die Zukunft vorauszusehen 
vermag, so kann ich doch als Mitglied eines jugendlichen 
Weltreiches, als Philanthrop und, wenn ich den Ausdruck 
gebrauchen darf, als Bürger der grossen Republik der 
Menschheit, nicht umhin, meine Aufmerksamkeit diesem 
Gegenstande zuweilen zuzuwenden. Ich will damit sagen, 
dass ich mit Vergnügen über den Einfluss nachdenke, den 
voraussichtlich der Handel später auf die menschlichen 
Sitten und die Gesellschaft überhaupt ausüben wird. Bei 
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solchen" Gelegenheiten stelle ich die Betrachtung an, wie 
die Menschheit dereinst durch brüderliche Bande zu einer 
grossen Familie verbunden sein wird» Ich gebe mich dann 
gern einer, wenn auch vielleicht enthusiastischen Lieblings- 
idee hin, dass die Welt, da sie jetzt viel weniger bar- 
barisch ist als früher, täglich grössere Fortschritte machen 
muss, dass die Völker in ihrer Politik stets humaner wer- 
den, dass die Gegenstände des Ehrgeizes und die Ursachen 
der Feindseligkeiten sich täglich verringern, kqrz dass die 
Zeit nicht sehr entfernt ist, in welcher die Wohithaten 
eines freien und liberalen Handelssystems ziemlich allge- 
mein an die Stelle der Verwüstungen und Schrecken des 
Krieges treten werden. Unter den neuen Handelsverträgen 
scheint mir besonders der mit dem König von Preussen 
abgeschlossene eine neue Aera in der Diplomatie zu be- 
zeichnen und die glücklichen Folgen zu versprechen, welche 
ich so eben erwähnt habe. Er ist der freisinnigste Vertrag, 
der je von unabhängigen Mächten abgeschlossen wurde, 
durchaus originell in verschiedenen seiner Artikel, und 
wenn seine Prinzipien später als die Grundlage des Völker- 
verkehrs gelten sollten, so wird er mehr als irgend eine 
bisher versuchte Massregel dazu beitragen, eine allgemeine 
Pazifikation herbeizuführen." (Washingtons Writings IX, 
182 und 194.) 

Ganz im Einklänge damit äussert sich Ewald Friedrich 
V. Hertzberg, Preussens grosser Minister des Auswärtigen, 
in einem Briefe an Washington d. d. Berlin, 14. Juni 1793 
(Correspondence of the Revolution IV, 429): „Ich hatte 
als Kabinetsminister die Genugthuung, den zwischen dem 
König von Preussen und den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika am 10. September 1785 abgeschlossenen Freundschafts- 
und Handelsvertrag, an welchem Sie zweifelsohne den 
Hauptantheil hatten, zu billigen« Ich bekenne, dass es 
mir das höchste Vergnügen gewährt hat, dass Ihre Nation 
Huf König Friedrich H. als einen würdigen Philosophen 
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blickte, indem sie ihm diesen Vertrag vorschlug, damit 
er anderen Völkern ein Beispiel gebe , und aus demselben 
Grunde nahm ich ihn bereitwillig an." 

Es mag auffallen, dass ein Fürst wie Friedrich, der 
besser als irgend einer seiner Zeitgenossen wusste, dass 
nur die stärksten Bataillone Achtung und Bedeutung in 
der Welt erzwingen, und dass feindliche Interessen end- 
gültig blos durch das Schwert entschieden werden können, 
es mag auffallen, dass dieser zu Lande stets gerüstete und 
schlagfertige König zur See plötzlich die Friedenspfeife 
raucht und hier der bewaffneten Faust den raisonnirenden 
Kopf, dem Mord und Brand das j)hilosophische Postulat 
substituireu will. Indessen lässt sich diese Friedenspolitik 
des Königs aus naheliegenden Gründen sehr leicht erklären. 
Er wusste allerdings recht gut, dass philosophische Ab- 
straktionen eine Seemacht nicht ersetzen konnten, die zu 
schaifen er weder die Mittel noch den Willen besass; 
allein seine gefürchtete Stellung zu Lande flösste auch 
den Seemächten Respekt ein und Hess erwarten, dass sie 
die preussischen Kauffahrer im Falle eines Seekrieges so 
leicht nicht belästigen würden. Wie schnell übrigens 
Friedrich die Mittel zur Schadloshaltung seiner Unterthanen 
zu finden wusste, wenn englische Prisengerichte preussische 
Schiflfe ungerecht kondemnirten, hatte er bereits 1753 be- 
wiesen und energisch durchgeführt. Preussen hatte näm- 
lich 1742 beim Breslauer Frieden die Rückzahlung einer 
auf die Herzogthümer Ober- und Niederschlesien hypo- 
thezirten Anleihe übernommen, welche von Kaiser Karl VI. 
1735 im Betrage von 1,700,000 Thlr. mit Londoner Kauf- 
leuten abgeschlossen worden war. Der grösste Theil die- 
ser Schuld war gegen Ende des 1748 beendigten Krieges 
von Preussen bereits abgetragen, als englische Kriegsschiffe 
und Kaper preussische Schiffe auf alle nur denkbare Weise 
belästigten, in englische Häfen schleppten und von den 
dortigen Admiralitätsgerichten kondemniren oder, wenn 
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freigesprocLcn, in die Kosten des Verfahrens verurtheilen 
Hessen. Vergebens protestirte der König gegen diese Ge- 
waltthaten, vergebens erinnerte er an die wiederholten 
Verspreclien der englischen Minister, dass die preussisehe 
Flagge gleich denjenigen der übrigen verbündeten Mächte 
behandelt werden sollte. Da entschloss sich Friedrich, 
den seiner Schifffahrt zugefügten Schaden durch einen 
eigens zu diesem Zwecke eingesetzten Ausschuss abschätzen 
zu lassen und sich selbst Recht zu verschaffen. Der von 
demselben ermittelte Schaden belief sich auf 194,725 Thlr., 
und zu diesem Betrage liess der König beim Kammer- 
gericht Beschlag auf die den englischen Kaufleuten noch 
schuldige Forderung legen. Natürlich erregte dieser Schritt 
das grösste Aufsehen in ganz Europa. Der König von 
Preussen, ein Fürst ohne jede Flotte, wagte es, in Preussen 
über Prisen englischer Kaper aburtheilen zu lassen ! Frie- 
drich veröffentlichte eine Denkschrift über den von ihm 
befohlenen Schritt, die englische Regierung schrieb, wie 
Montesquieu sich spöttelnd ausdrückte , eine reponse sans 
replique, die der grosse preussisehe Jurist Cocceji gebüh- 
rend beantwortete. Diese rechtlichen Ausführungen über- 
zeugten natürlich keine der streitenden Parteien; aber 
Friedrich hielt das Objekt zur Schadloshaltung seiner Un- 
terthanen in der Hand und konnte seine Zeit abwarten. 
Diese Zeit kam im Jahr 1756, als beide Mächte den Neu- 
tralitätsvertrag von Westminster abschlössen* England ver- 
stand sich dazu, 20,000 Pfd. St. unter der Bedingung an die 
preussischen Beschädigten zu zahlen, dass der König den 
auf die schlesischen Gelder gelegten Beschlag aufhebe und 
den Rest derselben dem ursprünglichen Vertrage gemäss 
auszahle. Dies geschah denn auch. Bereits am 23. Juni 
1756 konnten die Generalquittungen ausgetauscht werden. * 



* Siehe A. Trendelenburg, Friederich's des Grossen Verdienst um 
das Völkerrecht im Seekrieg. Berlin 1866. pag. 3 — 8. — A. Schäfer, 
Geschichte des siebenjährigen Krieges. Berlin 1867. I. p. 27 und 129. 
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Dann aber darf man nicht übersehen, dass die ganze 
Strömung der Zeit, wie die bewaffnete Neutralität zeigt, 
auf Geltendmachung der Kechte der kleineren und mitt- 
leren SecBtaaten gegen das Monopol Englands hindrängte. 
Der König stützte also seine Politik auf ein wirkliches 
vorhandenes politisches Bedürfniss; seine Ziele zur See 
schienen damals viel leichter zu verwirklichen, als sich 
später herausstellte. War auch jener Bund gegen England 
schon wieder in sich zerfallen, ehe er die Probe eines 
grossen Seekrieges ausgehalten hatte, so bewies doch die, 
wenn auch vorübergehende Einigung so vieler dabei Tn- 
teressirten, dass mit mehr Ernst und mehr Energie sich 
unter Umständen ein ebenbürtiges Gegengewicht gegen 
England zur See schaffen Hess. Zudem konnte der König 
nichts verlieren , selbst wenn seine Bemühungen eine 
„schöne Abstraktion" blieben, und sogar im ungünstigsten 
Fall war "seine Politik ein Samenkorn für die Zukunft, 
ein Fingerzeig, der unter Umständen seinen Nachfolgern 
zu (Jute k(mimen k(mnte. Seine Zeit aber rechnete ihm 
dieses Bündniss mit Amerika als einen der humansten 
Akte seines langen segensreichen Wirkens an. 

An und für sich, aus dem Zusammenhang mit der 
politischen StriJmung gerissen, setzt sich ein Bündniss von 
zwei Mächten, die beide keine Flotte haben, allerdings 
leicht dem Vorwurf der politischen Don Quixoterie aus, 
allein im Lichte seiner Zeit finden seine Motive ihre volle 
Berechtigung und Erklärung. Selbst abgesehen davon, 
dass der König ein Heer von 200,000 Mann hinter sich 
hatte, das jeden Augenblick seinem Willen Geltung ver- 
schaffen und den Kontinental -Interessen der Seemächte, 
namentlich Englands, gefährlich werden konnte, so neigten 
gerade vor dem Ausbruch des grossen europäischen Stur- 
mes Begierende und Regierte, von den voraufgehenden 
Kämpfen ermüdet, fast krankhaft zum Frieden hin, ja sie 
hielten sogar einen ewigen Frieden für möglich. Der König 
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selbst hatte seit dem bairisehen Erbfolgekriege so manche 
bedeutende Resultate durch diplomatische Verhandlungen 
und vermittelndes Auftreten erreicht. Warum sollte er, 
der gegen sein Ende immer friedfertiger wurde, also nicht 
auch die allgemeine Anerlrennung einiger an sich durch- 
aus berechtigter völkerrechtlicher Grundsätze auf fried- 
lichem Wege erwarten, zumal die Barbarei der entgegen- 
gesetzten Bestimmungen von aller Welt bereitwillig an- 
erkannt wurde? 

In dieser friedlichen Auffassung seiner politischen 
Aufgabe begegnete sich Friedrich mit Franklin. Es ist 
deshalb kein blos zufälliges Zusammentreffen, dass der 
Philosoph von Sanssouci und der Philosoph des armen 
Richard mit der Unterzeichnung des Freundschafts- und 
Handelsvertrages den letzten Akt ihrer üflfentlichen Thä- 
tigkeit in Europa abschlössen. 

Doch sei dem wie ihm wolle, der von beiden Seiten 
ratifizirte Vertrag erlosch nach zehn Jahren. Bei den ge- 
ringen und unbedeutenden Beziehungen, welche beide 
Staaten mit einander hatten , leitete keiner von ihnen einen 
besondern Vortheil daraus her, und auch mit seineu all- 
gemeinen, die Rechte der Neutralen betreffenden Bestim- 
mungen gingen die Krieg führenden Seemächte in den 
nächsten Jahren gar unsanft um. Als es sich 1796 um 
Abschluss eines neuen Vertrages handelte, waren die Ver- 
hältnisse wesentlich verändert. Die Vereinigten Staaten 
waren aus der untergeordneten Lage, welche sie 1785 
einnahmen, wenigstens zu staatlich geordneten und ihre 
Hülfsquellen entwickelnden Zuständen gelangt, während 
Preussen, an seinem alten Ruhme zehrend, mit jedem 
Tage mehr von seiner 1785 behaupteten stolzen Stel- 
lung herabgestiegen war und weder durch seine Kraft, 
noch durch seinen Willen der Welt irgend welche Achtung 
einflösste. Die leitenden Staatsmänner der jungen Republik 
dagegen, welche damals einen so schnellen Aufschwung 
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des amerikanischen Handels nicht ahnen konnten, wie er 
in Folge der französischen Revolution sich treibhausartig 
entwickelte, überschätzten über der Prosperität der Gegen- 
wart die Zukunft und übersahen, dass nicht die normale 
Entwicklung, sondern nur die europäischen Kriege die 
zeitweise Blüthe ihres Handels bedingten. John Adams 
war inzwischen Präsident der Vereinigten Staaten geworden 
und legte gerade die erste Grundlage für eine amerika- 
nische Kriegsflotte. Sein Sohn John Quincy Adams, der 
spätere sechste Präsident (1825 — 1829) war damals Ge- 
sandter in Berlin und amerikanischer Seits mit der Füh- 
rung, der Unterhandlungen betraut. Die Rollen sind ge- 
radezu vertauscht, kühl und fast ganz abrathend äussert 
sich jetzt der Präsident John Adams über den Abschluss 
eines Vertrages, namentlich aber lässt er jetzt im Gefühl 
der herannahenden Gefahr gerade jene Punkte und Verbes- 
serungen fallen, deren Vorschlag und Durchsetzung den 
Stolz Franklin'« gebildet hatten. Dieser Auffassung der 
Dinge entsprechend lauteten denn auch die Instruktionen 
für John Quincy Adams. 

„Ich bin," schreibt der Präsident Adams am 14. Sep- 
tember 1798 seinem Staatssekretär T. Pickering, „durch- 
aus nicht unglücklich über die Verzögerung des Vertrags- 
abschlusses mit Preussen und habe, bis sich die Krise in 
Europa entschieden haben wird, überhaupt kein Verlangen 
nach irgend welchen Verträgen. Es mag," fährt er am 
30. September fort, „am Platze sein, Herrn Adams (in 
Berlin) zu bemerken, dass er sich ob seines Erfolges im 
Abschliessen eines Vertrages mit Preussen durchaus keine 
Sorge mache, und dass ich eben so völlig als er davon 
überzeugt bin, dass Preussen thun wird, als könue und 
wolle es keinen Vertrag auf die in meinen Instruktionen 
enthaltenen Bedingungen hin eingehen. Das wird mich 
durchaus nicht beunruhigen, und wenn jene Macht sich 
schliesslich weigert, ohne die beabsichtigten Artikel in 
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irgend welche Verabredungen einzutreten, so werden wir 
deshalb nicht unglücklich sein. Unser Handel ist für 
Preussen von grösserm Belang als der ihrige für uns, und 
mit oder ohne Vertrag werden wir Alles haben, was wir 
brauchen. Andrer Seits würden wir sehr unvorsichtig 
handeln, wenn wir in einem Augenblicke, wo wir von 
Frankreich zu einem Kriege gezwungen werden können, 
uns so weit verpflichten wollten, dass Frankreich und seine 
Kolonien in preussischen Schüfen mit allen ihren Be- 
dürfnissen, ja selbst mit unseren eigenen Produkten ver- 
sehen werden könnten." 

„Der 23. Artikel unsres alten Vertrages" — schloss 
Adams am 13. Mai 1799 seine Besprechung dieses Gegen- 
standes — „muas in dem neuen Vertrage wegfallen, wir 
dürfen auf die Ausstellung von Kaperbriefeu nicht ver- 
zichten. Die Gesetzlichkeit der Kaperei wird wohl nicht 
in Frage gestellt werden; dagegen muss man jede Vor- 
sicht gegen den möglicher Weise damit zu treibenden 
Missbrauch anwenden. Die Politik der Kaperei findet 
besonders auf die Vereinigten Staaten Anwendung. Unsre 
Kriegsflotte ist unbedeutend und wird es für die nächste 
Zukunft auch bleiben; dagegen sind wir stark durch die 
Zahl unserer Seeleute, durch Privatwohlstand und durch 
den ungewöhnlichen Unternehmungsgeist unserer Bürger. 
Darum bilden die Kaper für uns das Hauptmittel, einem 
Seehandel treibenden Feind zu schaden. Unsre vollste 
Rechtfertigung dafür, dass wir uns derselben bedienen, 
liegt aber darin, dass unser ausgedehnter Handel sich 
über alle Meere ausbreitet und dass er deshalb mehr als 
derjenige irgend einer andcni Nation der Plünderung durch 
Private und Seemächte ausgesetzt ist." (Adams' Works 
VIII, 595. 598. 599. 647.) 

Diesen massgebenden Anweisungen des Präsidenten 
entsprechend Hess John Quincy Adams aus dem alten 
Vertrage einige der wesentlichsten Artikel aus. „Da die 
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Regel," hiess es in § 12 des neuen Vertrages vom 11. Juli 
1799, „dass freie Schiffe freies Gut machen, während der 
letzten beiden Kriege nicht respektirt wurde, so sind die 
beiden kontrahirenden Theile übereingekommen, bei der 
Rückkehr döS Friedens mit den Seemächten solche Ver- 
einbarungen zu treffen, welche die Schiflffahrt und den 
Handel der Neutralen sicherstellen. Sollte aber in der 
Zwischenzeit einer der beiden kontrahirenden Theile in 
einen Krieg verwickelt werden, in welchem der andre 
neutral bleibt, so sollen die Kriegsschiffe und Kaper der 
Krieg führenden Macht sich gegen die Kauffahrer der neu- 
tralen Macht so freundlich verhalten, als es der dann be- 
stehende Krieg gestattet, und die allgemein anerkannten 
Grundsätze und Regeln des Völkerrechts befolgen. " Ferner 
wurde die Kontrebande näher definirt und auf Waffen und 
Kriegsbedürfnisse beschränkt, sowie die Bestimmung des 
sechszehnten Artikels des alten Vertrages, welcher den 
Embargo verbot, aufgehoben. Ebenso Hess man die ur- 
sprüngliche Bestimmung des dreiundzwanzigsten Artikels 
fallen, so weit sie die Kauffahrer und die Ausstellung 
von Kaperbriefen betraf. 

Der dritte, noch heute für ganz Norddeutschland gül- 
tige Handels- und Schifffahrts- Vertrag wurde von Preussen 
und den Vereinigten Staaten am 1. Mai 1828 abgeschlossen 
und entschied die Rechte des neutralen Handels ganz ein- 
seitig zu Gunsten der Union. Sein zwölfter Artikel be- 
stimmt nämlich, dass der § 12 des 1785 geschlossenen 
Freundschafts- und Handels-Vertrages und die §§ 13 — 24 
des Berliner Vertrages von 1799 mit derselben Kraft und 
Geltung erneuert werden, als ob sie einen Theil des In- 
halts des gegenwärtigen Vertrages bildeten. Nach § 12 
des altern Vertrages ist es jedem der kontrahirenden Theile 
freigegeben, mit einer Nation Handel zu treiben, welche 
mit dem andern Kontrahenten Krieg führt, und ebenso 
der Grundsatz „Frei Schiff, frei Gut" anerkannt. Der § 13 

K»pp. 10 
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des Vertrages von 1799 setzt ferner fest, dass in einem 
solchen Kriegsfälle zur Vermeidung aller gewöhnlich über 
Kontrebande entstehenden Schwierigkeiten und Missver- 
ständnisse, alle Artikel, wie Waffen, Mitnition und Kriegs- 
bedürfnisse jeder Art, welche in den Schüfen oder von 
den Unterthanen oder Bürgern der einen Macht dem Feinde 
der andern zugeführt werden, nicht als Kontrebande gelten 
sollen, so dass sie weder konfiszirt noch kondemnirt wer- 
den, noch dem betreffenden Individuum Verlust verursachen 
sollen. Der Kriegführende kann die also beladenen Schiffe 
aber auf ihrer Fahrt anhalten und die ihm brauchbar er- 
scheinenden Waaren gegen Zahlung des Preises für sich 
behalten, muss aber das Schiff für erlittenen Zeitverlust 
entschädigen, wenn er es nach erfolgter Untersuchung 
weiter fahren lässt. Der Schluss des erwähnten Artikels 
vom 1. Mai 1828 endlich sagt: „Da die beiden kontra- 
hirenden Theile in Uebereinstimmung mit ihrer in § 12 
des Vertrages von 1799 erklärten Absicht immer noch unter 
einander oder im Einverständniss mit anderen Seemächten 
nähere Bestimmungen zu treffen wünschen, um dem neu- 
tralen Handel und seiner Schifffahrt gerechten Schutz und 
Freiheit zu sichern, und um auf diese Weise die Sache 
der Gesittung und Menschlichkeit zu fördern, so verpflichten 
sie sich, möglichst bald und bei günstiger Gelegenheit 
über diesen Gegenstand in Verhandlung zu treten»" 

Bei der guten Absicht ist es seitdem geblieben. Als 
Preussen diesen Vertrag abschloss, hatte es kein einziges 
Kriegsschiff und auch nicht die Absicht, eine Flotte zu 
bauen; seine Bestimmung kam also ausschliesslich den 
Amerikanern zu Gute, deren möglicher Zusammenstoss 
mit irgend einer europäischen oder sonstigen Macht stets 
in höherm oder geringerm Grade den Seekrieg bedingte. 
Während nach der gegenwärtigen, von England zuerst 
aufgestellten und von den Vereinigten Staaten gleichfalls 
als bindend anerkannten völkerrechtlichen Doktrin eine 
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neutrale Regierung nicht verpflichtet ist, ihren Unterthanen 
den Verkauf von Kontrebande an Kriegführende zu ver- 
bieten, wobei jene allerdings auf die Gefahr hin handeln, 
in transitu aufgebracht zu werden, haben auf Grund des 
Vertrages vom 1. Mai 1828 die Amerikaner das Recht, 
den Feinden Deutschlands Waffen und Kriegsbedürfnisse 
zuzuführen, und dieses hat, selbst wenn es die Mittel dazu 
besitzt, nicht das Recht, die von amerikanischen Bürgern 
mit Kontrebande beladenen eigenen Schiffe wegzunehmen, 
sondern es muss sie sogar für den Zeitverlust der Anhaltung 
auf ihrer Fahrt entschädigen, wenn es die als Kontrebande 
entdeckten Waaren nicht kaufen will. Als Kontrebande 
gelten aber zwischen den beiden Mächten laut Schluss 
des § 13 des VeVtrages vom 11. Juli 1799 Kanonen, Ge- 
wehre, Waffen aller Art und überhaupt Kriegsbedürfnisse. 
Was diese Bestimmung praktisch bedeuten will, hat der 
Krieg von 1870 nur zu handgreiflich für Deutschland be- 
wiesen. In diesem Kriege verstiess die Regierung der 
Vereinigten Staaten nach dem Buchstaben der Verträge 
durchaus nicht gegen ihre Neutralitätspflichten, als sie aus 
ihren Zeughäusern an die meistbictenden Neutralen etwa 
eine Million guter Gewehre verkaufte, welche natürlich, wie 
Jedermann wusste, nach Frankreich gingen und den aus- 
sichtslosen Widerstand der Franzosen um einige Wochen 
verlängerten. Wenn das unnütze Blutvergiessen länger 
dauerte, so kann sich die amerikanische Republik dieses 
höchst zweifelhafte Verdienst zuschreiben. Es giebt über- 
haupt keinen grössern Irrthum als den, die Vereinigten 
Staaten als die Vorkämpfer der freiheitlichen Bestrebungen 
in den Seerechtsfragen zu feiern. Sie handelten und han- 
deln lediglich nach ihren augenblicklichen Interessen und 
interpretiren das Völkerrecht so strikt als möglich, sobald 
es ihnen als Kriegführenden dient, während sie den zu 
ihren Gunsten sprechenden Bestimmungen die grösst- 
mögliche Ausdehnung geben, wenn sie als Neutrale Vor- 

10* 
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theile daraus ziehen können. Im Anhang wird ihr Verhält- 
niss zur Reform des Seekriegsrechts näher geprüft werden. 
Hier zum Schluss nur noch ein Wort über Preussen ! 

Es hat überall, in der Theorie sowohl wie in der 
Praxis, energisch den Feldzug des „vernünftigen Rechts" 
gegen das positive Seerecht geführt. Jener von Friedrich 
dem Grossen mit den Vereinigten Staaten abgeschlossene 
Vertrag war für seine Nachfolger eine Promesse, die sie 
ehrlich bezahlt haben« Das Gesetzbuch keines Volkes hat 
so humane und treffliche Bestimmungen über den Handel 
der Neutralen und die Blokade, als das preussische Land- 
recht. Wenn es auch bei dem mangelnden Entgegen- 
kommen der anderen Mächte, die Kaperei nicht abschaffen 
konnte, so antizipirte Preussen doch schon gegen Ende 
des vorigen Jahrhunderts die übrigen Vorschriften der 
Pariser Erklärung vom 16. April 1856. So verfügt Theil I, 
Titel 9, Abschnitt 5 des Landrechts und zwar in 

§ 213. Dagegen soll den Unterthanen freundschaft- 
licher oder neutraler Mächte ihr auf feindlichen 
Schüfen gefundenes Eigenthum nicht vorenthalten 
werden (§ 3 der Pariser Deklaration). 

§ 214. Auch das Eigenthum feindlicher Unterthanen, 
welches sich auf neutralen Schiffen findet, ist frei 
(§ 2 der genannten Deklaration). 

§ 219. Für eingeschlossen ist ein Hafen zu achten, 
wenn derselbe durch eine feindliche Landbatterie 
oder durch Kriegsschiffe, die vor dem Hafen sta- 
tionirt sind, gesperrt ist (besser als § 4 der ge- 
nannten Deklaration). 

Die Ansicht der preussischen Könige über Kaperei 
giebt am besten eine Kabinetsordre Friedrich Wilhelm IIL 
wieder, eines sonst nicht durch liberale Grundsätze be- 
kannten Fürsten, welche er am 28. April 1803 erliess 
(Rönne, Ergänzungen, 5. Ausgabe I. 292). 

„Ich will Euch hiermit eröftnen," heisst es dort wöi-t- 
lich ad Theil I, Tit. 9, Abschn. 5 des Allgemeinen Land- 
rechts, „dass Ich gar nicht Willens bin, je in einem Kriege 
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[ das von den Beemächten in neueren Zeiten tiber alle 
[Schranken ausgedehnte Kaperayatem nachzuahmen, wes- 
halb Mir der fragliche Zusatz ganz überflüssig und in jedem 
Falle es nicht gcrathcn zu sein scheint, ihn dem Allge- 
meinen Landre<;ht einzuverleiben, sondern ntitbig, diese 
Bestimmung fUr den Fall vorzubehalten, wo die eiBerue 
Nothwendigkeit den Htaat zu solchen Massregeln, die die 
Gerechtigkeit sonst nie billigen kann, zwingen möchte." 
Seibat Manteuffel erklärte sich 1854 im Auftrage Frie- 
[ drich Wilhelm iV. fUr Abschaffung der Kaperei und suchte 
die Vereinigten Staaten zum gemeinsamen Handeln zu ver- 
anlassen. Auch in den Kriegen von 1864, 186(3 und 1870 
verzichtete Preussen auf Aufbringung und Wegnahme feind- 
licher Handelsschiffe durch seine Kriegsfahrzeuge, und zwar 
im letzlern Kriege anfangs unbedingt, in den beiden ersten 
nur unter Bedingung der Gegenseitigkeit. Wenn Preussen 
und Deutschland nun 7on den Angehörigen der Heemäcbte 
häufig vorgeworfen wird, dass sie durch Befolgung dieser 
Politik nur im eigenen Interesse handelten, um eine mög- 
lichst gllnstige Stellung für ihren unbeschtlfzten Handel 
zu gewinnen oder sich die gute Meinung der Neutralen 
zu sichern, so trifft dieser Vorwurf deshalb nicht, weil 
die grüsste Kontinentalmacht Europa's, wenn sie das Bei- 
spiel ihrer Feinde nachahmen wollte, sich sehr leicht, 
ohne zur Kaperei ihre Zuflucht zu nehmen, eine Seemiliz 
hütte schaffen üdcr in ihren Dienst nehmen können, die, 
wenn auch nicht auf Privatbeute angewiesen, dem Gegner 
eben so viel, ja noch mehr geschadet haben würde, als 
Kaper oder reguläre Kriegsschiffe. Deutschland stand, als 
1867 wegen der Luxemburger Frage der Krieg mit Frank- 
reich drohte, im Begriff, sieh dieses Mittels zu bedienen. 
An geeigneten Schiffen war damals, kurz nach Beendigung 
des amerikanischen Bürgerkrieges, kein Mangel, die ausser 
Dienst gesetzten englischen Blokadebrecher und sonstigen 
Schnellsegler waren vielmehr billig und sofort zu haben, 
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und an erprobten Seeleuten, die unter dem Befehl deut- 
scher Marineoffiziere sich gern und leicht anwerben Hessen, 
hätte es erst recht nicht gefehlt. Deutschland hat dieses 
Mittel im letzten Kriege verschmäht und damit, wenn auch 
zum grossen Schaden seiner Handelsmarine, den noch lange 
nicht genug gewürdigten Beweis der Aufrichtigkeit seiner 
Bestrebungen für die Humanisirung der Kriegführung zur 
See geliefert. Wenn es endlich seine Langmuth kurz vor 
Schluss des Krieges aufgegeben hat, so opfert es damit 
doch nicht die von ihm bisher behaupteten Grundsätze. 
Auf die Länge lässt sich einmal in solchen Kriegen nicht 
auf die Gegenseitigkeit verzichten, und der einzige Fehler, 
welchen Deutschland vielleicht begangen hat, ist der, dass 
es nicht von vornherein die Reziprozität zur Bedingung 
seines Verzichts auf die Kaperei gemacht hat. Zudem darf 
man nicht übersehen, dass die französische Marine und die 
schweren Geschütze der Flotte die Landarniee des Feindes 
verstärken helfen, dass es also für die deutschen Erfolge 
wesentlich darauf ankam, jene ihrem eigentlichen Beruf 
wieder zuzuführen, dass es andrer Seits aber galt, den 
Waffenhandel der Franzosen mit Engländern und Ameri- 
kanern einzuschüchtern. Der endliche Widerruf der zu 
Anfang des Krieges erlassenen deutschen Erklärung war 
also eine Massregel, die in erster Linie für den Landkrieg 
erlassen wurde, unter allen Umständen aber bei Anerkennung 
der Gegenseitigkeit durch die Franzosen unterblieben wäre. 
Wie dem aber auch sein möge, deutsche Behörden, 
Handelskammern und Parlamente (zuletzt noch 1868) haben 
vollauf den Beweis geliefert, dass es ihnen Ernst ist mit 
ihren Bestrebungen für ünverletzlichkeit des Privateigen- 
thums zur See. Aus diesem Grunde ist Deutschland auch 
vor allen Mächten berufen, bei den in Europa bevorstehenden 
inneren und äusseren Umgestaltungen des öffentlichen Rechts 
die Initiative zur Reform des Seekriegsrechts zu ergreifen. 
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r!js scheint in der neuern yölkerrechtlichen Literatur 
sowohl als in den Kundgebungen der deutschen Presse 
und Parlamente zum guten Ton zu gehören, die Vereinigten 
Staaten als die unerschrockenen Vorkämpfer des Fortschritts 
im Seekriegsrecht zu preisen, namentlich aber den Prä- 
sidenten Pierce und seinen Staatssekretär Marcy ob ihrer 
in dieser Frage angeblich ergriffenen Initiative als Apostel 
der Humanität zu verherrlichen. Nicht um wirkliches Ver- 
dienst zu schmälern oder in die Vergangenheit, auf Män- 
ner und Dinge zurückzugreifen, welche längst für immer 
abgethan sind, sondern von dem Gesichtspunkte ausgehend, 
dass eine nüchterne Beurtheilung der amerikanischen Po- 
litik Deutschland nicht genug empfohlen werden kann, 
weil die ihr gegenüber sich breit machende kritiklose Sen- 
timentalität unsere nationalen Interessen so empfindlich 
schädigt, also nur in der Absicht, unsern Weg für die 
Zukunft zu ebnen, möge es gestattet sein, die Haltung der 
Vereinigten Staaten in der Seerechtsfrage unbefangen an 
der Hand der Thatsachen zu prüfen. Knüpfen wir des- 
halb zunächst an Pierce und Marcy an, werfen wir dann 
einen kurzen geschichtlichen Rückblick auf die auswärtige 
Politik des Landes und schliessen wir endlich unsre Rund- 
schau mit einigen Streiflichtern auf seine innere Ent- 
wicklung. 
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Marcy hat sich in ganz Europa einen bedeutenden 
Namen durch seine Kritik und Ablehnung der Pariser 
Erklärung vom 16. April 1856 gemacht, welche bekannt- 
lich den letzten grossen, materiell allgemein und formell 
so gut wie allgemein anerkannten Fortschritt im Seekriegs- 
recht bezeichnet. Ihre kurzen Bestimmungen lauten: 
§ 1. Die Kaperei ist und bleibt abgeschafft. 
§ 2. Die neutrale Flagge deckt das feindliche Gut, 

mit Ausnahme der Kriegskontrebande. 
§ 3. Das neutrale Gut unter feindlicher Flagge, mit 
Ausnahme der Kriegskontrebande, darf nicht mit Be- 
schlag belegt werden. 
§ 4. Die Blokaden müssen, um rechtsverbindlich zu 
sein, wirksam sein, d. h. durch eine Streitmacht auf- 
recht erhalten werden, welche hinreicht, um den Zu- 
gang zur Küste des Feindes wirklich zu verhindern. 
Diese Sätze sind durchaus nicht neu, sondern finden 
sich von den Tagen der bewaffneten Neutralität an (1780) 
in den einzelnen Landesrechten, in Verträgen und Ent- 
scheidungen der Einzelstaaten zerstreut oder theilweise 
wieder. Ihr eigentliches Verdienst besteht vielmehr darin, 
dass sie das Minimum dessen bieten, was die grossen 
Seemächte im eigenen Interesse dem fortgeschrittenen Be- 
wusstsein der Zeit, den berechtigten Forderungen der 
kleineren Seemächte nicht länger vorenthalten konnten. 
Während früher nur vereinzelt oder nach der Laune des 
Stärkern zur Anwendung gekommen, bilden diese Bestim- 
mungen jetzt ein völkerrechtliches Statut, welches blos 
als einheitliches, untheilbares Ganze, nicht aber in seinen 
einzelnen Paragraphen von den zum Beitritt eingeladenen 
Staaten angenommen werden konnte. Wir haben hier also 
die ersten Anfänge eines kodifizirten Völkerrechts vor uns. 
Das ist an sich schon ein grosser Gewinn. Dann aber 
besitzen wir in der Pariser Erklärung auch den Anhalts- 
nunkt, von welchem alle auf Fortbildung des Seekriegs- 
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reebts gerichteten Bestrebungen ansgehen mUsfieu, sobald 
Uie ein praktisches Ziel ia's Äuge fassen. Natürlich hat 
i an Vorschlägen zur Verbesserung und Erweiterung der 
^einzelnen Sätze yoni Tage ihrer Annahme nicht gefehlt; sie 
ttind bereits zu einer stattlichen Literatur herangewachsen. 
Die Geschichte der Entstehung der Pariser Deklaration 
tässt sieb in ein paar Sätze zusammenfassen. Bis zum 
Krimkriege war England stets der hartnäckigste Vorkämpfer 
^es Monopols gegen die Neutralen gewesen und hatte nur 
lividerwillig im Augenblick der hücbsten Kotb kleine oder 
teilweise Zugeständnisse gemacht. Als es beim Ausbruch 
dieses Krieges und bei der offenbaren Hinneigung der 
Vereinigten Staaten zu Russland fUr seine Handelsmarine 
nm atlantischen und stillen Oicean eine grosse, um jeden 
"Preis abzuwendende Gefahr erblickte, entdeckte es, weil 
der so oft glUcklicb abgeschossene Pfeil auch einmal auf 
Beinen Absender zurtkk prallen konnte, pliJtzlicb, dass die 
Kaperei, wie die Worte Clarendon's an Buchanan lauteten, 
Rein Verbrechen gegen die moderne ZiYilisation sei, und 
fVerzicbtete temporär auf die Ausstellung von Kaperbriefen. 
Zu noch grüsserer Sicherheit vereinigte sieh England mit 
ITrankreicb, welches in den streitigen Seerechtsfragen viel- 
fach nach verschiedenen Grundsätzen verfahren hatte, aber 
ttine gemeinsame Politik. Frankreich also verzichtete auf 
[sein vermeintliches Hecht, neutrales Gut unter feindlicher 
"Flagge aufzubringen, England dagegen auf sein gleichfalls 
vermeiiitliehes Recht, feindliches <jut unter neutraler Flagge 
aufzubringen. Wie es mit diesem letztem sogenannten 
■ Kechte Englands sich verhielt, bezeugt am besten eine 
^on dem englischen Minister Sir William Moleswortb lö54 
Pgemacbte Bemerkung, wonach von 130 in den beiden 
Kletzlen Jahrhunderten zwischen den Hauptmächten der 
l.zivilisirten Welt abgeschlossenen Verträgen 11!) diesen 
t Grundsatz des Frei Schiff, frei Gut anerkannt hatten, wäh- 
' rend nur 11, und darunter 10 von England abgcscbk'ssene 
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umgekehrt bestimmten, dass feindliches Gut an Bord neu- 
traler Schüfe aufgebracht werden könne. Auch jetzt machten 
weder England noch Frankreich ein prinzipielles, sondern 
nur ein temporäres Zugeständniss und zwar zu keinem 
andern Zwecke, als um einer grossen Unbequemlichkeit 
und noch grössern möglichen Verlegenheit zu entgehen. 
Sie erreichten diesen Zweck auch, indem die Vereinigten 
Staaten und die europäischen Seemächte in diesem kurzen 
Kriege neutral blieben und theilweise sogar auf die Aus- 
stellung von Kaperbriefen ausdrücklich verzichteten. 

Beim Pariser Frieden im Jahre 1856 fanden England 
und Frankreich es in ihrem Interesse für angemessen, die 
zeitweise gemachten Zugeständnisse zu definitiven zu er- 
heben uud sich durch eine im Grunde wenig bedeutende 
Abschlagszahlung weitergehenden und drängenderen For- 
derungen der Neutralen zu entziehen. Wenn der § 1 der 
Erklärung sie nicht verhinderte, mit ihren KriegsschiflFen 
dem Seeraub obzuliegen, so verzichteten sie in den beiden 
folgenden Paragraphen weder auf das Durchsuchungsrecht, 
noch setzten sie der Willkür in der Bestimmung des Be- 
griflfs Kontrebande irgend welche Schrankep, endlich aber 
waren die Bestimmungen des § 4 über die Wirksamkeit 
einer Blokade so lose und dehnbar, dass sie dem bisher 
geübten Belieben der Kriegführenden Thür und Thor offen 
Hessen und den alten Missbräuchen in Verhängung und 
Ausübung der Blokade nicht im Mindesten steuerten. 

Von allen zum Beitritt zu dieser Erklärung einge- 
ladenen Mächten erhoben nur die Vereinigten Staaten einen 
bewussten und prinzipiellen Widerspruch. Gegen die drei 
letzten Paragraphen wandten sie um so weniger etwas ein, 
als sie stets energisch für die hier den Neutralen gemachten 
Konzessionen eingetreten waren; indessen weigerten sie 
sich, den ersten Paragraphen anzuerkennen, wenn nicht 
überhaupt der Seekrieg gegen das Privateigenthum, oder 
mit anderen Worten zugleich die Staatskaperei aufgegeben 
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würde. Die verbündeten Mächte lehnten diese Bedingung 
ab, da die Erklärung in ihrer Gesammtheit angenommen 
werden müsse, ja sie wiesen sogar 1862 die Unions- 
regierung schroff ab, als diese, um die Kaper der Rebellen 
als Seeräuber behandeln zu lassen, sieh bereit erklärten, 
noch nachträglich der ganzen ungetheilten Erklärung bei- 
zuti'eten. Marcy's berühmte Depesche vom 28. Juli 1856 
führt den Standpunkt der Vereinigten Staaten näher aus. 
Wenn sie sich im Wesentlichen auch auf die von John 
Quincy Adams und H. Clay schon früher aufgestellten 
Grundsätze stützt, so ist sie doch eine Staatsschrift ersten 
Ranges, welche stets in der völkerrechtlichen Literatur 
einen hervorragenden Platz behaupten wird. 

Die hier verhandelte Frage war schon im ersten Jahre 
seiner Ministerpräsidentschaft und unmittelbar nach Aus- 
bruch des Krimkrieges an Marcy herangetreten. Damals 
hatte nämlich Preussen den Vereinigten Staaten vorge- 
schlagen, die vom Präsidenten Pierce einseitig beantragte 
Wahrung und Regelung der Rechte der Neutralen dahin 
zu erweitern, dass zugleich die Kaperei abgeschafift würde. 
Pierce erklärte dagegen in seiner von Marcy redigirten 
Jahresbotschaft vom 4. Dezember 1854, dass er diesen 
Vorschlag nur dann als internationales Statut annehmen 
könne, wenn auch die bewaffneten Schiffe der Krieg füh- 
renden Mächte auf Wegnahme von Privateigenthum ver- 
zichteten. An diese Erklärung nun knüpfte im Sommer 
1856 die bereits erwähnte Marcy'sche Depesche an, welche 
den damaligen Standpunkt der Bundesregierung gegen- 
über der Pariser Deklaration vom 16. April 1856 näher 
ausfuhrt. 

„Das Recht, Kaper zu verwenden," heisst es dort, 
„war bisher unbestritten, der Pariser Kongress sucht also 
ein allseitig anerkanntes völkerrechtliches Prinzip umzu- 
stossen. Die Kaperei hat gelegentlich viel Unheil ange- 
richtet und Schaden gethan; allein die zufälligen Uebel 
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müssen in Verbindung mit den Vortheilen des Systems 
erwogen werden. Die Frage ist, ob sieb durch Abschaffung 
der Kaperei diese Vortheile erreichen lassen, ohne dass 
andere Rechte durch einen solchen Schritt beeinträchtigt 
werden. Im Landkriege werden in der Segel die Personen 
und das Vermögen von Privaten geschont. Dieselbe Begel 
sollte auch auf den Seekrieg angewandt werden. Offenbar 
war der Pariser Kongress von dem Wunsche beseelt, die 
wilden Gewohnheiten des Krieges auf der See ebenso zu 
mildern und das Privateigenthum auf dem Ozean ohne 
irgend welche Beschränkung gerade so zu schützen als 
auf dem Lande, und erklärte deshalb die Kaperei für ab- 
geschafft. Diesem Bestreben schliessen sich die Vereinigten 
Staaten freudig an. Sie betrachteten von je her grosse 
Flotten und stehende Armeen als einen Schaden für den 
nationalen Wohlstand und als eine Gefahr für die bürger- 
liche Freiheit. Sie sind aus diesem Grunde stets gegen 
eine derartige Wehrkraft feindlich gewesen und werden 
sich deshalb auch nie zu einer Neuerung im Völkerrecht 
verstehen, welche sie nöthigen würde, in Friedenszeiten 
eine mächtige Flotte oder ein regelmässiges grosses Heer 
zu halten. Es ist also nicht im Geringsten zu verwundem, 
wenn grosse Seemächte dem für sie ziemlich nutzlosen 
Brauche, Kaperbriefe auszustellen, unter der Bedingung 
entsagen, dass dagegen schwächere Mächte sich dazu ver- 
stehen, auf das wirksamste Mittel zur Vertheidigung ihrer 
Rechte zur See zu verzichten. Wie also die Vereinigten 
Staaten in ihren Landkriegen die Hülfe von Freiwilligen 
in Anspruch nehmen müssen, so ersetzen im Seekriege 
die Kaper, die Milizen des Meeres, ihnen eine starke 
Flotte und schützen ihren Handel. Sie sind deshalb nur 
in dem Falle bereit, die Kaperei abzuschaffen, wenn die 
europäischen Mächte sich mit ihnen dahin vereinigen wol- 
len, dass sie das Privateigenthum eben so sehr vor Weg- 
nahme durch Kriegsschiffe schützen. Wenn aber das letztere 
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der Plünderung durch Kriegsschiffe ausgesetzt bleiben soll, 
80 ist in der That nicht einzusehen, warum nicht Kaper 
dasselbe Hecht haben sollten, zumal sie nur eine andre 
Art Streitkraft eines Krieg führenden Volkes sind. Nach 
amerikanischer Ansicht darf also kein Unterschied zwischen 
Seeraub tieibenden öffentlichen und privaten Schiffen ge- 
macht werden. Der Seeraub überhaupt miiss aufhßren; 
mit der Privatkaperei musa auch die Staatskaperei fallen. 
Mit Annahme der Pariser Deklaration würde diejenige 
( Macht, welche die stärkste Flotte hat, das Meer niono- 
polisiren und sich Eingriffe in den Handel schwächerer 
Nationen erlauben, welche eine kleinere Flotte haben. 
Von diesem Gesichtspunkte aus würde ea aber eine Thor- 
heit sein, das Recht der Kaperei aufzugeben, welches je 
nach IJmsläliiden wirksam zur Vertheidigung oder zum 
Angriff verwendet werden kann. Wenn die Vereinigten 
Staaten auf das Recht der Kaperei verzichteten, so mllssten 
nie ihre ganze Politik iiudem und eine militärische Hal- 
I tung vor der ganzen Welt annehmen, so würden sie ihre 
üantJelsprosperität opfern, ohne einen Vortheil dagegen 
I einzutauschen. Die grossen Seemächte dagegen geben 
I nicht allein nichts auf, sondern gewinnen nur, wenn die 
I kleineren sich das wirksamste Mittel ihrer Vertheidigung 
\ entwinden lassen. Diejenigen aber, welche die Herrschaft 
[ des Meeres haben, wUrden nur zu leicht in Versuchung 
geführt werden, dessen Freiheit ihrem Interesse und ihren 
I ehrgeizigen Plänen unterzuordnen. Der Ozean ist das 
I gemeinschaftliche t^igentbum aller Völker; es sollen des- 
halb auch alle ihr gemeinschaffliehes Hrbe vertheidigen. 
Die Vereinigten Staaten können den ersten Artikel der 
(Pariser Erklärung nur dann annehmen, wenn ihm das 
I Amendement hinzugefügt wird, dass das Privateigenthum, 
sobald es nicht Kontrebande, auch vor der Wegnahme 
I durch Kriegsschiffe auf hoher See geschützt wird." 

Dieses ist der wesentliche Inhalt der Marcy'schen 
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Depesche^ Vergegenwärtigen wir uns zunächst den Cha- 
rakter des Mannes, von welchem sie ausging, und der 
Regierung, welche ihr Verfasser so geschickt vertrat. 

Marey, bekanntlich Ministerpräsident und Minister des 
Auswärtigen unter Pierce (1853 — 1857), war einer der 
fähigsten und hervorragendsten Staatsmänner aus einer 
der schlechtesten politischen Schulen, der sogenannten 
„Regentschaft von Albany", einer Schöpfung Martin van 
ßuren's. Diese korrupte Elique hatte seit den zwanziger 
Jahren den Staat Newyork beherrscht und auch auf die 
politische Entwicklung der Union den verderblichsten Ein- 
fluss ausgeübt. Ihr waren Grundsätze in der Politik gerade 
so viel werth als dem Spieler das Geld, mit welchem er 
seinen Einsatz wagt. Für ihre Mitglieder gab es kein 
Gewissen, keine Ueberzeugung von Recht und Unrecht, 
sondern nur den politischen Kalkül. Ihre Handlungen 
waren lediglich Ergebnisse einer scharfen, aber auf ein 
engbegränztes Feld gerichteten Verstandesthätigkeit, der 
nüchternen Berechnung ; ihr Ziel war der Erfolg, gleichviel 
um welchen Preis er errungen wurde. Die höhere und 
niedere Politik war für diese Menschen die höhere und 
niedere Jagd, auf welcher sie stets machten, was gemacht 
werden konnte. Marcy wurde in noch jungen Jahren ein 
so eifriger Adept dieser Schule, dass er bei dem Regie- 
rungsantritt Jackson's (1829) den in der Praxis freilich 
schon längst befolgten Satz als Prinzip aufstellte, welcher 
die Kaperei vom Meere in die Verwaltungsstuben des 
Staates übertrug, jene verhängnissvolle, täglich in weiterm 
Umfange geübte und darum für die Vereinigten Staaten 
täglich verhängnissvoller werdende Lehre: „Dem Sieger 
gehört die Beute ! " Das heisst auf deutsch : die öffentlichen 
Aemter werden nicht besetzt nach Kenntnissen, Erfahrung 
und Verdienst, sondern nach politischen Zweckmässigkeits- 
gründen, und nur der, welcher mit der siegreichen Partei 
durch Dick und Dünn geht, hat einen Anspruch auf An- 
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Btellung, um beim Siege des Gegners wieder eben so rück- 
sichtülos hinaus geworfen zu werden. Als Marey in das 

iEabinet von Pierce trat, war er schon in sehr wichtigen 
und einflussreicben Stellungen gewesen, wie als Gouverneur 
Beines Geburtsstaatea Newyork und Kriegami nister unter 
Folk während des mexikanischen Krieges, und hatte sich 
als einen der bedeutendsten Köpfe des Landes, als Mann 
von ausserordentlicher geistiger Begabung mit besonders 
scharf ausgeprägtem Verstand und sarkastischem Witz be- 
währt. Dazu tiat ein imponirendes Aeussere, ein rück- 
sichtsloses Auftreten, eine tbeils natürliche, tbeils ange- 
Dommene Grobheit, mit welcher er sich Überall Respekt 
und Gehorsam zu verschaSen oder die ihm lästigen Per- 
sonen in angemessener Entfernung zu halten wusste. In 
der Parteipolitik war Marcy stets ein konservativer De- 
mokrat, dag, was man spüter einen Üldbunker nannte, 
I^wesen und hatte sich nie einer Ketzerei gegen die 
wahre demokratische, d.h. südlich gefärbte Kirche schuldig 
gemachl. Gehorsam den Winken und Befehlen der süd- 
lichen Sklavenhalter, der Gebieter der politischen Geschicke, 
war er doch stets noch bei seinen nürdlicben Landsleuten 
möglich gebliehen. So stand er als einer der Pfeiler der 
rechtgläubigen Demokralie im Norden und SUden da, ein 
wahrhaft nationaler Manu zu Jener Zeit, wo die demokra- 
tische Partei im Norden zu zerbrückeln drohte. Als Pierce 
Präsident wurde, war Marcy deshalb den von den Süd- 
ländern geleiteten Siegern besonders angenehm, weil er 
mit seinen Ubrigeu guten Eigenschaften den Schein einer 
Unabhängigkeit verband, die er in der That gar nicht 
besass. Auch Marcy strebte nach der Präsidentschaft und 
Buchte sie mit Hülfe der südlichen Stimmen zu erreichen. 
tSo konnte dieses grosse Talent von den südlichen Po- 
llitikorn desto besser geködert und fUr ihre Zwecke desto 
l'grtlndlicher ausgenutzt werden. Die Sklavenhalter gestat- 
(teten darum ganz gern seine Ernennung zum Minister- 
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pnlßidenten, sorgten aber dafür, dass er von ihnen abhängig 
blieb, indem sie ihm drei Nordländer, darunter aber einen 
entHchiedcn südlich gesinnten (Caleb Cushing) und drei 
Südländer, darunter Jefterson Davis, den spätem Rebellen- 
präsidenten, zu Kollegen gaben. Mochte Marcy auch hie 
und da gegen den Stachel lecken, er hatte den Willen 
der demokratischen Partei, d. h. der Sklavenhalter des 
Südens, unbedingt auszuführen; nur bei untergeordneten 
Gelegenheiten blieb ihm die Wahl, sich von zwei liebeln 
für das kleinste zu entscheiden. 

Die Ausdehnung der Sklaverei nach Aussen und im 
Innern bildete den politischen Schwerpunkt und ausschliess- 
lichen Inhalt der Pierce'schen Verwaltung. Hier, im In- 
nern, warf sie durch die Kämpfe, welche der von Douglas 
in seiner Ncbraska-Kansas-Bill durchgesetzten Aufhebung 
des Missouri-Komiiromisses folgten, den zuletzt die Skla- 
verei selbst verzehrenden Zündstoff in die Massen; dort, 
nach Aussen, suchte sie die Sklavereimacht durch Erwer- 
bung von Cuba zu vergrössern und zu stärken, oder durch 
unbefugte Einmischung in die zentralamerikanischen Hän- 
del in die Mitte des Kontinents zu verpflanzen. Jedes 
andere, noch so wichtige Interesse sank im Verhältniss 
zu dieser Alles beherrschenden Frage zu einem unbedeu- 
tenden Nebenpunkt herab. Marcy aber, der bei einem 
etwaigen feindlichen Zusammenstoss mit Spanien oder den 
grossen Sceniächten die Kaperei so wenig entbehren konnte 
als die Flibustier zur Durchführung seiner Politik in Zentral- 
Anierika, würde natürlich gegen sein Interesse gewUthet 
haben, wenn er auf die Privatkaperei verzichtet hätte. In 
einem Seekrieg wäre Kriegsflotte gegen Kriegsflotte ge- 
wesen, und wer da den Kürzern gezogen haben würde, 
das bedarf keiner weitern Ausführung. 

Eine Macht geräth mit sich selbst in Widerspruch 
und handelt gegen die Voraussetzungen ihrer Existenz, 
sobald sie in ihrer äussern Politik andere Grundsätze 
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Bzur Geltung bringt und mit anderen Faktoren arbeitet als 
Ka ihrer inoern. Marey, welcher in seiner auswärtiffen 
famerikaniseheii Politik FlibuatierzUge im Interesse der 
ISktaverei begünstigte, würde seiner eigenen Sache untreu 
I geworden sein und die Wurzeln seiner Kraft unterbunden 
I haben, wenn er bei den europäischen MUchten ernstlich 
IfUr die Freiheit des Meeres agitirt hätte. Nichts lag ihm 
I der That ferner. Denn die Kaperei ist die Zwillings- 
iHchwester der Sklaverei, das wusste er so gut wie jeder 
V&joralisirende Politiker; ihre gemeinschaftlichen Eltern 
ind der gegön Dritte verübte Raub und Diebstahl, die 
i'Gewalt und die Beute, das Leben und Reichwerden nicht 
rdurcb Arbeit, sondern auf Kosten Anderer. Die liberale 
F Maske, welche die Marcy'schen Vertreter in Europa an- 
nahmen, kaun und darf uns nicht blenden. Sie hatten 
ein sehr handgreifliches Interesse daran, BundesgenoBseD 
gegen den Despotismus der spanischen Königin zu finden, 
weil sie eben Cuba mit der Sklaverei haben wollten: sie 
wussfen, was sie thaten, wenn sie gegen die Intervention 
^^^ dritter Mächte in die Angelegenheiten eines Landes de- 
^^K'fclamirten. Sie logen nicht, aber sie sagten nur die halbe 
^^HWahrheit; sie sprachen von der Freiheit, aber sie schwie- 
^^^gen von der Sklaverei ; sie wollten die Freiheit als Mittei), 
^^Baber die Sklaverei als Endziel. Wie rUhrend ist diesen 
^^Bgeriebenen amerikanischen Politikern gegenüber die gläu- 
^^^hige Naivetät der europäischen Revolutionsdilettanten, die 
sich einbildeten, jene für ihre Zwecke ausbeuten zu können I 
Bürger Lcdru Rollin wechselt Briefe mit dem Citizen 
Uuchanan, dem damaligen Gesandten Marcy's in London 
und dem spätem schlechtesten und verächtlichsten Prä- 

Ksidenten der Vereinigten Staaten; er glaubt durch ihn ein 
berzliehes Einverständnise mit den Republikanern und 
Sklavenhaltern jenseits des Ozeans anbahnen zu kjjnnen. 
Die Citoyena Pulzski und Kosauth speisen mit den Citoyens 
Sauaders und Sickics, zwei bcHlcbtigten Newyorker Po- 
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litikern, deren letzterer ein paar Jahre später einen nieder- 
trächtigen Mord beging, und berichten über ihr Zusam- 
mentrcflfen wie über ein Ereigniss von grosser politischer 
Tragweite. Und damit der grossstädtischen Gimpelei die 
kleinbürgerliche deutsche nicht fehle, belehren unwissende 
Reisende, wie die Herren Wagner und Scherzer, ihre 
gläubigen Leser, dass „Poseidon Pierce den mächtigen Drei- 
zack in der gewaltigen Faust schüttle und alle Tyrannen 
Europa's auf ihren Thronen erzittern mache". Kurz, es war 
der Götzendienst der Phrase, den die europäischen Re- 
publikaner and Penny a liners trieben, während die Agenten 
der Sklaverei ihre sehr realen Ziele verfolgten und er- 
reichten. 

Es ist hier nicht der Ort, die Pierce'sche auswärtige 
Politik auf ihren schmutzigen Irrwegen zu begleiten, sie 
mit ihren Drohungen und Winkelzügen, mit ihren prah- 
lerischen Anläufen und feigen Rückzügen zu schildern; 
die blossen Namen der Black Warrior - Affaire und der 
Ostender Konferenz, des erst verweigerten und dann ge- 
zahlten Sundzolls, San Domingo's, der Sandwich-Inseln, 
des Bombardements von Greytown, der Flibustierzttge 
Walkers und Quitmann's genügen sie zu kennzeichnen. 
Kurz, dieses Kabinet schwankte stets zwiscjien Gier und 
Angst, und wenn es Marcy auch manches Mal gelang, 
die Heisssporne unter seinen Kollegen zu zügeln und zu- 
letzt den ihm persönlich verhassten J. Davis in die Mi- 
norität zu bringen, so war er doch nicht stark genug, 
eine ehrliche, Vertrauen einflössende Politik zu erzwingen. 

Zu diesen inneren Gründen, welche Marcy's guten 
Willen in der Reform des Seekriegsrechts in Frage stel- 
len, gesellen sich noch äussere, welche schlagend beweisen, 
dass es ihm mit den angeknüpften Verhandlungen nicht 
Ernst war. 

Als im Jahre 1853 der Krimkrieg ausbrach, lag es 
natürlich im Tntcrcsse der Vereinigten Staaten, ihre Rechte 
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jus Neutrale nicht alleiii zu BchUtzen, sondern wo möglich 
llUch zu erweitern. Wenn der amerikanische Handel bei 
"früheren europäischen Kriegen und bei den Revolutionen der 
spftniacb-amerikanischen Kolonien durch die ihm als Neu- 
tralen zuströmenden Frachten bedeutend gewonnen hatte, 
so standen jetet für den Kaufmann noch grössere Profite 
und für den I'roduzenlen neue Absatzquellen in Aussicht. 
&fan rcchueto in letztrer Beziehung namentlich auf den 
massenhaften Absatz der amerikanischen BrodfrUchte und 
Lebensmittel, die seit den letzten europUiaclien Kriegen 
zu einer bedeutenden Stellung im Weltmarkt herange- 
wachsen waren. Die Ilegierung ging in allen ihren Schrit- 
ten zunächst von diesem Gesichtspunkte aus und nichts 
lag ihr Anfangs ferner, als eine reformirende Stellung 
einzunehmen. Pieice giebt in seiner Botschaft vom 4. De- 
zember 1854 die erste offizielle Auskunft Über seine in 
dieser Beziehung ergriffenen Massregeln, welche in den 
Anfang des Jahres 1854 fallen. Er sagt, dass die von 
, England und Frankreich nur z'eit>^eise erklärte Zu- 
^^ftinimung zu den beiden von den Vereinigten Staaten stets 
^^bnerkannten Sätzen: ..Frei Schiff, frei Gut und feindliches 
^^Bohiff, frei Gut' ihm nicht genüge, weshalb erden Übrigen 
^^HftDropäischen und amerikan Ischen Regierungen vorgeschla- 
^^K^n habe, diese Sätze zum Prinzip des modernen Völker- 
^^frechtB zu erheben. Russland habe sofort zugestimmt und 
' im Cieiste dieses Vorschlags bereits im Juli 1K54 einen 
Vertrag mit den Vereinigten Staaten geschlossen, von den 
flbrigen Grossmächten aber habe Preussen neben der Bil- 
ligung des Planes noch den Zusatz beantragt, dass man 
beb gegenseitig auch zum Verzicht auf die Kaperei für 
Jie Zukunft verpflichte. Auf diesen Vorechlag habe er; 
br Präsident, bei der Natur der Hillfs- undVertheidigungs- 
mittel des Landes nicht eingehen können, und nur dann, 
pr&an die europäischen Grossmächte es als einen Grund- 
bitz des Völkerrechte anerkennen wollten, das« das Privat- 
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eigenthum auf dem Meere ebensowohl vor der Wegnahme 
durch Kriegsschiffe als durch Kaper geschützt werde, seien 
die Vereinigten Staaten bereit, ihnen auf dieser breiten 
Grundlage entgegen zu kommen. Also nicht um eine öffent- 
liche Meinung in dieser Frage zu schaffen oder für sich 
zu gewinnen, sondern nur, um einen zur Zeit unbequemen 
Antrag abzuwehren, stellte Pierce den obigen Satz zuerst 
auf. Wäre es ihm und Marcy Ernst mit dieser Erklärung 
gewesen, so hätten sie im Frühjahr 1854 das Eisen ge- 
schmiedet, als Clarendon die Kaperei, ßuchanan gegen- 
über, für ein Verbrechen an der Menschheit erklärte, als 
England sich vor den amerikanischen Kapern fürchtete 
und selbst Opfer nicht gescheut hätte, den guten Willen 
der Bundesregierung für sich zu gewinnen. Zu jener Zeit 
hätte die Drohung und ein Anfang der Ausrüstung von 
Kapern Wunder bewirkt und bedeutende praktische Folgen 
gehabt; allein die Leiter der amerikanischen Politik hatten 
damals ganz andere, ihnen wichtigere Aufgaben vor sieh, 
als dass sie nicht ' mit den nur zeitweise gemachten Zu- 
geständnissen für den Handel der Neutralen zufrieden 
gewesen wären. 

Zwischen jener Zeit und dem Pariser Frieden liegen 
ungefähr zwei Jahre. Als Marcy am 28. Juli 1856 seine 
Depesche schrieb, war Pierce, trotz seiner den südlichen 
Baronen geleisteten Dienste, schon mit einem Fusstritt be- 
seitigt und der von Marcy als Politiker verachtete, als 
Nebenbuhler aber gehasste Buchanan von der demokrati- 
schen Partei zum nächsten Präsidentschafts - Kandidaten 
ernannt worden. Natürlich waren jetzt auch Marcy's Tage 
gezählt. Er wusste recht gut, dass er nach dortigem 
Parteigebrauch am 4. März 1857 einem Nachfolger im aus- 
wärtigen Amte Platz machen musste. Siegte der republi- 
kanische Kandidat Fremont, so verstand sich das ganz 
von selbst; siegte aber, wie es später der Fall war, Bu- 
chanan, so wurde, bei der persönlichen Feindschaft beider 
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Uänner gegen eiuituder, Marcy ebeu ao schuell beseitigt. 
Ee War also liüfhstc Eile nütliig, weDn er in der kurzen 
Frist vun sieben Munateu noch einen diploniatisclien Sieg 
erriugen wollte. Er hatte aber keine Eile, weil er das, 
was er beabsichtigte, erreicht hatte. ^ Diese Absicht war 
gewesen, sich nicht von den europäischen Mächten in eine 
naebtiieilige, schiefe Stellung drängen zu lassen. In dieser 
Bealiehiing war seine Depesche ein Mcisterstreich und ein 
grosser diplomatischer Triumph, der dem Gegner das Heft 
Töllig aus der Hand wand. Hören wir Marcy's Gesichts- 
punkte mit seinen eigenen Worten. „Hätten wir uns blos 
aus dem Grunde geweigert," schrieb er am 4. Januar 1857 
an seinen Gesandten Dallas in London, „der Pariser Er- 
klärung beizutreten, weil sie die Kaperei abschafft, so 
wUrdeu wir in eine völlig isolirte Lage gerathen sein, da 
alle Übrigen Mächte der ganzen Erklärung ihre Zustim- 
mung gaben. Jetzt ist unsre Stellung vor der Welt 
I völlig umgekehrt; wir werden mit vielleicht einziger äub- 
oahmc von England alle Völker für uns haben. Ich würde 
jedoch nicht, um das Eine zu vermeiden oder das Andre 
zu sichern, einen Vorschlag gemacht haben, den ich an 
sich nicht für recht und im Allgemeinen den Interessen 
unseres Landes für gUnstig hielte." Von dieser theore- 
tischen Einsicht war Übrigens noch ein weiter Schritt zur 
Bofurtigen Praxis. " Marcy fühlte aber um so weniger Beruf, 
diplomatisch voi'zugehen, als die von Washington aus un- 
terhaltenen Wirren in Ceutral-Amerika jeden Augenblick 
zu einer feindlichen Aktion fUhreu und die Ausstellung 
von Kaperbriefen erfordern konnten. 
Am 13. August 1856 wurde die Depesche vom 28, Juli 
den Vertretern der Vereinigten Staaten im Ausland mit- 
getheilt. Der wichtigste Gesandtschaftsposten auch für 
diese Frage war London, welchen damals George M. Dallas, 
als Nachfolger des zur Förderung seiner Präsidentschafts- 
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Dallas war im Frühjahr 1S56, also zu einer Zeit ernannt 
worden, als die Pariser Erklärung schon erlassen war. 
Kr hatte sich stets als offenen Gegner Marey's in den 
.Seerechtsfragen bekannt und auch im Laufe des Jahres 
1^50 in seinen Depeschen wiederholt dahin ausgespro- 
chen, dass nach seiner Ansieht die Vereinigten Staaten 
nun und ninimerniehr auf das Recht der Kaperei verzichten 
dürften. Wäre es Marcy also um den Erfolg der ihm zu- 
geschriebenen Politik zu thun gewesen, so hätte er nicht 
ungeschickter handeln können, als gerade zu jener Zeit 
Dallas zum Vertreter seiner Ansichten in England zu er- 
nennen. Marcy war aber ein sehr kluger Mann, einer 
der erfahrensten Politiker seiner Zeit; wir werden deshalb 
wohlthun, ihm eine derartige Xaivetät nicht zuzutrauen. 
Er selbst aber überhebt uns in dieser Beziehung jedes 
Zweifels durch seine Instruktionen an Dallas, worin er 
diesen anwies, die Abschaff'ung der Staatskaperei bei der 
«englischen Uegierung nur dann zur Sprache zu bringen, 
wenn er von deren Mitgliedern dazu aufgefordert werden 
sollte. Nun hätte Dallas ein sehr unßihiger und unge- 
schickter Difilomat sein müssen, was er durchaus nicht 
war, wenn er diesen Gegenstand in seinen Verhandlungen 
mit dem englischen auswärtigen Amt nicht zu vermeiden 
gewusst hätte. Er brauchte sich also nur darauf zu be- 
schränken, nichts zu thun. tliat auch nichts, und Marcy 
begnügte sich damit, in dem oben angeführten Schreiben 
v(»m 4. Januar 1857, also mehr als fünf Monate nach 
Krhiss der Depesche, seines Gesandten Ansicht privatim 
zu wichnlegen. Ebenso absichtlich verzögerte und ver- 
schleppte Mar(*y die Verhandlungen mit Frankreich. Dort 
war jen(^r Mason Gesandter, welcher das berüchtigte 
()sl<ui(ler Manifest geschrieben hatte (Erwerb von Cuba 
durch Kauf, wenn möglich, durch Gewalt, wenn nöthig) 
und der sjKiter mit Slidell als Rebellen-Emissär von Wilkes 
auf dem Trent verhaftet wurde. In der vorliegenden Frage 
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latte er entschietleu guten Willen und den Ehrgeiz, einen 
4ie Marcy'aclie Forderung enthaltenden Vortrag mit der 
fi-anzÖBischen Regierung abznsclili essen. Am 14. September 
Q856 unterbreitete er ihr seine Vorschläge. Walewski 
nrklärtc sich für den Fall, dase auch England beitreten 
(rolle, wiederliolt zum AbKuhlusse eines derartigen Ver- 
i bereit. Maann bat nun seinen Kollegen in London 
I die geeigneten Schritte, erhielt aber von Dallas 7,ur 
■■Antwort, dass er auf Grund seiner Instruktionen die Ini- 
tiative nicht ergreifen könne. Marcy hielt es niclit einmal 
der Mühe werth, die Berichte, welche Maaon am 17. 8ep- 
toBil»er, ferner am 3., 7. und 17. November über seine 
Verhandlungen in dieser Frage erstattet hatte, zu beant- 
worten und fand erst im Februar 1857 Zeit, seinem Ge- 
»taudten in Paris die Instruktionen und VoUniachteu zum 
ÄbschluBH eines förmlichen Vertrages mit Frankreich zu 
schicken, während er Dallas nicht einmal mit einem glcich- 
^ lautenden Auftrag versah. 

Ein paar Wochen später, am 4. März 1857, nahmBucha- 

n vom weissen Hanse Besitz nnd Marcy zog sich, ein ah- 

thaaerMaun,Cass Platz machend, in's Privatleben zurück. 

e neue Regierung liess nach einigen mehr verdächtigen als 

^schickten Wendungen die Seorechtsreform sehr bald ganz 

fcllen. üni ein für alle Mal Kühe vor ihr zu haben, epannte 

biichannn den Bogen noch straffer nnd verlangte aui'ser dem 

y'schen Vorschlage noch die Beschränkung des lilokade- 

jchts zu Gunsten der Neutraleu, eine Forderung, welche, 

1 ernstlich gestellt, natürlich von den, Seekriege fub- 

f renden MiXchten, England an der Spitze, unbedingt ahge- 

t worden wäre. Die peräde Absicht des Präsidenten 

UBg 80 offen zu Tage, dass selbst seine Gesandten sich 

niclit die Mühe gaben, sie zu bemänteln. Die vom Staats- 

Cass gemachten Aeusserungen Über die Aus- 

>dehQung der Marcy'schen Prinzipien auf die Blokade 

Verklärte Dallas Ende April 1S57 sogar öffentlich flir eine 
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blosse Maske, um den bei seiner Kegieriing angeblich 
eingetretenen Meinungswechscl zu verbergen; Buelianan, 
bemerkte er den englischen Ministern, sei zu der entschie- 
denen Ansicht gelangt, dass Marcy mit seinen Vorschlägen 
zu weit gegangen sei, dass man deshalb die Sache besser 
auf sich beruhen lasse, da die Vereinigten Staaten. das 
Kaperrecht nicht aufgeben könnten, so lauge sie nicht 
eine der englischen Marine an Stärke gleiche Macht be- 
sässen. Aus diesem Grunde sei er beauftragt, die Ver- 
handlungen über die seerechtlichen Fragen einzustellen. 

Selbst dem Verfasser der verdienstvollen Schrift: 
„Frei Schiff unter Feindes Flagge", der sonst 
stets die ehrliche Absicht der Washingtoner Regierung 
voraussetzt, fangen über dieser Doi)pclzUngigkeit die Augen 
an aufzugehen. „ Unter Pierce, " sagt er, „hatten die Ver- 
einigten Staaten die Abschaffung des Kaperwesens an eine 
Bedingung geknüpft — einen w eitern Fortschritt be- 
treffend; jetzt unter Buchanan knüpften sie die Erfüllung 
der von ihnen gestellten Bedingung abermals an eine 
Bedingung — einen noch weitern Fortschritt betref- 
fend. Inzwischen aber bewahrten sie sich, immerfort an 
der Spitze der Zivilisation dah erschreitend und an Huma- 
nität Alles überbietend, das in der ganzen übrigen Welt 
abgeschaffte Recht der Kaperei, das sie nicht entbehren 
können, weil es unter ihrer Würde ist, zum Schutz ihrer 
Küsten und ihres Handels eine Flotte zu halten."* 

Wie wenig die Vereinigten Staaten in der That ge- 



* Frei Schiff unter Feindes Flagge. Urkundliche Darstel- 
Inug der Bestrebungen zur Fortbildung des Seerechts seit 1856, auf Ver- 
anlassung der Ikemer Handelskammer herausgegeben von Ludwig Karl 
Aegidi und Alfred Klauhold. Beilage zum Staatsarchiv. Hamburg, Otto 
Meissner, 1866. Diese äusserst worthvolle und für das Studium der vor- 
liegenden Frage ganz unentbehrliche Quellensammlung hat nur den einen 
Fehler, dass sie sich in ihrem erzählenden Theil zu einseitig auf diplo- 
matische Berichte und Anschauungen stützt. 
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} wiUt waren, auf die Privatkaperei 2U vcrzichteu, bewiesen 
I sie ein paar Jalire spilter ilurcli ihre im Bllrgorkrieg be- 
folgte Politik. Am 'A. Marx 18Gä nämlich erliege der 
KoDgresB ein dir drei Jahre gültiges Gesetz,, auf Grund 
dessen der Prämdent Kaperbriefe ausstellen durfte. Wenn 
Lincoln von diesem Ecchtc keinen Gebrauch machte, so 
gcRcliah CH einfach deshalb, weil mit Ausnahme von einigen 
Kaperu die Kebellen keine Schiffe auf dem Meere hatten, 
üebrigeus war Sumner der einzige Senator, der dieser 
' Bill prinzipiellen Widerspruch entgegensetzte und bei den 
Verbaudlungen über dieselbe als Substitut vorschlug, dass 
der Mariueminister so viel Schiffe, als nöthig, für den 
nationalen Uienst luietheu und ihnen, indem er sie unter 
den Befehl von Vereinigten Staaten Marineofti zieren stellte, 
unbedingten nationalen Charakter verleihen solle. „Wenn 
L die Senatoren," sagte Sumner damals, „eine Miliz zur See 
I haben wollen, hier ist sie, eine Seemiliz, ganz eo wie die 
L Landmiliz in den Dienst der Vereinigten Staaten genom- 
[ men, unter ihrem Befehle stehend und Verpflegung und 
t Löhnung von ihneu erhaltend, statt der Seeräuber, die 
■ weder im Dienste noch unter dem Befehle des Staates 
! stehen, weder Löhnung noch Verpflegung von ihm erhalten, 
I Seeräuber, welche sich, jeder iu seiner Art, auf dem Meere 
umhertreiben und ohne jede höhere Anweisung, ohne jede 
I Uehereinstimmung des Handelns, sich nur von der Ver- 
suchung nach Beute bestimmen lassen. Ein solches System 
wdrde zu Lande sofort verworfen werden, Niemand würde 
eine Miliz nennen. Sanktioniren Sie es jetzt nicht auf 
dem Uzean oder, wenn Sie es trotz alledem thuu wollen, 
BO nennen Sie es wenigstens nicht eine Seemiliz. " 

Sumner blieb natürlich ein Prediger in der Wüste, aber 

\ er hatte Recht, denn nicht die dem unbewaffneten Bürger 

I abgenommene Beute, sondern die der Macht des Feindes 

»ugefUgte Schwächung muss das massgebende Xiel des 

I Kriegfühi-enden sein. Derjenige Staat, welcher sich auf 
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dio Kaper als seine wirksamsten und unentbehrlichsten 
Streitmittel verlässt, erklärt damit, dass er zu sehwach 
ist, durch eigene Kraft seine Küsten und seinen Handel 
zu schützen. Wenn aber die Vereinigten Staaten einem 
schwachen Feinde gegenüber ihr Kecht auf Ausstellung 
von Kaperbriefen nicht aufgeben wollten, um wie viel 
weniger werden sie es einem möglichen starken Feinde 
gegenüber thun. Ihre Haltung ist eben in dieser Frage 
— darauf kann nicht genug Nachdruck gelegt werden — 
nie eine prinzipiell feste gewesen, sondern stets durch 
die momentan drängenden Interessen bestimmt worden. 

Unter den Staatsmännern der Ilevolution ist es fast 
nur Franklin, der für seine „Quaker idea", wie er seine 
Bestrebungen zur Humanisirung des Seerechts nannte, 
Propaganda zu machen suchte, aber einzig und allein 
Preussen gegenüber damit durchdrang. Der Kongress liess 
ihn um so lieber gewähren, als er bei seiner bis zur Ohn- 
macht gesteigerten Schwäche durch Franklin's Politik nur 
gewinnen konnte. Sobald von einer Beschränkung der- 
selben wirkliche Vortheile in Aussieht standen, war der 
Kongress sofort bereit, seine prinzipiellen Forderungen zu 
beschränken, wenn nicht zu widerrufen. (Siehe S. 93.) 
Dass John Adams sich innerlich sehr kühl gegen die 
Franklin'schen Reformvorschläge verhielt, haben seine im 
vorigen Abschnitt mitgetheilten Aeusserungen bewiesen. 
JefFerson legte wenig Gewicht auf jene Frage, obgleich 
Frauklin*s Bestrebungen auf dem Gebiete des Seerechts 
seinen sich an die französischen Enzyklopädisten anlehnen- 
den philosophischen Ansichten entsprachen. Wie wenig 
die Mehrheit der damaligen amerikanischen Staatsmänner 
und Politiker von ihr berührt waren, beweist die 1787 in 
Philadelphia, also nur zwei Jahre nach dem Vertrage von 
1785 tagende Versammlung, welche die noch heute gel- 
tende Verfassung der Vereinigten Staaten berieth und die 
Ausstellung von Kaperbriefen als eine sich ganz von selbst 
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rvßrHtülioinIo Hcfuf^niHS unter di« dein KungrcBHc cinzu- 
iräuniciidcn Gcwaltcu aiifnabni. So viel aus dem Haupt- 
I quelleiiweik fUr diese Peruide, aus Elliot's Debates (V, 440, 
[ 510 und 511) ersichtlich, fand nicht einmal eine Debatte 
I Über diesen Gegenstand statt. Alu uiit dem zweiten PrU- 
L sideutBchafla- Termine Washiugton'a der franzilsitiche Ke- 
t Tulutionskrieg mit Ii^ii{|;Iaud ausbrach, wären die Vereinigten 
I Staaten natürlich am liebsten neutral geblieben und hilttcn 
[ mÜglicliHt lange die aus dieser Stellung flieHsendcn Vür- 
[ tbeile genossen; atleiu andrer Seits drängten jetzt die 
' Kriegfllhrenden desto heftiger, jeder üatUrlieh fUr aiuh, 
auf Betheiligung der Amerikaner am Kriege, Ihre Ver- 
suche, sich auäser Hcbusswcile zu halten, aber ihren Handel 
zu fürdern, verwickelten sie in Sebwierigkeiten, die jeden 
Tag drohender und beunruhigender wurden. Es war Thor- 
I hüit zu glauben, das» in oiuein so gewaltigen Konflikte 
I der feindlichen Interessen, in einem so crbittei'ten Kampfe 
Eatif Tod und Lehen die egoiMtiscben UandelHintcressen 
r einen so jungen nnd sdnvachen Volkes Auspruch auf An- 
ferkennung gehabt hätten. FUr diese Prätension wurde 
I' den Vereinigten Staaten denn auch arg genug von Eng- 
[ land und Frankreich mitges|)ielt. Wenn sie, wie die euro- 
I pUischen Mitehte zweiten Ranges, nicht mit in den Strudel 
I binoiugezogeu wurden, so verdankten sie das nur dem 
Umstände, das» sie zu unbedeutend und schwach waren, 
[ i&%« ihre Bundesgen ossenscbaft in der That nichts wcrth 
I war. Eh wUrde zu weit führen, wenn wir hier die Ver- 
[ Wicklungen der Politik näher ausfuhren wollten, welche 
I die Union vtm 17113- 1812 willenlos zwischen den europäi- 
I sehen Kriegriihrendcn umherwarfen, genug, dass sie eigent- 
r lieh gar keine Politik hatte und ausser dem schwachen 
[Verfluche, ihre Rechte als Neutrale zu behaupten, gar 
L keine Stellung zu den Scerechtsfragcn ciunabm. Aehu- 
I liehe Denillthigungcn, wie sie die Vereinigten Staaten 
wahrend der Icl/.tei) Jithrc des viirigcn .liihrliundcrlM wich 
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von Frankreich und England gefallen lassen mussten, hat 
kaum ein nai)oleonischer Kheinbundfürst eingesteckt. Und 
es geschah ihnen Recht, denn ihr Verhalten war unredlich 
und falsch. Den Verpflichtungen, welche das französische 
Bündniss von 1778 ihnen auferlegte, glaubten sie sich 
durch Anlehnung an England ungestraft entziehen zu 
können; indessen verfeindeten sie sich dadurch um so 
sicherer mit beiden Kriegführenden. Es ist unmöglich, die 
amerikanische Geschichte von 1793— -1812 zu verstehen, 
wenn man das französisch - amerikanische Bündniss von 
1778 und die in Widerspruch damit stehende Politik der 
Vereinigten Staaten nicht als Ausgangspunkt der Beurthei- 
lung nimmt. Washington's Abschiedsadresse mit ihrer 
Warnung vor „entangling alliances" zieht indirekt dasi 
Fazit aus den früher begangenen Fehlern. Für die Ver- 
gangenheit konnte sie der Nation keine Indemnität erthei- 
len und erst seit dem Anfang des neunzehnten Jahrhun- 
derts bildet sie das Glaubensbekenntniss der auswärtigen 
Politik. 

Trotz aller Beeinträchtigungen und Ghikanen durch 
die Krieg führenden Mächte erfreute sich übrigens der 
amerikanische Handel zu jener Zeit einer unverhältniss- 
mässig hohen Blüthe. Für die Kaufleute Hess es sich mit 
der Neutralität gut leben, denn jedes Jahr der fortgesetzten 
F'eindseligkeiten vergrösserte den Gewinn der Neutralen. 
Zu keiner Zeit wuchs die amerikanische Marine so schnell 
als in den vierzehn Jahren von 1793 bis 1807. Zu Anfang 
dieser Periode, 1793, beim Ausbruch des französisch -eng- 
lischen Krieges betrug der Gehalt ihrer Handelsflotte 
488,000 Tonnen, 1799, als den Vereinigten Staaten der 
Krieg mit Frankreich drohte, war er bereits auf 939,483 
Tonnen gewachsen, und 1807, kurz vor dem durch JeflFerson 
auferlegten Embargo, hatte er sich auf 1,208,735 Tonnen 
vermehrt. Es dauerte in der Folge volle vierundzwanzig 
Jahre, ehe diese Höhe wieder erreicht wurde. Im Jahre 
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I 1831 beliof sieli die Träclitigkeit der Vereinigten Htaaten 
Handel siuarine erst wieder auf l,267,84fi Tonnen, ob- 
gleich die Bevölkerung sieh in dieser Zeit verdoppelt 

I hatte. 

Inzwischen wurde der Erieg zwischen Frankreich and 
England immer erbitterter. Die beiden feindlichen Mächte 
erklärten wechselseitig ihre Länder in Blokadeziigtand. 
Der damalige Präsident Jefferson und sein Kabinet sym- 
pftthigirten mit Frankreich. Sie beschlossen, um Napoleon 

I entgegen zn kommen, alle amerikanischen Rohprodukte 
I England ausznschlicssen und dadurch dessen Han- 
delsinteressen empfindlich zu schädigen. Die das Land 
bcberrschende demokratische Partei besass ihre Haupt- 

' elSrke in den Ackerbau treibenden Staaten des Südens, 

' dessen späterer Stapelartikel, Baumwolle, zu jener Zeit 
noch keine Rolle im Weltmärkte spielte, und hatte 

I keine Ahnung von den Gesetzen und der Entwicklung 

I deB Handels. Ihr Fuhrer Jefferson hatte in seinen ^oten 

^ Über Virginien im Jahre 1785 Über die Handelspolitik 
der Vereinigten Staaten folgende Weisheit zum Besten 
gegeben: „Sie fragen mich, ob es zweckmässig sei, die 
Bemühungen unserer Staaten zu unterstützen, dass sie 
ein Handelsvolk werden? Wenn ich meine eigene Theorie 
verwirklichen könnte, so wünschte ich, daas sie weder 
Handel noch Scbifffahrt trieben und sieb zu Europa ganz 

' auf denselben Fuss stellten, wie China es thut," Diese 
chinesische Politik verwirklichte Jefferson jetzt als Prä- 
sident durch das Embargo, welches am 22. Dezember 1807 
das Gesetz des Landes wurde. Dadurch, dass er alle 
amerikanischen Schifte vom Meere zurückzog und in den 
Hiifen festhielt, sehAdigte er die amerikanischen Interessen 
am Emptiudlichsten, denn er zerstörte den eigenen Handel 
und förderte nur den englischen, ohne Frankreich für sich 
zu gewinnen. Man berechnet, dass diese falsche Politik 

[ die Vereinigten Staaten 300 Millionen Dollars gekostet 
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hat. Ein Krieg wäre weniger kostspielig gewesen und 
hätte vor Allem die geistige und politische Spannkraft 
der Nation nicht so tief geschädigt. Aber auch dieses 
Verkriechen vom Kriegsschauplatz befriedigte die Eng- 
länder nicht. Sie gingen jetzt um so rücksichtsloser 
gegen die Amerikaner vor und trieben ihre Anmassungen 
und EingriflFe so weit, dass der gänzlich unvorbereitete 
Präsident Madison, wohl oder übel, 1812 den Krieg 
erklären musste. Dieser nunmehr folgende zweite eng- 
lische Krieg war der Preis, welchen die Vereinigten 
Staaten für ihre schwankende Haltung, für ihre Anläufe 
und ihre Rückzüge, für ihr Wollen und Nichtkönnen in 
der Seerechtsfrage zu zahlen hatten. Erst der Frieden 
von Gent schloss diese für sie so traurige und demüthi- 
gende Periode ihrer Geschichte. 

Es war für unsern Zweck geboten, auf die Haupt- 
ereignisse von 1793—1812 wenigstens hinzudeuten, um 
durch sie den Beweis zu liefern, dass die Union volle 
dreissig Jahre nach ihrem Vertrage mit Preussen der 
willenlose Spielball in den Händen der Kriegführenden 
war, dass sie selbst nicht einmal wusste, wo ihre eigent- 
liche Kraft und Stärke lag, und dass sie nirgend nach 
klar erkannten Prinzipien handelte, geschweige denn an 
eine Reform des Seekriegsrechts zu denken wagte. 

Erst in Folge des Aufstandes der spanischen Kolo- 
nien gegen das Mutterland traten die Seerechtsfragen 
auch für die Vereinigten Staaten wieder in den Vorder- 
grund des öffentlichen Interesses. Monroe war inzwischen 
Präsident geworden, und an der Spitze der auswärtigen 
Angelegenheiten stand John Quincy Adams, von 1817 — 1825 
als Staatssekretär, von 1825 — 1829 aber als Nachfolger 
Monroe's und Präsident, in welch letzterer Stellung ihm 
Henry Clay als Staatssekretär treu zur Seite stand. Adams 
befolgte als einsichtiger und erfahrener Staatsmann eine 
ebenso wahre und verständige als den Interessen seines 
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Landes aagemesseDe und grossartige Politik. Wählend 
er sich den europäischen Milchten gegenüber prinzipiell 
leutiiil verhielt, verbat er sich ebenso enti^chieden deren 
1 Einniiechung in amerikanische Angelegenheiten und deren 
[ Besiedlung amerikanischen Gebietes (Monroe-Doktrin) und 
l dachte den Vereinigten Staaten den jungen, noch unent- 
I wickelten mittel- und südamerikanischen Kepublikengegen- 
1 über, eine friedliche Beschützer- und Ftthrer-Rolle zu. 
I Im bewussten Gegensatz zu seinen Vorgängern und in 
fder vollen Erkenntnias der Tragweite seiner Bestrebungen 
f trat Adams während der ersten neun Jahre seiner aait- 
I liehen Tbätigkeit energisch fär die Abschaffung des Privat- 
I krieges zur See ein und nahm den Faden da wieder auf, 
[wo ihn sein Vater, Präsident John Adams hatte fallen 
en. Die von ihm erlassenen Instruktionen au die 
ramerikanischen Gesandten Husb in London vom 28. Juli 
11823. Sheldon in Paris vom 13. August 1»23 und Middle- 
iton in Petersburg vom 1. Februar 1824 sind klassische 
I Muster diplomatischer Noten und zugleich von jenem 
I idealen Zuge angehaucht, welcher in allen Kundgebungen 
l'dieses ausgezeichneten Mannes so wobltbueml bortlhrt. 
[Wenn schon Adams im Sommer 1826 seinen bisherigen 
I TtemUhungeu nicht mehr den bisher gewohnten Nach- 
Ldruck verleiht, weil sie von England nur zu ablehnend 
I «ufgenommen wurden, so Hess Martin von Buren (Jack- 
Isoiis Staatssekretär) in seiner Note vom 18. Juni 1830 
liin Randolph, den Gesandten in Petersburg, die ganze 
»Trage wieder fallen. ,Da es eine Massregcl von sehr 
iKweifelhaftcr Zweckmässigkeit sein würde, wenn wir die 
lUittel der Eriegfilhrung zur See auf unare junge Flotte 
I allein beschränken wollten, so hält es der Präsident für 
IrEerathener, einzuhalten, als sein Land in einer Frage zu 
iflicbten, welche ftlr dessen Sicherheit von so grosser 
iBedeutung iRt." Der damalige Gesandte James Buch- 
Eanan schrieb diese Mitllieilung ergänzend am 30. May 
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1832 an den russischen Staatskanzler Grafen Nesselrode, 
dass der amerikanische Vorschlag zur Abschaffung des 
Privatkrieges auf der See seit der an Middleton gerichteten 
Note vom 1. Februar 1824 fallen gelassen sei^ 

Von Jackson bis auf Pierce trat keine äussere Ver- 
anlassung mehr an die Union heran, welche sie hätte 
zwingen können , Stellung zu dieser Frage zu nehmen ; 
sie blieben nach wie vor bei der Kaperei als ihrem wirk- 
samsten und legitimen Vertheidigungsmittel stehen. In 
ein paar Sätze zusammengefasst, ergiebt sich folgendes 
Resultat unsrer Untersuchung: 

Eine fest ausgeprägte, geschweige denn reformirende 
Politik haben die Vereinigten Staaten in der Seerechts- 
frage nie eingenommen. Als sie arm- und hülflos waren, 
traten sie als Dilettanten des Fortschrittes auf, um diesen 
im Interesse ihres Handels bei der ersten Aussicht auf 
Gewinn schleunigst wieder fallen zu lassen. Nach einem 
fast dreissigjährigen Schaukelsystem, erstrebte zuerst 
auJFrichtig und vereinzelt John Quincy Adams die Unver- 
letzlichkeit des Privateigenthums zur See. Marcy endlieh 
tiberbot anscheinend die europäischen See -Mächte an 
Radikalismus, that aber im Grunde mit seinem Antrage 
auf Abschaffung der Staatskaperei nur einen geschickten 
Schachzug, um sich aus einer möglichst ungünstigen 
Stellung in eine möglichst günstige zu versetzen. 

Bietet nun diese Vergangenheit irgend welche Bürg- 
schaft dafür, dass die Vereinigten Staaten in Zukunft 
energisch für die Unterdrückung der Kaperei eintreten, 
dass sie sich den von Deutschland in dieser Richtung 
erstrebten Zielen anschliessen werden? Man wird wohl 
thun, sich in dieser Beziehung keiner Täuschung hinzu- 
geben, denn alle Anzeichen sprechen für das gerade 
Gegentheil ein^r solchen Möglichkeit. 

Die Vereinigten Staaten haben selbstredend ganz 
recht, wenn sie sich europäischen Streitfragen und Kriegen 
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gegenüber ganz Deutral verhalten, wenn Bie ihre eigenen 
nationalen Iiitcressen zum alleinigen Maßstab ihrer Poli- 
tik machen. Ebenso bedingt ein nur zu natürlicher und 
gesunder nationaler Egoismus, das6 man keine Vertheidi- 
guugsmittel aus der Hand giebt, so lange der miigliche 
feind die seinigen in der Hand behält. Es ist also im 
vorliegenden Falle eine ganz gerechtfei'tigte , sich von 
selbst verstehende Forderung, dass die europäischen 
Mächte die Staatskaperci gleichzeitig aufgeben müssen, 
wenn sie von der Union den Verzicht auf die Prirat- 
kaperei verlangen. Also nur unter der Bedingung und 
Voraussetzung der Gregenseitigkeit kann die Mitwirkung 
der Vereiaigten Staaten zur Reform der Seeki-iegsrechts 
erwartet werden; allein trotzdem dürften sie dieselbe ver- 
sagen. 

Mit der glücklichen Niederwerfung der Rebellion 
sind die Vereinigten Staaten in ein neues Stadium ihrer 
Entwicklung getreten. Der fünfzigjährige Kampf gegen 
die Sklaverei und ihre endliche Beseitigung bat positiven 
Aufgaben Platz machen müssen: es gilt nunmehr. Neues 
zu ecUatfen. nicht mehr bloss Veraltetee zu zerstören. E^ 
handelt sich vor Allem für die Union darum, aus den 
natürlichen und gewonneneu VvraussetKungeu ihres staat- 
lieheu Lebeus nicht nur Europa, sondern auch Asien 
gegenüber, immer mehr Eur kontinentalen Grossmaeht sich 
emporzuarbeiten und zu erstarken. Als solclie bat sie 
gemeinsame Interessen mit der ganzen zivilisirteu Welt, 
welche kräftiges Handeln bedingen und sieh utu- selten 
mit der von AVaehingtou empfohlenen Neutralität verein- 
baren lassen. Mit der Eifersucht der Kolonie auf das 
Mutterland, mit dem Misstraues gegen Europa, welche bis 
Jetzt deu Grundtou des politischen Vöbältnissea der Ver- 
einigten Stauten zur Europa bildeten, ht es niclit mehr 
gethan. Nein, sie müssen Stellung nehmen zu den Kul- 
turfragen der Gegenwart, und ihnen gegenüber ihre An- 
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schauungen und Interessen zur Geltung bringen. Diese 
Aufgabe findet ein wenig vorbereitetes Geschlecht vor. 
Die bisherigen leitenden Politiker waren lediglich durch 
ihre Stellung zur früher wichtigsten Frage, der Sklaverei, 
an's Ruder gekommen. Ob sie sonst für politische Auf- 
gaben Sinn und Verständniss hatten, war eine völlig 
untergeordnete Frage; meistens besassen sie weder den 
einen, noch das andere. Weder Johnson noch Grant, 
welche seit Beendigung der ßebellion regiert haben, be- 
ziehungsweise regieren, zeichnen sich durch neue schöpfe- 
rische Gedanken, noch durch einen freiem Gesichtskreis 
vor ihren Vorgängern aus. Ihre Politik besteht in . einem 
beständigen Ab- und Zuwägen zwischen den verschie- 
denen Landesinteressen und den von ihnen bedingten 
lokalen Forderungen, in polternden Drohungen gegen Eng- 
land, um den nationalen Yorurtheilen und Leidenschaften 
zu schmeicheln und innere Schwierigkeiten zu tibertäuben,, 
endlich in der geistlosen Wiederholung alten Landschachera 
— San Domingo — dessen Durchführung von den legitimen 
kontinentalen Aufgaben ablevkt, das Eingreifen in die 
westindische Tropen weit bedingt und deshalb ein nationales 
Unglück sein wird; kurz man bewegt sich im Wiederaus- 
graben längst abgethaner Massregeln und Ziele. 

Diese beiden Präsidenten spiegeln ganz genau die 
Durchschnittsbildung und politischen Anschauungen de» 
Volkes wieder, aus welchem sie hervorgegangen sind» 
Wenn sie nicht auf der Höhe ihrer Aufgabe stehen, so 
liegt der Fehler weniger in ihnen persönlich, als vielmehr 
in der beschränkten Auffassung der Amerikaner vom 
Staate. Sie betrachten diesen lediglich als ein Mittel zur 
Förderung lokaler, sei es politischer, sei es persönlicher 
Interessen und verlangen von ihm sehr viel Rechte, widmen 
ihm aber nur sehr wenige Pflichten. Am Stärksten äussei*t 
sich diese verderbliche Tendenz in der Gesetzgebenden 
Gewalt. In einem Lande, in welchem Kaufleute und Ad- 



Die Vereinigten Staaten and ilas tleFlLriegereulit. 



179 



Tokaten fast ausschtieesiich die Politik bestimmen, ist 
diese in der Uauptgache immer eine merkantile, eine 
Erämerpotitik, und die Htaatekunst wird in ihm zum 
blosnen Handwerk. Diese Krämerpolitik erzeugt nur 
Parteimännei- , weluhe für eine Klasse Gesetze erlassen, 
aber keine grosseu Staatsmänner, welche für die Nation 
Gesetze machen, und ihr leitende Ideen geben, die von 
der Menge zu Thaten verarbeitet werden. Nur diejenige 
Politik, welche die ethischen und moralischen Anschau- 
ungen oder erhabenen Leidenschaften eines Volkes auch 
im oftentliehen und staatlichen Leben zu verwirklichen 
strebt, wird sich grosser Staatsmänner als der Vollstrecker 
ihres Willens rtlhmcn dllrfe». „Ein bloss kaufmännischer 
Politiker, sagt Theodor Parker, kann sehr scharfsichtig 
sein, ja er kann vielleicht sehr weit sehen, aber seinen 
ganzen Gesichtskreis deckt ein Dollar'und durch diesen 
kann er nimmermehr hindurcbsehen. " Jeder Über das 
persönliche Interesse des Augenblicks reichende Gesichts- 
punkt, jede weiter liegende Frage, also die ganze aus- 
wärtige Politik, leidet selhatreclend unter einer solchen 
Auffassung der ätaatsvarhältnigse; nichts aber liegt ihr 
ferner , als das Herantreten au Probleme , welche die 
Lösung hoher, staatlicher und internationaler Ziele be- 
dingen. Derartige Politiker werden darum auch nichts 
fllr die Keform des Seerechts thun, und lediglieh, um 
deü Beweis zu fuhren, dass die Forderung der Unver- 
letzlichkeit des Privateigcntfaums zur See von ihnen keino 
Unterstlltzung erwarten kann, sind wir gezwungen, die 
Quellen ihrer Existenz näher zu analysiren. 

Diese Männer betrachten jede politische Aufgabe in 
erster Linie als ein Geschäft, das möglichst gut abge- 
schlossen, als einen Prozess, welcher unter allen Unistauden 
gewouDen werdeo muss, als eine Privatspekulation , die 
möglicher Welse Nutzen bringen kann. Auf die in Be- 
wegung gesetzten Mittel kommt es nicht an . wenn aie 
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Dur erfolgreißli eind; liöbere Standpunkte sind unbequem 
oder verwirren gar den Blick der Unentscliiedenen und 
Schwankenden, die es zu gewinnen gill. ^Steckt Geld 
darin?" igt die gewöhnlicbe Frage, welche der Mehrzahl 
der GresetzesForschläge in Washington sowohl als an 
den Sitzen der Staatsgeeetzgebungen entgegentritt. An 
dos allgemeine Interesse denkt der Vertreter nur inso- 
weit, als es mit seinem persönlichen nicht im Wider- 
spruch steht; im zweifelhaften Falle muss das erstere 
immer dem letztern weichen. Und wie nicht das ganze 
grosse Land, ohne jede proriniielle Absoadwung oder 
Begränzung, sondei-n nur der engere Kreis des heimath- 
lichen Bezirkes den Boden bildet, aus welchem der Ab- 
geordnete emporwächst, so schrumpft auch sein geistiger 
Blkk von den kontinentalen zu KJrchtburms - luteressen 
zusammen. Nicbt die freudige Zustimmung des Volbeß, 
soüdeni die Billigung der provinziellen Wähler, nicht dag 
nationale Wohl, sondero die Befriedigung der engen 
WilDScbe des Kreises, die Bücksicht auf den eignen Vor- 
theil bilden die Masstäbe ihres Wirkens. Sieh durch die 
Gegensätze und feindlichen Forderungen möglichst ge- 
schickt drtlcken, sich an mächtige Interessen anschmiegen, 
mit der Partei durch Dick- and DUnn geheu, kurz StimmcD 
gewinnen und nur ja keine verlieren, diese rein per- 
sbnlicbe Angabe wird somit ganz uatiirlich zum Alles 
beherrschenden Zwecke ihres politischen Treibens. Die 
Partämasehinerie ftii' Wahlen, öflentliche Kundgebungen 
etc. ist in den Händen der mittel massigsten und •ott 
korupteaten lokalen Elemente — politische Drahtzieher — ; 
diese aber haben ein naheliegendes Interesse daran, müg- 
licfast viel unbedeutende Männer an die Spitze zu hnngeo, 
damit sie selbst desto besser im Trüben fischen kennen. 
SelbstbewuBste und bedeutende Charaktere sind desshalb 
in der amerikanischen Politik nur 8pä.rlich gesäet, man 
schweigt sie todt oder isolirt sie. Die Intelligenz des Landes, 
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das geistige Leben lies Volkes ist auf andere Felder der Be- 
thätigung angewieseD. Was also in den Vereinigten Staaten 
gross, edel und fördernd ist oder wirkt, das hält sich in spriJ- 
der stolzer Abgeschlossenheit dem politiachen Treiben fern- 
Zn diesen äusseren Gründen, welche schlechte Gesetz- 
geber erzeugen, tritt nun noch das in der ganzen Union 
herrschende Distriktsyeteni , d. h. die streHger als das 
Gesetz gebandhabte Gewohnheit, wonach der zu wählende 
Abgeordnete stets der Bewohner des ihn entsendenden 
Bezirks sein muse, wonach also der bedeutendste poli- 
tische Kopf von dem Zufall der Parteißirbang seines 
Wuhnorts abhängig ist, ferner aber die gleiehfaUs mit 
der Härte eines schlechten Gesetzes wirkende 8itle und 
üeberlieferung, welche einem Abgeordneten nur ausnahms- 
weise länger als für einen Termin in den Kongress sendet. 
Darum hat diePolilik der Vereinigten Staaten auch alle paar 
Jahr ein anderes Gesicht, weil andere ephemere Bedürfnisse 
und Interessen. Andrerseits bedingt dieser vorige Wechsel 
eine um so grössere Abhängigkeit von den Wählern. In 
keinem Lande der Welt sind desshalb ancb Gesetzgebung 
und Exekutive so unverfälscht der Ausdruck der Volks- 
stimmung oder vielmehr der aagenblicklidien Volksströ- 
mutig als in den Vereinigten Staaten. Der Servilismua 
gegen die Massen hat aber im Laufe der Jahre eine demo- 
kratische Fluth im Fluss gebracht, welche die Basis des 
Staates selbst; die Grundfesten jedes geordneten Gemeiu- 
weeens erschüttert. Es giebt gar keine Autorität, kein 
Prinzip mehr, welches die durch Feilschen, Schacher und 
Handeln vereinigten Einzelinteressen zu schonen Anstand 
nehmen; die jeweilige Majorität bestimmt die innere und 
äuRsere Politik des Landes. New- York und Brooklyn z. B., 
welche mit ihren l'/j Millionen Einwohnern eigentlich 
nur eine einzige grosse Stadt bilden, und auf allen Gebieten 
des Wissens Hunderte von hervorragenden Männern and 
erprobten Charakteren aufzuweisen haben, werden im Kon- 
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gress in der Regel vom Abschaum der grossstädischen 
Bevölkerung oder den diesem Abschaum im persönlichen 
Interesse huldigenden niedrigen Politikern vertreten. Jahre 
lang war John Morrisscy, berüchtigter Preisfechter und 
notorischer Halter einer Spielhölle, Repräsentant des 
. reichsten kaufmännischen Viertels der Stadt Newyork. 
Mit einem jährlichen Budget, welches grösser ist, als das 
des Königreichs Bayern, ist sie finanziell nur eine Satrapie 
von drei oder vier irländischen Wardpolitikem der 
schlechtesten Sorte, welche alle Fäden und alle politische 
Macht in Händen halten, und die vierzig Stadtverordneten, 
früher kurzer Hand die 40 Diebe genannt, zu blossen 
Eegistratoren ihrer Edikte herabgedrtickt habep. Im 
Jahre 1870 weigerten sich die herrschenden Oligarchen 
sogar, die jährliche ßechnungsablage und den Finanz- 
bericht zu veröflfentlichen. Um das Publikum zu beruhigen, 
mussten zwei Millionäre nach Einsicht der Rechnungen 
des Schatzkontrolleurs der Stadt erklären, dass Alles in 
Ordnung sei, und damit war die Sache abgemacht. Da- 
gegen vertheilt Tweed, der gegenwärtige Beherrscher 
der demokratischen Schaaren von Newyork, 50,000 Dol- 
lars unter die Armen, sein Kollege O'Brien schenkt ihnen 
5000 Tonnen Kohlen, um sich mit den Stimmen des Ge- 
sindels in der Macht zu erhalten. Natürlich geschah das 
mit gestohlenen Gelde, denn von den eingehenden Steuern 
werden jährlich etwa 15 Millionen Dollars veruntreut. 
„Es scheint im Reiche der amerikanischen Politik das 
Gesetz der modernen Industrie zu herschen, sagt Hermann 
Raster, einer der verdientesten und geistvollsten dortigen 
Publizisten, wonach der Konkurrenz der Vielen das Mono- 
pol der Wenigen folgt. Die Maschinerie wird zugleich 
so grossartig und so komplizirt, dass nur ein Kopf mit 
grossem Kapital verbunden, der Leitung gewachsen ist.** 
Allerdings berühren diese Beispiele nur Newyork, allein 
die grösseren Inlandstädte beeilen sich, dem Beispiele der 
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auch in dieser Beziehung für sie massgebenden Metropole 
nachzueifern, und von ihr auB dringt das überall will- 
kommene Gift allmälig bis in die priniitivete Gemeinde 
dee fernsten Westens. Der ganze soziale und politische 
Körper wird davon affizirt; nur findet hier die Ansteckung 
schneller, dort langsamer statt, denn das ganze Land ist 
ihr bei der sein Leben beherrschenden Anschauung, ohne 
Arbeit reich werden zu wollen, unbedingt verfallen. Der 
Kückscblag dieser Anschauung aber auf die grosse und 
auswärtige Politik ergiebt sich ohne jeden Kommentar 
von selbst. Wie kann man also erwarten, die Gereehtig- 
keit der Forderung der Unverletzlichkeit des Privateigen- 
tfaums zur See von einem Volke .inerkannt zu sehen, 
welches gegen die Unverletzlicbkeit des öffentlichen Eigen- 
thuins zu Lande einen so erbitterten Krieg führt? 

Diese Verschlechterung des öffentlichen Geistes trat 
erat offen zu Tage mit dem Missouri Konipromias (1821) 
durch welches die Sklavenhalter die Hauptmacht im Staate 
wurden und über Geld und Ehren stellen zu gebieten an- 
fingen: sie griff mit der fast gleichzeitigen Ausdehnung 
des allgemeinen Stimmrechts auf städtische und Gemeinde- 
Angelegenheiten täglich mehr um sich, erreichte in Ffilge 
des ungerechten Mexikanischen Krieges, der Entdeckung 
des kalifornischen Goldes und der allgemeinen kommer- 
ziellen Prosperität einen hohen Grad, stieg aber noch 
höher durch den letzten Bürgerkrieg, welcher kolossale 
Geldsummen und Gewinne in alle Kanäle des wirth- 
schaftlichen Lebens führte, und erzeugte die allen Yolks- 
klassen gemeinsame Anschauung, dass der Staat nur da- 
zu vorhanden ist, um sich von den Einzelnen in deren 
Interesse ausbeuten zu lassen. Die widerwillig getrageneu 
Fesseln, welehe einzelne bedeutende Männer oder auch 
die noeli unentwickelten ökonomischen Verhältnisse der 
t^lioh mehr um sich greifenden Ausbeutungssucht anlegten, 
wurden mit jeden Jahre sohwächer. Die letzten üeber- 
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reste der bis zur Einführung des Dampfes noch starken 
Autorität in Familie und Gemeinde, wurden von einer 
demokratisirenden, rein äusserlichen Gleichheit verdrängt» 
So ergiesst sich jetzt der überall entfesselte Strom der 
Korruption verheerend und zerstörend über das ganze 
Land. An die Stelle des südlichen Grundadels, wrieher 
den nördlichen Pöbel in seinen Dienst nahm und durch 
dieses natürliche, für beide Tbeile vortheilhafte Bündniss 
das Land beherrschte, ist der nördliche Geldadel getreten, 
welchem tausendfach die Mittel und Wege zu Gebote stehen, 
den kleinsten Hinterwäldler mit in den Strudel de» Ver- 
de#)ens zu ziehen, ohne ihm den sofortigen Rückschlag 
der täglich wiederholten Attentate auf den Volkswohl- 
stand fühlbar zu machen. Einer der höchsten Steuer- 
beamten der Vereinigten Staaten erklärte vor zwei Jahren, 
ohne irgend welchem Widerspruch zu begegnen, vor dem 
ganzen Lande, dass es bei der Unredlichkeit und Un-^ 
fähigkeit der Beamten die Regierung 100 Millionen Dol- 
lars koste, um netto 300 Millionen Dollars direkter Steuern 
einzuziehen. So stark ist der Unfug bereits geworden, 
dass sogar die offiziellen Politiker vor diesem Beutesjstem 
erschrecken, dass sie die Bureaukratie europäischer, 
namentlich deutscher Staaten als das höchste wünschens- 
werthe Ziel für den Staatsdienst anstreben, und dass sie, 
um einen zuverlässigen und ehrlichen Beamtenstand zu 
gewinnen, die durch ein öffentliches Examen zu be- 
weisenden Kenntnisse und Fähigkeit zum einzigen Prüf- 
stein für die Würdigkeit der Anstellung machen wollen. 
Vorläufig finden sich freilich diese, eine so heilsame Re- 
form anstrebenden Männer in der Minderheit gegen die 
früher erwähnten Marcy'sche Doktrin, dass dem Sieger 
in der Politik die Beute gehöre; sie sind ohnmäcfatig 
gegen die Banden hungriger Aemterjäger, welche an Un- 
wissenheit und Unverschämtheit den Clericis des spätem 
Mittelalters um nichts nachstehen. 
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Es wäre iäcberiich zu glauben, daes die Vereinigten 
Staaten jemals in der Form eine Monarchie werden künn- 
ten. Äbgeselien v^on bo vielen iinderen Gdluden, sind die 
einander wideratreitenden und befehdenden Interessen sehen 
viel zu mächtig, als dass sie eine in einer Person ver- 
körperte Spitze aufkommen liessen. Die politische Zukunft 
des Landes wird durch die bereit« bestehenden und täg- 
lich neu entstehenden Geldinstitute und Verkehragesell- 
Bchaften, wie Banken. Eisenbahnen uud Dampferlinien, 
bestimmt werden. Das finanzielle und industrielle Erwerbs- 
leben der Gegenwart unterscheidet sich dadurch von frü- 
heren Zeiten, dass das grosse Kapital, möge es nun in 
den Händen reicher Individuen angehäuft oder durch Asso- 
ziation kleiner Kapitalisten entstanden sein, statt sich wie 
früher ängstlich von neuen Unternehmungen zurückzuziehen, 
tiberall aggressiv geworden ist und dass es unter der in- 
telligenten Leitung junger energischer Kräfte tRglich küh- 
nere Eroberungsztige unternimmt. In den Vereinigten 
Staaten revoiutionirt dieser veränderte Charakter des Ka- 
pitals die alten Verhältniese doppelt, weil es hier weniger 
RuBsero Schranken giebt, und weil eich an die Bpitzen 
grosser Geld- oder Verkehrs- Institute sehr häutig Männer 
drängen, welche weniger gewissenhaft als Andere die Ver- 
wegenheit, die Wagebalsigkeit der Nation in sich ver- 
körpern und, Ehre und Scham als Überflüssige Bagage 
hinter sich lassend, stets bis an die Gränzen der 8traf- 
geeetze, oft auch noch über diese hinaus vorrücken, ohne 
in der affentliuhen Meinung der gebührenden Verachtung 
oder nur der Isolining zu begegnen. Einem Volke erfolg- 
reicher Kaufleute kommt der eigentliche Begriff' der Ehre 
ganz abhanden, ihm ist der äusserlich untadelhafte Gentle- 
man das ideale Produkt des gesellschaftlichen Lebens. 

Wer in der Union das schnöde Treiben der Eisen- 
bahnkönige wie Vanderhilt und Fisk, der Pazific - Dampf- 
scbiff-Kumpagnie oder des Oamden- und Ainboy-Monopols 
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1832 an den russischen Staatskanzler Grafen Nesselrode, 
dass der amerikanische Vorschlag zur Abschaffung des 
Privatkrieges auf der See seit der an Middleton gerichteten 
Note vom 1. Februar 1824 fallen gelassen sei^ 

Von Jackson bis auf Pierce trat keine äussere Ver- 
anlassung mehr an die Union heran, welche sie hätte 
zwingen können, Stellung zu dieser Frage zu nehmen; 
sie blieben nach wie vor bei der Kaperei als ihrem wirk- 
samsten und legitimen Vertheidigungsmittel stehen. In 
ein paar Sätze zusammengefasst, ergiebt sich folgendes 
Resultat unsrer Untersuchung: 

Eine fest ausgeprägte, geschweige denn reformirende 
Politik haben die Vereinigten Staaten in der Seerechts- 
frage nie eingenommen. Als sie arm- und hülflos waren, 
traten sie als Dilettanten des Fortschrittes auf, um diesen 
im Interesse ihres Handels bei der ersten Aussicht auf 
Gewinn schleunigst wieder fallen zu lassen. Nach einem 
fast dreissigj ährigen Schaukelsystem, erstrebte zuerst 
auifrichtig und vereinzelt John Quincy Adams die Unver- 
letzlichkeit des Privateigenthums zur See. Marcy endlich 
tiberbot anscheinend die europäischen See -Mächte an 
Radikalismus, that aber im Grunde mit seinem Antrage 
auf Abschaffung der Staatskaperei nur einen geschickten 
Schachzug, um sich aus einer möglichst ungünstigen 
Stellung in eine möglichst günstige zu versetzen. 

Bietet nun diese Vergangenheit irgend welche Bürg- 
schaft dafür, dass die Vereinigten Staaten in Zukunft 
energisch für die Unterdrückung der Kaperei eintreten, 
dass sie sich den von Deutschland in dieser Richtung 
erstrebten Zielen anschliessen werden? Man wird wohl 
thun, sich in dieser Beziehung keiner Täuschung hinzu- 
geben, denn alle Anzeichen sprechen für das gerade 
Gegentheil einer solchen Möglichkeit. 

Die Vereinigten Staaten haben selbstredend ganz 
recht, wenn sie sich europäischen Streitfragen und Kriegen 
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gegenüber ganz ueutral verbalten, weuii sie ihre eigene» 
nationalen InteresBen zum iilleinigeii Masstab ihrer Poli- 
tik macheo. Ebenso bedingt ein nur 2U nalUiiicher und 
gesunder nationaler Egoismus, dnss man keine Vertheidi- 
gungsmittel aus der Hand giebt, so lange der mögliche 
Feind die seinigeu in der Hand behält. Es ist also im 
vorliegenden Falle eine ganz gerechtfertigte, sich von 
selbst verstehende Forderung, dass die europHiachen 
Mächte die Staatskaperei gleichzeitig au%eben mUeiten, 
wenn sie von der Union den Verzicht auf die Piivat- 
kaperei vorlangen. Also nur unter der Bedingung und 
Voraussetzung der Gegenseitigkeit kann die Mitwirkung 
der Vereinigten Staaten zur Reform der Seekriegsrechts 
erwartet werden; allein trotzdem dürften sie dieselbe ver- 
sagen. 

Mit der glücklichen Niederwerfung der Rebellion 
sind die Vereinigten Staaien in ein neues Stadium ihrer 
Entwicklung getreten. Der fünfzigjährige Kampf gegen 
die Sklaverei und ihre endliche Beseitigung hat positiven 
Aufgaben Platz machen miisaeQ: es gilt nunmehr. Neues 
zu sohaöeu, niclil mehr bloss Veraltetes zu zerstören. Es 
handelt sieh vor Allem ftir die Union darum, aus den 
□atflrlicben und gewonnenen Voraussetzungen ihrea staat- 
lichen Lebens nicht nur Europa, sondern auch Asien 
gegenüber, immer mehr zur kootiaentaleu Grosamacht sich 
emporzuarbeiten und zu crslurken. Als solctte hat sie 
gemeinsame luteressen mit der ganzen zivilisirten Welt, 
welche kräftiges Handeln bedingen und sich nur selten 
mit der von Washington empfohlenen Neutralität verein- 
baren lasfien. Mit der Eifersucht der Kolouie auf das 
Mutterland, mit dem Misstraueo gegen Europa, welche bis 
jetzt den Grundton des politischen Verbälüiisses der Ver- 
einigten Stauten zur Europa bildeten, ist es nicht mehr 
getban. Nein, sie lutiBsen Stellung nehmen zu den Kul- 
turfragen der Gegenwart und ihnen gegenüber ihre An- 
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Augenblick die Volksleidenschaften zOgelten; wie lange 
das aber danern wird, ist eine andere Frage* Ein Krieg 
gegen England würde von den Tonangebenden oder viel- 
mehr von den dem herrschenden Tone sich anbeqnemenden 
Politikern, von den Schreiern der Tribünen und der Knei- 
pen mit wahrem Entzücken begrüsst werden. Die Irländer^ 
welche in den Vereinigten Staaten nach Millionen zählen 
und in Folge früherer Masseneinwanderungen bereits so 
sehr mit den Amerikanern verschmolzen, sind, dass man 
besser thäte, von Iro-Amerikanem statt von Anglo-Ameri- 
kanern zu sprechen, sind für die Parteipolitiker zu werth- 
volle Bundesgenossen , als dass sie ihnen nicht auf jede 
nur mögliche Weise schmeicheln und entgegenkommen 
sollten. Also Begünstigung oder auch Schonung der irischen 
Vorurtheile, blinde selbstmörderische Nachsicht gegen den 
täglich frecher als Macht sich geberdenden Katholizismus^ 
rohes Kriegsgeheul gegen den natürlichen Feind der Ir- 
länder, gegen England, das sind die unerlässlichen Sätze 
in dem Programme der Politiker, welche Erfolg haben 
wollen. Als jüngst in Newyork ein grosses Meeting zur 
Feier der Befreiung Italiens von der politischen Herrschaft 
des Papstes gehalten wurde, wagte nur ein einziger der 
zur Betheiligung eingeladenen republikanischen Senatoren 
und Abgeordneten die Einladung anzunehmen ; die Uebri- 
gen wanden sich in ihren feigen Redensarten wie der 
Teufel im Weihwasser, keiner von ihnen wollte die Irländer 
vor den Kopf stossen. 

Hätten die leitenden Männer der republikanisehen 
Partei genug politischen Blick besessen, um über die Be- 
dürfnisse des Augenblicks hinaus zu denken, hätten sie 
nur ein Fünkchen Verständniss für die in ihrem Grebiete 
angesiedelten Angehörigen fremder Nationen gehabt, oder 
hätten sie sich nur die Mühe gegeben, deren relative Be- 
deutung auf Grund der Einwanderungsstatistik zu begrei- 
fen, so würden sie Alles aufgeboten haben, als Gegen- 
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;ewicht gegen die uilt dcu Deuiokrateu stimmenden Ir- 
lUnder die groBse deutsche Bevülkeiung des Landes für 
I Bicb zu gewinnen. Nnmeriscli ^vird sie den Irläodern 
täglich ni«br gleichkomtoen, wenn sie es nicht schun ist, 
und sie in nicbt ferner Zukunft überragen, da Deutscb- 
laml reicher an Auewandereru ist alg Irland. Die Poli- 
tiker aber haben dieses Ziel, das m Interesse ihrer selWt 
und der Zukuuft ihres Landes lag, nie ernetlich in's Auge 
gefaset. In }>olitiBclieu Dingen sind die Deutschen schwerer 
zugängliub und bei uaugelnder Kenntniss des Englischen 
auch unbebülflicher, als die leicht erregbaren und er- 
reichbaren Ii'liinder; sie sind zugleich unbrauchbarer, 
weil sie nicht so gewiBsenlos, nicht so leichtsinnig sind, 
und namentlich mügliehst ökonomisch unabhängig zu wer- 
den streben. Als BUrger aber sind die Deutschen besser, 
i w«il sie solider, zuverlässiger und wohlhabender, dabei 
, anspruchJoser und bescheidener sind. Fast jeder Deutsche 
hat wenigstens so viel Gewissen, liass er denjenigen ver- 
achtet oder wenigstens beargwöhnt, welcher ein Geld- 
, gescbäft aus der Politik macht. Er bat noch so viel 
L geistiges Kapital aus dem Vaterlande mitgebracht, dass 
r W wenigstens selbst zu denken wagt und in seiner Mebr- 
[ zahl nicht, wie der Lländer, hinter jedem politischen Leit- 
[ hammel als blosses Stimmvieh herläuft. Statt also die 
' Deutschen als Bundesgenossen zu gewinnen, was seit den 
Tagen der Is'ebraaka-Bill bis «um Ausbruch des Krieges 
äusserst leicht gewesen wäre, zogen die republikanischen 
PolitUter sie nur halb su sich herüber oder stiesseu sie gar 
durch politische Missgriffe ab, wie die theilweise Unter- 
Bttitsung der nativistisohen Bestrebungen und Verquinkung 
ataatlieber Gesichtspunkte mit rein ethischen oder mora- 
lischen Fragen, wie Temperanz, Sonntagsfeier und anderen 
derartigen Dingeu. Die deutschen leitenden Republikaner 

iin allen Staaten der Union haben redlich dafür gestrebt, 
ihren amerikanischen Freunden die Nothweadigkeit dieser 
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Bundesgenossenschaft klar zu machen, allein diese glaubten 
mit Abschlagszahlungen und halben Massregeln durchzu- 
kommen, die ein paar Wochen vor der Wahl begannen 
und den Tag darauf eingestellt wurden. Im Westen sind 
die Deutschen in ihrer grossen Mehrheit Republikaner 
geworden, und es ist nicht zu viel gesagt, dass sie die 
erste Wahl Lincols zum Präsidenten entschieden haben. 
Jetzt wirft sich die am Ruder stehende republikanische 
Partei, um sich in ihrer Herrschaft zu befestigen, auf die 
Irländer, denen sie ihrem Wesen nach so antipathisch ist 
als dem bigotten Katholiken der Ketzer. Sogar Präsident 
und Kongress kottetiren mit ihnen, weil es sich für sie 
nur um die „Ins and Outs^ handelt. Der höchste Bundes- 
beamte von Newyork, selbst ein Irländer, fährt nach Art 
von Emigranten - Runnem in einem Vereinigten - Staaten 
Dampfer den von England begnadigten Feniem entgegen, 
um sie dem Geschäfts-Konkurrenten, der feindlichen Partei 
vor der Nase wegzuschnappen. 

Wie die Deutschen im bürgerlichen Leben durch 
ihre Sesshaftigkeit, durch ihre Kunst des Haushaltens 
im Kleinen ein äusserst wohlthätiges und nothwendiges 
Gegengewicht gegen die amerikanische Beweglichkeit und 
Sorglosigkeit sind, wie sie durch den in ihren Händen 
befindlichen, täglich sich mehrenden mittlem und kleinem 
Besitz die sicherste Grundlage des Staates bilden, so 
könnten sie auch der amerikanischen Politik den Charakter 
einer grössern Stabilität und Stetigkeit geben, welchem 
die unruhigen iro-amerikanischen Elemente das Land täg- 
lich mehr entfremden. 

Die falsche, nur gewöhnliche Wahlmanöver in's Ange 
fassende Politik der Regierung hat aber eine viel grössee 
Tragweite als ihre Urheber zu ahnen vermögen. Sie ist 
der schwerste Schlag, welcher der Nation versetzt werden 
konnte, sie ist der leichtsinnige Verzicht auf die stolze, 
vom Selfgf)vemment in Kirche und Staat aufgebaute Grösse, 



Die Veieiai^eD Staaten und das Seekriegarecbt. 



191 



I 



I 



K ist d 



welche von Nea- England ausgehend dem Lande seinen 
Inhalt und Charakter gegeben hat. So lange die Aristo- 
kratie des Siideag das Interesse hätte, mit dem Pübel 
der Städte Hand in Hand zu gehen, hielt sich diese ir- 
ländische Bnndesgenossenschaft noch im engern Kahmen 
der Parteikämpfe; allen wenn die Partei, welche sich so 
gern die Partei der moralischen Eroberungen nennt, zur 
Regierung des Landes erhoben, den Demokraten den Rang 
abzulaufen sucht, und bei den Irländem unterkriecht, um 
sich im Amte zu halten, so begeht sie geradezu ein Ver- 
brechen an ihrem Volke. Denn durch diese- sich täglich 
mehr ausdehnende Losltisung der eigentlichen Wurzeln 
der amerikanischen Kraft von ihrem protestantisch ger- 
manischen Boden und durch ihre Unterwerfung unter 
celtisch romanische Einflüsse wird die natürliche Ent- 
wicklung lies Landes unterbrochen, wenn nicht ganz in 
Frage gestellt. 

Das gedankenlose, wüste Kriegs- und Kachegescbrei 
gegen England . welches also in der Liebedienerei der 
amerikanischen Parteien gegen die Irländer wurzelt, läset 
natQrlich auch den Gedanken an die Aufgebung des pri- 
vaten Öeerauhens nicht aufkommen. Die Vereinigten 
Staaten dürfen sich, so raisonnirt man. des wirksamsten 
Mittels nicht begeben, welches sie zur Bekämpfung Eng- 
lands haben. Es ist aber kaum zu bezweifeln, dass die 
Alabama-Frage in der einen oder andern Weise bald bei- 
gelegt wird. Dann fallt natürlich auch der äussere Vor- 
wand weg, sich der Vereinbarung der europäischen Mächte 
zur Abscbatfung des Seeraubes anzuAchliessen. indessen 
wird die Union dann nicht um andere möglichst liberale 
Ausfluchte verlegen sein, um ihr Beharren bei der Barbarei 
zu beschönigen, ^'on atncrikanischem Gesichtspunkte aus 
werden hauptsächlich zwei Gründe dafür geltend geiuacht. 
daafl am Besten Alles beim Alten bleibt. Einmal nämlich 
iat die Privat - Kaperei für die Vereinigten Staaten, als 



192 Die yereiiugten Staaten und das Beekriegspecfat. 

Kriegführende das wohlfeilste und mächtigste, darum 
nationalste Vertheidigungsmittel , dann aber bringt ihnen 
als Neutralen ihre Beibehaltung unermessliehen NufcsejQ 
und Gewinn. 

Was nun den ersten Grund betrifft, so sind die Arne- 
rikaner, vermöge ihrer natürlichen Anlagen, ihrer Wage^ 
halsigkeit, ihrer Lust an Abentevern, und ihrer Jagd nach 
Gewinn, ohne entsprechende Arbeit, sowie bei ihrer tech- 
nischen Geschicklichkeit im Bau leichter und sehfieller 
Schiffe relativ mächtigere und gefährlichere Seeräuber 
als andere Nationen. Es würde desshalb in der That, 
wenn sie die Kaperei aufgäben, der Yortheil, auf welchen 
sie yerziehteten , schlecht im Verhältniss zu dem Gegen* 
werth stehen, den sie empfingen. Wie sie bei Entdeckung 
des kalifornischen Goldes in Dampffährebooten um das 
Kap Hörn gefahren, wie sie einer Wette oder um das 
Aufsehens willen, auf Flössen oder in den winzigsten 
Schiffchen über den atlantischen Ozean gesegelt sind, so 
haben sie «ich von der ersten Besiedlung der atlantischen 
Küsten an, als Schiffer und wenn es galt , als Seeräuber 
ausgezeichnet Im Bevolutionskriege gingen fast alle Ma- 
trosen auf Kaperschiffe, und, selbst Handwerker, welche 
eine sitzende Lebensweise führten, schlössen sieh ihnen 
an. So waren z. B. 1778 in Philadelphia keine Buch- 
binder zu haben, weil sie sich fast alle als Piraten auf dem 
Meere herumtrieben. Bricht ein Seekrieg aus, so sind 
ihre Kaper schneller ausgerüstet und zur Jagd auf Privat- 
beute bereit als die Vereinigten Staaten - Kriegsschiffe. 
Die Regierung braucht sie nicht erst zu rufen, kann viel- 
mehr immer auf sie zählen, also auch an ihrer Flotte 
sparen. Je mehr Kaper, desto weniger Linienschiffe! 
Wenn die letzteren aber auch noch so sehr vermehrt and 
verbessert würden, so könnten sie es doch unmöglich 
mit der ihnen überlegenen englischen Flotte aufnehmen. 
Nun dürfen die Vereinigten Staaten zwar Privatschiffe in 
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den öffentlichen Dienst nehmen, und sie zur Verstärkung 
ihrer Marine mit Freiwilligen benannnen, allein diese 
Ausgäben wollen sie eben sparen, und durch Beibehaltung 
der Frivalkaperci England ebenbürtig und gefiihrlich zur 
See bleiben. Dann aber ist andrer Seits der englische 
Handel viel emptindücher zu besebädigen, als der ameri- 
kanische. Das auf der See schwimmende englische Eigen- 
thum wird auf annähernd 100 Millionen Pfund Sterling 
geschätzt. Im Jahre 1865 betrug der Werth der Aus- 
fuhr bloa britischer Produkte 165,862,402 Pfund Sterling. 
Dazu kommt, dass England zur Ernährung seiner dichten 
Bevölkerung und zur Herbeiachaffung der niUbigeu Roh- 
stoffe für seine Fabriken immer auf die Einfuhr zur See 
angewiesen ist. (K. Scbleiden, Reichstag -Debatte vom 
18. April 18l>8). Die Vereinigten Staaten können also 
mit ihren Kapern England doppelt soviel Schaden antbun, 
als dieses seinen Feinden zufllgen kann. Steht aber 
Kriegsflotte gegen Kriegsflotte, so ist England doppelt 
so stark, wenn nicht noch stärker ali* die Union, so ver- 
liert diese ebenso viel, wenn nicht mehr als sie im ent- 
gegengesetzten Falle gewinnen könnte. 

Diese Ansichten und Berechnungen würden vielleicht 
der bessern Einsicht, der ruhigem Ueberlegung des Staats- 
manns weichen, wenn die Frage sieb wie eine technische 
Verwaltungsmassregel der eigentlichen politischen Agitation 
und vor Allem dem kaufmännischen Eigennütze entzöge. 
Aber gerade diese Geld- und Gewinnfrage, das soge- 
nannte „shipping interest", beeinflusst noch mächtiger und 
gebieterischer als die politische Machtfrage die Amerikaner, 
der Kaperei als Neutrale das Wort /.n reden. 

„Es it4t unser Interesse, in einem europäischen Kriege 
neutral zu bleiben und die niögliobBte Ausdehnung der 
Rechte der Neutralen anzustreben, andrer Seits aber die 
den Neutralen gebührenden substantiellen Vortheile zu 
erndten. Es wUrde einfach Selbstmord sein , die nach 
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einem so langen Kampfe gewonnenen neutralen Vortheile 
dadurch wegzuwerfen, dass wir der Verzichtleistung auf 
Wegnahme von Schiff und I^dung der Kriegführenden 
zustimmten, denn wir würden in einem solchen Falle so- 
fort unsre Ueberlegenheit als Neutrale über die Handels- 
marine der Kriegführenden einbüssen. Wenn wir eine 
Aenderung des Völkerrechts gutheissen, welche auch den 
Handel der Ki'iegfübrenden in seinen alten Bahnen fort- 
gehen lässt, so verlieren wir den bedeutenden Antheil 
am Frachtverkehr, welchen uns die europäischen Kriege 
zuführen. Das mag eine selbstische Erwägung sein, aber 
sie ist weder ungerecht, noch steht sie im Widerspruch 
zum abstrakten Recht. Der jüngst erklärte preussische 
Verzicht auf Aufbringung und Wegnahme feindlicher Kauf-^ 
fahrteischiffe ist nichts als ein Theaterkoup, als ein An- 
gebot auf den Beifall einer neutralen Zuhörerschaft. ^ Zum> 
Schluss wird dann noch der alte Gemeinplatz ausgeführt^ 
dass durch gründliche Vernichtung des feindlichen Handels, 
durch möglichste Schädigung des feindlichen Eigenthum» 
der Frieden nur um so schneller erzwungen werden könne.. 
Diese Worte sind einem in No. 269 der Newyorker 
„Nation** v. J. 1870 enthaltenen Artikel: „Freiheit des 
Handels der Kriegführenden^ entnommen. Die Nation 
ist die bestredigirte Wochenschrift, die sich durch geist- 
reiche Polemnik, scharfe Kritik und reichen Inhalt die 
geachtetste und einflussreichste Stellung unter den ameri- 
kanischen Blättern errungen hat. Aus diesem Grunde ist 
hier auch der obige Satz aus ihr angeführt worden, zu 
welchem die Zustimmungen minder bedeutender Blätter^ 
der Handelskammern und politischen Redner Dutzend- 
weise hinzugefügt werden könnten. Der Leser mag sich 
selbst sagen, wie erst das dürre Holz aussehen muss, 
wenn schon am grünen solche Dinge geschehen. Jeder 
Versuch einer Verminderung der Härten des Krieges ist 
in den Augen dieser Kritiker der Ausfluss einer schwäch- 
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liehen Humanität, die Solidarität der kommerziellen ioter- 
nationalen Interessen aber ein Hirngespinst und wo 
möglich der Seeräuber der Apostel der Gesittung, 

Die europäischen Mächte, so raisonuirt man weiter, 
kOnnen und werden bei einem grössern Kriege nur zu leicht 
in Mitleidenschaft gezogen werden. Die Vereinigten Staaten 
aber vermögen hei ihrer günstigen Lage neutral zu bleiben 
und in Folge dessen den Frachthandel Europa'» zu nio- 
nopolisiren. Dies Geschäft ginge jedoch verloren, wenn 
die Kriegführenden durch Abschaffung der Kaperei für 
ihr Privat-Eigentlium nicht mehr zu fürchten brauchten. 
Schieiden gieht in seiner bereits angeführten Bede einige 
Zahlen, welche dieses Verhältnies schlagend erläutern: 
„Im Jahre 1865 liefen in den Häfen des Vereinigten 
Königreichs von Grossbritannien und Irland ein und aus: 
britische Schiffe von einer Träehtigkeit von 19,358,955 
Tonnen, und 17,413,643 von diesen Tonnen waren mit 
Ladung gefüllt. Gleichzeitig liefen ein und aus: fremde 
Schiffe von einer Trächtigkeit von 9,538,137 Tonnen, und 
davon waren 7.572,202 Tonnen beladen. In demselben 
Momente, wo England ein Krieg droht, wird keins von 
diesen hritiscben Schiffen mehr wagen dürfen, sich auf 
der See zu zeigen. Der italienische Krieg hat bewiesen, 
dass bei drohendem Kriege die Assckuranzprämte steigt 
und Niemand mehr englische Schiffe chartern will. Lassen 
Sie uns den hier aufgestellten Grundsatz (der Abschaffung 
der Kaperei) zur Anerkennung bringen, und das Ver- 
Lältniss wird in Kriegszeiten so ziemlich dasselbe bleiben 
wie jetzt; es werden wieder Schiffe von 19 Hillionen 
Tonnen unter englischer Flagge und solche von etwa 9'/s 
Millionen unter fremder Flagge einlaufen , während im 
Kriegsfälle (bei Beibehaltung der Kaperei) das Verhältniss 
HJch gewiss umkehren würde." Die Amerikaner müsstea 
also die guten Kaufleute nicht sein, welche sie wirklich 
sind, wenn »ie bei solchem Gewinn die Kaperei aufgäben. 
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Man wende hiergegen nicht ein, dass selbst ameri* 
kanische Handelskammern schon Beschlüsse für Aufhebung 
des Seeraubs gefasst haben. Das ist allerdings in Folge 
hanseatischer Anregung, und unter dem Vorgang hervor- 
ragender deutscher Kaufleute zu Anfang des Jahres 1860 
in Newjork, Baltimore und San Francisco geschehen. 
In der erst genannten Stadt war Herr Leopold v. Bierwirth 
und in der zweitgenannten Herr A. Schumacher der leitende 
Geist. Uebrigens beweisen die Beschlüsse dieser Handels- 
kammern nicht viel ; sie sind höchstens der Ausdruck der 
augenblicklichen Zeitströmung und gewinnen dadurch einen 
gewissen moralischen Einfluss. 

Einzelne amerikanische Eaufleute glaubten damals 
in Uebereistimmung mit der Regierung zu handeln, wenn 
sie für die Unverletzlichkeit des Privateigenthums zur 
See eintraten ; Buchanan aber belehi-te sie sehr bald, dass 
ihr Beschluss in der ihm gegebenen Form nicht der Gegen- 
stand ernstlicher Erwägung sein könne. Als nun jüngst 
der bereits erwähnte Herr y. Bierwirth in seinem patrio- 
tischen Eifer für das Wohl der Vereinigten Staaten und 
Deutschlands dieselbe Frage , in einer meisterhaft ausgear- 
beiteten Vorlage, der Newyorker Handelskammer wieder 
zur Erwägung anheim gab, erklärte sich am 5. Januar 1871 
ausser ihm nur eine einzige Stimme für den Verzicht auf 
Privatkaperei ; alle anderen Stimmen waren dagegen. Die 
grösste Handelszeitung der Vereinigten Staaten, das New- 
yorker Journal of Commerce, bezeichnete den desfallsigen 
Vorschlag jetzt sogar ofl^en als eine „Unamerikanische 
Idee^ und meinte: „Der Patriotismus an sich ist ein 
schönes Ding und kann Wunder thun, aber erst wenn 
die Gier nach Gewinn als treibende Kraft zu diesem all- 
einstehenden edlen Gefühl hinzutritt, erst dann erlangt es 
doppelten Gehalt. " Also : Es lebe der Seeraub ! Wer aber 
hiess das Journal of Commerce so aus der Schule schwatzen? 
Wie viel nationale Eifersucht mit diesen Anschauungen zu 
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tbuD bat, mag dahin gestellt bleiben. DeutscLo Häuser be- 
mächtigen aich degWelthandeb und drohen ihn immermehr 
an sich zu reiseen; schon jetzt kommen im tibereeeischen 
Handel zehn deutsche ächifl'e auf ein amerikauiscbes. 

'Wie dem auch eein müge, so viel Iäs»t «ich als das 
positive Ergehnisg dieaerünterauchung feststellen, dass die 
Vereinigten Staaten, so lange sieb ihre Politik in den gegen- 
wärtigen Bahnen bewegt, sowohl als Kriegführende, wie 
als Neutrale, ihre Zustimmung zur Abschaffung der Kaperei 
versagen werden. 

Deutschland hat jetzt als eine der Bestimmungen des 
mit Frankreich zu scbliessenden Friedens die Bedingung 
in's Auge gefasst, dass beide Kontrabenten nicht allein auf 
Aufbringung von Privateigentbum zur See verzichten, 
sondern dass sie auch die übrigen Mächte oder, da die 
Kontinentalregierunge n im Prinzip damit einverstanden 
sind, England und die Vereinigten Staaten für diese Dok- 
trin gewinnen. Es ist zuvorderst ein Foitschritt und 
eine grosse Erleichterung der Aufgabe, dass von einem 
Kongress abgesehen, und dass auf ein Uebe reinkommen 
von Staat zu Staat hingearbeitet wird. Dieses Verfahren 
ist einfacher und fuhrt vor Allem schneller y,um Ziele. 
Ob England jetzt einwilligen wird, die Freiheit des 
Private) gen th ums zur See iu Kriegsaeiten zu einem völker- 
rechtlichen Grundsatz zu erbeben, diese Untersuchung 
liegt ausserhalb des Kreises der vorliegenden Aufgabe. 
Es läBst sich nicht leugnen, dass während des letzten 
JahrEehnts in England ein bedeutender Uuechwung im 
Verhällniss zu dieser Frage eingetreten ist, und es ist 
wohl Diüglich, dass gerade die Haltung der Vereinigten 
Staaten im gegenwärtigen Augenblick dazu beitragen kann, 
England auf die Seite Deutschlands zu drängen. So viel 
aber erscheint sicher, dass es verlorene MUbe sein wUrde, 
mit den Vereinigten Staaten in Unterhandlungen zu treten, 
ehe England gewonnen wäre. Thäte man diesen Schritt 
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dennoch, so würde man ihnen zwei Karten zum Ausspielen 
lassen, und die liberalsten Betheuerungen von ihnen er- 
halten, während sie gleichwohl bei der Behauptung ihrer 
alten Barbarei beharrten. Die Vereinigten Staaten werden 
erst gezwungen, ihr Spiel aufzudecken, wenn England 
sich dem deutschen Standpunkt angeschlossen haben wird. 
Thut es das nicht, so sind die Verhandlungen mit der 
Union vergebliche Mühe. Sollte aber Europa sich wider 
Erwarten in dieser Frage einigen, so dürfte es auch völker- 
rechtliche Mittel geben, den Vereinigten Staaten den Bei- 
tritt äusserst wUnschenswerth zu machen. 

Wenn nun die vorausgehende Auseinandersetzung 
hoffentlich bewiesen hat, dass die Volksanschauungen und 
die vermeintlichen oder wirklichen Staatsinteressen die 
Union von der Mitwirkung an der Reform des Seerechts 
abhalten, ja sie bestimmen, ihr entgegenzuwirken, so 
bleibt schliesslich noch die häufig aufgeworfene Frage zu 
beantworten, ob sie vielleicht nicht aus Humanitätsrück- 
sichten, aus besonderer Freundschaft für Deutschland sich 
^ der Forderung für Unverletzlichkeit des Privateigenthums 
zur See anschliessen dürften? 

Mit dieser Freundschaft ist es indessen so weit nicht 
her; jedenfalls ist sie eine sehr einseitige und nur von 
Deutschland gesuchte. Die Vereinigten Staaten waren 
früher und sind zur Zeit noch grosse Bewunderer und 
Freunde von Russland, mit welchem sie wohl erst an- 
einander gerathen werden, wenn ihre Interessen dereinst 
im stillen Ozean zusammenstossen; sie schwärmen für 
Frankreich, zu welchen sich vor Allen die Iro-Amerikaner 
hingezogen fühlen, aber von Sympathien für Deutschland 
haben langjährige Bewohner des Landes selbst beim besten 
Willen nichts entdecken können. Wir thun desshalb besser, 
nichts von einer Freundschaft zu erwarten, welche nicht 
existirt, aber, selbst wenn sie existirte, überhaupt in der 
Politik keinen Anspruch auf Geltendmachung erheben dürfte. 
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Leider ist tn unBerm Volke der krankkafte Zug, der 
sentimeotale Nachklang des Taterlandlosen KoBmopolitie- 
mua noch immer nicht erloschen, der sieh für die Gebrechen 
heimiijcher Zustände durch Ueherschätzimg und Ideali- 
fiirung fremder Länder und Staatsformen entschädigt. Das 
Jüngste französische Experiment unter Gambetta hat dieser 
oberflächlichen Auffassung europäischer staatlicher Formen 
für deultende Menschen wenigstens den Boden entzogen, 
die hohle revolutionäre Phrase geräth jetzt endlich in 
verdienten Misskreditj und die Welt fängt an zu begreifen, 
dass nicht das Aushängeschild, sondern die innere Ein- 
richtung des Hauses, nicht der Einband, sondern der Text 
des Buches, kura nicht die äussere Form, sondern der 
Inhalt die massgebenden Gesichtspunkte der Würdigung 
eines Staates sein mUssen. Die Vereinigten Staaten scheinen 
jedoch, iüt Deutsehland wenigstens, immer noch die Aus- 
nahme von dieser Kegel zu bilden. Man giebt sich nicht 
die Mtihe, ihre Geschichte zu studiren und stattet sie dess- 
halb in naiver Unwissenheit mit dem Glorienscheine von 
Tugenden und Vorzügen aus, die sie, wenn wirklich vor- 
handen, zu den berufenen Führern für die staatlichen 
Fortschritte der Völker erheben mUästen. Ist es schon 
in der Privaterziehung eine schlechte, längst abgethane 
Mettiode, Muster- und Prllgelknaben vorzuführen und zu 
hatten, so erschweren sich in der Politik die Völker ihre 
eigene Erziehung, wenn sie diesem antiquirten Unfug 
huldigen. Die Vereinigten Staaten sind für die konserva- 
tiveu Parteien Deutschland's die Prügeljungen, denen man 
eine Extra-Tracht gönnt; für die grosse lil»erale Mehrheit 
aber die Musterknaben, die man anstaunt und beneidet, ja 
eich freundlich gesinnt, wenn nicht innig verbündet wähnt. 

Das deutsche Volk und zum Theil auch die deutschen 
Regierungen haben der amerikanischen Union stets die 
wärmsten Sympathien gewidmet; diese hat sie natürlich 
als ganz selbstversländlich angenommen, aber sie nirgend 
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erwidert. Der König von Preussen war der erste euro- 
päische Fürst, der beim Ausbruch des jüngsten Bürger* 
krieges die Regierung von Washington seiner innigen 
Theilnabme versicherte» die deutschen Kapitalisten setzten 
ein so festes Vertrauen in den Bestand der Union, das» 
sie Hunderte von Millionen in ihren Schuldscheinen an* 
legten, die deutschen Massen begrüssten die Einnahme 
' von Richmond so herzlich, wie ihren eigenen Sieg. Wie 
haben die Vereinigten Staaten darauf geantwortet? Von 
früheren Vorgängen und den Sympathien der grossen 
Mehrheit der Amerikaner für die Franzosen ganz zu 
schweigen, so hat die Bundesregierung während unser» 
jetzigen Krieges, wo die Franzosen ohne diese Unter- 
stützung htilflos gewesen wären, nach dem eigenen Einge* 
ständniss des Präsidenten Grant aus ihren Arsenalen 
Millionen von Waffen an die französischen Agenten ver* 
kauft und diesem sohnöden Schacher erst Einhalt geboten^ 
als die energischen Proteste der deutschen Adoptivbürger 
sie eine Niederlage bei den nächsten Wahlen befürchten 
liesen. Wenn die amerikanische Regierung sich auch 
der völkerrechtlichen Verantwoi-tlichkeit für ihre Hand* 
lungsweise durch den silbenstecherischen Einwand ent* 
ziehen kann, dass sie die Waffen an die Bürger ihre» 
eigenen Landes und jeden Falls nicht direkt an die Fran- 
zosen verkauft habe, so werden deutsche Staatsmänner 
nichts destoweniger wissen, was sie von dieser Art ehr- 
licher Neutralität zu halten haben, deren zynische Rück- 
sichtslosigkeit uns und der ganzen Welt gestattet, die in 
den letzten Jahren von der Union gegen England er- 
hobenen Beschwerden nun im vollsten Masse gegen diese 
selbst zu kehren« Der Washingtoner Regierung stand 
eben ein kaufmännischer Gewinn höher als die Aufrecht- 
erhaltung von freundscbaftlichen Beziehungen zu Deutsch- 
land, welches sie sich noch nicht als das mächtigste Volk 
Europa's vorzustellen vermag. Da es ein iro-amerikanischer 



Die Vereiniglen Staalen iint] das Bepkriegsrecht. gOI 

Charakterzug ist, sich vor Mächtigen zu beugen und nur 
gegen relativ Schwächere brutal zu sein, so wird mit der 
Zeit auch die richtige ErkeuntniBS koninien. Im vorliegen- 
den Falle glaubte man eben noch ungestraft brutal sein 
zu dUrfeu, Oranfs, hei Ausbruch des europäischen Krieges 
gethane Prophezeiung, dasB dieser das amerikaniache 
Schweinefleisch in die Hfihe treiben wUrde, hatte eich nicht 
bewährt, auch amerikanische Brodstoffe waren auf den 
fremden Märkten nicht begehrter; aber etwas musste an 
dem Kriege doch gemacht werden, und da die Deutschen 
nichts kauften, so verkaufte man den Franzosen Waffen. 

Dessbalb wird sich auch kein denkender Mensch Über 
die Absicht der Botschaft vom 7. Februar 1871 täuschen, 
durch welche der Präsident dem Kongress empfiehlt, die 
amerikanische Gesandtschaft in Bertin in eine deutsche mit 
erhöhtem Gehalt umzuwandeln. Ihr Sinn ist einfach der, 
daesGrant seinen eiligen EüekzugvomWalTenhandel decken 
und sieh heim deutschen Keich als Freund und Bewunderer 
empfehlen möchte. Im Hintergrund mag auch die Hofl'nung 
liegen, dass durch Annahme der vorgeschlagenen Massregel 
der bisherige Gesandte, der kein Politiker und tier tüchtigste 
seitWheaton ist, zuGuusten eines Politikers zum Amte hin- 
ausgesetzgebert wird. Der letztere Gesichtspunkt geht uns 
freilich nichts an; für uns sind die Waffenverkaufe die 
Werlhmesser der amerikanischen Freundschaft. 

Wie der grossen Mehrzahl der amerikanischen Ein- 
geborenen der Deutsche nur „the damned dutchman" ist, 
weil sie sich Über ihn erhaben dllnken, und sich nicht 
die Muhe geben, ihn zu begreifen, so findet dieses natio- 
nale Vorurtheil in den Handlungen der Kegierung gegen 
Deutschland beinahe täglich seine Bestätigung und nur 
selten eine Widerlegung. Die rühmlichen Ausnahmen, 
welche der gebildete Amerikaner macht, bekräftigen nur 
die Kegel. Angesichts dieser Thatsacben klingen die Worte 
eines sonst so unterrichteten und geistvollen Historikers, 
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wie Heinrich v. Treitschke geradezu als ein Hohn, wenn 
er von dem Verbältniss Deutschlands zur Union sagt: 
„Die Freundschaft, die uns mit ihr verbindet, entspringt 
nicht bloss zufälliger diplomatischer Berechnung, sondern 
dem Gefühle einer tiefen innem Verwandtschaft, das in 
beiden Völkern erwacht ist, trotz der Verschiedenheit aller 
Lebensformen in Staat und Gesellschaft;" (Preuss. Jahr- 
bücher, Februarheft 1871, p. 187). Wenn Herr v. Treitschke 
gesagt hätte, dass Deutschland und den Vereinigten Staaten 
bis jetzt alle Kollisionspunkte fehlen, so hätte er Recht 
gehabt; aber Freundschaft kann man doch dieses rein 
negative, von amerikanischer Seite zu Zeiten sogar feind- 
selige Verbältniss nicht nennen. Eine gehörige Dosis 
Misstrauen wäre den Vereinigten Staaten gegenüber viel 
besser am Platze. 

Wir Deutsche werden überhaupt wohl daran thun, 
uns unser Verbältniss zum Auslande nicht zu leicht zu 
denken, lieber die Gleichgültigkeit und selbst theilweise 
Verachtung, der wir früher nur zu sehr begegneten, sind 
wir durch die harte Arbeit der letzten sieben Jahre glück- 
lich hinausgekommen. Es ist aber immer noeh die böse 
Erbschaft unsrer Vergangenheit, jener kleinstaatlichen 
Ohnmacht und Zerstücklung, dass wir weder das Ver- 
trauen, noch die Liebe fremder Nationen besitzen. Da« 
schadet nichts; oderint dum metuant! Eine deutsche Poli- 
tik, beruhend auf Gerechtigkeit gegen uns und gegen Andere, 
geleitet mit Selbstbewusstsein und Kraft, wird uns, wenn 
auch nicht im ersten Anlaufe, doch sicher die Bundes- 
genossen für die Ziele gewinnen, deren Erreichung wir 
uns im nationalen und allgemein menschlichen Interesse 
gestellt haben. Aber rechnen wir dabei, wenn überhaupt, 
auf die Vereinigten Staaten nur in allerletzter Linie I 
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1. Preussisclier Entwnrf. 

Project of a treaty of amity and commerce bettceen His Majesty 
Ihe King of I'rwiia and tJie United States of North Amenca. 

The Eilig of Pruasia and tlie thirteea United States of North 
America dcBlritig to fix in a atable and pertnaneat joanner, the 
rales tu be observed ia the iatei-course and commerce between 
tbeir respective countriee, statea, atid subjects, üia Majesty and 
tlie United Statea Itave jadged tbat the end cnunot bo better 
obtained thaa by talting the reciprocal utilitj and advantages of 
the two oatioDS for the boaig of their arrangeniente, by avoidiog 
all burtliensome preferences, wluck are coronionly the occaaion of 
diaeeiiBionH, embarrasBineDts and diBconteut«, allowing at the eame 
tirac each party to malte such interior regtilations respecting com- 
merce and navigatioo afi may bc suitablo to themselves. 

With tbis view His Majosty, the King of Prusaia bas noni- 
inatcd and conatituted aa Uia plenipotentiary the .... and the 
United States bave on their part given füll power to . . . . , wliiuh 
pleuipotentiariea, after Uaving eschanged their Aill powei'ä, aud 
on matnre deUberation bave conclnded, settied and aigncd the 
foUowing articles. 

Abticle I. Tliere shall be a tirm, inviulable and univei-eal 
peaoe, and a true and siiicere irieudehip between the King of 
Pruasia, liiü hcire and Bncceaaora, and the United Statea of America, 
also between hia Majesty'a eubjeets and tboae of the aaid States, 
as well as between the conntries, Islands, cities and places nnder 
tbe jnrisdiction of the King and the Unittvd States, withont ezcept- 
Ing any persun or places, the conditlona atipnlated in the preseut 
treaty shall be perpetual and permanent between the King, his 
beira and auccesaora and the said States. 
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Abhole IL The King of Prussia and the United States of 
America mutually engage not to gi*ant hereafter any particalar 
favor with respect to commerce and navigation^ to other nations, 
that shall not immediately become common to either of the con- 
tracting parties of the present treaty^ who shall partake of this 
favor gratuitously if the concession is gratuitous, or by giving the 
same compensation if the favor is conditional. 

Abticle ni. The principal end of this treaty being to open 
a reciprocal commerce between the subjects of the two states, and 
to procure for them, by that means^ a sure and easy vent for their 
national prodnctions ; the two contracting parties agree^ that the 
merchandizes of Prussian manufactory, particularly linens of Sile- 
sia and other provinces belonging to the King*, cloths and wooUen 
stnffs &c. shall not pay other or heavier duties in the United States 
of North America, than what. similar merchandizes of the most 
favored nation pay in the said States on entry and exportation. In 
like mann er, the merchandizes of America, such as Virginia tobacco^ 
rice, indigo, fürs &c. shall only be subject, on their entry and ex- 
portation in the ports and maritime places belonging to the King 
of Pmssia, to the imposts paid by the most favored nations. It is 
understood, however, that the subjects of the two respective States 
shall not be allowed to trade to the ports and maritime places of 
either State, unless they submit to the established laws and cns- 
toms of the country where they would wish to trade. 

Article IV. The King of Prussia and the United States of 
America, reserve for themselves the right to prohibit, in their 
respective countries, the importation or exportation of all mer- 
chandize whatsoever, when reasons of State require it. In this 
case, the subjects of either of the contracting parties of the. present 
treaty, shall not Import or export the merchandizes prohibited by 
the other. But if one of the contracting parties permits any other 
nation to Import or export the same ai*ticles, the subjects of the 
other contracting party shall enjoy the same liberty. It therefore 
follows, that all kinds of merchandize that are not declared con- 
traband, may be freely imported and exported by the subjects of 
the two respective states. 

Article V. For the purpose of avoiding the least occasion 
for discontent, it is agreed on between both parties that when the 
merchandize shall be laden on boai'd the ships or vessels of either 
of the two contracting parties, they shall be no longer subject to 
any visit, all Visits and searching shall be made before the loading, 
and the prohibited merchandize shall be seized on the shore before 



Fit Mn be embitrked, unless there be uianifeBt signB and proofs of 
« ihtudutent loading on the part of the proprietur of the sliip, or 
of the Commander, in this cnse ttlone, he shAll be reepooBible aod 
Bobjcct to the laws of the oountry he shall be in. In any other 
case, neither the snbjects of one of the contracting parties, who 
shall be witli thcir ships io tbe portB of the other, uor tbeir raer- 
diandize, «liall be eeizod or molested on acconnt of tlie contraband 
»rtidöB tliey intended tahing on board, nor any kind of embargo 
bnt on their Biiip« ; the Bubjecte or citizenB of the States wliere 
theBe merchandizes are deelared eontraband, or tbe exportation of 
them is prohibited, and wbo, notwitlistanding, sball havc Bold' or 
would have sold and aüenated tbe aaid merchandizes, are to be 
the only peraons who ahall be puuialied for such an infraction. 

Abticle vi. Tiio aiibjecta of the King of PrasBia ahall not 
pay in the ports, harbors, roadB, islands, cities and places of the 
United States of AmericÄ, and reciprocaüy the Bubjects and inhab- 
itants of tbe said Statea ahall not pay in the ports, barborB, roads, 
cities and maritime places, within the dominiona of the King of 
Prnsflia, otber or greafer dutiea and impoBts of any kind whatever 
than the roost favored iiations are or shall bo obligcd to pay, and 
they Bball enjoy all the rights, überties, Privileges, homanities and 
exemptionB, whicb tbe Baid natiouB do or shall enjoy, whotber 
they gü from one port to the otlier of tbe respective Statea, or 
whetber they go or returu from any part of the world wliatever. 

ÄRTiCLE VII. A perfect überty of conscience aball be granted 
to the inhabitanta and subjects of both the contrauting parties, 
within the Jurisdiction of the other, and no one shall be molested 
on acconnt of bis mode of worship, promiletf, he su/'tnitg tn such 
public deinoiistrations o» are enjoined liy Üie laws oftlii: couniry. 
Moreover, tbe respective inhabitants and subjectB shall be per- 
mitted to bni7 their dead in snitable decent places appointed for 
this pnrpose, and the two contracting pariies ahall each of them, 
within tbeir Jurisdiction, provide thaf tlie respective subjects and 

I inhabitants may be able to obtain eerlificates of the death of a 
perBon in case they shall be reqnested to gi-ant them. 
Abticlb VIII, The BubjectB of the two contracting pariies 
ahall have power within the reapectivo States frecly to dlapose of 
their personal goods or effecta by tesfamcut, donation, or other- 
wise, to whoniBoever they please, aiid their heirs wberever they 
may reside, sliall succeed to the said effecta, a// ivteMato, either 
by themselves or by otliers acting for them, withont tbe necesslty 
of «btaiuiug lettera of itatnralizatioD. These inheritancea, aa like- 
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wise the capital» and fnndB which the subjects of the contracting 
partieS; in moving, would wish to carry with them from the place 
of their residence, shall be exem{>ted from all rights of detraction 
on the part of the government of the respective States. Bat it is 
at the same time agreed that the Contents of this artide shall not 
derogate in any manner, from the ordinances promnlgated by the 
King against emigrations or that may hereafter be published on 
this matter, the United Staj;es on their part/ or each State in 
particular, may enact such laws as they shall see fit ob thia 
same head. 

' Abticle IX. It shall be permitted to every subject and 
inhabitant of the States of the King of Prussia, as likewise to the 
Citizens and inhabitants of the United States of America, to navi- 
gate with their vessels in perfect secnrity and liberty wherever 
they please, without distinguishing whom the merchandize and 
cargo belong to ; it shall also be permitted for the subjects and 
inhabitants of the two States to navigate and trade with their 
yessels and merchandizes in füll secnrity to the parts, ports, and 
harborS; of powers at enmity with the two contracting parties, or 
either of them without being anywise molested or twubled, whether 
they carry on this commerce directly or from one port to another, 
both belonging to an enemy nnder the government of the same or 
of diflferent princes, moreover the contracting parties adopt by the 
present treaty the principle, that free vessels shall make free 
goods, and that everything shall be regarded as free which shall 
be on board of vessels belonging to subjects of either of the con- 
tracting parties, even though the cargo shall belong entirely or in 
part to the enemies of one of the two: it being understood, 
however, that contraband articles shall be always excepted, and 
that when such aiiiicles shall be intercepted, they shall be 
proceeded against according to the spirit of the foUowing articles. 
The same liberty shall extend to persons sailing in a iree vessel, 
so that although they may be subjects of powers inimical to the 
two contracting pai*ties or either of them, they shall not be taken 
out of the free vessel, excepting they shall be military charaeters 
actually in the enemy' s Service. 

Article X. This liberty of navigation and commerce shall 
extend to all kinds of merchandize, excepting only such as are 
expressed in the foUowing article, and designated under the name 
of contraband merchandize. 

Abticle XL By prohibited or contraband articles, are un- 
derstood arms, cannon, ball, arquebusses, muskets, mortars, Shells, 
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petudB, greoades, Baucisaea, hoops, caniagcrt, rests for muakets, 
shoulder-belts, giinpowdei', matchos, snlpliui-, aliot, pike», aabres, 
sw'orde, looriona, helcnets, httlberds, JAveliua, pistols and holstera, 
beltH, bayuuets, borsea and biirneasea, aud every other kiod ut' 
a and instrumenta of war aerving Ibr Uta uaü of troüps, 
Akticle Xil. The fullowing shall not be reckoned araoiig 
the coutraband articlea, viz. : all kinds uf clutbs, and otliei' manii- 
facturea of linQiis, wool, ailk, cotton oi* otber materials, all kinde 
f clothing, and what comnionly aei-vea for tbat purpoae, coined or 
imooined ailver, tin, iron, load, cupper, braBB, l'urnace coals, wbeat, 
barley, and all other kiuda of graina and vegetablea, tobaoco, all 
kiuda üf aromatics, aalted and amoked beef, aatted fi^h, olieese 
and butter, beer, oil, wiDe, augur, all khid» of aalt, aud pi'ovUioua, 
which aerve for tlie iiourialunent aud subaktenue of mau, cotton, 
bemp, flax, cordage, cablea, aaila, aailelotha, anchors and parta of 
anchora, nuuta, planka, staves, beamu, aud all kinds ofjoiat; in 
«bort eveiytbiug that la neceaaaiy for bnilding and repairing veaaelit. 
Jioreover, notliing aiiall bi; considered aa contrabaud wliicb 
ä not in tlie form of any inatrument or niacbjne for the pnrpose 
I -of war by land or sea, mucb leaa anj^hing fabricated or intended 
' for any otber purpoae. AU auch ai'ticlea aliall be doomed free 
merehandize, aa alao, in general, all ouch ae are not comprebtMided 
and particularly pointed out iu tbe precediug ai'ticlu, ao tbat Ürny 
canuot, by any pi-ctouded coualruution, be comprobended witUiu 
proliibited or contraband mercJiandisea, but may be freely trana- 
ported by tbe King'a aubjects, and by the citizena of tlie Unittid 
Statea, even to the enemy'a territoriea, ext^pting ouly plaoea 
beaieged, blocked up or inveated, and tboBu only xliall b^ conriid- 
ored aa aucb , whiuh are elosely uun'onndüd by any of the belüg- 
'. «rent powera. 

Akticle XIII. In order to remove and prevent on botb 
.eidea, all diacnasion aud diaorders, jt ia agreed, tliat whero oue •)( 
. the two contracting partiea aliall be engaged in a wai-, tlic abips 
and voHseU behmging to tlie aubjecta of tbe other, ahall bt- 
provided with sea lettera or panaporte, cxpreaaing the name, tbe 
pi'operty and builhen of tlie veaael, aa alau the naine und dwelHng 
'^ uf the maater or Commander, ao that it may, by tbia meana, appear 

Irliat the veaeel really and trnly belonga to tlje Bubject.ä and 
Citizen» of one or the otlier contracting partiea. Tbeae paaapnrte, 
whiuh aliall be [nade ont in good and due form, ahall on butli 
aidea be renuwed aa oftuu aa tbo veasela returu home in tbe wurae 
of a ycar. The »aid veaaels ahall, nLoreo^cr, hv provided not only 
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with sea letters but also with certificates, containing the particnlar& 
of the cargo, the place from which the vessel sailed, and where 
she is destined, in order that it may be known that she carries no 
prohibited or contraband goods, specified in the eleventh aii;icle of 
this present treaty, which certificates shall be alike made ont by 
the officers of the place from which the vessel sails. 

Article XIV. Although the vessels of either of the con- 
tracting parties may navigate freely and in füll security, as is 
explained in the ninth article, they shall, notwithstanding , be 
obliged, every time they are demanded, to show, as well at sea 
as in port, the beforementioned passports and certificates, and if 
they are not loaded with contraband articles for an enemy's port, 
they shall be allowed freely and withoiit restriction to pni'sue their 
voyage towards the place of their destination. 

Article XV. If, on producing the certificates, it shall be 
discovered that the vessel has on board any of the articles which 
are declared prohibited or contraband, and which are consigned 
to an enemy's port, jt shall not, howevcr, be permitted to break 
open the hatches of said vessel, nor to open any case, box, bale 
or cask, or to displace them, or to overturn the least part of the 
merchandize until the cargo has been landed in the presence of 
officers appointed for this puipose, and the inventory taken. 
Moreover, it shall not be permitted to seil, exchange or alienate 
the cargo, or any part thereof, before legal process is obtained 
against the prohibited goods, and that they shall have been 
declared confiscated by sentence, reserving nevertheless, as well 
the ship as the other goods, which were on board, and which; in 
virtue of the present treaty are judged free, they shall not be 
restrained under pretence that they were loaded with prohibited 
articles, and still less confiscated as lawfnl prize. And on snpposi- 
tion that the said contraband goods making but a part of the 
cargo, the master of the vessel agrees, consents, and offers to 
deliver them on board the vessel which shall have detected them; 
in this case the latter, after having received the goods as lawful 
prize, shall be bonnd to let the vessel go immediately, and shall 
not prevent her by any means io pursue her route towards the 
place of her destination. If any vessel, taken and carried into one 
of the ports of the contracting parties, under pretence of con- 
traband, is found, upon visiting, to be only loaded with goods 
declared to be ft*ee, the owner, or the person who shall have made 
the capture, shall be obliged to pay all expenses and damages to 
the master of the vessel unjustly detained. 



ÄRTICLE XVI. It is nmtually a^eed tlial every ttiing thal 
Bhonld be Ibund ladnn by tbe Bubjeeta of rae of the oontracting 
partieB on board a vcseel belonging t-o the enemiea of the other 
party, ehall be wholly confiscated, although theee effects may not 
be amoDg tlic ouiiiber of thoae ijeclared contraband , in the eame 
manner as if these ai'ticles belonged to the enemy tlienisclves, 
escepting, however, effects aiid merohandincs wbich »hall bave 
been laden on boai-d of vussels belonging to tlie eneray before the 
declaration of war, and allein nine months after the declaration, 
after which tirae it shall be snppoaed it conld not be nnknown. 
The merchandizes shall in no wide be »nbject to uonfiacatiou, but 
Bhall be faithfuUy reetore.d to the ownera, who shall reclaim, or 
canBe tliem to be reclaimed, before their confiscation and aale, 
where the olaim cannot be made within the space of eigiit months 
after the sale, which miiat be public, the proceeda shall be retnmed 
to the owner; it being nnderetood, however, that if the aaid mer- 
chandizes ore contraband, they ehall by du meanä be perniitted to 
transport tliem afterwards to any poK belonging lo tiie enemy. 

ASTICLE XVII. And in order to provide more effectiially for 
the aecnrity of the two contracting pai-ties and their anbjocts, all 
captainN »nd commandera of veBHela b«longing to his Pmssian 
Majesty and the United Statea of America, ab also all their sub- 
j'eota, ahall be forbid to commit any damage or inault againat the 
veftaela of the other party, anil in cade that any onc aliall contra^ 
vene this prohibition, and itpon examinatiun ehall be found cnl- 
p.ible before hia own jiidgc, hu aliall be boiind to give satiafnction 
for all daniagea and intereata, and to indeninify them nnder penalty 
and Obligation of bis peraon and effects. 

Abticls XVI II. For this purpoee, every peraun who would 

fit out & privatoer, ahall be obliged, before he receivea liis patents 

r special commiasions, to ^ve aecnrity before a competeiit jndge 

of good enbstantial persona severally and oonjointly, in a sum 

snfScionl for the pnrpoae of anawering for all damages and wrongß 

which the owner, bis offieera, or othera in hia aervice may do, 

dnring their crniae , against the lonor of the preaent treaty, and 

agtüuBt the edicta made on both t^ides, in virtue of the same treaty, 

^^ by the King of Prusaia and the United States, and this under 

^^L penalty of revoking and annnlling eaid patenta and special vom- 

^H missions. 

^H Ahticle XIX. Une of the contracting partiea being at war, 

^^E ud the other remaining neuter, sbonid it so happen that a mer- 
^^1 obauiman of the neutral power be taken by the enemy of the 

I : 
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power at war, aud i*etaken afterwards by a vessel or prlvateer of 
Bald power at war, these shipa, as likewise all the ships and mar- 
ehandizes of what kind soever, whieh shall have been taken in 
thiC hands of any pirate or rover of the seas, ahall be brougbt iuto 
some port of either of the two States, and put nnder care of the 
officer of Said port, in order tliat they may be entirely restored tu 
their true owner as soon as he shall produce sufficient proofs of 
his property. The merchants, masters, and owners of vessels, 
sailors &c. the ships and vessels, and in general any kind of mer- 
chandizes or effecto of one of the contracting parties or their sub- 
jects, shall not be subject to any embargo, nor detained in any of 
the countries, territories, Islands, eitles, places, shores, or domin- 
ions, whatever, of the other pai-ty, for any military expedition, 
public or private use of any person whatever, by seizure, force 
or any like manner. Much less shall the snbjects of one of the 
contracting parties be allowed to take or seize on anything by 
force, belonging to the subjects of the other party, without the 
consent of the owner, which, however, is not to extend to seizures 
and arrests which shall be made by order and authority of the 
justice, and according to the ordinaiy measures on account of 
debts or crimes, on which subjects process is to be had agreeably 
to the forma of justice. 

Abticle XX. Should it happen that the two contracting 
parties should be engaged in war at the same time against a 
common enemy, the foUowing points shall be observed between 
them. 

1"^ If the vessels of one of the two nations, retaken by the 
privateers of the other , shall not have been in possession of the 
enemy more than twenty-four hours, they shall be restored to the 
first owner for one third of the value of the vessel and cargo ; if, 
OB the contrai-y, the retaken vessel shall have been more than 
twenty-four hours in possession of the enemy, she shall belong 
whoUy to the recaptor. 

2'^d Where it sliall happen that a ship is retaken b}' a 
vessel of war belonging to the government of one of the two con- 
tracting powers, within the intenal of twenty-four hours, she 
shall be restored to the first owner for one thirtietli of the value 
of the ship and cargo, and the tenth if she has been i*etaken after 
the twenty-four hours, which sums shall be distributed in gratu- 
ities to the crews of the vessels which shall make the recapture. 

3'*^. The prizes made in the aforesaid mauner, shall be 
restored to the proprietors, after proof made of the property, with 
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givuü for thc part to which the party wlio has rctakeii the 
tVom the enemy is eutitled. 

4"*. The veaselß of war of the two contracting pai-tiea, and 
of titeir Bubjecta, ahsll be reciprocaUy admitted witli their pi-btea 
intii the reapective porta; biit these pi'izee ehall not be diacharged 
or Hold iintil.their legality shuU have beea decidod according to 
the l»w« and regnlatiooa of the States to which the pi-ivateerä 
belong, but by the jndicature of the place into which the priao 
nhall have been conducted. 

5'^. Moreover, it ehall be tVee to the. contractinf,' part'ie«, to 
mxke äiich reguiations as they tthall judg« neceeHary for the con- 
diiet of iheir respective vessels and privateers, relative to the 
veasels which they Bliall takf- and cany into the portB of the two 
power», 

Ahtici,e XXI. The arraed vessels raay coiidnct witli fnll 
liberty, the prizeti they ithnll have taken from tbeir enemies, in 
the open purts, in timo of war, to other friendly natione, and these 
prJEee, so eiitering into said ports ehall not be siibject to be 
etopped or «eized, nor sliall tfae ofHeera of the place have aay 
right to take (-«gnizanc« of tlie vsiidity of said prizeB, which shall 
b*- allowed to go ont, and be oairied in fnll liberty to the places 
meiitioned in ttie commiesiona, whirli the captaine of naid vessels 
ghall be obliged to show. 

Abticle XXli. In catte tliat any vesBel belouging to one of 
the two ätateä or their aiibjects, »hall rnn agruund, be ship- 
wreeked , nr snffer any other damage on the coaets or domiuions 
of the other State, every asBistance «hall be given to the »hip- 
wTfpked pcFBone, or to those who are in danger, and paHsports 
»hall be granted to them to Becitre their retum to their own 
eoiintiy.the ships audshipwreekedinercliandizeB,or their proeeeda, 
If they sliall have been eold, being claimed by their ownera or 
their agentB within a year and a day, ehall be reafored on paying 
the expenses of aalvage , confonnably to the lawB and cnatoniB of 
the twi> nationi». 

Abticle XXlIl. NVhen the Bubjects and inhabilantx of one 
wf the eontrai;ting parties, with their ve^Bels, pnbÜc or private, 
armed or merchantmen , dhall be eonipelied by storm, by the 
pnrsnit of pirat^s, or enemy'» veaBels or by any other urgent 
necessity, to take refuge and enter into any river, bay, road, or 
port of the other party, they flhall be received with hnmauity and 
kindnesB, and shail mcot with every frlendehip, protection and 
They »ball be allowed to provide themselvee with 
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refreshments, pi*oyisioiis and every necessary for the subsistence, 
the reparsdtion of their vessels, and the continuation of their 
voyage at a reasonable price, and they shall not be in any wise 
detained or prevented from going out of säid poi*ts or roads, but 
may withdraw how and when they please, without any let or 
molestation. 

Abticle XXIV. The vessels of subjects or iuhabitants of 
one of the two contracting powers, approaching the coast belonging 
to the other party, but not intending to enter into port, or entering 
therein, not desiring to discharge their cargoes or break bulk, 
shall not be obliged to do it^ but on the contrary shall enjoy all 
the franchises and exemptions allowed by the regulations which 
subsist on this head. 

Article XXV. When a vessel belonging to the subjects and 
inhabitants of one of the contracting parties sailing on the high 
seaSy shall be met by a ship of war belonging to the other party, 
to prevent disorder, the said ship of war shall not approach within 
cannon-shot, but shall send if she pleases her boat aboard the mer- 
chantman, and enter her with two or three men, the master or 
Commander of said ship on shewing his passpoii;, which pi'oves 
the property of the ship, to said persons, after said vessel shall 
have exhibited this passport, she shall have libejty to continne 
her voyage, and it shall not be lawful to molest her, nor to seek 
in any manner to chase her, or to oblige her to quit her inteuded 
coorse. 

Abticle XXVI. The two contracting parties mutually grant 
^ach other the liberty of having, in their respective poi^ts, Consuls, 
Vice Gonsuls, Agents and Commissaries, who shall exercise their 
consular functions upon the same footmg as the Consuls of the 
other Mendly nations exercise them in such places as they reside ; 
but if they shall exercise commerce , they must do it in subjection 
to the received laws and usages of the place of their residence. 

Abticle XXVIL The present treaty shall be ratified on 
both sides, the ratifications shall be exchanged in the Space of 
eight months or sooner, if possible , reckoning from the day of its 
signature. 

In testimony whereof , the respective Plenipotentiaries have 
signed the foregoing articles, and have thereunto affixed their seals. 

Done at 
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Separate ^rticle. 

The King of Prusata antl the L'nited States of North 
America, agrce that tUe ])re8ent treaty ahall be in fnll force 
dnring tbe terra ol' fifteen aucoessive years, couuting froui the day 
of its ratiöc&tion, and the two powers reserve to themaelvea tbe 
power of renewing it at the eipiration of that time. 

Done at 

Copied and esatnined by the original. 

J. ft. Adams. 

At the Hague April 13, 1784. 



2. Amerikanischer Gegenentwurf. 

Counter PTOJeet of a treaty oj aniily and commerce lietween Hie 
Majeslji die Kitig of Prujmia anrf Öie Uniled States of America. 

Im: parties beiug «illiug to fix iu a peimaiicnt aad equltable 
iDHDlicr the ruleö to be observed in the coramerce they desire to 
eBtablieh between tlieir respective countriee, have judgect that tUe 
aaid eod cannot be better obtained, thao by taking tlie most 
perl'ect eqoaüty and reciprocity for the bosis uf their agreement. 
Ün theao priiiciple«, alter mature deliberatiou, they have agreed 
tu the fullowiug articles : 

AsTici.E I. Thei-e shall be a. fii-m , inviolable und universal 
peace, and flincere Meudahip hetween Hie Majesty the King of 
Prnseia, his heÜK, auoceitaors and subjects, on the oue part, and 
the tJuited ätates of America and their eitizeuB on tlie uther, 
without exception of persona or plaeee. 

Aeticle II, The subjects of liin Majesty the King of Prusaia, 
inay freqiieiit all tlic coasta and couiitriea of the Uuited Stateg of 
America, and rcHide and trade tliero in all aorts of produce, manu- 
facturea and muruhandize, and ahnll pay within the aaid United 
ätatea no otlier or greater duties, charges or teee whatsoerer, than 
the muat favored natioua are, or eball be obliged to pay, aud they 
shall enjoy all the right«, privilcgoa and esemptiona In navigation 
aiid commerce, which the most favored natiou doca or ahatl oiu'oy. 

Ahticle 111. In like manner the Citizen» of the Uuited 
States of America may ti-etiuent all the coasts and eouutries of 
his H^eaty the King uf l^russi«. aud reside and trade there, in all 
Borta of produce. manufucturea aud mcrchandize. aud ahall pay io 
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the dominioiis of his said Majesty, uo other or gi*eater duties^ 
charges or fees, whatsoever, than the most favored nation is, or 
shall be obliged to pay, and they shall enjoy all the rights^ Pri- 
vileges and exemptionSy in navigation and commerce, which the 
most favored nation does, or shall enjoy. 

Article IV. More expecially each paiiiy shall have a right 
to carry their own produce, manufactures and merchandize, in their 
own vessels , to any parts of the dominions of the other, where it 
shall be lawful for all the subjects or Citizens of that other freely 
to purchase them , and thence to take the produce , mannfactores^ 
and merchandize of the other , which all the said Citizens or sub- 
jects shall in like manner be free to seil to them, paying in both 
cases, such duties , charges and fees only, as ai*e or shall be paid 
by the most favored nation. 

Article V. All merchants , Commanders of vessels , and 
other subjects and Citizens of each party , shall have free liberty 
in all places within the domipion or Jurisdiction of the other, to 
manage their own busiuess themselves , or to employ whomsoever 
they please to manage the whole or any part thereof for them ; 
and shall not be obliged to make use of any Interpreter , broker 
or other person whatsoever , nor to pay them any salary or ffees, 
unless they choose to make use of them. Moreover , they shall 
not be obliged in loading or unloading their vessels , to make use 
of those workmen who may be appointed by public authority for 
that purpose , but it shall be entirely free for them to load or un- 
load them by themselves , or to make use of such persons in loa- 
ding or unloading them as they shall think fit , without paying- 
any fees or salary to any other whomsoever : neither shall they 
be forced to unload any sort of merchandize into any vessels , or 
to receive them into their own , or to wait for their being loaded 
longer than they please. 

Article VI. That the vessels of either party loading within 
the ports and Jurisdiction of the other, may not be uselessly har- 
rassed or detained, it is agreed that all examinations of goods re- 
quired by the laws shall be made, before they are laden on board 
the vessels, and that there shall be uo examination after, nor shall 
the vessel be searched at any time, unless articles shall have been 
laden therein clandestinely, and illegally, in which case the per- 
son , by whose order they are carried on board , or who carried 
them without order, shall be liable to the laws of the land, in which 
he is ; but no other person shall be molested nor shall any other 
goods, nor the vessel be seized or detained for that cause. 
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Abticlf. VII, Eaf li party alwll endeavor by nll tlip meaiis 
ttieir power, to protecf and defend all veBscls and other effer.ts 
belongin^ to t.lie Citizens or suhjeets of thp gther, which sliall be 
within tbe extent of tlioir Jurisdiction by aea or by land, aud *liall 
UM «U their efforts to i-ecover and cause to bo rentoredtotlieright 
owner« thcir vessels and cffouta, whicb äball be takcn from tbom 
witliin the exf«nt of their said Jurisdiction. 

Artici.e Vin. The veasels of tlie stibjecta or uitizene of cit- 
hei- pai-ty eoraing on any coaat belongiug t» tlie otbtir, biit not wil- 
Ung to euter into port , or boing eiiti'red into port and ont willing 
to anload tlieir cargoes or break bnlk, shall linve iiberty to depart 
and piirsuu tbeir voyage wittioiit molestation , and witliout Ijeing 
obliged to pay any duties , chargOB or fees whatfloover, or ti\ ren- 
der any aceount of their cargo. 

Article IX. When any vesael of either party shttU be 
wrecked, foundered or otlierwise damaged on the coast or witliin 
the dominion of tbe otJier, tlieiv reepective Biibjeuta oc Citizens shall 
roccive, &e wcU for themselves as for their vesaeis aud effects, the 
Mme .iBBistance which wonld be dne to the inhabitante of the 
ranntry wliere tlie damage happens, and shall pay the aame char- 
geB and dnes only, a» the said inbsbitantti wouM be Bubject to 
pay in a like case, and if thu Operations of repair sliall reqniro 
(hat the whole , or any part of tlid cargo ahall b<? imloaded , thoy 
shnll pay do dutics, eliargen or tees, oii the part which thcy ehall 
relade and carry away. 

Artici.k X. The Citizens or siibjects ofeach party shall have 
power tfl dispose of their personal goods within the Jurisdiction of 
the other, by testament, donation, ov othei'wise ; and tlieir represen- 
tatives, being eubjecte or citJEons of the othei- pai-ty, shall ancceed 
to tlieir «lid personal gof)da, whetlier by testament or ab inentato, 
and miiy take powgesaion thereof, either by themselvöB orbyothers 
acting for tliem , and dispose of the aame at their will, paying 
«neh dnes only aa the inhabitanta of the conntry wherein the said 
goods are , sliall be siibject to pay in like eases ; and in case of 
tlie abscncQ uf the represeutativo , such care shall be taken of the 
said goods, and for so long a time, m would be taken of tli<- goods 
of a natirt' in like caso, until the lawful owner may take nu-asiii'es 
for receiving them. And if a qnostion shall arise among Ncveral 
claimants , to which of tliein the said goods belong, the same shall 
be decided finally by tho laws and Judges of the land wherein the 
sud goods are , and where , on the death of any persoii holding 
r«al estate within the territories of the one party, such rual estate 
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would , by the laws of the said land ^ descend on a Citizen or sub- 
ject of the other, were he not disqualified by alienage, such sub- 
ject shall be allowed a reasonable time to seil the same and to 
withdraw the proceeds/without molestation. 

Abticle XL The most perfect freedom of conscience and of 
worship is granted to the Citizens or subjects of eitherparty, with- 
in the Jurisdiction of the other, without being liable to molestat- 
ion in that respect^ for any cause other than an insult on the rel- 
igion of others. Moreover, when the subjects or Citizens of the one 
party shall die, within the Jurisdiction of the other, their bodies 
shall be buried in the usual burying grounds, or other decent and 
suitable place», and shall be protected from violence or disturbance. 

Aeticle XII. If one of the contracting parties should be 
engaged in a war with any other power, the free intercourse and 
commerce of the subjects or Citizens of the part remaining neutral, 
with the belligerent powers, shall not be interrupted. On the con- 
trary, in that case as in füll peace,the vessels of the neutral party 
may navigate preely to and firom the ports, and on the coast of 
the belligerent parties, free vessels making pree goods, insomuch 
that all things shall be adjudged free , which shall be on board 
any vessel belonging to the neutral party , although such things 
belong to an enemy of the other. And the same freedom shall be 
extended to persons who shall be on board a free vessel, although 
they should be enemies to the other party, unless they be soldiers 
in actual service of such enemy. On the other band, enemy vessels 
shall make enemy goods , insomuch that wliatever shall be found 
in the vessels of an enemy, shall be confiscated without distinction, 
except such goods and merchandize, as were put on board such 
vessel before the declaration of war, or within six months after it, 
which shall be free. 

Abticle XIU. And in the same case of one of the contrac- 
ting paiiiies being engaged in war with any other power, toprevent 
all the difficulties and misunderstandings that shall ariserespecting 
the merchandize heretofore called contraband , such as arms , am- 
munition,and military stores ofeverykind; no such articles, carried 
in the vessels or by the subjects or Citizens of one of the parties, 
to the enemies of the other, shall be deemed contraband , so as to 
induce confiscation or condemnation and a loss of property to in- 
dividuals. Nevertheless , it shall be lawful to stop such vessels 
and articles , and to detain them for such length of time as the 
captors may think necessary , to prevent the inconvenience or da- 
mage that might ensue from their proceeding; paying, however, 
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B reasonable compüDsatioa for tlie loa» such ari'est Almll o 
to tlie proprietore. And it eliall further be allowed to use, in the 
»ervice of the captors, the whole or any part nf the müilary stören 
80 dotained . paying t)ie ownors the füll value of the eame , to be 
SBcertaineil by the uuiTent priee at the place of ita clestination. 

ÄATiQLE XIV. And in tue aame uase, wlier» one of the por- 
tiea iB oDgaged in war with another power, that the vessel« of the 
iieatral powers inay be readily and certaiuly known, it is t^eed 
thaf tliey shall be pi-ovided with sea letteru or passports , whicli 
shall espresH tbe name, the property, and burthen of tlie veaael, 
as also the name and dwelling of tlie niaeter; which pu^poiifi 
shall be made out in good and duo forms i,lo be scttled by con- 
ventioiiB betweeo the parties) whenever occasioa aliall require, aliatl 
be examined aa often as the reesel shall return into port, and shall 
be exhibitcd whenever required, as well in tlie open tea a^ in port ; 
but if the Said Tessel be nnder eonvoy of one or more veHsels of 
war belonging to the ueutral party, thi^ simple deularatioa of the 
ofAcer comuianding tliu couvoy, that the aajd \'esaet belongs to tlie 
party of which he is, shall be considered as estabtishiDg the pact, 
and »hall reiieve both parties from the trouble of fiirther exami- 
jiation. 

Articlk XV. And tu prevenl all diuorder and violence in 
HDoli (»SOS, it 1« stipulated, that wlien the vessek of the neutral 
party, sailing witlioat eonvoy, shall be met by ajiy vessel of war, 
pitblie ür ]>rivate, of tbe other party, such vessel of war shall not 
approaeb witbin canuon -«hot «f tbe eiiid neutral vf ssel , itor send 

ImoTC thaii two or tliree tuen in tlieir boot oii boai'd the mime , t<i 
examiue her sea letters or passports ; and all persona belonging 
t« any vessel of war, public or private, who «hall molest or injuro 
iu suy maiiner whatcver, the people, vessel, or effects of the other 
party, shall be responsible in their persons and property for da- 
mages »nd intercst ; snfficient «eourity for whieh aliall be given 
by all conimitndLTS of private arined vosaels, bofore lliey are eom- 
missioned. 
AaTicui XVI. It in agreed, that the aubjeets or eitizens of 
each of tlie coiitrai;tiug parties, their vei^aeLs and effecta, ahall be 
liable to any embargo or detention on the part of the other , for 
Rjiy milJtary eJtpedition or other public or private piirposo vhat- 
Boever, aid in all cases of seizure, detention or aiTest, for debta 
oontracted , or offencea coinmitted by any Citizen or aubjeet of the 
one party witbiu tbe Jurisdiction of the otber, the «arae aliall be 
made and proiseculed by urder and authority of the law only, and 
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according to the regulär courue of proceedings usual in such 
cases. 

Article XVII. If any vessel or effects of the neutral power 
be taken by an enemy of the other , or by a pirate , and retaken 
by the other , they öhall be brought into some port of one of the 
partieö, and delivered into the eustody of the officei-s of that port, 
in Order to be restored entire to the true proprietor, as soon as 
due proof shall be made conceniing the property thereof. 

Article XVIII. If the Citizens or subjects of either party, 
in danger ft*om tempests , pirates or other accidents , shall take 
refuge with their vessels or effects within the liarbors or Jurisdiction 
of the other, they sliall be received protected and treated with 
humanity and kindness , and shall be permitted to fumish them- 
selves at reasonable pric^s , with all refreshments, provisions änd 
other things necessaiy for their subsistence, health and accommo- 
dation, and for the repair of their vessels. 

Article XIX. The vessels of war , public and private of 
both parties, shall caiTy freely wheresoever they please the ves- 
sels and effects taken from their enemies , without being obliged 
to pay any duties, charges or fees to officers of admiralty, of the 
customs, or any others, nor shall such prizes be an*ested, searched 
or put under legal process, when they come to and enter the port» 
of the other party , but may be freely carried out again at any 
time by their captors to the places expressed in their commissions, 
which the commanding officer of such vessels shall be obliged to 
show ; but no vessel which shall have made prizes on the subjects 
of his most Christian Majesty, the king of France, shall have a 
right of asylum in the ports or havens of the said IJnited States : 
and if any such be forced therein by tempest or dangers of the 
sea, they shall be obliged to depart as soon as possible according 
to the tenor of the treaties existing between his said most Christian 
Majesty, and the said United States. 

Article XX. No Citizen or subject of either of the con- 
tracting parties shall take from any power , with which the other 
may be at war , any commission or letter of marque for arming 
any vessel to act as privateer against the other , on pain of being 
punished as a pirate. Nor shall either party here lend or give 
any part of their naval or military force to the enemy of the other, 
to aid them offensively or defensively against that other. 

Article XXI. If the two contracting paiiiies should be en- 
gaged in war against a common enemy, the foll(»wingpoints should 
be observed between them : 1"'. If a vessel of one of the parties 
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'reteken by a privat«ei' uf tlie iitUer ^liaU tiiil liavc bueii in iinnseis- 
•ioti of the eiinmy niorc tlian tweiity tbiir Iidiith, »Itu itliall be ri's- 
tored to the tirat owiier fov <)ue third off Im vaWe nf tlievc»selain] 
carg»: but il' ahe stioll have been more tlian twenty foiir hoiiia 
in poiucsäion ofthe eiiemy,sliesliallbäloDgwhoUy totherec^iptora. 
S"*. If in the smiie cast, tlie recapture wei'u by a public vesBul 
(if war of the oue pai-ty, leatitution sliall be nuul« to tlie owiiei' 
für unc 30tli part of tlit value of tlie vensel and cargo, if alie shall 
not liave been in poaseasion of the unemy morc ttian twt^nty four 
bours: aud one tenth of tlie snid value wbero ehe sh&ll liave hueii 
lungei', whicli sum» shall be dJittribiited in gratuities to the reeap- 
toi'ii. 'd''. Tlie reijtituüun lu thu i^saes afurc »ald uliall be after 
due proof of property and atire^ giveu für tlic purt to wliii--li tlie 
recaptors are entitled. i"", The veAtela of war, public ur privat« 
of the two parties «hall be retüpivcally aduiitted witli their piiie» 
üoto the reepective porbi of each , but the aaid priKCH shall not be 
diiicharged er auld thiTe, until their legulity ithall liave been de- 
cided accoi'ding to the laws aiid regulatioDB uf the State tu whieh 
thv uaptoru beloiig. 5'''. It sliall be free to euch party , to luake 
such rogulutiona tut tliey judge ueoesnary for the couduet uf their 
reBpectivB veesels of war, public and private, relative to the vej^gehi 
wUlcli they sball take aud carry into the portü of the two pai'tie«. 

Akticle XXII. Wliere the pai-tieci »hall have a common 
euumy, ur shall buth be neutral , the vessele of war oi' each ^lall, 
upon all occasiuns, take undiT tiieir proteetlmi, tht» verittelis of the 
other going the aame courae, snd hIi.-iII defend <«ueli veewln aoluiig 
im they hold tlio same coiirse, agaluat all forcu^ aud violeiiee, iu 
the Baiiii' mauner aa tliey ought to pi-oleet aud del'end vesBelM be- 
longing to the party of which they are. 

Article XXIII. If war aliould ariite between the two cou- 
tractiug pai'ties, the luci-chauts of either cnuntry then reaiding in 
the otber ahall be allowed to reuiaJii nine montliR to collect their 
debte und aettle their affaira, luul may depart freely, carryiug all 
their uffeets witbout mideHtstion oi* hiudranec, and all wouieu aud 
i'-hildren, Bcliolan« of evory faeulty, eultivators uf the eartlj, arti/^iie, 
inJinufactureva aud fisheruien, unarmed aud iuhabitiiig unfortilied 
towua, villagee or pLave», whu»e oceupatious are for the comiuun 
aubaiHteiice aud biuefit of uiankind , f lutU be allowed to eoutinue 
their respeetive employmeDt« , aud Hhatt not be inoleated in tlu^lr 
pei-auus , nor ahall their Itonso« or goodti be hurnt or otlierwisc 
defftroyed, nor thmr field« waated by the arjued fonneoftlie enemy, 
into whoae power by the eventit of war tii^y luay kappen to fall ; 
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but if any thing iß necessary to be taken from tliem for the use 
of Bucb armed forcc , the same shall be paid for at a reasonable 
price ; and all merchant and trading vessels employed in exchan- 
ging the product« of different places , and thereby rendering the 
necessarieg , conveniences and comforts of human life , more easy 
to be obtained and more general, shall be allowed to pass free and 
unmolested ; and neither of the contracting powers shall grant or 
issue any commission , to any private armed vessels empowering 
them to take or destroy such trading vessels , or intemipt such 
cx)mmerce. 

Article XXIV. And to prevent the destruction of prisoners 
of war^ by sending them into distant and inclement countries, or 
by crowding them into close and noxious places , the contracting 
parties solcmnly pledge themselves to each other, and to the world, 
that they will not adopt any such practice ; that neither will send 
the prisoners whom they may take from the other into the East 
Indies^ or any parts of Asia or Africa; but that they shall be pla- 
ced in some part of their dominions in Europe or America, in whole- 
Bome situations , that they shall not be confined in dungeons , pri- 
sonships, or prisons , nor be put into irons , nor bound , nor other- 
wise restrained in the use of their limbs , but the officers shall be 
enlarged on their paroles , within convenient districts , and have 
comfortable quarters ; and tlie common men be disposed in can- 
tonments , open and extensive enough for air and exercise , and 
lodged in barracks as roomy , and good as are provided by the 
party in whose power they are , for their own troops ; that the 
officers shall also be daily fumished by the party in whose power 
they are , with as many rations, and of the same articles and qua- 
lity, as are allowed by them, either in kind, or by commutation, 
to officers of equal rank in their own army , and all others shall 
be daily fumished by them , with such ration as they allow to a 
common soldier in their own service; the value whereof shall 
be paid by the other party on a mutual adjustment of accounts for 
the subsistence of prisoners at the close of the w^ ; and the said 
accounts shall not be mingled with, or set off against, any other, 
nor the balance due on them be withheld as a satisfaction or re- 
prisal for any other article or for any other cause, real orpretended, 
whatever ; that each party shall be allowed to keep a commissary 
of prisoners of their own appointment , with every separate can- 
tonment of prisoners in possession of the other, which commissary 
shall see the prisoners as often as he pleases , shall be allowed to 
receive and distribute whatever necessaries may be sent to them 



Amerikanischer Gegen 



XXI 



Tiy fheir friendg, aiid sball be free to make his reports in open 

) letters to thoBe who employ him ; biit il' any of'ficer «hall bre»k 

I bis parole , or any other prisoner shall esc^pe from the Umits of 

hie cantoTiment, after tbey ehall have been designated to him, such 

individnal, officers or other prisoners, shall Ibrfeit so mucli of tlie 

benefit of this article as provides für \ü& enlargement un parole 

or cantonnieDt. And it is declai'ed, that neither the pretence that 

war dissolves all treaties, nor any other whatever, shall be con- 

aidered as aiinulüng or suspendiog this and the next precediag 

article , but on the coDtrary that the atate of war io precisely that 

for which they are provided , and during which they are to be as 

) Kacredly observed , as the most acknowledged articles in the law 

I of natnre and nations. 

Article XXV, The two coutracting parties grant to each 
other the liberty of having, each in the ports of tlie other, Consuls, 
Vice Oonsnls , agents and connoisearies of their own appointnicnt, 
whoae functiona shall be regniated by particnlar agreement , whe- 
never each party shall chooae to make sach appointment. 

Article XXVI. If either party shall hereafter graut to any 
other nation any particnlar favor in navigation or commeree, it 
shall imraediately become common to tbe other party, freely where 
it is freely granted to auch other nation , or on yielding the com- 
pensation where such nation does the same. 

ÄRTioLE XXVll. Hia Majesty the king of Pmasia, and the 
- tJnited States of America, agree , that this treaty shall be in foree 
during the term of — ^years from the excliange of ratific^tions ; 
if the espiration of that term should happen during the course and 
of a war botween them, then the ai-ticles before provided for the 
regulation of tfaelr conduct during such a war, shall continue in 
force until the conclnsion of the treaty , which shall reestablish 
place, and that this treaty shall be ratified on both aides, aud the 
ratificatione ejtchanged within one year from the day of its aigna- 
tnre. 




3. Deflnitiyer Vertrag vom 10. September 1785. 

A treaty of amity and commerce , between Ins Majeaty the King 
of Prussia and the United States of America. 

His Majesty the King of Prussia , and tlie United States of 
America ^ desiring to fix ^ in a permanent and eqoitable manner, 
the rules to be observed in the intercourse and commerce they 
desire to establish between their respectivecountries; His Majesty 
and the United States have judged that the said end cannot be 
better obtained than by taking the most peifect equality and re- 
ciprocity for the basis of their agreement. 

With this view , His Majesty the King of Prussia has nomi- 
nated and constituted as his Plenipotentiary, the Baron Frederick 
William de Thulemeier , his Privy Counsellor of Embassy , and 
Envoy Extraordinary with their High Mightinesses the Stades Ge- 
neral of the United Netherlands ; and the United States have , on 
their part, given füll powers to John AdaniÄ, Esquire , late one of 
their Ministers Plenipotentiary for negotiating a peace, heretofore 
a Delegate in Congress irom the State of MaseachuBetts^ and Chief 
Justice of the same , and now Minister Plenipotentiary of the Uni- 
ted States with His Britannic Majesty ; Doctor Benjamin Frank- 
lin , late Minister Plenipotentiary at the court of Versailles , aud 
another of their Ministers Plenipotentiary for negotiating a peace ; 
and Thomas Jefferson, heretofore a Delegate in Congi'ess from the 
State of Virginia, and Governor of the said State, an4 now Minister 
Plenipotentiary of the United States at the court of His Most Chris- 
tian Majesty , which respective Plenipotentiaries , after having ex- 
changed their füll powers, and on mature deliberation , have con- 
cluded, settled and signed the foUowing articles. 

Article I. There shall be a firm, inviolable and universal 
peace and sincere Mendship between His Majesty the King of 
Prussia, his heirs, successors and subjects, on the one part, and 
the United States of America , and their Citizens , on the other, 
without exception of persons or places. 
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Abticle II. Tlie subjects of hin Majesty the King of PruB- 
aU may frequeiit all tho coaeta and counti-ies of tlie üuited States 
uf America, and resiile and trade tbero in all Borts of produce, 
manufautnrea and mercbandize ; and »Lall pay witliin the Said 
United States no other or greater diUies, charges or fees what- 
Boever, thaii the niost favonred nations are or sliall be oLliged 
to pay ; and they »hall enjoy all tlte rights , Privileges and es- 
emptiona in Qavigatiou and commerce, wliicli the moat favonred 
nation does or ehall enjoy ; submitting tliemselves nevertheless to 
tlie lawB and neagea there established, and to which are snbmitted 
the Citizens of tlie United Statea, and the Citizens and snbjects of 
the mofit favuured natione. 

Akticle 111. lu like nianner the Citizens of the United Sta- 
te» of ^merica may fi-equent all the coasta and countries of his 
Majesty the King ofPrusaia, and reside and trade there in allsorts 
of produce , maniifactnres and merchandize , and shall pay in the 
dominions of his snid Majesty no other or greater dnties , eharges 
or fees whatsocver tban tbe most favonred nation is or shall be 
ühliged lo pay; and they shall eru'oy all the rights, Privileges 
and exeniptiona in navigation and commerce wbicb the most fa- 
vonred nation does or shall enjoy ; submitting tbemäelvcs never- 
theless to tbe laws and neages there estabUsbed , and to which 
are snbmitted the anbjects of his Majesty tbe King ofPrussia, and 
the Biibjects and Citizens of tlie roost favonred nations. 

Akticle IV. More especially each party shall have a right 
to carry their own pi-oducc, mannfacturea aiidmerchandize,lntheir 
own or aiiy other veasela to any parta ofthe dorainioiisof tbe other 
wliere It aball be lawfiil for all tbe snbjects or Citizens of that 
other h-eely to pnrchase them ; and theuce to take the prodnce, 
mau uf »etil res and merchandize of the other, which all the said 
Citizens or snbjects shall in l>ke manner be free to seil them, pa- 
ying in both easea snch dnties, charges and fees only, as are or 
shall be paid by tbe most favoured nation. Nevertbelesa the King 
of Priissia and the United States, and each of them, reserve to 
themselves the right, wbere any nation restraius tbe trän Bportation 
of merchandize to the vessela of the eountry of which it is tbe 
growth or mannfactnre, to establish against such nations retalia- 
ting regniations; and also the right to prohibit, in their reapectim 
countries, the importation and exportation ofallmerchandizewbalt- 
wben reasona of stste shall requii-e it. In Ibis oase, the 
STibjects or Citizens of eitber ofthe contracting partium shall not 
Import nor export the merchandize probibited by the other; bot 
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if one of the contracting pai*ties permits any other nation to Im- 
port or expoi*t the same merchandize , the Citizens or subjects of 
the other shall immediately enjoy the Barne liberty. 

Article V. The merchants, Commanders of yessels^ or 
other subjects or Citizens of either party, shall not, within the ports 
or Jurisdiction of the other , be forced to unload any sort of mer- 
chandize into any other vessels, nor to receive them into their own 
nor to wait for their being loaded longer than they please. 

Article VI. That the vessels of eitlier party loading with- 
in the poi*ts or Jurisdiction of the other, may not be uselessly 
harassed or detained , it is agreed , that all examinations of goods 
required by the laws , shall be made before they are laden on 
board tlie vessel , and that there shall be no examination after ; 
nor shall the vessel be searched at any time , unless articles shall 
have been laden therein clandestinely and illegally, in which case 
the person by whose order they wei-e carried on board , or who 
carried them without order, shall be liable to the laws of the land 
in which lie is; but no other. person shall be molested, nor shall 
any other goods, nor the vessel be seized or detained for that 
cause. 

Article VII. Each party sliall endeavour, by all the means 
in their power, to protect and defend all vessels and other effects 
belonging to the Citizens, or subjects of the other , which shall be 
within the extent of their Jurisdiction, by sea or by land ; and shall 
use all their efforts to recover, and cause to be restored to the 
right owners , their vessels and effects which shall be taken from 
them within the extent of their said Jurisdiction. 

Article VIIL The vessels of the subjects or Citizens of 
either party, Coming on any coast belonging to the other, but not 
willing to enter into port, or being entered into port, and not wil- 
ling to unload their cargoes or break bulk, shall have liberty 'to 
depart and to pursue their voyage, without molestation, and with- 
out being obliged to render account of their cargo , or to pay any 
duties , charges or fees whatsoever , except those established for 
vessels entered into poii;, and appropriated to the maintenance of 
the port itself , or of other establishments for the safety and con- 
venience of navigators, which duties, charges and fees shall be the 
same, aud shall be paid on the same footing as in the case of sub- 
jects or Citizens of the country where they are established. 

Article IX. When any vessel of either party shall be 
wrecked, foundered or otherwise damaged on the coaste, or with- 
in the dominion of the other, their respective subjects or Citizens 
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shall reo«iTe,aa well for themeelvcB as for theii'Tessclsandeffectd, 
the same aasistance which woiild be due to tbe inhabitanta of tli« 
country wliei'c the damage liappeua, and ghaUpajthegamecharges 
and due» only as tbe said inbsbitants wonld be snbject Uy pay iit 
8 like case : aud if the operationa of repair aball reqoire that the 
wbole or any part ut'their cargo be anladed, they «hall pay no 
dntiee, cbarges or t'eee od tho part whicb thoy alull relade aiid 
carry away. Tbe »ncient and barbarona right to wrecks uf tbe 
sea flhall be eutirely aboiinhed , with respeet to the aabjects or ci- 
tizena of the two contracting partiee. 

ÄKTioLE X. Tbe ciözena or snbjecta of eaeb party shall 
liave power to diapoae of their personal goods within the jiiria- 
^ction of the other, by teetameut, donation or olhcrwise ; and thetr 
rcpreaentatiTea, beiug subjects or citizena of the other l)arty, Bhall 
succoed to their said peraonal guoda, whether by testainent or ab 
intf.slato, and may take posaea^^ion thereof eitber by themselvea 
or by otbera acting for them, and diepoi^e of the aame at their 
will, paying Euch dues only as tbe inhabitants of tbe country 
whercin the said gooda are, ahall be subject to pay in like caees. 
And in caai.' of tbe xbaence of tbe repreaentative , aacb care aball 
be takim of tbe gaid gonds, and for m long a time aa wonld be 
taken of tbe gooda of a native in like caae , until the lawful ow- 
ner may take meaanres for receiving them. And if qaestion aball 

; amoDg aeveral daimanta to which of tbem the eaid gooda 
beloug, the anme aball bo decided fiually by the lan-s and Jltdge« 
of the land wheroin the said goods are. And where, on the deatb 
of any person holding real estate within the territoriea of the one 
party , such real estate would by tbe lawa of the land descend 

t citizeD or snbject of the other, were he not disqrialified by 
alienage, auch subject aball be allowed a reaaonable time to «eil 
tbe same, and to witbdraw tho procceda witiiout moleatation, and 
eiempt from all rights of detraction on the part ofthegoverument 
of the roapcctive atatea. Bat tliia article shall not denkte in 
any manner trom tbe force of the lawa already publiahed or bere* 
after to be publiahed by tlils Majesty tbe Klug of Prussia, to prc- 
Tcnt the cmigration of hia aubjecta. 

Abticle XL The most perfect froedom of cunacieue« and 
of worsbip , is granted to the eitizena or Bubjoots of either party, 
within tbe jnriadiction of the other , without beiug liable to mole- 
station in that respe«t, for any cause otlier than au luaalt on tbe 

gion of others. Morcover, whon the subject» or Citizens of the 
one party, ahall die within tho jnriadiction of the other, their 
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bodies shall be buried in the usual barying grounds, or other de- 
cent and suitable places y and shall be protected from violation or 
disturbance. 

Abticle XII. If one of the contracting partieo shonld be 
engaged in war with any other power, the free intercourseand 
commerce of the subjects or Citizens of the party remaining nenter 
with the belligerent powers, shall not be intemipted. On the con- 
traiy, in that case as in fall peace, the vessels of the neutral party 
may navigate freely to and from the ^oiiis and on the coasts of 
the belligerent parties , free vessels making free goods, insomnch, 
that all things shall be adjudged free which shall be on boardany 
vessel belonging to the neutral party , although such things be- 
long to an enemy of the other ; and the same freedom shall be 
extended to persous who shall be on board a free vessel, although 
they should be enemies to the other party, unless they be soldiers 
in actual Service of such enemy. 

Abticle XIII. And in the same case of one of the con- 
tracting parties being engaged in war with any other power , to 
prevent all the difficulties and mlsunderstandings that usually 
arise respecting the merchandize heretofore called contraband, such 
as arms, ammunition and military stores of every kind, no such 
articles carried in the vessels , or by the subjects or Citizens of 
one of the parties to the enemies of the other, shall be deemed 
contrabaud , so as to induce confiscation or condemnation and a 
loss of property to individuals. Nevertheless , it shall be lawful 
to stop such vessels and articles, and to detainthemforsuchlength 
of time as the captors may think necessary to prevent the incon- 
venience or damage that might ensue from their proceeding, paying 
however a reasonable compensation for the loss such arrest shall 
occasion to the proprietors : And it shall further be allowed to 
use in the service of the captors , the whole or any part of the 
military stores so detained , paying the owners the füll value of 
the same , to be ascertained by the current price at the place of 
its destination. But in the case supposed , of a vessel stopped 
will deliver out the goods supposed to be of contraband nature, 
he shall be admitted to do it, and the vessel shall not in that case 
be caiTied into any port, nor further detained , but shall be allo- 
wed to proceed on her voyage. 

Article XIV. And in the same case where one of the par- 
ties is engaged in war with another power, that the vessels of the 
neutral party may be readily and certainly known , it is agreed, 
that they shall be provided with sealetters , or passports , which 
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aliall Hpresa tlie name , tlie property nnd burthen ot the rensel, 
HB also the name nnd dwelÜDg of tlie maater, which paa^portB sliall 
be made oiit in fjood and diie forms , (to be settled by conveutioDB 
between the'parties whenaver occanioii eh»!! reqtiirelshallbereDe- 
wed as the vesael ahall rctum into port; and shall be exhibited 
whensoever required , as weU in the open sea as in port. But if 
the Said vesael be ander convoy of one or more vesselB of war, 
belunging to the neutral party, the eimple doclaration of tbeolScer 
(wniinanding tlie convoy, that the Said vegsel belongs to tbe party 
of whieh he ie, shall be considered aa establishing the fact, and 
shall relievD both paities from the tronble of further esaminatiou. 

Article XV. And to prevent entirely all disorder and vio- 
lence in sncti caaes , it ig Btipulated , that wben the veesels of tbe 
nentral party, aailing withnnt convoy, ahall be met by any veseel 
of war , public or private , of f he üther party , Bnch vessel of war 
shall not approach withia caniion sbot nf the said nentral vessel^ 
nor Bend more than two or three men in their boat on board the 
same , tu examine tier sea-tetters or paseports. And all personB 
belonging to any vesBel of war, publie or private, who shall moleat 
or im'iire, in any manner whatever, the people, veBsels or effectB 
of the other pai-ty, ghall be i-eaponsible in their peraoua and prop- 
erty for damages and intereat , Bufßcient äccurity for which shall 
be given by all Commanders of private armed vesaeU before they 
are coramisiiioned. 

Akticlg XVI. It is ugreed that the snbjectB or Citizens of 
eaeh of the eontraeting parties, their veauela and efiecta, shall not 
be liahlu to any embargo or detention on the part of the otber, 
for any military expeditioQ , ur ather public or private purpose 
whatsoever. And in all casea of seizure, detention or arrest , for 
debts contracted or olFenoeü committed by any Citizen or snbject 
of the one party , within the juriedictton of the other , the name 
ahall bu made and prosecntetl by order and anthority of law only, 
and ac«oriUng to the regalar wurBe of proceedingB ueual in such 
CÄses. 

Akticle XVII, If any vesael or efteeta of the neutral 
power be taken by an enemy of the othor , or by a pirate , and 
retaken hy that otlier , they sball be brought into some port of 
one of the parties, and delivered intu tlie onstody of the ofGcers 
of that [wrt , in order to be restored entire to the true proprietor, 
as Boon as due proof shall bemadeconcemingtheproperty thereof. 

Abticle XVIII. If the Citizens ur »ubjecte of eitlier party, 
in danger f^om tempeats, pirates, euemiea or other accident, shall 
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bodies shall be buried in the usual burying grounds, or other de- 
Cent and suitable places , and shall be protected £rom violation or 
disturbance. 

Abticle XII. If one of the contracting parties shonld be 
engaged in war with any other power, the free intercoorseand 
commerce of the subjects or Citizens of the party remaining nenter 
with the belligerent powers, shall not be interrupted. On the con- 
trary, in that case as in füll peace, the vessels of the neutral party 
may navigate freely to and from the ^orts and on the coasts of 
the belligerent parties , free vessels making free goods, insomach, 
that all things shall be adjudged free which shall be on board any 
vessel belonging to the neutral party , although such things be- 
long to an enemy of the other ; and the same freedom shall be 
extended to persous who shall be on board a free vessel, although 
they should be enemies to the other party, unless they be soldiers 
in actual Service of such enemy. 

Abticle XIII. And in the same case of one of the con- 
tracting parties being engaged in war with any other power , to 
prevent all the difficulties and mlsunderstandings that usually 
arise respecting the merchandize heretofore called contraband, sach 
as arms, ammunition and military stores of every kind, no such 
artlcles carried in the vessels , or by the subjects or Citizens of 
one of the parties to the enemies of the other, shall be deemed 
contrabaud , so as to induce confiscation or condemnation and a 
loss of property to individuals. Nevertheless , it shall be lawfhl 
to stop such vessels and articles,and to detainthemforsuchlength 
of time as the captors may think necessary to prevent the incon- 
venience or damage that might ensue from their proceeding, paying 
however a reasonable compensation for the loss such arrest shall 
occasion to the proprietors : And it shall further be allowed to 
use in the Service of the captors , the whole or any part of the 
military stores so detained , paying the owners the füll valne of 
the same , to be ascertained by the current price at the place of 
its destination. But in the case supposed , of a vessel stopped 
will deliver out the goods supposed to be of contraband natore, 
he shall be admitted to do it, and the vessel shall not in that case 
be carried into any port, nor further detained, but shall be allo- 
wed to proceed on her voyage. 

Article XIV. And in the same case where one of the par- 
ties is engaged in war with another power, that the vessels of the 
neutral party may be readily and certaiuly known, it is agreed, 
that they shall be provided with sealetters , or passports , which 
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ml value whore she shall have been longer, wliich 

iliötribiited in gratuitiee to tlie reoaptors. 3. The 

ihr cnsea aforesaid, ahall be after diie pi-oof of pro- 

■n-t'ty given for tlie part to wLich the recuptors are 

I W. vcBsels of war, public and private, of the two 

il iif reciprotmlly admitted with tlieir prizes into the 

iivts of each; but the said prizee sliaU not be dis- 

fm«! mir sold tlier«, until theii- l^alityshall have been decided, 

iir>|!iig to the IxwH and r^ulations of the stetes to which the 

li'iigs, bat by thii Judicatures ol' the plauo iotu which the 

> oIiaII havp been uonducted. 5. It BhftU be free to each 

•ly to niake änch rcgnlations as they Bball jtidge neuesttary for 

e otjndnct of their respective vesBela of war, public and private, 

ICtlntive to the vcbbcU wliich they shall take and carry into the 

LmtM of the two pai'tiei«. 

AniicLE XXII. Wiiei'c the partiea shall liave a common 

5(1 or shall both be neutral, the vesselB of war of each bIisII, 

^ oocasions, take under tlieir protet^tion the vesäels as long 

t Jiold the sarae course, against all foi-ce and violenoe, in 

) manner aa they ought to protect and defenil vefiseh be- 

Wffiiis tn the party of wliich they are. 

Abtku-E XXIII. If war ihould ariae between the two con- 

L tracting partics, the roevchantH oi' cither conntry, tlien residlng in 

rihe utlier, shall be allowed to remain nine nionths to collect their 

rdebt« and settle their affaii'», anil may depai-t freely, carrying off 

ll thßlr offecta, without molostation or hindranne: And all wom«i 

^Bsd children, Bcholard of evei'y faoulty, ciiltivat.oi's of the earth, 

^krtizani«, mannfactiirer» and ÜBherinen unarmed aiid iuhabiting un- 

I Artitiud towns, villag<*H or placcB, anil in general all otliera wliose 

l «eoupation« are for the common BubeiateDce and benefit of man- 

I fctnd, shal! be allowed to continne Iheii' respective eniploymentB, 

I «lul iiliull not be molested in their pertion»«, nor sliall their hoUBes 

I or goode bf burnt, ur utherwisc deetruyed, nor tlieir fleldB waated 

I t(y tb« aniied force of tlie enemy, intn whoae power, by the eventa 

I of war, they may luippen tu fall ; biit if any thing ia neeessary 

1 t« be takcn fn>iii them for the ntie of euch aimed force , the »aine 

' shall he paid for at a reasonable prie«. And all merchant and 

tntding VPsselH omployed in exchaaging the producta of different 

plaee^ , aiid thereby rendering the necettdaries , conveniencea and 

Gomfurt» of human life more eaey tu be ohtained , and more gene- 

. n\, »hall he allowe*! to paaa free and unmolested; and ncithcr 

mt tiie contracting power« shall gi-ant or istine any coinmisMion to 
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take i'efnge with their vessels or effects, within the hsrbonrs or 
Jurisdiction of tlie othei-, thoy shall bereceived, proteoted and 
treated with hiim&nity and kindneua , aud shall be permitted to 
furnii^b themselves , at reasunable priees , with all refresliniente, 
provisionB and otlier tliingB necessary for thelr Buatenance, health 
and accommudation, and for the repair of their veseelB. 

AitTiCLE XIX. The vessels of war, public and private, of 
botii parties, sliall carry froely wheresoever they pleaBO, the ve&- 
Bels and effectB taken from their enemies, withont being obliged 
to pay any datieB, chargea or fees to offieera of admiralty, of the 
cnatomB, or any othera, nor aliall such prizes be arrested, searched 
or put under legal procesB, when they come to and enter the porte 
of the other party, but may freely be carried ont again at any 
time by their eaptorB to tlie place» expressed in their commiBsiona, 
which the commanding officer of snch vesset ahall be obliged to 
show. Bat no vossel wliich shall have made prizea on the anb- 
jectB of hiB HoBt Christian M^eaty tlie King of Franee, Bhall have 
a riglit of asyluin in the portB or havena of the aaid UuitedStates ; 
and if any siicli be forced tlierein hy tempest or dangera of the 
sea, they shall be obliged to depart as soon aB poaBible, accordiog 
to the tenor of the treatiea existing botwceu hiB saidHoat Christian 
HajoBty and the aaid Uuited States. 

Abticle XX. No Citizen or subject of eithei' of the con- 
tracting parties shall take from any power with wliicli the other 
may be at war, any commisBion or letter of marqne for arming 
any vessel to act as a privateer against the other, on pain of 
being püniahed as a piratej nor shall either pai-ty hire, lend or 
give any part of tlieir naval or milltary force to the enemy of 
the other, to aid them offcnaively against that other, 

ÄETiCLE XXL If the two contiacting partiea ahall he en- 
gaged in war againat a common enemy, the following pointa ehall 
be obaerved between them. 

1. If a vessel of one of the parties, retaken by a privateer 
of the other , shall not have been in posseastion of the enemy more 
than twenty four honra , she shall be reatored to the firet o«: 
for one third of the valne of the veasel and cargo; but i£d 
have been more than twenty-four hours in p 
she ahall belong whoUy to the reeaptor. ^ 
the recapture were by a public vnae' 
restitution shall be made to the o« 
the value of the veaael and cugr 
possession of the enemy mos« t 




'tentli ot the eaid valae wliore ehe shul] have beeD longer, wLich 
unma aliall be distribnted in gratiutios to the recapfore. 3, The 
restitution in the caaea aforesaid, ahall be after due proof of pro- 
perty , aud surety giveu for the part to whicli tlm rucapturs are 
eutitled. 4, The vcBsels of war, public and private, of the two 
partiex , ehall be reoiprocally adinitted witb their prizes into the 
respeetlve ports of each ; bot the said prizes »halt not be dia- 
charged nor aohl tliere,until their legalilyahalthaveheendecided, 
HC4X>rding to tho lawa and regulationa of the states to whieh the 
captor belougs, but by the Judicatures of the plaee into whieh the 
prize Bhall have becn conduet«d. 6. It shall be free to eacli 
party to make such regulationa as they ahall judge necessary for 
the condiict of their ruapective vessela of war, public and private, 
relative to the veaaela which they ahall take and earry intii the 
porta of the two parlies, 

Article XXII. Where the purtiea aliall have a common 
enemy, or ahall both be neutral , the veasela of war of each ahall, 
upon all occasione, tnke under their proteetion the vesaels aa long 
ae they hold the aame oonrae, agaiiiat all foree and violenoe , in 
' the Same manner aa they ought to proteei and defeud veaaela be- 
longing to tlie party of which they are. 

Articlk XXIU. If war ahould ariae between the two con- 
tracting partiea, tlie mercimnts of eithcr country , then residlng in 
the other, ahall be allowed to remain nine montha to collect their 
dehta and aettle their affairs, and may depart freely, carrying off 
all their effecta, without moleatation or hindrance: And allwomen 
^d children , acholura of e.very faenlty, cnltivatore of the earth, 
artizana, manufacturera and flahermen unamed aud iniiabiting un- 
■Ibrtilied towna, villagea or placea, and in general all othere whoae 
ucenpationa are for the common auhaiatence and benefil iif man- 
kind , ahall he allowed tu eontinue their reapeoHve employrnenta, 
auil ahall not be moleated in their persona , nor ahall tlieir houaea 
or gooda be burut, or otherwiae deetroyed, nor their fielda waated 
by the armed force of the enemy, into whoae power, by the eventa 
of war, tliAy may happeii to fall ; but if any thing Is neoessary 
to be taken from them for the nae of auch armed foree , the aame 
shall he paid for at a reaaonahle prioe. And all merehant and 
trading veaaels employed in exehangiug the producta of different 
placea , aud tliereby reudering the neeeaaariea , cotiveuieuces and 
comforta of human life more easy to he obtatned , and more gene- 
ral , ahall be allowed to pass free and unmoleated ; and neithur 
of the contniuting powcra ahall nTunt or iaaiie auy conimiaaion to 
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any private armed vessels , empowering them to take or destroy 
such trading vessels or interi'upt such commerce. 

Article XXIV. And to prevent the destruction of prisoners 
of war , by sending them into distant and inclement countries , or 
by crowding them into close and noxious places, the two contrac- 
ting parties solenmly pledge themselves to each other, and to the 
World , that they will not adopt any such practice ; that neither 
will send the prisoners whom they may take from the other into 
the East-Indies, or any other pai-ts of Asia or Africa, but that they 
shall be placed in some part of their dominions in Europe or Ame- 
rica j in wholesome situations ; that they shall not be confined in 
dungeons , prison-ships , nor prisons , nor be put into irons , nor 
bound , nor otherwise restrained in the use of their limbs ; that 
the officers shall be enlarged on their paroles within convenient 
districts, and have comfortable quailiers , and the common men be 
disposed in cantonmeuts opeu and extensive enough for air and 
exercise , and lodged in barracks as roomly and good as are pro- 
vided by the party in whose power they are for their own troops ; 
that the officers shall also be daily furnished by the party in whose 
power they are, with as many rations, and of the same articles 
and quality as are allowed by them , either in kind or by com- 
mutation , to officers of equal rank in their own army ; and all 
others shall be daily furnished by them with such ration as they 
allow to a common soldier in their own service ; the value where- 
of shall be paid by the other party on a mutual adjustment of 
accounts for the subsistence of prisoners at the close of the war ; 
and the said accounts shall not be mingled with, or set off against 
any others , nor the ballauces due on them , be witheld as a satis- 
faction or reprisal for any other ai*ticle , or for any other cause, 
real or preteuded , whatever ; that each pai-ty shall be allowed to 
keep a commissary of prisoners of their own appointment , witli 
every separate cautonment of prisoners in possession of the other, 
which commissary shall see the prisoners as often as he pleases, 
shall be allowed to receive aud distribute whatever comforts may 
be sent to them by their friends, and shall be free to make his 
reports in open letters to those who employ him ; but if any officer 
shall break his parole , or any other prisoner shall escapc from 
the limits of his cautonment, after they shall have been designated 
to him , such individual officer or other prisoner , shall forfoit so 
much of the benefit of this article as provides for his enlargement 
on parole or cautonment. And it is declared , that neither the 
pretence that war dissolves all treaties, nor any other whatever, 
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sliall be considercd as aDinüling or suspendiug tliis and the next 
preceding article ; but , on the contrary, that tlie State of war is 
precisely that for whicli they are provided, and during wliich they 
are to be as sacredly obsei-ved as the most acknowledged aiücles 
in the law of nature or nations. 

Article XXV. The two contracting parties gi-ant to eacli 
otlier the liberty of having each in the ports of the other, consuls, 
vice-consuls , agents and commissaries of their own appointment^ 
whose funetions shall be regulated by particular agreement when- 
ever either party shall choose to make such appointment ; but if 
any such consuls sliall exercise commerce, they shall be submitted 
to the same laws and usages to which the private individuals of 
their nation are submitted in the same place. 

Article XXVI. If either pai-ty shall hereafter gi'ant to any 
other nation, any particular favour in navigation or commerce, it 
shall immediately become common to the other party, freely, 
where it is freely granted, to such other nation, or on yielding the 
compensation where such nation does the same. 

Article XXVII. Ilis Majesty the King of Prussia, and the 
United 8tates of America, agree, tliat this treaty shall be in force 
during tlie terni of teu years from the exchange of ratifications ; 
and if the expiratiou of that term should happen dudng the course 
of a war bctween them , then the articles before provided for the 
regulation of their conduct during such a war , shall continue in 
force until the conclusion of the treaty which shall re-establish 
peace ; and that this treaty shall be ratified on both sides, and the 
ratifications exchanged within oneyear from the dayofitssignature. 
In testimony whereof, thePlenipotentiaries before mentioned, 
have hereto subscribed their names, and affixed their seals, at the 
places of their respeetive resideuce , and at the dates expressed 
under their several signatures. 

A la Ilaye le 10 Septembre, 1785. F.G. de Thutemeier. (l. s.) 
London, August 5, 1785. John Adams. (l. s.) 

Passy, July 9, 1785. B. Franklin, (l. s.) 

Paris, July 28, 1785. lli. Jefferson. (l. s.) 



